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Geleitwort v 


Geleitwort 


Verwaltungsmodernisierungen nach den Vorstellungen des New Public Management 
haben mittlerweile eine weite Verbreitung im deutschen Behördenalltag gefunden. All 
diesen Ansätzen ist gemein, dass dabei vorhandene privatwirtschaftliche Manage- 
mentkonzepte mit dem Ziel auf den öffentlichen Sektor übertragen werden, die Wirt- 
schaftlichkeit der Behörden zu steigern und eine höhere Transparenz über das Verwal- 
tungshandeln zu erreichen. Mit der zunehmenden Verbreitung steigt allerdings auch 
die Unzufriedenheit mit diesen Reformen. Neben den hohen Kosten für solche Projek- 
te wird vermehrt auch die kontextlose Übertragung betriebswirtschaftlicher Prinzipien 
kritisiert. Umso mehr verwundert es diesbezüglich, dass breit angelegte empirische 
Untersuchungen bislang kaum vorliegen. 


Genau an diesem Mangel setzen Evaluationen von Modernisierungsprojekten und da- 
mit die Arbeit von Herrn Buschhoff an. Dahinter steht das Ziel, einen wissenschaftli- 
chen Beitrag zur Beurteilung und damit zur Optimierung dieser Reformkonzepte zu 
liefern. Dazu wird vom Autor ein methodisches Evaluationskonzept erarbeitet, das auf 
Grundlage der institutionellen und der ergebnisbezogenen Veränderungen möglichst 
pragmatische Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Modernisierungsergeb- 
nisse geben kann. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die einzelnen Instrumente 
der Verwaltungsmodernisierung gelegt, die jeweils detailliert erläutert und mit Vor- 
und Nachteilen sowie mit ihren Anwendungsvoraussetzungen dargelegt werden. 


Eine besondere Würdigung verdient die auf der Grundlage der theoretischen Vorüber- 
legungen vorgenommene empirische Studie in der größten Landesverwaltung der 
Bundesrepublik. Neben dem Umsetzungsstand werden auch die Einsatzrahmenbedin- 
gungen und die Ergebnisse der Reformen und der jeweiligen Instrumente untersucht. 
Die dabei erhaltenen - durchaus positiven - Resultate der bisherigen Projekte zeigen, 
dass die Neugestaltung und Einführung von betriebswirtschaftlichen Instrumenten in 
den Landesbehörden grundsätzlich Erfolg versprechend sind, es allerdings deutliche 
Unterschiede zwischen den angewendeten Einzelinstrumenten gibt. Vielfach ergibt 
sich erst durch die Kombination gewisser Elemente deren vollständige Wirksamkeit. 
Darüber hinaus wird vom Autor dargelegt, dass die Intensität der Umsetzung solcher 
Maßnahmen entscheidend von dem spezifischen Behördentypus abhängig ist. Über die 
erhobenen Daten lassen sich zudem mehrere Behördencluster bilden, die in Bezug auf 
die Modernisierung weitgehend homogen sind. Dies ermöglicht die Ableitung von 
spezifischen Handlungsempfehlungen für die verschiedenen Gruppen. 


Vor diesem Hintergrund liefert Herr Buschhoff praxisgerechte Hinweise für die Be- 
hörden in den unterschiedlichen Landesverwaltungen, ist aber keinesfalls auf diese 
beschränkt; denn die ermittelten Gestaltungshinweise lassen sich unkompliziert auf 
den kommunalen und den staatlichen Sektor des Bundes übertragen. Es ist daher zu 
hoffen, dass die Ergebnisse bei weiteren Reformvorhaben Berücksichtigung finden 
und nicht die politische Komponente diese Reformen dominiert. Ich wünsche der Ar- 
beit daher eine weite Verbreitung. 


Münster, im November 2008 Prof. Dr. Wolfgang Berens 
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Einleitung 1 


1 Einleitung 


1.1 Problemstellung und Motivation 


Das Bedürfnis, Verwaltungen zu modernisieren, ist fast so alt wie die Verwaltung sel- 
ber. Mit diesen Modernisierungsmaßnahmen soll den schleichenden Veränderungspro- 
zessen gegenüber getreten werden.' Seit Beginn der 90er Jahre haben diesbezüglich 
Ansätze des New Public Management (NPM) Einzug in den deutschen Behördenalltag 
gehalten.” Hinter diesem Konzept steht die Grundidee, vorhandene privatwirtschaftli- 
che Managementkonzepte auf den öffentlichen Sektor zu übertragen. Die Gründe für 
diese Entwicklung sind vor allem in einer lang anhaltenden finanziellen Krise der öf- 
fentlichen Haushalte und den gestiegenen Erwartungen der Bürger an die Verwaltun- 
gen zu suchen.’ 


Die Modernisierungsbestrebungen haben, ausgehend von der Kommunalverwaltung, 
mittlerweile sämtliche Ebenen des öffentlichen Sektors erfasst. Insgesamt wächst al- 
lerdings die zunächst zurückhaltend geäußerte Kritik an solchen Reformprojekten. Sie 
gelten als zu teuer‘, führen zu einer gewissen Unzufriedenheit der Mitarbeiter und un- 
terliegen der Gefahr einer kontextlosen Übertragung betriebswirtschaftlicher Prinzi- 
pien.’ Die Verwaltungsmodernisierung darf demnach nicht zu einem „blinden Aktio- 
nismus“ in den Verwaltungen führen. Eine Modernisierung nach NPM-Vorstellungen 
soll Transparenz über das Verwaltungshandeln schaffen, die Ergebnisorientierung be- 
tonen und eine Messung der erzielten Wirkungen ermöglichen. Umso verwunderlicher 
ist es, dass die Projekte der Verwaltungsmodernisierung selber genau diesen Anforde- 
rungen nicht standhalten; denn eine transparente und nachvollziehbare Darstellung der 
Resultate und Wirkungen der Reformen wird bislang nicht mal ansatzweise erreicht.‘ 


Während in der Privatwirtschaft bei solch umfassenden Veränderungsmaßnahmen 
Wirtschaftlichkeitsanalysen bzw. ein Projektcontrolling selbstverständlich geworden 
sind, liegt in diesen Bereichen für den öffentlichen Sektor noch immer ein erhebliches 
Defizit vor.’ So werden geplante Modernisierungen nicht bzw. nur teilweise umge- 
setzt, oder die realisierten Vorhaben stimmen nicht mit den beabsichtigten Program- 
men überein. Vor allem findet aber kaum eine Überprüfung der erzielten Umsetzungs- 


|! vgl. Bogumil, J. (2002), S. 43. 

Gerade die internationalen Ansätze firmieren unter diesem Begriff, während im Zusammenhang 
mit den kommunalen Institutionen vom Neuen Steuerungsmodell (NSM) gesprochen wird. Die 
Bezeichnung des Reformansatzes ist dabei allerdings nicht einheitlich. Vgl. dazu Hopp, H./Göbel, 
A. (1999), S. 42 f. Allgemein zum NPM und zum NSM sowie zu den Begriffen der Verwaltungs- 
modernisierung und der -reform. Vgl. ausführlich im Kapitel 2.1. 

3 Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 24. 

Modernisierungen, die mit einer umfassenden Einführung moderner Informationssysteme einher- 
gehen, müssen sich daher mitunter auch den Vorwurf gefallen lassen, ein „Fass ohne Boden“ für 
die Verwaltungen zu sein. Vgl. Bartsch, M./Kaiser, S. (2007), S. 38. 

° Vgl. Wallerath, M. (2001), S. 9. 

° Vgl. Jann, W. (2004a), S. 10 sowie Pollitt, C./Bouckaert, G. (2004), S. 138. 

2 Vgl. Andersch, B./Belzer, V. (2005), S. 183. 
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erfolge statt, da die Politik häufig kein Interesse an den Ergebnissen der Modernisie- 
rungen hat und diese Projekte somit eher eine symbolische Bedeutung erfüllen sollen.’ 
Sofern Reformanalysen stattfinden, beschränken sich diese bislang vorwiegend auf die 
institutionellen Veränderungen. Dabei sagt die reine Einführung der Instrumente rela- 
tiv wenig darüber aus, ob sich das Verwaltungshandeln entsprechend verändert hat und 
welchen Beitrag einzelne Elemente konkret dazu leisten.’ 


Es bestehen angesichts der aufgezeigten Probleme kaum noch Zweifel, dass empiri- 
sche Untersuchungen für die öffentliche Verwaltung in der Zukunft immer wichtiger 
werden. Hinzu kommt, dass die Aufgaben in den Behörden nicht nur komplizierter 
werden, sondern sich die Abläufe auch beschleunigen. Dadurch wird die Evaluation 
von Maßnahmen und Programmen unerlässlich. Während für den kommunalen Be- 
reich mannigfaltige, auch empirische Veröffentlichungen über die dortige Verwal- 
tungsmodernisierung vorliegen, ist die öffentliche und wissenschaftliche Aufmerk- 
samkeit in Bezug auf die Landesverwaltungen als vergleichsweise gering einzuschät- 
zen.'' Das überrascht angesichts der Bedeutung und des Ressourceneinsatzes. So be- 
schäftigten die deutschen Bundesländer, bezogen auf alle Gebietskörperschaften, mehr 
als die Hälfte des Personals. Sie sind für die Ausführung der meisten Bundesgesetze 
zuständig und setzen überdies die wesentlichen Rahmenbedingungen für die Moderni- 
sierung der Kommunalverwaltungen. Zwar liegen einige Selbstdarstellungen der Lan- 
desregierungen vor, aber es gibt kaum Untersuchungen von Modernisierungskonzep- 
ten oder von der Modernisierungspraxis in den Bundesländern.'” REICHARD stellt 
daher fest, dass es bislang für die „Landesebene so gut wie keine verlässliche, wissen- 
schaftlich neutrale Empirie über die Resultate durchgeführter Modernisierungsmaß- 
nahmen“ gibt." 


Die zuvor aufgezeigten Defizite in Bezug auf begleitende Projektanalysen und die bis- 
lang erzielten Wirkungen von Reformprojekten in Verbindung mit den fehlenden em- 
pirischen Studien für die Landesverwaltungen zeigen die Notwendigkeit einer entspre- 
chenden Evaluation auf. Hierzu wird die Landesverwaltung Nordrhein-Westfalen 
(NRW) mit ihren zahlreichen Behörden als Verwaltung des einwohnerstärksten Bun- 
deslandes ausgewählt. 


Solche Reformen nehmen damit vorwiegend den Status eines Marketinginstrumentariums ein. Vgl. 
Budäus, D. (2003), S. 310. 

? Vgl. Wutscher, W./Hammerschmid, G. (2005), S. 118 f. 

10 Vgl. dazu bspw. Jaedicke, W./Thrun, T./Wollmann, H. (1999); KGSt (2007); Busch, V. (2005); 
Difu (2005) und Bogumil, J./Grohs, S./Kuhlmann, S. (2006). 

Dies liegt allerdings auch an der besonderen Problemlage, die sich Verwaltungsstrukturen auf der 
Landesebene gegenüber sehen. Neben der Trennung zwischen fachlichen und zentralen Diensten 
und dem komplexen Geflecht aus Ministerien, Mittelbehörden, lokalen Verwaltungseinheiten und 
Sonderbehörden, ist auch der Modernisierungsdruck auf der Landesebene deutlich geringer, weil 
Bürgerkontakte seltener sind. Vgl. Bogumil, J. (1999), S. 131 f. 

12 Vgl. Bogumil, J. (1999), S. 123. 

1 Reichard, C. (2004a), S. 96. 
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1.2 Zielsetzung der Arbeit 


Angesichts des aufgezeigten Mangels an übergreifenden empirischen Studien im Be- 
reich der Verwaltungsmodernisierung in Deutschland allgemein und für den Bereich 
der Landesverwaltungen speziell ist das wesentliche Ziel dieser Arbeit, die Zrarbei- 
tung eines methodischen Evaluationskonzeptes, das auf Grundlage der institutionellen 
und der ergebnisbezogenen Veränderungen möglichst pragmatische Handlungsemp- 
fehlungen zur Verbesserung der Moderisierungsergebnisse geben kann. Ganz konkret 
soll dies mittels einer Befragung in der Landesverwaltung NRW geschehen. Die An- 
wendbarkeit der Ergebnisse soll aber nicht auf diese beschränkt bleiben. '* 


Um diesem Ziel gerecht zu werden, muss eine Vorgehensweise gefunden werden, die 
einen ganzheitlichen Überblick über den Stand der Umsetzung, die geplanten Aktivitä- 
ten und die bislang erzielten Reformergebnisse ermöglicht. Dabei stellen die erreichten 
Verbesserungen eine besondere Herausforderung dar; denn Modernisierungsprojekte 
haben vielfach eine sehr heterogene und weitgehend qualitative Zielstruktur. Zudem 
wird die Angabe der Ergebnisse durch unklare Ursache-Wirkungsbeziehungen und 
zahlreiche externe Effekte erschwert.'” Gleichwohl ist eine über qualitative Angaben 
hinausgehende Einschätzung anzustreben, die unterschiedliche Zieldimensionen abbil- 
det und letztlich auch quantitative Analysen ermöglicht. Für ein umfassendes Bild 
können aber nicht nur einzelne „Best Practice“-Beispiele verwendet werden. Vielmehr 
sind möglichst viele Behörden in diese Beurteilung aufzunehmen. Die Konzeption 
muss demnach versuchen, alle notwendigen Daten zu erfassen, die zur Zielerreichung 
notwendig sind. Demgegenüber sollte der Beantwortungsrahmen für die befragten Be- 
hörden einen nicht zu großen Aufwand bedeuten. 


Die vielfältigen neuen Steuerungsinstrumente gelten als „unabdingbares Hilfsmittel 
zum Management dieser Reformen‘“.'‘ Dabei ist allerdings den Behörden in NRW die 
Auswahl der Instrumente weitgehend selber überlassen. Um den Verwaltungen Emp- 
fehlungen geben zu können, sollen die Instrumente identifiziert werden, die einen 
überproportional positiven Beitrag für ein verbessertes Verwaltungshandeln verspre- 
chen.” Zu beachten ist hierbei allerdings, dass viele Instrumente nur über das Zusam- 
menwirken mit anderen ihre volle Wirksamkeit entwickeln können. Daher wird mit 
dieser Arbeit auch der Versuch unternommen, gewisse Kombinationen von Instrumen- 
ten theoretisch und empirisch zu ermitteln, die besonders positive Wechselwirkungen 
versprechen. Für diese bietet sich ein gleichzeitiger sowie abgestimmter Einsatz in den 
Behörden an. 


Zwischen den unterschiedlichen Landesverwaltungen in Deutschland bestehen viele Gemeinsam- 
keiten. Daher versprechen nicht nur die Ergebnisse übertragbar zu sein, sondern auch das gesamte 
Evaluationsmodell sollte, zumindest mit gewissen Anpassungen, geeignet sein, in weiteren Bun- 
desländern durchgeführt zu werden. 

15 vgl. Wollmann, H. (2001), S. 5. 

16 Speier-Werer, P. (2006), S. 7. 

Das gilt dabei in besonderer Weise, wenn diese Instrumente bislang noch nicht ausreichend in den 
Verwaltungen implementiert sind. 
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Bei der eigenverantwortlichen Auswahl von Instrumenten durch die Behörden, ist zu 
berücksichtigen, dass eine Landesverwaltung nicht einheitlich ist, sondern sehr unter- 
schiedliche Behördengruppen aufweist.‘ Demnach erscheint eine identische Instru- 
mentenauswahl für alle Behörden der Landesverwaltung NRW nicht zielführend. Es 
soll daher ein Beitrag zur Einteilung von Behörden geliefert werden, anhand dessen 
selektive Handlungsempfehlungen für Behördengruppen mit speziellen Merkmalen 
abgegeben werden können. Diese Anregungen können sich für spezielle Behörden- 
gruppen dabei auf den dortigen Einsatz von Instrumenten oder Instrumentenkombina- 
tionen aber auch auf die Wirksamkeit der gesamten Modernisierung für diese Gruppen 
beziehen. Insgesamt verfolgt die Arbeit damit eine Weiterentwicklung bisheriger Eva- 
luationsansätze. Dabei wird vor allem an der instrumentellen Ebene angesetzt. Auf 
dieser Grundlage wird die Ableitung von Handlungsempfehlungen angestrebt, die al- 
lerdings keinen normativen Charakter haben können. 


1.3 Vorgehensweise der Untersuchung 


Angesichts der Zielsetzung, auf der Grundlage bisheriger Erfahrungen mit der Verwal- 
tungsmodemisierung in NRW entscheidungsrelevante Handlungsempfehlungen abge- 
ben zu können, wird zunächst ein theoretisches Evaluationsmodell hergeleitet, das im 
weiteren Verlauf der Arbeit empirisch angewandt wird. Der Aufbau gliedert sich in 
sechs Kapitel. 


Nach dem einleitenden ersten Kapitel werden im zweiten Kapitel die Grundlagen der 
Verwaltungsmodernisierung und des NPM als eng verwandten Begriff der internatio- 
nalen Ausprägungen dargelegt. Hierzu werden zunächst die dafür erforderlichen Beg- 
riffe definiert und abgegrenzt. Zudem werden die unterschiedlichen Reformphasen des 
öffentlichen Sektors in Deutschland vorgestellt. Darauf aufbauend erfolgt die Darle- 
gung der beiden Theoriestränge der Verwaltungsmodernisierung im Sinne der NPM- 
Vorstellungen. Das ist auf der einen Seite die Public Choice Theorie und auf der ande- 
ren Seite der Managerialismus. Anschließend werden die wesentlichen Ziele erläutert, 
da diese auch später den Bezugsrahmen für die Zieldimensionen bilden sollen. Es 
schließt sich daran eine Analyse des bisherigen Umsetzungsstandes der Modernisie- 
rungen an. Dies geschieht sowohl auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene, 
wobei der Schwerpunkt auf der Betrachtung der Bundesländer liegen soll, um die ge- 
wonnenen empirischen Ergebnisse aus NRW später besser einordnen zu können. Das 
Kapitel endet mit einer Beschreibung der wesentlichen Probleme, die sich in bisheri- 
gen Modernisierungsprojekten ergeben haben. 


Das dritte Kapitel thematisiert, inwiefern der Ansatz der Evaluation in der Lage ist, 


eine Reihe der zuvor aufgezeigten Reformprobleme abzuschwächen oder sogar zu lö- 
sen. Dazu wird zunächst dieser komplexe Begriff „Evaluation“ spezifiziert. Dies bein- 


!8 Vgl. Ellwein, T. (1994), S. 90. 
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haltet neben einer Beschreibung der Entstehung auch die Abgrenzung gegenüber ver- 
wandten und teilweise synonym verwendeten Begriffen. Zu der sich anschließenden 
Durchführung der Evaluation gehört sowohl der Prozess mit seinen unterschiedlichen 
Phasen als auch die dafür den Rahmen bildenden Evaluationsstandards. Im weiteren 
Untersuchungsverlauf wird hierauf entsprechend Bezug genommen. Nach diesen eher 
allgemeinen Grundlagen der Evaluation folgt die Anwendung dieses Elementes auf 
Modernisierungsprojekte in der Verwaltung. Dazu sollen die entstehenden Probleme 
von solchen Reformevaluationen aufgezeigt werden. Idealerweise können auch 
zugleich Möglichkeiten zur Vermeidung dieser Schwierigkeiten abgeleitet werden, die 
es dann im Zuge der theoretischen Herleitung des Konzeptes zu berücksichtigen gilt. 
Das Kapitel schließt mit einer Vorstellung von drei Evaluationsprojekten aus dem 
deutschsprachigen Raum. Neben der Modernisierung der Schweizer Bundesverwal- 
tung und der Landesverwaltung in Baden-Württemberg wird auch die Evaluation in 
deutschen Kommunalverwaltungen beschrieben. Diese praktischen Beispiele sollen 
Anregungen für das zu erstellende Evaluationskonzept und den bestehenden For- 
schungsbedarf geben. 


Das vierte Kapitel beinhaltet die Konzeption für die Evaluation in der Landesverwal- 
tung NRW erarbeitet werden. Nach einer Beschreibung der im Zeitablauf geänderten 
Rahmenbedingungen der Reformen und den dadurch vorhandenen Besonderheiten er- 
folgt dazu die Ableitung der durch die Befragung und die anschließende Analyse ver- 
folgten Evaluationsziele. Aus den Zielen erwächst die Anforderung, Verwaltungstypen 
und Zielkategorien zu bilden. Auf der einen Seite sind dazu Typisierungsmerkmale 
abzuleiten, mit denen eine Einteilung in für die Modernisierung relevante Gruppen 
möglich erscheint. Auf der anderen Seite sind dazu Zieldimensionen zu finden, die 
eine umfassende Beurteilung der erzielten Verbesserungen in den Behörden möglich 
machen und zudem praktikabel zu erheben sind. Da die Analyse der instrumentellen 
Ebene eine wichtige Stellung innerhalb der Evaluationsziele einnimmt, sind anschlie- 
Bend die relevanten Reforminstrumente auszuwählen und näher vorzustellen. Ferner 
soll auf die jeweiligen Besonderheiten eingegangen werden. Zur Konkretisierung eini- 
ger der zuvor aufgestellten Evaluationsziele werden weitgehend theoriebasierte Hypo- 
thesen hergeleitet, die auf Basis der empirischen Ergebnisse untersucht werden sollen. 


Nach dem Abschluss der theoretischen Grundlagen folgt die darauf aufbauende empi- 
rische Untersuchung in Kapitel fünf. Zunächst wird dazu das allgemeine Vorgehen der 
Erhebung erläutert, und die erhaltenen Ergebnisse der 106 teilgenommenen Behörden 
aus dem Bereich der Landesverwaltung NRW werden deskriptiv dargestellt. Dabei 
sollen aber nicht nur die Gesamtergebnisse und die Einzelinstrumente beschrieben, 
sondern es sollen vergleichende Instrumentenanalysen vorgenommen werden, um da- 
durch besonders Erfolg versprechende Instrumente zu identifizieren. Zudem erfolgt 
mit statistischen Verfahren eine Verifizierung oder Falsifizierung der am Ende des 
vierten Kapitels aufgestellten Thesen. Hierzu gehört auch die Ableitung von Verwal- 
tungstypen, die in Bezug auf die Modernisierung weitgehend einheitliche Vorgehens- 
weisen ermöglichen. Abschließend erfolgt die Ableitung weiterer Handlungsempfeh- 
lungen. Dies geschieht nicht nur auf der Grundlage der Evaluationsergebnisse und der 
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überprüften Thesen, sondern auch durch die Identifizierung weiterer Besonderheiten, 
die sich durch die empirische Untersuchung ergeben haben. 


Kapitel sechs beschließt die Arbeit mit einer Zusaminenfassung der erzielten Ergeb- 


nisse und mit einem Ausblick auf den zukünftigen Forschungsbedarf. Der Gang der 
Untersuchung ist in Abbildung 1 zusammenfassend dargestellt. 


Einleitung und Problemstellung > 


Verwaltungs- © Evaluation 
modernisierung 
Begriffe und Theorie Entstehung, Ziele und Arten 


Umsetzungsstand 


Durchführung 
Reformevaluationen 


Praktische Beispiele 


Grundlagen 


Konzept der Reformevaluation in NRW €p 


Instrumenten- 
auswahl 


Grundsätz- 
liche Ziele 


Zieldimen- 
sionen 


Modernisie- 
rung in NRW 


Merkmale für 
Verw.-Typen 


Behördencharakteristika 


Rahmenbedingungen 
{| Kombinierter Instrumenteneinsatz 


Theoretische Herleitung 


Evaluationsergebnisse & Handiungsempfehlungen € 


2 


Handlungsempfehlungen für die Praxis 
Resümee und Ausblick © 


Abbildung 1: Schematische Darstellung des Untersuchungsverlaufs 
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2 Grundlagen der Verwaltungsmodernisierung 


Der Gegenstand der Verwaltung unterliegt fortlaufenden Änderungen; diesen muss 
sich die Verwaltung — wenn auch mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung - immer 
wieder anpassen.'” Schon seit den 60er Jahren erfreuen sich Maßnahmen der Verwal- 
tungsmodernisierung daher zunehmender Beliebtheit. Im Ergebnis führt dies dazu, 
dass die alten bürokratischen Systeme der Verwaltungsführung durch moderne zu- 
meist managementorientierte Steuerungsmethoden ersetzt werden. 


Im 2. Kapitel werden daher im Folgenden zunächst die Begriffe Verwaltung, Verwal- 
tungsmodernisierung und -reform sowie NPM näher erläutert, dabei sollen auch die 
verschiedenen Entwicklungsstufen von Verwaltungsreformen in Deutschland betrach- 
tet werden. Daran schließt sich eine Analyse der Entstehungsgründe und Ursachen der 
jüngeren Verwaltungsreform an; denn diese Entwicklungen haben den Instrumenten- 
einsatz speziell in Deutschland ganz entscheidend beeinflusst. Anschließend werden 
die theoretischen Grundlagen genauer vorgestellt, da sich über diese die beiden 
Hauptbestandteile (Binnenreform und externe Strukturreform) der Modernisierung 
besser erklären lassen. Im Zuge dessen werden die dahinter stehenden wissenschaftli- 
chen Ansätze des Public Choice und des Managerialismus genauer erläutert. Die fünf 
zentralen Ziele des NPM bilden den Analyserahmen für die spätere Evaluation von 
Modernisierungsaktivitäten. Darauf folgt der Blick auf den Umsetzungsstand im In- 
und Ausland. Ein besonderer Schwerpunkt soll dabei auf den Reformen von ausge- 
wählten Landesverwaltungen liegen. Abgeschlossen wird das 2. Kapitel mit einer Ana- 
lyse der maßgeblichen Probleme, die sich im Rahmen der Verwaltungsmodermisierung 
ergeben können. 


2.1 Begriffliche Abgrenzung 


Aufgrund der Vielfalt und Komplexität öffentlicher Einrichtungen liegt eine umfas- 
sende und allgemein anerkannte Definition des Begriffs der öffentlichen Verwaltung in 
der Literatur nicht vor. EICHHORN/FRIEDRICH definieren drei wesentliche Elemen- 
te zur Charakterisierung: Die öffentliche Verwaltung besteht aus wirtschaftenden Ein- 
richtungen, welche Ziele des Gemeinwohls verfolgen und sich im öffentlichen, also 
staatlichen Eigentum befinden.” Es lassen sich zwei wesentliche Arten der Verwal- 
tung unterscheiden. Organisationseinheiten mit Verwaltungscharakter (Behörden im 
engeren Sinne), die planende, gesetzesvorbereitende und gesetzesvollziehende Aufga- 
ben wahrnehmen, sowie Einheiten mit Betriebscharakter (Verwaltungsbetriebe), die 
marktgängige Güter oder Dienstleistungen erstellen.” Als tragendes Prinzip der öffent- 


1? Vgl. Walkenhaus, R./Voigt, R. (2006), S. XI. 

20 vgl. Eichhorn, P./Friedrich, P. (1976), S. 56; Rupp, T. (2002), S. 96. 

?! Im weiteren Verlauf der Arbeit wird der Begriff „Behörde“ allerdings weitgehender verstanden. 
Hierzu können auch Organisationseinheiten gehören, die marktgängige Güter oder Dienstleistun- 
gen erstellen. Somit werden die Begriffe „Behörde“ und „Verwaltung“ in dieser Arbeit gleichbe- 
deutend verwendet. 


8 Grundlagen der Verwaltungsmodernisierung 


lichen Verwaltungen gilt der Grundsatz der Rechtmäßigkeit, wobei auch den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zunehmend mehr Bedeutung bei- 
gemessen wird. In der Bundesrepublik Deutschland kann gemäß dem föderalistischen 
Aufbau eine Dreiteilung”” in Bundes-, Landes-” und Kommunalverwaltung vorge- 
nommen werden.” Die Aufgabengebiete zwischen den einzelnen Trägern sind dabei 
grundsätzlich abgegrenzt.” Während in der Privatwirtschaft relativ homogene Zielsys- 
teme mit einem dominierenden Gewinnstreben vorliegen, so sind die Ziele in der öf- 
fentlichen Verwaltung wesentlich uneinheitlicher, von höherer Komplexität und 
schwieriger zu operationalisieren. Hierbei lassen sich Formal- und Sachziele unter- 
scheiden. Während Formalziele die monetären Konsequenzen der Leistungserstellung 
enthalten, erfassen Sachziele den Erfüllungsgrad des öffentlichen Auftrags in qualita- 
tiver und quantitativer Hinsicht. * 


Hinter allen Überlegungen zur Verwaltungsreform”’ steckt das Ziel, mit politischen 
Reformen den schleichenden Wachstums- und Veränderungsprozessen gegenüber zu 
treten. Verwaltungsreformen können sich dabei auf geplante Veränderungen der orga- 
nisatorischen, rechtlichen oder personellen Strukturen beziehen.” Der Begriff Verwal- 
tungsmodernisierung wird bisweilen vom Begriff der Verwaltungsreform unterschie- 
den. Während unter erstem die Ausrichtung des administrativen Systems auf veränder- 
te Umweltbedingungen, ohne allerdings den Endzustand und das Ziel des Modernisie- 
rungsprozesses zu kennen, verstanden wird, wird demgegenüber bei Verwaltungsre- 
formen das Ziel der Verwaltungsmodernisierung durch Leitbilder und Ziele festge- 
legt.” Hier soll allerdings dem Verständnis der Politik- und Verwaltungswissenschaft 
gefolgt werden, nach dem die Verwaltungsmodernisierung von der -reform nicht ab- 
gegrenzt, sondern vielmehr sollen die Begriffe synonym verwendet werden.” 


Grundsätzlich lassen sich in Deutschland vier Phasen von Verwaltungsreformen und 
als Grundlage ihre Leitbilder unterscheiden. Von der Gründung der Bundesrepublik 
bis in die sechziger Jahre dominierte der „demokratische Staat“. Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie waren die wesentlichen Prinzipien, während Effizienz und Effektivität 
eher von nachrangiger Bedeutung waren. Interne und externe Steuerungsmechanismen 


”? Bisweilen wird auch noch die Verwaltung der Parafisci (bspw. Sozialversicherungen, Kirchen, 


Kammern) hinzugezählt. Vgl. Brede, H. (2005), S. 29. 

Viele Flächenstaaten haben unterhalb der Landesministerien noch eine weitere Differenzierung 

vorgenommen und unterhalb dieser mit den Regierungsbezirken eine weitere Ebene eingeführt. 

Vgl. Schubert, K./Klein, M. (2003), S. 242. 

” Vgl. Lüder, K. (1989), S. 1152; Brede, H. (2005), S. 2. Man spricht hierbei auch auf der einen 
Seite von der staatlichen Ebene (Bund, Land) und auf der anderen Seite von der kommunalen Ebe- 
ne. 

> Vegl. Eichhorn, P. (2003b), S. 761. 

2% Vgl. Bertelsmann, R. (2005), S.12; Kosiol, E. (1976), S. 223. 

” Der Begriff „Verwaltungsreform‘“ umfasst nicht alle Dimensionen von Reformen im öffentlichen 
Sektor. Im Gegensatz zu den Begriffen „Public Sector Reforms“ oder „Staatsmodernisierung“ sind 
damit z.B. Privatisierungen, Umbau des Sozialstaates und der Steuerpolitik nicht gemeint. Vgl. 
Blanke, B. (2005), S. XIV. 

28 Vgl. Bogumil, J. (2002), S. 43. 

2 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2003), S. 1143. 

3 Vgl. bspw. Jann, W. (2004a), S. 9 ff. 
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waren geprägt durch Hierarchie, Recht und formelle Regeln.” Mitte der 60er begann 
unter dem Eindruck der ersten Rezession die Phase des „aktiven Staates“, die sich 
durch eine umfassende Planung und aktive Politik auszeichnete. Verwaltungsorganisa- 
tionen wurden parallel zum Wachstum der öffentlichen Aufgaben ausgebaut.” Vom 
Ende der 70er an bestimmte die Phase des „schlanken Staates“ auch als Folge der Öl- 
krisen die Verwaltungsreformen. Dieser schlanke Staat zeichnete sich besonders durch 
Privatisierung, Vereinfachung, Aufgabenkritik und mitunter die Einführung von mo- 
dernen Managementkonzepten des privaten Sektors (z.B. Controlling, Wettbewerb, 
Zielsteuerung, Budgetierung) aus.” Seit Ende der 90er folgt der „aktivierende Staat“ 
oder „Governance“. Dieses Leitbild greift verschiedene managerialistische Reform- 
elemente auf, erweitert diese allerdings um Umweltbeziehungen zu Zivil- und Bürger- 
gesellschaft.” Kennzeichen sind das wirksame, transparente und partnerschaftliche 
Zusammenwirken von Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft und die angestrebte stra- 
tegische Steuerung der Politik.” 


International firmiert die jüngere Verwaltungsmodernisierung, die im Wesentlichen 
auf Ideen des schlanken und des aktivierenden Staates begründet ist, zumeist unter 
dem Stichwort „New Public Management“ (NPM).” Erstaunlicherweise dauerte es 
relativ lange, bis die Wissenschaft begann, die verschiedenen internationalen Reform- 
bewegungen empirisch aufzuarbeiten. Beim NPM handelt es sich allerdings weniger 
um eine eigene Theorie, als vielmehr um ein Konzept mit unterschiedlichen theoreti- 
schen und empirischen Einflüssen.” In den verschiedenen Nationen lassen sich jeweils 
eigene Ausgestaltungsformen finden. Diese tragen dann Bezeichnungen wie Privatisie- 
rung, Deregulierung und Entbürokratisierung, Good Government, Wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung (WoV) oder Neues Steuerungsmodell (NSM).” 


Das NPM ist eine Mischung von inner- und zwischenbehördlichen Managementrefor- 
men, von einer stärkeren Marktorientierung und einem zunehmenden demokratischen 
und bürgerschaftlichen Engagement.” Das wesentliche Ziel liegt darin, die Führung 
und die Leistungsprozesse in der öffentlichen Verwaltung zu verbessern, um eine ef- 
fektivere und effizientere Aufgabenwahrnehmung durch den Staat zu erzielen. Dies 


31 Vgl. Jann, W. (2006), S. 40 f. 

32 Vgl. Walkenhaus, R./Voigt, R. (2006), S. XXVI f. 

3 Vgl. König, K. (1995), S. 358. 

In diesem Zusammenhang wird der Staat als Gewährleistungsstaat bezeichnet, der nicht mehr al- 

leine für die Erfüllung von Aufgaben zuständig ist, sondern die gesellschaftliche Verantwortungs- 

übernahme verschiedener Gruppen fördert. Vgl. dazu Schuppert, G. (2001), S. 399 ff. 

35 Vgl. Hill, H. (2000), S. 9 ff.; Löffler, E. (2001), S. 212. 

Wenn im weiteren Verlauf der Arbeit von Verwaltungsmodernisierung die Rede ist, sind damit 

ausschließlich Reformen aus der Gedankenwelt des NPM gemeint und nicht etwa Verwaltungs- 

struktur- oder Finanzreformen. Die beiden Begriffe sollen daher auch synonym verwendet werden. 

Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 61 f. 

37 Vgl. Schedler, K. (2006), S. 101. 

38 Vegl. Sander, L./Langer, C. (2004), S. 88. Zum Umsetzungsstand im In- und Ausland siehe Kapitel 
2.5. 

3 Vgl. Reichard, C. (1999), S. 50. 
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soll erreicht werden durch eine vermehrte Kunden-, Leistungs-/Wirkungs-, Qualitäts- 
und Wettbewerbsorientierung unter Einbezug der Mitarbeiter in der Verwaltung.” 


2.2 Ursachen der Verwaltungsreform 


Anfang des 20. Jahrhunderts wurde das klassische Leitbild des traditionellen Ver- 
waltungsmanagements bereits durch MAX WEBER" beschrieben. Das dadurch geprägte 
Bürokratiemodell gilt als theoretische Erklärung und Begründung der damaligen Ma- 
nagementstrukturen. Die spezifische Funktionsweise einer solchen Bürokratie umfass- 
te einige besonders wichtige Elemente“: 


= autoritärer Führungsstil, unabhängig von den Wünschen der Untergebenen 
= festes System von Kommunikationswegen (Dienstwege) 

= hoher Grad der Unpersönlichkeit 

= Gebundenheit des Handelns an sachliche Regeln 

e Schriftlichkeit und Aktenmäßigkeit des Handelns 

= Arbeitsteilung beruhend auf der Grundlage von Spezialisierung 

= strikt festgelegte Fachkompetenz ohne Ressourcenverantwortung 

= starke Zentralisation von Führungsentscheidungen 

= schematischer Verlauf der Karrierelaufbahnen nach Dienstalter 


a Jeistungsneutrale Entlohnung 


Das Modell stellte eine Weiterentwicklung im Vergleich zur feudalistischen Verwal- 
tung dar. Statt der zuvor üblichen Willkürherrschaft trat fortan die Leistungsgewäh- 
rung nach festen Prinzipien ohne Rücksicht auf persönliche Beziehungen oder politi- 
sche Einstellungen. Dadurch war allerdings auch der konstruktive Handlungsspielraum 
für Führungskräfte und Mitarbeiter stark eingeschränkt.‘ Diese Eigenheiten des Büro- 
kratiemodells sind bis heute in den meisten öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, 
insbesondere im deutschsprachigen Raum, beobachtbar.* So findet sich die rationale 
Berechenbarkeit staatlichen Handelns immer noch im Grundsatz der Gesetzmäßigkeit 
und im Prinzip der Gewaltenteilung wieder.“ 


“ Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 66 ff.; Sander, L./Langer, C. (2004), S. 88. Siehe hierzu 
Kapitel 2.4. 

* Vgl. Weber, M. (1976). 

42 Vgl. Weber, M. (1976), S. 126 f.; Eichhorn, P./Friedrich, P. (1976), S. 56; Richter, M. (2000), S. 
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% Vgl. Bertelsmann, R. (2005), S. 11. 
“ Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 4 ff. 
® vgl. Frey, H. (1994), S. 24. 
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Die Anforderungen, mit denen Verwaltungen konfrontiert sind, haben sich jedoch 
grundlegend geändert. Die Erwartungen der Bürger an die Verwaltung sind größer 
geworden, der öffentliche Dienst hat als Beschäftigungssystem an Attraktivität verlo- 
ren, die Komplexität politisch-administrativer Problemstellungen ist deutlich gestie- 
gen, und die Dynamik der Veränderungen in der Umwelt hat zugenommen. Die hier- 
durch entstandene Tendenzen zu mehr Pluralisierung, Individualisierung, Mobilität 
und Flexibilität machen die Grenzen des Bürokratiemodells deutlich. Diese sind insbe- 
sondere in der Inflexibilität gegenüber einer sich dynamisch verändernden Umwelt zu 
suchen.“ 


Um die Leitidee der Verwaltungsmodemisierung seit den frühen 90ern besser zu ver- 
stehen, ist es zunächst wichtig, die Ursachen und Herausforderungen genauer zu ana- 
lysieren, denen sich die öffentliche Verwaltung zunehmend gegenüber sah. In den be- 
troffenen westlichen Industriestaaten lassen sich vielfach sehr ähnliche ökonomische, 
politische und gesellschaftliche Kontextbedingungen als zentrale Ursachen identifizie- 
ren. Die wichtigsten Ursachen für die Verwaltungslandschaft in Deutschland sollen im 
Folgenden kurz vorgestellt werden (siehe auch Abbildung 2). 


Auslöser des Reformdrucks 


orm in Deutschlan 


Abbildung 2: Auslöser des Reformdrucks in Deutschland” 


Eine wesentliche Ursache, oftmals auch als Anstoß und Auslöser der jüngeren Moder- 
nisierungswelle bezeichnet, liegt in den gravierenden finanziellen Problemen, denen 


* Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 7. 
* In Anlehnung an Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 24. 
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sich die öffentliche Verwaltung schon seit Ende der 80er bzw. zu Beginn der 90er aus- 
gesetzt sieht. Über Jahrzehnte verdeckte ein stetiges Wachstum und eine konstante 
Ausdehnung des Staates“ die abnehmende Problemlösungsfähigkeit bürokratischer 
Organisationen. Doch die nachlassende Wirtschaftskraft mit den sinkenden Steuerein- 
nahmen und einer höheren Arbeitslosigkeit sowie die vermehrten Anforderungen an 
die Infrastruktur und notwendige Sozialleistungen führten zu einer schwerwiegenden 
und immer noch anhaltenden Finanzkrise im öffentlichen Sektor. Erst durch diese Kri- 
se wurden bzw. werden die Politik und auch die Verwaltung zur Bestandsaufnahme 
und Analyse von möglichen Reformpotenzialen bewegt. ” 


Auch die fortschreitende Globalisierung ist ein bedeutender Auslöser für den Reform- 
prozess. Kommunen, Länder und auch Staaten treten zunehmend in einen Wettbewerb 
untereinander, insbesondere um die Ansiedlung von Unternehmen und die Investition 
von Kapital.” Ein Modermisierungsrückstand öffentlicher Verwaltungen gilt in der 
Debatte hinsichtlich der Verbesserung ökonomischer Standortbedingungen häufig als 
infrastruktureller Wettbewerbsnachteil, während bspw. zügige und kundenorientierte 
Genehmigungsverfahren einem Land Vorteile im internationalen Standortwettbewerb 
bringen.” 


Die Steigerung der Leistungsfähigkeit bei einem gleichzeitigen Sinken der Kosten im 
Bereich der Informationstechnik (IT) gilt ebenfalls als wesentlicher Reformtreiber für 
die öffentliche Verwaltung. Durch die rasanten Entwicklungen im Bereich der IT er- 
öffnen sich neue Gestaltungspotenziale zur Veränderung der Arbeitsabläufe und der 
Kommunikation. So ermöglicht die neue Technologie die verstärkte Delegation auf 
dezentrale Einheiten, da Informationen raum-, zeit- und hierarchieübergreifend ausge- 
tauscht und auf breiter Ebene zur Verfügung gestellt werden können.” Obendrein 
wurde die Kommunikation sowohl zwischen den verschiedenen Ebenen einer Organi- 
sation als auch zwischen Bürgern und der Verwaltung einfacher. Im Ergebnis führen 
die Veränderungen der IT dazu, dass die Größenvorteile großer Bürokratien („Econo- 
mies of scale“) abnehmen und darüber hinaus die Kosten der Nutzung des Marktes 
sinken.” 


Auch „weichere‘“ Faktoren wie der gesellschaftliche Wertewandel nehmen eine zu- 
nehmend wichtige Rolle als Änderungstreiber ein. Bürger betrachten sich gegenüber 
der Verwaltung nicht mehr nur als klassische Antragsteller, sondern sehen die Verwal- 
tung als Dienstleistungsunternehmen, das gewissen Qualitäts- und Serviceansprüchen 
auch im Vergleich mit privatwirtschaftlichen Unternehmen genügen muss („value for 
money“). Als Konsequenz daraus sollte sich eine verstärkte Abwendung vom „hoheit- 


48 Es wird in diesem Zusammenhang auch vom „additiven Ressourcenmanagement“ gesprochen. 


Parkinson, C. (1957), S. 5 ff. analysierte schon in den 50er Jahren, dass in öffentlichen Bürokra- 
tien die Anzahl der Stellen unabhängig vom Bestand der zu erledigenden Aufgaben steigt. 

® Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 30. 

5 Vgl. Günter, T./Niepel, M./Schill, O. (2002), S. 219. 

`l Vgl. Schröter, E./Wollmann, H. (2005), S. 64. 

5 Vgl. Rürup, B. (2000), S. 267. 

3 Vgl. Reschenthaler, G.B./Thompson, F. (1996), S. 125 ff.; Budäus, D./Grüning, G. (1998), S. 5. 
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lichen“ Auftreten hin zu einer stärkeren „Kundenorientierung“ der öffentlichen Institu- 
tionen ergeben.” Dieser Wertewandel betrifft zudem das Personal im öffentlichen 
Dienst, welches sich nicht mehr nur mit einem gesicherten Einkommen und einem ge- 
regelten Arbeitsalltag zufrieden gibt, sondern eigenverantwortliche und interessante 
Tätigkeiten anstrebt. In Folge dieses Wandels der gesellschaftlichen Ansprüche von 
Bürgern und Verwaltungsangestellten kommt es zu einem Auseinanderklaffen zwi- 
schen externen Leistungsanforderungen und dem Leistungsvermögen von Verwaltun- 
gen.” 


Zusätzlich zu diesen Faktoren, die sich in allen Industriestaaten in unterschiedlichen 
Ausprägungen ergeben haben, kamen für Deutschland noch zwei weitere Reformtrei- 
ber hinzu. Zum einen gab es einige positive internationale Erfahrungen mit einem 
veränderten Verwaltungsmanagement. Bereits Anfang der 80er Jahre wurden in eini- 
gen angelsächsischen Ländern (Großbritannien, Neuseeland, USA, Australien) Ver- 
waltungsreformen auf unterschiedlichen staatlichen Ebenen, aber zu weitgehend ein- 
heitlichen Themen (Wettbewerbs- und Kundenorientierung, aussagefähiges Finanz- 
management usw.) durchgeführt und diese zeigten, dass durch die durchgeführten Re- 
formen ein effizienteres und effektiveres Verwaltungshandeln möglich ist.” Zum an- 
deren ist das Engagement der Kommunalen Gemeinschaftsstelle (KGSt)” als Schritt- 
macher der Modernisierung zu nennen. In Anlehnung an die erfolgreich gestaltete 
Verwaltungsreform der niederländischen Stadt Tilburg wurde versucht, das Modell auf 
die deutsche Kommunalverwaltung zu übertragen und mit Nachdruck bei den Kom- 
munen durchzusetzen.” Mit zunehmender Verbreitung dieses Modells in den Städten 
und Gemeinden erhöhte sich auch der Druck auf die Länder und auf den Bund, die 
Reform der Verwaltung mit ähnlichen Inhalten anzugehen. 


2.3 Theoretische Grundlagen 


Auch wenn es sich beim NPM weitgehend um eine Praktiker-Bewegung handelte, die 
auf der Grundlage der zuvor beschriebenen Ursachen entstand, so sind sich die Ver- 
waltungswissenschaftler weitgehend einig, dass vor allem zwei grundlegende theoreti- 
sche Konzepte hinter diesem Modell stehen.” Das ist zum einen die Public Choice 
Theorie. Hierbei geht es um die Gestaltung der Rahmenbedingungen, unter denen öf- 


°* Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 60 f. Siehe hierzu Kapitel 2.4.2. 

°° Vgl. Schröter, E./Wollmann, H. (2005), S. 64. 

5% Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 20. Mehr zu den internationalen Erfahrungen im Kapitel 2.5.1. 

°” Die KGSt ist ein von den Städten, Gemeinden und Kreisen gemeinsam getragenes Entwicklungs- 
zentrum des kommunalen Managements. Zur Charakterisierung der KGSt vgl. stellvertretend 
Siepmann, H./Siepmann, U. (1992), S. 282. 

58 Vgl. KGSt (1993), S. 7 ff. sowie Reichard, C. (1994), S. 29. Vergleiche dazu auch Kapitel 2.5.2.1. 

® Bisweilen werden auch noch weitere Theorien wie die Neoklassische Verwaltungstheorie, zusätz- 
lich Elemente der Neuen Institutionenökonomie und Policy Analysis als theoretische Bezugspunk- 
te genannt. Dieser Auffassung soll aber hier nicht gefolgt werden, weil die mit der Vorstellung der 
beiden Theorien verfolgten Zwecke sich mit der Konzentration auf die wesentlichen Theorien ver- 
tragen. Vgl. dazu Pede, L. (1999), S. 28; Vogel, R. (2006), S. 60. Eine ausführliche Darstellung der 
Theorien bei Ritz, A. (2003a), S. 115 ff. und die dort angegebene Literatur. 
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fentliche Verwaltungen ihre Leistungen erbringen, und zum anderen der Manageria- 
lismus, bei dem die situative Übertragung von privatwirtschaftlichem Management- 
wissen auf den öffentlichen Sektor im Mittelpunkt steht.“ 


Abbildung 3: Vom Bürokratiemodell zum New Public Management” 


Die Abbildung 3 gibt einen Überblick über Entstehung des NPM, die Elemente der 
Reformzweige und die dahinter stehenden theoretischen Bezüge. Neben den Konzep- 
ten der Public Choice Theorie und des Managerialismus hat auch das gewandelte Rol- 
lenverständnis einen wesentlichen Einfluss auf die Ausgestaltung der Verwaltungsmo- 
dernisierung. Aufgrund der öffentlichen Finanzkrisen und der zunehmenden Zweifel 
an der Problemlösungskompetenz des Staates ist eine Tendenz zum Zurückdrängen 
des Staates zu verzeichnen. Hiermit ist ein Rollenverständnis vom produzierenden 
zum gewährleistenden Staat verbunden. Dieses zeigt sich in einer Reduzierung der 
staatlichen Handlungsfelder und einer Konzentration auf die Kernbereiche (bspw. über 
Privatisierung von Staatsaufgaben, Aufgabenabbau und innovative Organisationsfor- 
men von privaten und öffentlichen Einrichtungen). Die beiden grundlegenden theore- 
tischen Konzepte sollen im Weiteren kurz vorgestellt und ihr Einfluss auf die Verwal- 
tungsreform dabei näher beleuchtet werden. 


6° Vgl. Budäus, D./Grüning, G. (1998), S. 7. 
© In Anlehnung an Budäus, D. (1998), S. 6. 
& Vgl. Grüning, G. (2000), S. 25 ff. 
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2.3.1 Public Choice Theorie 


Die Public Choice Theorie steht für eine Reihe theoretischer Ansätze, mit denen die 
Politik- und die Wirtschaftswissenschaft miteinander verbunden werden sollen. Dabei 
werden ökonomische Annahmen auf den politischen Willens- und Entscheidungsbil- 
dungsprozess übertragen. Menschliches Verhalten ist dabei charakterisiert als rationa- 
les und nutzenmaximierendes Verhalten von Individuen.‘ Politiker und insbesondere 
Exekutivkräfte verhalten sich nach dieser Theorie vor allem mit zunehmender Dienst- 
dauer als „eigennutzen- resp. budgetmaximierende Bürokraten“, die auf Grund der 
Marktunvollkommenheit“ Qualitätsaspekte und Kostenbewusstsein vernachlässigen. 
Letztlich beeinflussen diese Bürokraten das Entscheidungsverhalten von Organisatio- 
nen sogar stärker als die Verwaltungsspitze oder die Politiker selber. Durch diese 
Informationsasymmetrien, die herrschende Intransparenz und die Mängel in der Kon- 
trolle neigen bürokratische Systeme im Ergebnis häufig zu Überproduktionen und im- 
manenten Expansionstendenzen, was letztlich immer zu Lasten des Gemeinwohls 
geht.“ 


Ausgehend von diesem pessimistischen Gesamtbild des bestehenden politischen- 
administrativen Systems gibt die Public Choice Theorie Empfehlungen zur geeigneten 
Organisation staatlicher Leistungen und zeigt damit auch noch Alternativen zwischen 
staatlicher und privater Leistungserbringung auf. Man spricht hierbei auch von der 
externen Strukturreform.” Das Ziel liegt in der Rückdrängung des Staates zugunsten 
des privaten Sektors. Bei den verbleibenden Bereichen soll es mehr marktorientierte 
und antibürokratische Reformen geben, zudem sollen die Wahlmöglichkeiten der Bür- 
ger vergrößert werden.“ 


Insgesamt lassen sich zwei wesentliche Stränge der Public Choice Theorie unterschei- 
den. Dahinter stehen jeweils verschiedene Vorgehensweisen und Instrumente, mit de- 
nen durch das NPM eine Verbesserung des Verwaltungshandelns erzielt werden soll.” 
Der erste Strang widmet sich den Beziehungen zwischen rationalen Wählern, Interes- 
sengruppen und Parteien im politischen Willensbildungs- und Umsetzungsprozess. 
Lösungsmöglichkeiten sind besonders im Bereich der größeren öffentlichen (Kosten-) 
Transparenz der Leistungserstellung und der vermehrten Informationen und Partizipa- 
tion der Bürger zu sehen. Der zweite Strang widmet sich den Beziehungen zwischen 
Behörden und ihren Mitarbeitern sowie den Politikern. Dabei steht die Frage nach der 


& Vgl. Schröter, E./Wollmann, H. (2005), S. 65. 

Diese Marktunvollkommenheit entsteht, wenn eine staatliche Behörde Informationsvorteile gegen- 
über „seiner Finanzierungsagentur“ hat, weil die Behörde eine wesentlich genauere Kenntnis über 
die Höhe der eigenen Produktionskosten hat. Der Geldgeber kennt zwar die Höhe der Budgets, ver- 
fügt aber über keine Einsichten, mit welchem Budget die Leistungserbringung minimal möglich 
wäre. Zwar wäre es grundsätzlich möglich, die Leistungserstellung der Behörde zu überwachen, 
aber dazu bestehen kaum Anreize. Als möglicher Indikator zur Beurteilung steht nur das Aktivi- 
tätsniveau des Amtes zur Verfügung, nicht aber Input-Output-Relationen. Vgl. dazu Vogel, R. 
(2006), S. 67. 

© Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 133. 

6 Vgl. Niskanen, W. (1971), S. 227; Vogel, R. (2006), S. 67. 

0" Vgl. Pede, L. (1999), S. 28. 

& Vgl. Reichard, C./Röber, M. (2001), S. 374. 

© Vgl. hierzu und im Folgenden Ritz, A. (2003a), S. 134 f., sowie Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 16. 
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Rationalität des Handelns im Mittelpunkt. Hierbei sollen durch eine klare Zuordnung 
der strategischen Verantwortung zu der Politik, durch einen stärkeren Einbezug der 
Mitarbeiter sowie durch vermehrten internen sowie externen Wettbewerb Verbesse- 
rungen erzielt werden. 


Letztlich zeigt sich in der Public Choice Theorie, dass sich das Personal in bürokrati- 
schen Verwaltungen und die Politiker nur dann für neue Steuerungsinstrumente einset- 
zen, wenn damit auch ihre individuelle Nutzenmaximierung gefördert wird.” 


2.3.2 Managerialismus 


Der zweite Teil des theoretischen Unterbaus des NPM findet sich im Bereich des Ma- 
nagerialismus’”'. Dahinter steckt die Annahme, dass die Aktivitäten der öffentlichen 
Hand als Produktionsprozess verstanden werden können und sich Managementaufga- 
ben aus der Privatwirtschaft auf die Verwaltung übertragen lassen, wobei diese situativ 
anzupassen sind. Damit soll die rechtliche Steuerung des Verwaltungshandelns um 
eine ökonomische Komponente ergänzt werden.” Die Managementlehre selber ist al- 
lerdings keine in sich stimmige Theorie, sondern vielmehr eine Anwendung von Glau- 
benssätzen und Praktiken, sogenannte Managementprinzipien, auf spezifische Proble- 
me.” 


Für die Erzielung von steigenden Produktivitäten in einer Institution ist ein pro- 
fessionelles Management notwendig. Voraussetzung dafür ist gemäß den Gedanken 
des Managerialismus ein ausreichender Entscheidungsspielraum der Führungskräfte. 
Dieser zeigt sich durch Instrumente wie Zielvereinbarungen, Ergebnisverantwortung 
und die globale Zuweisungen von Mitteln. Führungskräfte werden hierbei als Erfolgs- 
garanten der Umsetzung von geplanten Modernisierungsmaßnahmen angesehen. Sie 
entwickeln klare Ziele für die Organisationseinheit, erzeugen Vertrauen in ihrem Um- 
feld und fördern ihre Mitarbeiter.” Diese etwas heroischen Annahmen der vorgesehe- 
nen Führungsleistung sollen durch geeignete Steuerungsinstrumente unterstützt wer- 
den. Dazu zählen Methoden zur Kosten- und Leistungserfassung wie ein modernes 
Rechnungswesen, ein aussagekräftiges Controlling und ein empfängerorientiertes Re- 
porting.” Aber auch Reformen der Ablauf- und Aufbauorganisationen von Institutio- 
nen oder des Personalwesens gehören zum Rüstzeug moderner Managementsysteme, 
die auf den öffentlichen Sektor übertragen werden sollen.” 


Die Interdependenzen der Managementkonzepte zur Public Choice Theorie zeigen 
sich insbesondere bei der Berücksichtigung von Ansätzen zu einer neuen Form des 
Personalmanagements für die öffentliche Verwaltung (bspw. individuelle Zielverein- 


7 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 23. 

7l Diesem zweiten Teil wird bislang der größere Einfluss auf die Verwaltungsmodernisierung in 
Deutschland zugewiesen. Vgl. Kapitel 2.5.2. 

72 Vgl. Pede, L. (1999), S. 29. 

3 Vgl. Kieser, A. (2006), S. 93. 

74 Vgl. Osborne, D./Gaebler, T. (1993), S. 260. 

75 Vgl. Schröter, E./Wollmann, H. (2005), S. 67. 

7% Vgl. Röhrig, A. (2008), S. 18 f. 
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barungen, Leistungsmessung, neue Führungsstile und leistungsorientierte Entloh- 
nungssysteme).”” Während allerdings managerialistische Ansätze insgesamt mehr an 
einer weiteren Stärkung der Freiräume der Bürokratie interessiert sind, indem Hand- 
lungsrestriktionen abgebaut und Anreize verstärkt werden sollen, fordern auf der Pub- 
lic Choice Theorie basierende Elemente tendenziell eine Beschränkung des Einflusses 
der Bürokratie auf die Politik durch Kontrollmechanismen und Wettbewerb.” Obwohl 
diese beiden theoretischen Ansätze auf den ersten Blick gegensätzlich erscheinen, 
schließen sie sich nicht aus, sondern ergänzen sich gegenseitig. Erst die selektive 
Auswahl und die Vernetzung einzelner Elemente dieser Theorien führen zu einer voll- 
ständigen Entfaltung von Wirkung des NPM.” 


2.4 Strategische Ziele der Modernisierung 


Wie zuvor festgestellt, ist der Zielkatalog der öffentlichen Verwaltung sehr heterogen. 
Dies spiegelt sich auch in den Zielen, die mit der Verwaltungsmodernisierung erreicht 
werden sollen, wider. Die wichtigsten, nicht immer überschneidungsfreien, teilweise 
widersprüchlichen strategischen Ziele sind die Leistungs- und Wirkungs-, Kunden-, 
Qualitäts- und die Wettbewerbsorientierung. Aber auch die Mitarbeiter als Ausführen- 
de nehmen eine bedeutsame Position im Zuge der Reformen ein. 


In der Abbildung 4 sind die einzelnen Ziele und einige der vielfältigen Wechselwir- 
kungen dargestellt.” Nachfolgend sollen die Ziele und ihr jeweiliger Ursprung genauer 
vorgestellt werden. | 


7 Vgl. Budäus, D./Grüning, G. (1998), S. 7. 

78 Vgl. Reichard, C./Röber, M. (2001), S. 375. 

7 Vgl. Borins, S./Grüning, G. (1998), S. 24. 

3 Dabei kann keine Zielhierarchisierung vorgenommen werden, sondern diese muss behördenindivi- 
duell erfolgen. Die Mitarbeiter als Ausführende stehen aber stets im Mittelpunkt der Reformen. 
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Leistungs-/Wirkungs- 
orientierung 


Mitarbeiter- 
orientierung 


Wettbewerbsorientierung 


Abbildung 4: Strategische Ziele der Verwaltungsmodernisierung 


2.4.1 Leistungs- und Wirkungsorientierung 


Traditionell wird die öffentliche Verwaltung über /nputgrößen wie das zur Verfügung 
stehende Budget oder den Finanzhaushalt geführt und gesteuert. Die Zuweisung der 
Inputs orientiert sich im klassischen bürokratischen System an den vorhandenen finan- 
ziellen Ressourcen zudem an dem erwarteten oder tatsächlichen Aufwand für die 
Verwaltungstätigkeiten. Durch die Steuerung dieser Inputs entsteht allerdings eine 
problematische Anreizstruktur: Kann eine Behörde den Ressourcenverbrauch durch 
eine effiziente und effektive Arbeitsweise verringern, führt das traditionelle System zu 
geringeren Mittelzuweisungen im nächsten Haushaltsjahr." Finanziert wird in diesem 
System also der Aufwand und nicht das daraus entstehende Ergebnis.” Ein zentrales 
strategisches Ziel der neueren Verwaltungsmodemisierung ist daher die Verschiebung 
der Steuerungslogik von dem Ressourceninput zu den Leistungsergebnissen und den 
damit verbundenen Wirkungen. Während Leistungen (Output) das Ergebnis der reinen 
Verwaltungstätigkeit aus Sicht eines externen Leistungsempfängers sind, versteht man 


8l Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 71. In diesem Zusammenhang wird häufig das „Phäno- 
men“ Dezemberfieber genannt. 
8&2 Vgl. Sander, L./Langer, C. (2004), S. 90. 
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unter Wirkungen (Outcome) das mittelbare Ergebnis der Erbringung von Leistungen 
durch die Verwaltung.” 


Die Umstellung aller Verwaltungsaktivitäten auf den beabsichtigten Output erfordert 
eine Zusammenlegung der vielen Einzelaktivitäten einer Verwaltung zu einer über- 
schaubaren Anzahl von klar abgrenzbaren Leistungsbündeln, den Produkten. Diese 
können dann die Grundlage für die Ressourcenzuteilung bilden. Darüber hinaus ist es 
für jedes einzelne Produkt erforderlich, zu definieren, welche Ziele mit ihm erreicht 
werden sollen. Die Orientierung an den Leistungen eignet sich als internes Steue- 
rungsinstrument, mit dem die Leistungsziele konkretisiert und kontrolliert werden. 
Darüber hinaus können die Kosten den Produkten zugeordnet werden und bilden damit 
gleichzeitig einen gut messbaren Endpunkt des Verwaltungshandelns.“ 


Zunehmend wird versucht, sich nicht mehr nur an den Leistungen, sondern auch mit 
an den damit erzielten Wirkungen zu orientieren; denn grundsätzlich ist eine staatliche 
Aufgabe erst dann erfüllt, wenn die damit erwünschten Wirkungen eingetreten sind.” 
Problematisch bleibt dabei der Nachweis gültiger Ursache-Wirkungs-Beziehungen, da 
es teilweise unmöglich ist, bestimmte Wirkungen zu messen und diese auf eine be- 
stimmte Ursache zurückzuführen.” Dennoch wird eine möglichst aussagekräftige In- 
formationsbasis benötigt, die es politischen Entscheidungsträgern gestattet, die Ver- 
waltungsleistungen aus ihrer Sicht zu beurteilen.” 


Ein wichtiger Aspekt in diesem Zusammenhang ist die damit angestrebte Verantwor- 
tungsteilung zwischen Parlament und Behörden. Im traditionellen System tritt eine 
Verwaltungseinheit oftmals gleichzeitig als Geldgeber, Produzent und Käufer einer 
staatlichen Dienstleistung auf.” Mit Hilfe der zunehmenden Leistungs- und Wirkungs- 
orientierung wird angestrebt, dass Parlamente und politische Gremien das „Was“, also 
die strategischen Ziele, vorgeben und dass die Verwaltung das „Wie“ der Ausführung 
der vorgegebenen Ziele bestimmt.” Durch die Orientierung an Produkten lassen sich 
die Ausgestaltung der Politik und deren Ausführung sinnvoll miteinander verbinden. 
Der Prozess der Politik endet mit der Bestellung der Leistungen bzw. der Leistungs- 


3 Vgl. Pieper, T. (2008), S. 36 f. 

%4 Vgl. KGSt (1993), S. 20 ff. 

35 Vgl. Sander, L./Langer, C. (2004), S. 90. 

#° In der deutschen Reformdiskussion nahm allerdings zunächst die Leistungsorientierung eine we- 
sentliche bedeutsamere Rolle im Vergleich zu den Wirkungen des Verwaltungshandelns ein. In der 
Schweiz sprach man hingegen von Beginn an von der „Wirkungsorientierten Verwaltungsfüh- 
rung“. Vgl. Buschor, E. (1993), S. 9 ff.; Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 72. 

87 Vgl. Brinckmann, H. (1994), S. 173. 

8 Vegl. Ösze, D. (2000), S. 59 f. 

® Vegl. Pede, L. (1999), S. 39. 

9 Vegl. Bühler, B. (2002), S. 274. 
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bündel. Die Verwaltung umfasst hingegen deren Herstellung und steuert diese wirt- 
schaftlich. Die ausgelösten Wirkungen der Produkte müssen anschließend politisch 
bewertet werden (bspw. durch Leistungs- und Wirkungsindikatoren) und fließen an- 
schließend wieder in die neuen Zielvorgaben ein.” 


Beurteilen lassen sich Produkte vor allem nach zwei Maßstäben. Zum einen nach der 
Effektivität („do the right things“) als Verhältnis von Zielerreichung und Zielvorgaben. 
Damit wird eine Beurteilung ermöglicht, ob das Parlament die richtigen Dinge bei der 
Verwaltung bestellt hat. Zum anderen nach der Effizienz” („do the things right“), die 
das Verhältnis von Verwaltungsoutput und -input beschreibt. Hiermit wird eine Beur- 
teilung der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns ermöglicht.” 


2.4.2 Kundenorientierung 


Ein weiteres strategisches Reformziel ist die Stärkung der Kundenorientierung in den 
öffentlichen Verwaltungen. Demnach sollen die Probleme, Wünsche und Bedürfnisse 
aktueller und potenzieller Kunden am Anfang der Überlegungen stehen nicht so sehr 
die Produkte der Verwaltung.” Die Gründe dafür liegen in den zunehmenden Verglei- 
chen der Behörden mit privatwirtschaftlichen Dienstleistungsunternehmen hinsichtlich 
Kosten, Qualität und Service, da sich die Bürger gegenüber staatlichen Institutionen 
nicht mehr nur als „Bittsteller“ sehen. Durch die Vergleiche ist ein gewisser Legitima- 
tionsdruck entstanden, der sich in einer zunehmenden „Verwaltungsverdrossenheit“ 
der Bürger zeigt.” 


Im Verwaltungsmanagement wird der Begriff „Kundenorientierung“ häufig mit dem 
Begriff der „Bürgerorientierung“ gleichgesetzt. Es ist allerdings zu beachten, dass sich 
hinter den Begriffen eine leicht unterschiedliche Schwerpunktsetzung des Zieles ver- 
birgt. Die Bürger sind die indirekten Auftraggeber der staatlichen Leistungserstellung, 
während die Kunden nur die reinen Leistungsempfänger sind.” Dabei kann der Begriff 
des Kunden für die Verwaltung nicht ohne weiteres aus der Privatwirtschaft übertra- 
gen werden. Denn ein Verwaltungskunde kann nicht einfach den Anbieter wechseln, 
hat oftmals kein Wahlrecht, ob er eine Leistung beziehen möchte oder nicht, und un- 
terliegt während des Dienstleistungsprozesses bisweilen unterschiedlichen Restriktio- 


a Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 72; Sander, L./Langer, C. (2004), S. 91. 

92 Zu den Begriffen der Effektivität und Effizienz im öffentlichen Sektor ausführlich im Kapitel 
4.4.1. 

% Vgl. Eichhorn, P. (2001), S. 414 f. 

” Vgl. Schindera, F. (2001), S. 4. 

35 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 451; Klausegger, C./Scharitzer, D. (2000), S. 281 ff. 

% Vgl. Hill, H. (2000), S. 1; Schedler, K./Proeller, 1. (2006), S. 68 f. 
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nen.” Es wird einfacher, die privatwirtschaftliche Kundensicht einzunehmen und die 
Austauschbeziehungen zu identifizieren, je weiter man sich vom protektiven dem pro- 
duktiven Staat nähert.” KLINGEBIEL unterscheidet hinsichtlich Marktnähe und damit 
Relevanz der Kundenzufriedenheit drei verschiedene Kundengruppen der öffentlichen 
Verwaltung: die Konsumenten (bspw. Nutzer öffentlicher Einrichtungen), die Klienten 
als nicht gleichberechtigte Partner der Verwaltung (bspw. Steuerpflichtiger gegenüber 
dem Finanzamt) und die Anspruchsberechtigten/-verpflichteten (bspw. Strafgefange- 
ne).” Zudem kann der Kundenbegriff auch noch um die internen Kunden erweitert 
werden, also jene Verwaltungseinheiten, die auf Vorleistungen anderer Behörden an- 
gewiesen sind.'” 


Mit der Ausrichtung des Verwaltungshandelns auf die Kunden sind verschiedene An- 
sprüche verbunden. So ist der Bürger als Kunde möglichst frühzeitig und weitreichend 
in die Abläufe und die Entscheidungen der Verwaltung einzubeziehen (Partizipation), 
um damit eine verbesserte Ausrichtung der Verwaltungsleistungen auf den Bürger zu 
erreichen.” Die Erhöhung der Transparenz in den Augen der Bürger ist ebenfalls ein 
wesentliches Ziel der Kundenorientierung. Dabei geht es sowohl um die Rechenschaft 
darüber, was man als Behörde mit den zugewiesenen Ressourcen geleistet hat, als auch 
um die Zuweisung von direkten Verantwortlichkeiten. Auch der zunehmende Service 
ist ein wesentliches Element. Dieser zeigt sich in der verbesserten Ausrichtung auf die 
Bedürfnisse der Bürger als Kunden. Erreicht werden kann dies durch verlängerte Öff- 
nungs- und verkürzte Wartezeiten, eine zunehmende Kunden-Freundlichkeit und die 
Bereitstellung neuer Kommunikations-Möglichkeiten wie das E-Government'”.'” 


All diese Maßnahmen bauen Vorurteile gegenüber den Behörden und dem Staat ab, 
führen zu besser nachvollziehbaren Entscheidungen und verringern somit die Legiti- 
mationslücke'”. Die Orientierung an Kundenbedürfnissen in allen Phasen der Erstel- 
lung von öffentlichen Leistungen kann nicht genug betont werden. Dazu müssen aller- 
dings die Bedürfnisse von Bürgerinnen und Bürger genau erkannt werden. Es darf 
nicht nur auf die möglichst günstige Bereitstellung von Gütern geachtet werden, son- 


97 Vgl. Felix, J. (2003), S. 53; Paratsch, F./Theymann, W. (2002), S. 18. 

"8 Vgl. Borins, S./Grüning, G. (1998), S. 43. 

® Vgl. Klingebiel, N. (1997), S. 633 f. 

190 Wenn im Weiteren vom Begriff „Kunde“ die Rede ist, sollen damit neben allen drei externen Kun- 
dentypen auch der interne Typ gemeint sein. 

10! Vgl. Pede, L. (1999), S. 31; Reichard, C./Röber, M. (2001), S. 374. 

102 Vgl. dazu ausführlich in Kapitel 4.5.19. 

1 Vgl. Pinkwart, A. (2000), S. 48. 

1% Diese Lücke entsteht, weil die Bürger zunehmende Ansprüche an die Verwaltung haben und die 
Institutionen weitgehend nicht in der Lage sind, nachzuweisen, dass die erbrachten Verwaltungs- 
leistung tatsächlich ihr Geld wert sind. Vgl. dazu Jann, W. (2005), S. 75. Eine vertiefte Auseinan- 
dersetzung mit dem allgemeinen Legitimationsbegriff liefert bspw. Czybulka, D. (1989), S. 57 ff. 
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dern der Kunde kann auch genutzt werden, um das Dienstleistungsangebot und die 
-ausgestaltung sowie die wahrgenommene Qualität der erbrachten Leistungen zu über- 
prüfen. Somit ersetzt das marktwirtschaftlich geprägte Kundenmodell nicht das 
staatliche Bürgermodell mit seinen öffentlichen Bedürfnissen, sondern ergänzt dies 
nur. Es ist jedoch zu beachten, dass der Begriff der Kundenorientierung inhaltlich 
unscharf und unklar ist, deshalb sollte die Verwaltungsführung gemeinsam mit den 
Mitarbeitern definieren, welches Verständnis angebracht und erwünscht ist.'” Beson- 
ders schwierig ist dies, wenn eine sehr heterogene Kundenstruktur vorliegt und im 
Prinzip alle Beteiligten entsprechend Berücksichtigung finden müssen. Darüber hin- 
aus ist zu beachten, dass die Kundenorientierung häufig konfliktär zu anderen 
Grundsätzen (Rechtsstaatlichkeit, Gleichheitsgrundsatz oder Wirtschaftlichkeit) steht. 
Diese Grundsätze bilden den Rahmen, der bei der Konzipierung von Modermisie- 
rungsprojekten berücksichtigt werden muss.'” 


Das strategische Ziel der Kundenausrichtung stärkt die Außenorientierung der Organi- 
sation und ist insgesamt gesehen weniger ein umfassendes Theorieelement, sondern 
vielmehr ein Konstrukt, mit dem die öffentlichen Leistungen verbessert werden sol- 
len.’ Daher ist z.B. auch der Begriff der „Kunden in der Verwaltung“ nicht so sehr im 
strengen Wortsinn auszulegen, sondern vielmehr als „Interpretationsofferte zu verste- 


hen, die wünschenswerte Veränderungen aufzeigt“.''' 


2.4.3 Qualitätsorientierung 


Traditionell wird der Begriff Qualität''” im öffentlichen Dienst vor allem mit Rechts- 
und Ordnungsmäßigkeit gleichgesetzt. Damit wird angestrebt, allen Bürgern die glei- 
chen Rechte und Leistungen zu bieten. Neben der Definition der Leistungen werden 
durch Verfahrensvorschriften auch der Leistungserstellungsprozess, die Zuständigkei- 
ten und die Verantwortlichkeiten geregelt. Jedoch sind die Anforderungen an die Qua- 
lität, die die Verwaltungen erfüllen müssen, größer geworden. Das liegt zum einen 
daran, dass die Anzahl der Gesetze und Vorordnungen deutlich zugenommen hat, 
womit ihre Anwendung oftmals nur noch selektiv erfolgen kann. Zum anderen wurden 


105 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 70; Ösze, D. (2000), S. 99. 

106 Vgl. Felix, J. (2003), S. 52 f. 

107 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 71. 

108 Vgl. Heiß, H.-J. (2000), S. 203. 

19 Vgl. Richter, M. (2000), S. 27. 

110 Vgl. Ösze, D. (2000), S. 98 f. 

i Vogel, R. (2006), S. 451. 

112 Gem. ISO 9000 bedeutet Qualität das Erfüllen von Erwartungen und Erfordernissen. Siehe dazu 
Kapitel 4.5.14. 
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auch die Probleme und Interessen der Gesellschaft deutlich komplexer. Eine zentrale 
rechtliche Lösung, die alle Beteiligten zufrieden stellt, ist daher kaum noch möglich.” 


Die Qualitätsorientierung wird oftmals synonym mit dem zuvor erläuterten Begriff der 
Kundenorientierung verwendet. Dahinter steckt die Idee, dass von den Kunden und 
ihrer Zufriedenheit die notwenigen Impulse für Qualitätsverbesserungen der Verwal- 
tung ausgehen. Um jedoch eine verbesserte Leistungserstellung nachhaltig zu errei- 
chen, müssen auch die Rahmenbedingungen der Verwaltungsorganisation sowie die 
Optimierung der internen Vorgehensweisen und Strukturen selber Gegenstand der 
Modernisierung werden.''* Neben den Dimensionen der Kunden und der internen Pro- 
zesse gibt es noch weitere Qualitätsaspekte, die für öffentliche Verwaltungen relevant 
sind und die zueinander in einem gewissen Spannungsverhältnis stehen.''” Gemäß der 
produktbezogenen Dimension zeigt sich die Qualität in verschiedenen Ausgestaltungs- 
formen des Produktes, in den Standards der Erfüllung und ggf. in den damit zusam- 
menhängenden Zusatzleistungen. Die weribezogene Qualität beurteilt eine Leistung 
danach, ob sie ihren Preis wert ist. Messen lässt sich dies bspw. mit dem Kosten- 
Wirkungs-Verhältnis oder dem Kosten-Leistungs-Verhältnis (Effizienz). Die letzte 
Qualitätsdimension ist die politische, diese schätzt die Leistung nach ihrem Nutzen für 
die Politik ein. Häufig geht es dabei um die Frage nach dem sachlichen oder sozialen 
Nutzen für die Gesellschaft. In dem Zusammenhang wird oft von der Angemessenheit 
staatlicher Maßnahmen gesprochen. Durch eine zunehmende Qualitätsorientierung soll 
der Blick also sowohl auf den horizontalen Leistungserstellungsprozess wie auch auf 
die Ergebnisqualität der erstellten Leistungen gerichtet werden.''* Demnach beinhaltet 
die Qualität Fragen zur Effektivität, Effizienz und zur Angemessenheit von staatlichen 
Leistungen. 


Mit der Ausrichtung nach Qualitätsmaßstäben verpflichtet sich eine Organisation zu 
einem kontinuierlichen Prozess der Verbesserung und ist damit nicht mehr mit dem 
einmal erreichten Qualitätsniveau und dessen zukünftiger Sicherung zufrieden. Wich- 
tig im Zusammenhang mit einer zunehmenden Qualitätssichtweise von Behörden ist 
es, übergreifende Ziele zu definieren, an denen sich die Mitarbeiter bei ihrem Handeln 
orientieren können, Selbstbewertungsinstrumente''’ betonen die Rolle der Mitarbeiter 
und deren Führung. Damit lassen sich Schwachstellen und wesentliche Ansatzpunkte 
innerhalb der Verwaltung erkennen. Die kreativen Potenziale der Angestellten können 


3 Vgl. Bademer, S. von (2005), S. 452. 

14 Dazu gehört auch das Ausmaß der Sicherheit der Prozesse (zur Vermeidung von Fehlern). Vgl. 
Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 77. 

115 Vgl. hierzu und im Folgenden Oppen, M. (1995), S. 43 ff.; Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 77 f. 

116 Vgl. Ösze, D. (2000), S. 61 f. 

117 Selbstbewertungsinstrumente im öffentlichen Sektor sind bspw. das EFQM und das CAF. Vgl. 
dazu Kapitel 4.5.14. 
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zur Ideenfindung und Problemlösung genutzt werden. Ergänzend dazu ist es wichtig, 
den Beschäftigten genügend Raum für Individualität zu lassen und keine zu strikten 
Vorgaben zu machen." 


Bislang ist die Qualitätsorientierung im Modernisierungsprozess immer noch von zwei 
Extremansätzen geprägt. Auf der einen Seite wird der Kundennutzen und dessen Um- 
setzung in den Mittelpunkt gestellt; hier dient das Qualitätsbewusstsein oftmals als 
Akzeptanzschaffung der Verwaltung gegenüber dem Bürger. Auf der anderen Seite 
wird der organisationsinterne Erstellungsprozess einer Leistung als wichtigstes Quali- 
tätsmerkmal gesehen. ''” Wie zuvor gezeigt, ist allerdings ein ganzheitliches Quali- 
tätsmanagement wünschenswert, das neben den Kunden und den internen Prozessen 
auch die übergreifende Strategie, die Führungskultur und die Mitarbeiter berücksich- 


tigt. 


2.4.4 Wettbewerbsorientierung 


Die öffentliche Verwaltung bewegt sich weitgehend in einem monopolistischen Markt, 
in dem wettbewerbliche Steuerungsmechanismen fehlen. Unabhängig von der Qualifi- 
kation des Personals fördert der bislang mangelnde Wettbewerb eine stärkere Ausrich- 
tung an den behördlichen Interessen als an denen der Kunden. Zudem ändern die bis- 
her beschriebenen strategischen Ziele (Leistungs-/Wirkungs-, Kunden- und Qualitäts- 
orientierung), obwohl sie einen wesentlichen Beitrag zur Neuausrichtung der Verwal- 
tung beitragen, nichts an der Monopolsituation der Verwaltung.'” Die Verwaltungs- 
modernisierung kennzeichnet sich daher auch durch einen systematischen Einbezug 
des Wettbewerbsgedankens in alle Bereiche der staatlichen Tätigkeit, um damit eine 
Erhöhung der Effizienz, Produktivität, Flexibilität und Transparenz öffentlicher Leis- 
tungserstellung zu erzielen sowie ein unterstützendes Klima für Reformen und besse- 
res Management zu schaffen.” 


Dem Wettbewerb werden allgemein drei Funktionen zugeschrieben, die ihn als höchst 
vorteilhaft im Zuge der Modernisierung erscheinen lassen. Als erstes die Allokations- 
funktion. Der Wettbewerbsgedanke führt demnach zu einem optimalen Einsatz der 
ökonomischen Ressourcen, bei dem die Präferenzen der Produzenten und der Nach- 
frager optimal zur Geltung kommen. Darüber hinaus erfüllt der Wettbewerb auch eine 
Innovationsfunktion. Diese führt zu Produktivitäts-, Qualitäts- oder Innovationseffek- 


18 Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 30. 

19 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 80. 
120 Vgl. Adamaschek, B. (1997), S. 25. 

'?! Vgl. Borins, S./Grüning, G. (1998), S. 28. 
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ten in allen Bereichen und Phasen der Güter- und Dienstleistungserstellung, um im 
Vergleich mit anderen bestehen zu können. Der dritte Aspekt ist die Verteilungsfunkti- 
on. Wettbewerb sichert ökonomisch leistungsgerechte Einkommen und beugt der Ent- 
stehung von Monopolen und Kartellen vor.'” 


Zwischen den beiden Polen des Wettbewerbs, der Eigenerstellung von Leistungen 
weitgehend ohne Wettbewerbselemente und der Privatisierung ganzer Leistungsberei- 
che gibt es noch eine Reihe unterschiedlicher Wettbewerbsvarianten.'” Grundsätzlich 
lassen sich beim Wettbewerb die faktische und die virtuelle Form unterscheiden. "* Bei 
der faktischen Variante wird der Wettbewerb aus Teilnehmerperspektive gesehen. 
Mehrere Akteure verhalten sich wie Konkurrenten und können sich dem Wettbe- 
werbsumfeld nicht straflos entziehen, was letztlich zum Ausscheiden vom Markt füh- 
ren kann. Die faktischen Formen lassen sich in drei Wettbewerbsausprägungen unter- 
teilen: privatwirtschaftliche Wettbewerbsmärkte mit der Übertragung ehemals öffent- 
lich wahrgenommener Aufgaben, Quasi-Wettbewerb'” durch interne Leistungs- und 
Servicevereinbarungen und Ausschreibungswettbewerbe mit der Vergabe von Einzel- 
aufgaben. Dem gegenüber stehen virtuelle Wettbewerbe, die sich durch den Vergleich 
von Daten, Abläufen und institutionellen Lösungen samt Bewertungen nach möglichst 
einheitlichen Leistungs- und Wertmaßstäben auszeichnen. Aus diesem nicht-markt- 
lichen Wettbewerb sollen sich ebenso Anreize zur Verbesserung ergeben. Allerdings 
erfolgt bei diesen Formen auch bei suboptimalen Leistungen kein Ausscheiden vom 
Markt. Hier können ebenfalls drei Ausprägungen unterschieden werden: die Wett- 
streit-Elemente mit Prämierungen von „Höchst“-Leistungen, das systematische 
Benchmarking als organisierter Leistungsvergleich mit einem Lernen von den Besten 
und Kosten- und Leistungsvergleiche anhand spezifischer Kennziffern. 


Die Effizienzergebnisse durch den virtuellen sind allerdings nicht ganz vergleichbar 
mit den Ergebnissen des faktischen Wettbewerbes. Gerade Aufgabenfelder mit hoheit- 
licher Prägung stehen der Einführung von echtem Wettbewerb entgegen. In diesem 
Fall bietet sich insbesondere das Benchmarking an. Dieser Leistungsvergleich erzeugt 
auch ohne echte Marktsituation einen Konkurrenzdruck und damit erhebliche Er- 
kenntnisgewinne für mehr Wirtschaftlichkeit und eine bessere Leistungserstellung, 


'? Vgl. Nullmeier, F. (2005), S. 108. 

12 Vgl. Ösze, D. (2000), S. 68 f. 

124 Vgl. hierzu und im Folgenden: Nullmeier, F. (2005), S. 111; Busch, V. (2005), S. 63 f. 

15 Hierunter wird die Existenz von Wettbewerbsbedingungen innerhalb der öffentlichen Verwaltung 
durch Wettbewerbssurrogate verstanden, ohne dass dabei direkt auf Angebote des privatwirtschaft- 
lichen Sektors zurückgegriffen wird. Der Quasi-Wettbewerb kann in die quasi-marktliche und die 
nicht-marktliche Variante unterteilt werden, wobei letztere eher dem virtuellen Wettbewerb zuzu- 
ordnen ist. Vgl. dazu Kapitel 2.4.4 und Busch, V. (2005), S. 83. 
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speziell, wenn die ermittelten Ergebnisse auch öffentlich bekannt gegeben werden.'”* 
Hingegen lösen formelle Privatisierungen'”” oder Änderungen der Rechtsform alleine 
noch keinen selbstregulierenden Wettbewerb aus, dazu bedarf es eines funktionieren- 
den, dauerhaften Wettbewerbs, der dann zu mehr Effizienz und Effektivität führt. Die- 
ser beinhaltet neben den externen Voraussetzungen auch noch interne, wie den Einbe- 
zug der Mitarbeiter oder behördeninterne Umstrukturierungen.'” 


Im Zuge einer zunehmenden Marktorientierung wird häufig vom modernen Staat als 
Gewährleistungsstaat gesprochen. Dabei konzentriert sich die öffentliche Hand auf die 
Steuerung von als öffentlich angesehenen Aufgaben, aber nicht unbedingt auch auf 
deren Erbringung. Durch dieses veränderte Rollenverständnis ergeben sich eine Reihe 
neuer Möglichkeiten der Zusammenarbeit von Staat und nicht-staatlichen Einrichtun- 
gen (bspw. durch Netzwerke und Partnerschaften).'” Die Leistungserstellung wird 
eingeschränkt und konzentriert sich vor allem auf Aufgaben im Kernbereich der öf- 
fentlichen Verantwortung. Damit soll die höchste Bedürfnisbefriedigung bei einer 
wirtschaftlichen Erstellung erreicht werden, ohne dass diese durch Regulierungen des 
Staates erzwungen wird.'” 


2.4.5 Mitarbeiterorientierung 


Mit der Abkehr von bürokratischen Strukturen und der Hinwendung zu unternehmens- 
ähnlichen Steuerungsmechanismen geht auch ein Aufgaben- und Funktionswandel bei 
den Mitarbeitern der öffentlichen Verwaltung einher, der neuartige Anforderungen an 
die Personalwirtschaft stellt.'”' Trotz der hohen Personalintensität liegt das größte De- 
fizit im Führungsinstrumentarium des öffentlichen Dienstes immer noch im Bereich 
des Personalmanagements. Dies wird besonders im Vergleich mit „gut geführten“ pri- 
vatwirtschaftlichen Organisationen deutlich. Im Zuge der Verwaltungsmodemisierung 
sind daher die Mitarbeiter weniger als Kostenfaktor, sondern vielmehr als strategische 
Ressource anzusehen und einzusetzen, in der ein immenses Potenzial liegt.'” Bislang 


126 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 449; Banner, G. (1994), S. 8. 

127 Die Wettbewerbsorientierung ist auch geeignet, eine Privatisierungsdiskussion zu versachlichen. 
Dazu muss eine Behörde ermitteln, was die von ihr erzeugten Leistungen kosten, die sie auf den 
Markt anbieten will. Wenn sie dann im Wettbewerb mit anderen Anbietern nicht konkurrenzfähig 
erscheint und wenig Chancen auf Produktivitätssteigerungen zu erwarten sind, sollte über Privati- 
sierungen dieser Leistungen nachgedacht werden. Vgl. Banner, G. (1997), S. 29. 

128 Vgl. Musil, A. (2005), S. 26. 

122 Hierbei können insbesondere Public Private Partnership-Modelle (PPP) genannt werden Vgl. Zie- 
kow, J./Windoffer, A. (2007). 

130 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 111. 

131 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 453. 

2 Vgl. Naschold, F./Bogumil, J. (1998), S. 91 f. 
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besteht allerdings im Personalbereich oftmals noch das Problem der sog. Rationalisie- 
rungsfalle. Durch den Druck der Haushaltskonsolidierung werden die Reformansätze 
zur Haushaltssanierung genutzt, aber nicht für Verbesserungen der Mitarbeiterfortbil- 
dung oder für die materielle Ausstattung der Arbeitsplätze. Daraus entsteht ein sinken- 
des Vertrauen der Verwaltungsmitarbeiter in den Modernisierungsansatz und damit 
eine abnehmende Bereitschaft zur aktiven Mitwirkung an den Verwaltungsreformen.'” 


Zunehmend hat sich allerdings die Erkenntnis durchgesetzt, dass Verwaltungsrefor- 
men nicht nur „von oben“ durchsetzbar sind, sondern eine Organisationsentwicklung 
innerhalb der einzelnen Behörden benötigt wird. Um eine größere Bürgerfreundlich- 
keit, eine verbesserte Qualität, mehr Effizienz und Effektivität zu erzielen, reicht es 
nicht aus, nur entsprechende Konzepte zu verabschieden, sondern diese Ziele lassen 
sich nur durch ein aktives Engagement und eigenverantwortliches Handeln der Be- 
schäftigten konkretisieren und erreichen." Dazu ist es zum einen wichtig, die Mitar- 
beiter für die Verwaltungsmodernisierung entsprechend zu qualifizieren, um sie auf 
die veränderten Aufgaben ausreichend vorzubereiten und die Vorteile der Reformen 
aufzuzeigen, um damit das Beharrungsvermögen zu durchbrechen. Zum anderen er- 
gänzen Veränderungen der internen Arbeitsweise und der Verwaltungsstruktur die Re- 
form.” 


Die dafür notwendigen Modelle sind weitgehend der betriebswirtschaftlichen Theorie 
entnommen. Wesentliche Komponenten sind das Führen durch Zielvorgaben (Mana- 
gement by Objectives"‘). Aber auch die gesteigerte Übernahme von Verantwortung 
für Arbeitsaufgaben und für die Bereitstellung der dazu notwendigen Geldmittel (de- 
zentrale Ressourcenverantwortung) stellt neben der Einführung leistungsorientierter 
Entgeltsysteme'” einen wesentlichen Teil der modernen Mitarbeiterführung dar. Durch 
diese Maßnahmen sollen Effizienzgewinne realisiert werden, weil die Entscheidungs- 
wege kürzer werden und die Eigenverantwortung sowie die Motivation der Mitarbeiter 
gesteigert werden. Die Aneignung neuer Führungstechniken, der Einsatz von zeitge- 
mäßen Informationssystemen'” und die zunehmende strategische Arbeitsweise sind 
insbesondere für Führungskräfte relevant.'” Durch personalwirtschaftliche Programme 
soll demnach eine vermehrte Orientierung an den Wünschen und Bedürfnissen der 
Mitarbeiter sowie deren aktive Beteiligung ins Zentrum der Modernisierung gerückt 


133 Vgl. Pinkwart, A. (2000), S. 50. 

134 Vgl. Stöbe-Blossey, S. (2005), S. 281. 

135 Vgl. Reichard, C. (2005), S. 231 f. 

136 Vgl. dazu ausführlicher Adam, D. (1996), S. 144. 

7 Vgl. dazu stellvertretend Ridder, H.-G. (2005), S. 270. 

138 Zur Ausgestaltung eines Informationssystems mit Kennzahlen zur Mitarbeiterorientierung als stra- 
tegisches Ziel vgl. Neubach, B. et al. (2001), S. 350 ff. 

19 Vgl. Bachmann, P. (2004), S. 31; Stöbe-Blossey, S. (2005), S. 281. 
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werden, auch um damit der abnehmenden Konkurrenzfähigkeit der öffentlichen Insti- 
tutionen im Wettbewerb um qualifizierte Nachwuchskräfte entgegenzuwirken. Dabei 
ist zu beachten, dass die verstärkte Mitarbeiterorientierung große Überschneidungen 
mit anderen strategischen Zielbereichen hat; denn nur die Mitarbeiter können durch 
ein verändertes Verhalten die ehrgeizigen Ziele im Behördenalltag umsetzen.'* Vor 
allem die verstärkte Qualitäts- und Kundenorientierung lässt sich nur durch qualifizier- 
te und engagierte Mitarbeiter umsetzen. 


2.5 Umsetzungsstand 


Mit der Entwicklung des Neuen Steuerungsmodells durch die KGSt begann Anfang 
der 90er auch die veränderte Ausrichtung des öffentlichen Sektors in Deutschland. 
Jedoch begannen die Reformen im Vergleich zum Ausland mit einiger zeitlicher Ver- 
spätung. Die Gründe lagen insbesondere in der hierzulande erst später einsetzenden 
wirtschafts- und finanzpolitischen Krisenentwicklung und zudem in der Wiederverei- 
nigung, die erhebliche politisch-administrative Kräfte in Anspruch nahm und darüber 
hinaus die herkömmlichen Strukturen auf die neuen Bundesländer übertrug und so zu 
deren Bewahrung beitrug. Ferner herrschte vielfach eine Reformmüdigkeit, die auf 
erhebliche, aber doch unergiebige Modernisierungsbestrebungen in den 70er Jahren 
zurückzuführen ist.'* Im Weiteren sollen zunächst für mehrere ausländische Staaten 
die wesentlichen Reformschwerpunkte aufgezeigt werden. Daran schließt sich eine 
Betrachtung der Verwaltungsmoderisierung im Inland an. Hier wird zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen differenziert. Der Schwerpunkt soll auf der inländischen 
Umsetzung und hier, entsprechend der geplanten Evaluation der Landesverwaltung 
NRW, auf einer aktuellen Analyse verschiedener Reformaktivitäten in ausgewählten 
Bundesländern liegen." 


2.5.1 Ausland 


In den 90er Jahren haben Reformen die internationale Verwaltungslandschaft geprägt. 
Als führend in Bezug auf die Verwaltungsmodemisierung wird Neuseeland angesehen. 
Hier hielt man sich besonders konsequent an die Konzeptlogik des NPM, da die Regie- 


14 Vgl. Palm, H. (2005), S. 297. 

141 Vgl. Damkowski, W./Precht, C. (1998), S. 16 f. Siehe dazu auch Kapitel 2.2. 

142 In der Betrachtung des Umsetzungsstandes werden die verschiedenen Instrumente nur genannt. 
Eine genauere Beschreibung und eine Analyse der damit verfolgten Ziele findet in Kapitel 4.5 
statt. 
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rung im staatlichen Sektor selber das eigentliche Hauptproblem sah.'*” Das Umset- 
zungsspektrum war von Beginn an sehr umfassend und galt sowohl für die kommunale 
als auch für die staatliche Ebene. Privatwirtschaftliche Strukturen, neuzeitliche Steue- 
rungsmodelle und eine rigide Auslagerung von Aufgaben wurden seit Anfang der 80er 
Jahre umgesetzt.'* Dabei gelang der Regierung durch eine Priorisierung der Reform 
die rasche Ablösung der bislang input-orientierten durch eine output-orientierte Steue- 
rung, ohne dabei die Grundprinzipien wie die Rechtsgebundenheit oder die Gleichbe- 
handlung zu vernachlässigen. Dazu wurde die politische Exekutive vom ausführenden 
administrativen System getrennt, um den Führungskräften mehr Freiheiten für eine 
wirtschaftlichere Leistungserstellung zu gewähren und für die politische Ebene eine 
verbesserte Steuerungsfähigkeit zu erreichen.'* Diese Steuerung wird über „State- 
ments of Intent“ erreicht, nach denen die Ministerien mehrjährige strategische Ziele 
vorgeben und die operativen, weitgehend unabhängigen Einheiten diese in eigener 
Verantwortung ausführen.'“ Darüber hinaus wurde ein flexibleres Personalmanage- 
ment und ein kaufmännisches Rechnungswesen eingeführt, sowie eine stärkere direkte 
Beteiligung der Bürger durchgesetzt. Seit 2001/2002 wird unter dem Programm des 
„Management for Outcome“ auch die wirkungsorientierte Steuerungsfähigkeit in Neu- 
seeland vorangetrieben. '” 


Bereits seit den 70er Jahren laufen unterschiedliche Reformprojekte in den USA, zu- 
nächst vor allem auf kommunaler Ebene mit dem Ziel der Erhöhung von Produktivität 
und Effizienz.'* Die Ansätze dazu lagen vor allem in der Intensivierung des Wettbe- 
werbs mit dem privaten Sektor und der daraus entstehenden Vergabe öffentlicher 
Dienstleistungen an privatwirtschaftliche Unternehmen zudem in der erstmaligen De- 
finition von Zielen für das kommunale Verwaltungshandeln.'” Seit 1993 besteht auf 
Bundesebene das National Performance Review (NPR). Es wurde hauptsächlich von 
Al Gore initiiert und steht unter dem Motto „works better, costs less“.'” Verstärkt 
werden damit qualitative Verbesserungen mittels Leistungsmessung und Qualitätsma- 
nagement sowie eine stärkere Bürgerorientierung in den Mittelpunkt gerückt. Aber 
auch in den USA traditionell wichtige Aspekte wie eine zunehmende Vernetzung mit 


19 Das wesentliche Ziel war daher die Implementierung eines Informationssystems, um die notwen- 
dige Transparenz über wesentliche Kostentreiber der Leistungserstellung und die Leistungsergeb- 
nisse zu erhalten. Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 302. 

144 Vgl. Reichard, C. (1994), S. 26. 

145 Vgl. Matheson, A./Scanlan, G./Tanner, R. (1999), S. 86 f. 

146 Vgl, Kibblewhite, A./Ussher, C. (2002), S. 89. 

147 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 302. 

"48 Ursächlich dafür war die Politik von Ronald Reagan, der mit dem Dezentralisierungsprogramm 
„New Federalism“ Bundesgelder für die Kommunen kürzte und ihnen zusätzlich Bundesaufgaben 
übertrug. Vgl. Borins, S./Grüning, G. (1998), S. 13. 

1% Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 515. Diese Modelle orientierten sich häufig am „Reinventing Go- 
vernment“-Konzept. Vgl. dazu Osborne, D./Gaebler, T. (1993). 

50 Vgl. Kettl, D. (2000), S. 16. 
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der Privatwirtschaft, das „Downsizing“ des Regierungsapparats und die Einführung 
von modernen Managementmethoden werden durch das NPR betont.'”' Eine strategi- 
sche, ergebnisorientierte Planung'” auf Bundesebene soll durch die Verbindung von 
finanziellen Ressourcen und den damit erreichten Ergebnissen erreicht werden, sowie 
durch den Einsatz von Planungs- und Reporting-Systemen. Zunehmend fließen auch 
Wirkungen in die Betrachtung ein.'” Da auf kommunaler Ebene kein staatlicher 
Zwang zur Umsetzung bestimmter Reformkonzepte besteht, sind die in den Kommu- 
nen eingeführten Konzepte und der Umsetzungsstand nach wie vor sehr heterogen.'”* 


Radikal waren auch die Reformen in Großbritannien. Mit Beginn der Regierung That- 
cher im Jahr 1979 hat es erhebliche Reforminitiativen gegeben. Diese betrafen vor al- 
lem die Schwächung des kommunalen Sektors, in dem die Kernstruktur des Wohl- 
fahrtstaates gesehen wurde. Wesentliche Ziele waren ein schlanker Staat, Kostensen- 
kung, Marktliberalisierung, Wettbewerb und Privatisierung." Maßgebliches Element 
war das Konzept des Compulsory Competetive Tendering (CCT), mit dem Kommunen 
verpflichtet wurden, ihre Aufgaben in wettbewerbsorientierten Ausschreibungen zu 
vergeben. Zunehmend erfolgte in diesem Zusammenhang auch die Gründung von 
Agenturen, mit denen eine rationalere Verteilung der Ressourcen über interne Verträge 
und objektive Leistungskriterien angestrebt wird." Durch die Agenturen hat sich auch 
ein immer größeres System des Benchmarking zwischen den Kommunen entwickelt, 
bei dem die Ergebnisse landesweit von einer Audit Commission veröffentlicht wer- 
den.'” Weiterhin wird bei der Verwaltungsmodernisierung in Großbritannien besonde- 
rer Wert auf die Beteiligung der Bürger (Citizen Charter) und auf eine leistungsabhän- 
gige Entlohnung der Beschäftigten gelegt. Den erzielten beachtlichen Effizienzgewin- 
nen standen teilweise Verschlechterungen bei der Qualität und der Steuerungsfähigkeit 
gegenüber. Dies soll nun über eine stärkere strategische Ausrichtung und eine zuneh- 
mende Wirkungsorientierung erreicht werden.'” 


15 


Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2000), S. 271. 
2 Bei der Planung sollen zwar Stakeholder (Mitarbeiter, Kongress und seine Kommission) einbezo- 
gen werden, auf die Vorgabe von Zielen und das Abschließen von Kontrakten zwischen Institutio- 
nen wird allerdings weitgehend verzichtet. Vgl. Proeller, I. (2006), S. 18. 
Dazu wurden 1997 die Erfordernisse und Informationen des “Government Performance and Re- 
sults Act” erstmals allen Verwaltungseinheiten bereitgestellt. Siehe dazu ausführlicher: Proeller, 1. 
(2006), S. 18 ff. 
Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 516. 
Vgl. Wollmann, H. (2004), S. 38. 
Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 516. 
Vgl. Cowper, J./Samuels, M. (1997), S. 9 ff. 
Das soll durch die beiden Kernelemente Joined-up Government-Programm (JUG) und Public Ser- 
vice Agreements (PSA) erreicht werden. Vgl. Proeller, I. (2006), S. 11 ff. sowie Ellis, K./Mitchell, 
S. (2002), S. 111 ff. 
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Ende der 80er begannen auch die Niederlande mit Reformen der öffentlichen Verwal- 
tung, die dem Themengebiet des NPM zugeschrieben werden können. Dieses wurde 
auf zentralstaatlicher und auf kommunaler Ebene durchgeführt. Im Gegensatz zu den 
zuvor erläuterten Beispielen wurde die Reform hier eher langsam, konsensual und in 
kleinen Schritten eingeführt.” Die wesentlichen Probleme lagen in vielfältigen orga- 
nisatorischen Problemen des Bürokratiemodells, die zu einem Ressortegoismus, zu 
viel Detailsteuerung der Politik, einer geringen Flexibilität und wenig Leistungsorien- 
tierung führten. Darüber hinaus waren die finanziellen Mittel knapp und die Bürger 
mit der Verwaltung unzufrieden. Zur Lösung wurden eine starke Dienstleistungsorien- 
tierung und ein ergebnisorientiertes Kontraktmanagement eingeführt. Den oftmals 
selbstständigen Fachbereichen wurden so weitreichende Freiräume in personellen, or- 
ganisatorischen und finanziellen Angelegenheiten eingeräumt; die zentralen Einheiten 
legen in einem Verhandlungsprozess lediglich die Aufgaben und die dafür zur Verfü- 
gung stehenden Mittel fest.'® Während in der 90ern der Schwerpunkt auf einer größe- 
ren Effizienz und einer starken Aufgabenkritik lag, rücken seitdem Effektivitäts- und 
Wirksamkeitsüberlegungen in den Mittelpunkt. Diese beziehen sich vor allem auf die 
Ministerien, die zentrale politische Handlungsfelder definieren müssen und die an- 
schließend durch Wirkungsindikatoren überprüft werden.“ 


Das Verwaltungssystem in Frankreich zeichnet sich traditionell durch einen ausge- 
prägten Zentralismus aus. Auch wenn es durchaus Ansätze zu einer stärkeren Dezent- 
ralisierung gab, blieben diese überwiegend Stückwerk. Dennoch gab es zahlreiche 
Bürgermeister, die ab Mitte der 80er anfıngen, die Städte wie Unternehmen zu führen 
(villes entrepreneuriales), Instrumente der Leistungsmessung und das Benchmarking 
zu implementieren sowie Aufgaben an Private auszulagern.'“” Auf staatlicher Ebene 
gab es lange Zeit nur wenige übergreifende Gesamtstrategien, sondern häufig nur Ein- 
zellösungen für spezielle Ministerien. Zudem wurden zwar viele Reformen begonnen, 
aber nur selten auch zu Ende gebracht.'* Im Jahr 2001 wurde eine tiefgreifende Ver- 
fassungsänderung beschlossen. Danach wird das Budget in Zukunft nur noch nach 
Programmen strukturiert. Die Zielerreichung soll mit Leistungs- und Wirkungsindika- 
toren beurteilt werden. Durch diese größere Transparenz erhofft man sich in Zukunft 
eine verbesserte Steuerungsfähigkeit für das Parlament. '“ 


19 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 283 f.; Zimmermann, F. (2006), S. 364. 

16 Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 530. 

16! Grundlage für die Jahresberichte war der „From Policy Budget to Policy Accounting (VBTB)“- 
Bericht des Parlaments im Jahr 1998; übergreifend umgesetzt wurde dieser erstmalig 2002. Vgl. 
Kristensen, J./Groszyk, W ./Bühler, B. (2002), S. 23; Speier-Werner, P. (2006), S. 283 f. 

162 Vgl. Wollmann, H. (2004), S. 46 f. 

Wesentliche Reformansätze in den 80er Jahren waren ein Qualitätsmanagement („cercles de quali- 

té“) und die verstärkte Ziel- und Ergebnisorientierung („project de service“). Vgl. Speier-Werner, 

P. (2006), S. 230 f. 

16 Vgl. Kristensen, J./Groszyk, W./Bühler, B. (2002), S. 20. 
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In der Schweiz ist seit 1990 die Wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV) ge- 
startet worden. Das Anwendungsgebiet erstreckt sich auf alle administrativen Ebenen 
und umfasst ein breites Modernisierungsspektrum.'“ Dazu gehören Personalreformen 
(Abschaffung des Beamtenstatus), ein verändertes Finanzmanagement (auf allen Ebe- 
nen kaufmännisches Rechnungswesen und Outputorientierung), die Bildung von de- 
zentralen Einheiten, ein politisches Kontraktmanagement und eine zunehmende Kun- 
denorientierung.'* Herauszustellen ist, dass schon mit Reformbeginn eine Ausrichtung 
und Steuerung über Wirkungen und nicht nur über Leistungen propagiert und verfolgt 
wurde. '® 


Insgesamt lässt sich für die ausländischen Reformbemühungen festhalten, dass zwar 
die Probleme in den betrachteten Ländern vergleichbar waren und die Reformen zu- 
meist aus dezentraler Verantwortung, Kontraktmanagement, Leistungsmessung, Wett- 
bewerbsmechanismen, Einbezug der Bürger und neuen Steuerungsmechanismen be- 
stehen, aber die gewählten Reformwege, der jeweilige Umsetzungsstand und die 
Schwerpunkte der Reformen durchaus verschieden sind.'* 


2.5.2 Inland 


An der Entstehung der Verwaltungsmodernisierung in Deutschland hatten insbesonde- 
re die Niederlande einen großen Anteil. Die Gründe lagen in dem ähnlichen Staats- 
und Regierungssystem und in der kulturellen sowie regionalen Nähe zu Deutschland. 
So ließen sich die niederländischen Ergebnisse gut auf die hiesigen Verhältnisse über- 
tragen.'® Im Folgenden sollen nun die aktuellen Modernisierungsaktivitäten und ihre 
Entwicklung in Deutschland gegliedert nach Kommunen, Bundesländern und dem 
Bund näher vorgestellt werden. 


2.5.2.1 Kommunen 


Die Defizite der kommunalen Verwaltungen in Deutschland waren schon lange be- 
kannt, aber bis zum Ende der 80er fehlte ein Führungsmodell, das in der Lage war, die 


165 Auf Bundesebene wurde Ende der 90er das Programm „Führen mit Leistungsauftrag und Global- 
budget“ (FLAG) ergänzt. Mit diesem sollten die Aufgaben des Bundes effizienter, wirksamer und 
kundenfreundlicher ausgeführt werden. Vgl. dazu auch Kapitel 3.6.1. 

166 Vgl. Reichard, C. (2001), S. 17. 

167 Vgl. Proeller, I. (2006), S. 22. Die Inhalte der WoV und die dadurch erzielten Ergebnisse werden 
ausführlicher in Kapitel 3.5.1 vorgestellt. 

168 Vgl. Bogumil, J. (2002), S. 47 f. 

1% Vgl. Reichard, C. (2001), S. 17. 
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vorhandenen Erkenntnisse zur Verbesserung der Verwaltungsarbeit zu einem durch- 
gängigen neuen System zusammenzuführen. In Anlehnung an die Erfahrungen der 
niederländischen Stadt Tilburg entwickelte die KGSt Anfang der 90er das Neue Steue- 
rungsmodell (NSM).'” Verantwortlich für die Entstehung war das „System der organi- 
sierten Unverantwortlichkeit“, bedingt durch die bisherigen Strukturen in der Kommu- 
nalverwaltung. In diesem System werden nicht die optimale Leistung, sondern der 
maximale Ressourcenverbrauch belohnt.” Mit dem NSM wurde in den Städten und 
Gemeinden eine dezentrale Organisationsstruktur nach dem Vorbild privatwirtschaftli- 
cher Unternehmen angestrebt. Das sollte vor allem durch klare Verantwortungsab- 
grenzung zwischen Politik und Verwaltung, durch eine dezentrale Ressourcen- und 
Ergebnisverantwortung und durch den Übergang von der Input- zur Outputsteuerung, 
verbunden mit den dafür notwendigen Instrumenten wie Produktdefinitionen, Kosten- 
und Leistungsrechnung (KLR) und Budgetierung erreicht werden.'”” Im Zentrum der 
Reformen standen also speziell Aspekte der Binnenmodernisierung der Verwaltung. 


Nach den ersten Pilotversuchen der Einführung des NSM in einigen Großstädten kam 
es in den ersten Jahren nach der Entwicklung des Modells 1993 zu einer euphorischen 
Aufbruchstimmung. Das Modell wurde nicht mehr nur in großen und mittleren Städten 
deutschlandweit eingesetzt, sondern zunehmend auch in den Landkreisen. Damit wur- 
de das NSM zu einem grundlegenden Orientierungsmuster und einem Referenzmodell 
für alle Modernisierungsansätze auf kommunaler Ebene.” Da sich die gewünschten, 
meist finanziell-ausgerichteten Wirkungen vielfach nicht in dem Maße einstellten, kam 
es zu einer mehrjährigen Phase der Stagnation und Ernüchterung. Letztlich führte dies 
zu einer Ergänzung der einseitig binnenstrukturell angelegten Perspektive um weitere 
Kernelemente wie die stärkere Einbeziehung der Bürger und die Aktivierung von 
Wettbewerbselementen. Letzteres zeigte sich auch an dem steigenden Interesse der 
Kommunen an Leistungsvergleichen untereinander.'’”* Mittlerweile wurden durch die 
Innenministerkonferenz auch die Leittexte für ein neues kommunales Rechnungswe- 
sen verabschiedet, damit ist die Aufstellung des Haushalts mit dem kaufmännischen 
Rechnungswesen zukünftig möglich. Einige Bundesländer haben für ihre Kommunen 
bereits deren Einführung zusammen mit einigen Elementen des NSM wie die KLR 
oder die Produktdefinition bindend beschlossen. Andere befinden sich noch in der Ge- 
setzesaufstellungsphase.'”” Gemäß einer Umfrage aus dem Jahr 2005 setzen mittler- 
weile 92,4% der Kommunen Maßnahmen des NSM ein, wobei die überwiegende 


170 Vgl. Bogumil, J. (2002), S. 53. 

l Vgl. Banner, G. (1991), S. 6 f. 

17? Vgl. Bogumil, J./Kuhlmann, S. (2004), S. 52. 

173 Vgl. Bogumil, J. (2002), S. 54. 

174 Herauszustellen sind hier das IKO-Netz der KGSt und die Vergleichsringe der Bertelsmann- 
Stiftung. Vgl. Reichard, C. (2001), S. 27. 

173 Eine Übersicht bietet Budäus, D./Behm, C./Adam, B. (2005), S. 52. 
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Mehrheit nur einzelne Instrumente verwendet und das Modell eher als Werkzeugkas- 
ten begreift, aus dem sich je nach Problemstellung entsprechend bedient wird.” Der 
genaue Umsetzungsstand und die bislang erzielten Ergebnisse in den Kommunen wer- 
den in Kapitel 3.6.3 ausführlicher dargelegt. 


2.5.2.2 Bundesländer 


Bei der Verwaltungsmodernisierung kommt den Bundesländern eine Schlüsselrolle zu. 
Sie sind nicht nur für die Ausführung der meisten Bundesgesetze zuständig und sie 
beschäftigten die meisten Mitarbeiter in der deutschen Verwaltung, sondern ihnen ob- 
liegt zugleich die wesentlichen Rahmenbedingungen für die Modemisierung der 
Kommunalverwaltungen zu setzen.'”’ Während die Aktivitäten der Länder zunächst 
als sehr zurückhaltend eingeschätzt werden konnten, begann Anfang des 21. Jahrhun- 
derts eine verstärkte Diskussion und letztlich auch die Umsetzung von den Reformen. 
Neben den fortgeschrittenen Bemühungen der Kommunen lag der Hauptgrund für die 
Einführung von NPM-Elementen in der Finanzknappheit der öffentlichen Kassen.'”® 
Durch das föderale System in Deutschland ist allerdings diese Entwicklung in den 
Ländern sehr heterogen. 


Einer der Vorreiter in der Entwicklung auf der Ebene der Bundesländer war Hessen. 
Schon 1995 wurde dort das Projekt „Hessische Landesverwaltung 2000“ durch das 
Kabinett beschlossen. Damit sollte der Weg von der Inputsteuerung über zentrale Res- 
sourcenzuteilung zu einer Outputsteuerung über außenwirksame Leistungen aufgezeigt 
und die Kosten der Produkte sollten als Steuerungsinformationen sichtbar werden.'” 
Wenige Jahre später wurden die Reformbemühungen durch das Projekt der Neuen 
Verwaltungssteuerung (NVS) weiter konkretisiert. Neben der Einführung des kauf- 
männischen Rechnungswesens (Doppik) mit einer integrierten KLR standen die flä- 
chendeckende Einführung eines Kontraktmanagements zur Steuerung von ergebnisori- 
entierten Budgets, die Produktdefinition und die Implementierung einer Balanced Sco- 
recard'® (BSC) für das strategische Controlling im Mittelpunkt.'”' Aber auch dem E- 


176 Vgl. Bogumil, J. et al. (2007), S. 37. 

177 Allerdings wird der Dispositionsspielraum der Länder auch durch bundesrechtliche Regelungen 
und rechtliche Verankerungen zur weitgehenden Einheitlichkeit der Bundesländer eingeschränkt. 
Vgl. Naschold, F./ Bogumil, J. (1998), S. 127. 

18 Vgl. Bogumil, J. (2007), S. 111. 

19 Vgl. Freudenberg, D. (1997), S. 76 f. 

180 Dabei handelt es sich um Kennzahlensysteme, die die Wechselwirkungen der Ziele transparent 
machen. Neben finanziellen Kennzahlen, werden auch Indikatoren zu den Mitarbeitern, den Kun- 
den und der Innovationsfähigkeit der Organisation ergänzt. Vgl. dazu Kaplan, R./Norton, D. 
(1996), S. 76. 

181 Vgl. Brenski, C./Liebig, A. (2006), S. 184 ff. 
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Government und einem verbesserten Personalmanagement mit Hilfe von systemati- 
scher Personalentwicklung'”, Führungskräftefortbildungen und der Erprobung von 
Leistungsprämienelementen wurde ein großer Stellenwert zuteil. Die Ziele des NVS- 
Projektes waren ein kundenorientiertes Leistungsangebot, die bessere Steuerbarkeit 
der Verwaltung durch die Politik, motivierte Mitarbeiter, ein zielgerichteter Einsatz 
der Finanzmittel und nicht zuletzt auch Kostensenkungen. Produktivstart des NVS- 
Systems war im Jahr 2004, bis 2008 soll der gesamte Umstellungsprozess abgeschlos- 
sen sein." Bislang konnten durch das NVS trotz hoher Einführungs- und Betriebskos- 
ten allerdings kaum Effizienzgewinne festgestellt werden.'* 


Auch das Land Baden-Württemberg startete frühzeitig mit dem Einsatz betriebswirt- 
schaftlicher Instrumente in der Verwaltung. 1993 begann man erste Modellversuche, 
die Kameralistik zu flexibilisieren und die dezentrale Budgetierung einzuführen.'” 
Nach den erfolgreichen Pilotversuchen wurde im Jahr 2000 das Projekt Einführung 
neuer Steuerungsinstrumente in der Landesverwaltung (NSI)'* in allen Behörden des 
Landes gestartet und im Jahr 2004 mit Abschluss der zweiten Projektphase fertigge- 
stellt. Es beinhaltet die dezentrale Budgetverantwortung, eine nach einheitlichen Rah- 
menbedingungen konzipierte KLR und ein kennzahlenorientiertes Berichtswesen unter 
Beibehaltung der Kameralistik.'” Besonderer Wert wird auf die Ausgestaltung eines 
operativen und strategischen Controllings gelegt. Dieses „umfassende Führungsunter- 
stützungssystem“ soll die Auswirkungen von Entscheidungen in finanzieller wie auch 
in nichtfinanzieller Hinsicht rechtzeitig darstellen und ist damit eine wichtige Ent- 
scheidungs- und Umsetzungshilfe.'” Weiterhin zeichnet sich die Landesverwaltung 
durch ein umfassendes Qualitätsmanagement mit Benchmarkingansätzen, ein Bürger- 
portal für ein Beschwerdemanagement und ein gemeinsam mit den Kommunen betrie- 
benes E-Government-Portal aus.'” 


Die Verwaltung in Rheinland-Pfalz verfolgte einen etwas anderen Weg, auch wenn die 
ausgemachten Systemdefizite'” der Verwaltung denen in anderen Bundesländern 
weitgehend entsprachen. Das Haushaltsrecht sollte mit dem Ziel weiterentwickelt wer- 


'% Die soll vor allem durch das Instrument „Job-Rotation“ erreicht werden. Dazu ausführlich bspw. 
Breisig, T./ Krone, F. (1999), S. 410 ft. 

18% Vgl. Hessische Staatskanzlei (2005), S. 35 ff. 

184 Vegl. Bartsch, M./Kaiser, S. (2007), S. 38. 

185 Vgl. Becker, R./ Bögelein, T. (2001), S. 328. 

186 Eine Evaluation des Projektes NSI in Baden-Württemberg findet in Kapitel 3.5.3 statt. 

187 Vgl. Reiners, M. (2004), S. 98. 

188 Vgl. Innenministerium Baden-Württemberg (1999), S. 6 ff. 

1% Vgl. Brenski, C./Liebig, A. (2006), S. 184 ff. 

1 Es wurden drei wesentliche Defizite identifiziert. Erstens das Auseinanderfallen von Aufgaben und 
Finanzverantwortung, zweitens das kamerale Rechnungswesen, welches zu wenig Aussagen über 
den Verbrauch und die Schaffung von Vermögen zulässt, und drittens der mangelnde Wettbewerb 
innerhalb der Verwaltung. Vgl. Keilmann, U. (2005), S. 131. 
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den, die politischen und parlamentarischen Steuerungsmöglichkeiten zu verbessern 
sowie die Transparenz zu erhöhen. Angesichts der knappen Mittel und der Erfahrun- 
gen in anderen Bundesländern verfolgt Rheinland-Pfalz die Strategie der differenzier- 
ten Verwaltungsmodernisierung, um Kosten zu sparen und die Mitarbeiter bei der Um- 
stellung stärker einzubeziehen. Nach dieser Strategie wird gerade nicht vorgegeben, 
dass ein doppisches Rechnungswesen bis zu einem bestimmten Endtermin in der ge- 
samten Landesverwaltung einzuführen ist. Auch die KLR, Produkthaushalte und Leis- 
tungsaufträge müssen nicht flächendeckend und für jeden Prozess implementiert wer- 
den.'” Falls aber Behörden die Vorteile von Instrumenten erkannt haben und diese 
eingeführt werden sollen, bietet das Land den Behörden durch erarbeitete Standards 
und eine Task Force praktische Unterstützung an. Zwar bleibt der Haushaltsplan er- 
gänzt durch ein Bonus-Malus-System'”, das zentrale Steuerungsinstrument, aber er 
kann um einen Leistungsauftrag ergänzt werden. In diesem können dann durch die 
Politik Kosten- und Leistungsziele für bestimmte Aufgaben festgeschrieben werden.'” 
Weitere Schwerpunkte werden auf ein umfassendes Personalmanagement und ein 
Benchmarking mit anderen Bundesländern gelegt.'” 


Seit Mitte der 90er Jahre strebt auch Niedersachsen eine umfassende Reform der Lan- 
desverwaltung an, die unter dem Begriff "Neue Steuerungsinstrumente Niedersachsen" 
zusammengefasst wurde.'” Ein wesentliches Element ist dabei das Projekt Leistungs- 
orientierte Haushaltswirtschaft Niedersachsen (LoHN).'” Dahinter steckt die Idee, die 
Kosten der einzelnen Produkte mit einer integrierten KLR zu ermitteln und in künfti- 
gen Haushalten transparent zu machen. Das LoHN-Konzept besteht aus mehreren auf- 
einander abgestimmten Bausteinen einer leistungsorientierten Budgetierung, Zielver- 
einbarungen, Controlling sowie eines entscheidungsorientierten Berichtswesens. Mitt- 
lerweile werden rund zwei Drittel des Haushaltsvolumens leistungsorientiert geplant, 
eine Umstellung aller Behörden ist ebenso wie die Umstellung auf ein kaufmännisches 
Rechnungswesen bislang nicht geplant. Ergänzt wird dieses System um ein Bench- 
marking für systematische Betriebs- oder Objektvergleiche und eine stärkere Quali- 
tätsorientierung, die bspw. mittels einer BSC realisiert werden soll. Eine wichtigere 
Rolle spielt in Niedersachsen auch die Personalentwicklung und die systematische 
Einführung von E-Government'” in der Landesverwaltung. 


91 Vgl. Keilmann, U. (2005), S. 132. 

12 Damit lassen sich nicht in Anspruch genommene Haushaltsmittel teilweise ins nächste Jahr über- 
tragen, während Mehrausgaben als Malus im nächsten Jahr zu erwirtschaften sind. Vgl. Schill, 
S./Herle, H. (2005), S. 8. 

1% Vgl. Deubel, 1./Keilmann, U. (2005). S. 241. 

1% Vgl. Keilmann, U. (2005), S. 138. 

195 Vgl. Homann, W. (1998), S. 67. 

19° Vgl. hierzu und im Folgenden: Niedersächsisches Finanzministerium (2005), S. 8 ff. 

197 Dazu wurde ein E-Government Masterplan des Landes Niedersachen entworfen. Vgl. Niedersäch- 
sisches Ministerium für Inneres und Sport (2005), S. 8 ff. 
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In Nordrhein-Westfalen'” wurde 1995 ein verwaltungspolitisches Leitbild für die Mo- 
dernisierung beschlossen und die Steuerungsgruppe „Verwaltungsreform“ vom Kabi- 
nett eingesetzt. Das Ziel der Reform sollte eine lernende, zur Selbstinnovation fähige, 
schlanke, effektive und effiziente öffentliche Verwaltung sein.'” Dabei existierte aller- 
dings weder ein ressortübergreifendes Gesamtkonzept zur systematischen, flächende- 
ckenden Einführung der neuen Steuerungsinstrumente, noch bestanden für die Einfüh- 
rung und Ausgestaltung eines Controlling konkrete Vorgaben, lediglich für den Teil- 
bereich der KLR wurde 1997 ein Rahmenkonzept entwickelt. Die Einführungszeit- 
punkte und eingesetzten Instrumente wurden den jeweiligen Ministerien überlassen.” 
Erst Anfang 2003 wurde das Projekt "Einführung von Produkthaushalten zur Output- 
orientierten Steuerung — Neues Rechnungs Wesen" (EPOS.NRW) initiiert. Diese Re- 
form umfasst die verbindliche Umstellung der Bereiche Produkthaushalt, Budgetie- 
rung, KLR sowie ein Finanz- und Wirtschaftlichkeits-Controlling. Es wird angestrebt, 
die komplette Landesverwaltung bis zum Jahr 2014 auf das kaufmännische Rech- 
nungswesen und die zusätzlich dafür notwendigen Instrumente umzustellen.” 


Am weitesten fortgeschritten bei der Entwicklung neuer Steuerungsmodelle sind die 
Stadtstaaten?”, hier ist vor allem Hamburg zu nennen. Ein breit angelegter Modernisie- 
rungsprozess läuft seit Mitte der 90er in der Hamburger Verwaltung unter dem Titel 
„Projekt Verwaltungsinnovation“ (ProVi). Schon damals wurde der Haushaltsentwurf 
flächendeckend (90%) um Produktinformationen ergänzt.” Zunächst erfolgte dafür 
eine Pilotierungsphase, danach starteten weitere Behörden nach dem Prinzip der Frei- 
willigkeit und der eigenen behördlichen Dynamik mit der Implementierung. Die Pro- 
duktbildung, die KLR sowie die Entwicklung von verschiedenen Kennzahlen sind da- 
bei schon länger weit fortgeschritten, auch wenn letztere bislang relativ wenige Aussa- 
gen zu strategischen Zielen und Wirkungen enthalten.” Im Jahr 2003 wurde das Pro- 
jekt Doppik gestartet und die zuvor genannten Instrumente wurden entsprechend integ- 
riert. Einen Schwerpunkt nimmt bei diesem Projekt neben der Umstellung auf das 
kaufmännische Rechnungswesen eine vermehrte Kundenorientierung und ein umfas- 
sendes Qualitätsmanagement in Hamburg ein.’” 


198 Eine genauere Analyse der aktuellen Situation und die empirische Analyse der eingesetzten In- 
strumente in der Landesverwaltung NRW erfolgt in den Kapiteln 4.1 bzw. Kapitel 5.1.2. 

19 Vgl. Marib, C. (1999), S. 65. 

20 Vgl. Bürsch, M./Müller, B. (1999), S. 66. 

2! Vgl. Finanzministerium NRW (2005a), S. 8 ff. 

202? Positiv wirken sich hier die kommunal-ähnlichen Strukturen und keine territorial bedingten Her- 
ausforderungen von Flächenstaaten aus. Vgl. Reichard, C. (2004a), S. 89. 

203 Vgl. Smeddinck, F. (1998), S. 117 f. 

2% Vgl. Budäus, J. (2002), S. 211. 

25 Vgl. Benzmann, H-G. (1999), S. 29 ff., Wrage, C. (2005), S. 261. 
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Die Abbildung 5 zeigt den aktuellen Stand der Bundesländer zusammenfassend im 
Vergleich. Dabei ist ein auffälliges West-Ost-Gefälle zu bemerken, was vielfach damit 
begründet wird, dass dort die Verwaltungen noch mit der Implementierung des „alten“ 
Steuerungsmodells westdeutscher Prägung beschäftigt seien. Zudem wird dort wegen 
der besonders drückenden finanziellen Engpässe stärker auf Haushaltskonsolidierun- 
gen und Personaleinsparungen abgestellt als im Westen, ohne dass dies bislang aller- 
dings mit einer umfassenden Binnenmodernisierung einhergeht.’ 


Saarland 


O pree 


Grau unterlegt: Reformen sind umgesetzt oder explizit angekündigt. 
Keine Aussagen über den Grad und die Qualität der Umsetzung. 


Abbildung 5: Verwaltungsmodernisierung in den Bundesländern” 


2.5.2.3 Bund 


Der Bund gilt allgemein als Nachzügler bei der Verwaltungsmodernisierung. Das liegt 
zum einen daran, dass die Bundesverwaltung verhältnismäßig klein ist, und zum ande- 
ren daran, dass sie nur wenige unmittelbare Leistungen für die Bürger erbringt und 
deshalb deutlich weniger der Unzufriedenheit der Kunden ausgesetzt ist.” Unter dem 
Motto „Moderner Staat — Moderne Verwaltung“ hat die Bundesregierung 1998 mit 


206 Vgl. Reichard, C. (2004a), S. 89 f. 

207 Abgeändert und aktualisiert in Anlehnung an Reichard, C. (2004a), S. 91. Dabei ist allerdings zu 
beachten, dass zum einen viele Maßnahmen bislang nur angekündigt oder gerade erst begonnen 
wurden. Zum anderen wurden häufig nur wenige hinter den Maßnahmen stehenden Instrumente 
umgesetzt und nicht alle möglichen Elemente. 

28 Vgl, Jann, W. (2004b), S. 100. 
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einer umfassenden Modernisierung der Bundesverwaltung begonnen. Wesentliche 
Zielsetzungen waren: eine größere Haushaltsflexibilität, eine stärkere Eigenverantwor- 
tung der dezentralen Bereiche zur Erhöhung der Motivation und des Eigeninteresses 
sowie eine höhere Kostentransparenz der öffentlichen Dienstleistungen.”” Kernele- 
ment ist die standardisierte KLR, wobei deren Einsatz nur für „geeignete Bereiche“ 
gefordert wird, also nicht flächendeckend für die gesamte Verwaltung. Jedes einzelne 
Ministerium kann daher selber entscheiden, welche Bereiche es als geeignet ansieht 
und welche nicht.” Auch bei Zielvereinbarungen, Leitbildern und Personalentwick- 
lungskonzepten wird entsprechend verfahren. Die Daten der KLR dienen bislang nur 
der internen Steuerung der Behörden. Eine Integration dieser Daten in das Haushalts- 
verfahren soll beim Bund mittelfristig über Produkthaushalte erfolgen. In mehreren 
Pilotierungen wird dieses Verfahren bereits angewendet.”'' Während sich der Bund 
zunächst gegen die Einführung eines kaufmännischen Rechnungswesens und für die 
Beibehaltung der Kameralistik ausgesprochen hatte, wird dieses auf Anregung des 
Bundesrechnungshofs seit 2006 genauer überprüft.”'” Transparenz über die Qualität 
des Verwaltungshandelns soll bei Bundesverwaltungen insbesondere über Leistungs- 
vergleiche hergestellt werden. Dort, wo es möglich ist, sollen sowohl ressortinterne als 
auch ressortübergreifende Benchmarking-Ringe Anreize zur stetigen Verbesserung 
schaffen.”'” Wichtige Eckpfeiler der Modernisierung sind darüber hinaus ein verbesser- 
tes Personalmanagement (mehr Eigenverantwortung, Mitarbeiterbefragungen und 
Zielvereinbarungen) und das E-Government (Projekt BundOnline 2005).?' 


Als Fazit lässt sich festhalten, dass zwar alle internationalen und nationalen Reformen 
mit den Kernprinzipien des NPM-Modells übereinstimmen, die konkreten Ausprägun- 
gen jedoch sehr unterschiedlich sind. Als Vorreiter der Reformentwicklung lassen sich 
die angelsächsischen Staaten Neuseeland, Großbritannien und USA nennen, bei denen 
die Einführung marktähnlicher Strukturen im Vordergrund stand.” Deutschland liegt 
auf staatlicher Ebene eher im unteren Mittelfeld der OECD-Staaten und wird auch als 
„vorsichtiger Modernisierer“ bezeichnet.” Innerhalb der deutschen Verwaltungsland- 
schaft kommt den Städten und Gemeinden immer noch die Vorreiterrolle bei der Mo- 
dernisierung zu. Dahinter folgen die Länder, bei denen in den letzten Jahren ein ver- 


> Vgl. Bundesrechnungshof (2006), S. 5. 

210 Vgl. Budäus, D./Behm, C./Adam, B. (2004), S. 232; Lüder, K. (2001), S. 58 ff. 

al Vgl. Bundesministerium des Innern (2005), S. 39. 

?12 Es wird aus wirtschaftlichen Gründen und wegen der zunehmenden Reformen auf der Ebene der 
Kommunen, der Länder und im internationalen Bereich ein möglichst einheitlicher Ansatz für das 
ra Rechnungswesen von Bund und Ländern empfohlen. Vgl. Bundesrechnungshof 
(2006), S. 13. 

Aa Vgl. Bundesministerium des Innern (2004), S. 9. 

214 Vgl. Bundesministerium des Innern (2004), S. 5. 

215 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 13. 

216 Vgl. Jann, W. (2004a), S. 20. 
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stärkter Reformwille auszumachen ist. Hier sind neben den Stadtstaaten insbesondere 
die Bundesländer Hessen und Baden-Württemberg als führend hinsichtlich der Umset- 
zung zu nennen. NRW hat ein übergreifendes Steuerungskonzept erst deutlich später 
entwickelt, versucht aber mittlerweile verstärkt zu einem führenden Bundesland bei 
der Modernisierung zu werden. Wesentliche Unterschiede zwischen den Ländern sind 
der Fortschrittsgrad, das gewählte Rechnungslegungssystem und die Entscheidung, ob 
NPM-Elemente flächendeckend in der gesamten Landesverwaltung oder nur selektiv 
in ausgewählten Behörden eingesetzt werden sollen. Der Bund muss insgesamt nach 
wie vor als Schlusslicht der Verwaltungsmodernisierung in Deutschland bezeichnet 
werden.” 


2.6 Grenzen und Probleme 


Vor dem Hintergrund der zuvor erläuterten Ziele der Verwaltungsmodernisierung nach 
NPM-Gesichtspunkten und des beschriebenen Umsetzungsstandes sollen die Probleme 
der Reformbewegung näher betrachtet werden. Eine schlanke, nach unternehmeri- 
schem Vorbild geführte Organisation führt zum einen zu einer Betonung der wirt- 
schaftlichen und kommerziellen Werte. Dies darf zum anderen allerdings nicht dazu 
führen, dass die traditionellen Prinzipien der öffentlichen Verwaltung wie Gleichheit, 
Rechtmäßigkeit und Verlässlichkeit dadurch in den Hintergrund rücken.” Da sich die 
Ziele, Aufgaben und Arbeitsweisen der Privatwirtschaft nicht unmittelbar auf den öf- 
fentlichen Bereich übertragen lassen, müssen demnach die Instrumente auf ihre Eig- 
nung untersucht und ggf. angepasst werden.” So gibt es bei der Zielformulierung kein 
dominantes Gewinnziel, sondern die Ziele der Verwaltung sind häufig plural, instabil 
und in einen sozialen Konflikt eingebettet, deshalb lassen sie sich oftmals nicht mit 
einem einfachen Instrumentarium abbilden.” Ebenso gewährleistet eine strikt be- 
triebswirtschaftliche Ausrichtung nicht unbedingt, dass eine robuste und anpassungs- 
fähige Organisation geschaffen wird, die ausreichend Reserven beim Auftreten von 
neuen Problemlagen und externen Effekten zu bieten hat.””' Weiterhin scheint auch die 
Übertragung des Wettbewerbsgedankens auf die öffentliche Verwaltung nicht prob- 
lemlos möglich, da quasi-marktlicher Wettbewerb nicht unmittelbar mit dem marktli- 
chen Wettbewerb vergleichbar ist.” 


217 Vgl. Budäus, D./Behm, C./Adam, B. (2005), S. 51. 

218 Vgl. Reichard, C./Röber, M. (2001), S. 385. 

219 Vgl. Schmidt, J. (2006), S. 38. 

220 Vgl. Alonso, A. (2006), S. 15. 

22! Gem. PEDE kann das dazu führen, dass die Kosten in diesen Fällen deutlich über den eingesparten 
Beträgen liegen. Vgl. Pede, L. (1999), S. 38 . Siehe dazu auch Schröter, E./Wollmann, H. (2005), 
S. 73. 

222 Vgl. Steward, J./Walsh, K. (1992), 515 f. 
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Ein weiterer problematischer Punkt sind die häufig falschen und übertriebenen Erwar- 
tungen, die mit dem NPM verbunden werden. Die Sparpotenziale durch die Reform 
sind von Beginn an deutlich überschätzt worden, hingegen wurden die Haushaltsprob- 
leme eher unterschätzt.” Das liegt vor allem daran, dass es bei der Verwaltungsmo- 
dernisierung häufig zu einer einseitig und kurzfristig ausgerichteten Kostenorientie- 
rung kommt und damit eine starke Konzentration auf die Binnenreform erfolgt. Aber 
als Folge daraus ergab sich eine Vernachlässigung von wesentlichen Elementen, wie 
die des Qualitätsmanagements, der Betrachtung von Bürgern als Kunden und von stra- 
tegischen Aspekten.” So wird vom NPM auch behauptet, dass es vorwiegend ein 
„Festival der Visionen“ sei, das zwar aus vielen Konzepten, Modellen und Verspre- 
chungen bestehen würde, aber nur wenig zu den Inhalten und der Umsetzung beitra- 
ge.” Von New Public-Reformen sollten daher keine Wunderlösungen in kurzer Zeit 
erwartet werden, sondern es sollte eher als ein längerfristiger Lernprozess aufgefasst 
werden, der kontinuierlich Verbesserungen mit sich bringt.” 


In Zusammenhang mit den hohen Erwartungen steht auch ein weiteres Problem: Es 
liegen bislang relativ wenige empirische Erkenntnisse über den Erfolg von Modemi- 
sierungsprojekten vor. Zwar wird immer das Ziel der verbesserten Wirksamkeit und 
der gesteigerten Effizienz genannt, aber der Ursache-Wirkungs-Zusammenhang konn- 
te bislang bei NPM-Projekten auch aufgrund von Messproblemen kaum nachgewiesen 
werden.” Teilweise sind sogar durch die Einführung neue Probleme entstanden und 
auch diese negativen Auswirkungen müssen kontrolliert werden.” Die wissenschaftli- 
che Seite konzentrierte sich lange auf die Ausarbeitung von eher allgemeinen Konzep- 
ten und weniger auf konkrete Erfolgsfaktoren bei der Umsetzung. Dabei kann gerade 
die Identifizierung und Analyse von „best practices‘ ganz wesentlich zur Verbreitung 
der Modernisierungsidee beitragen. Die meisten Veränderungen beruhen nämlich we- 
niger auf einer gründlichen Analyse des Ist-Zustandes einer Behörde, sondern mehr 
auf der Nachahmung von erfolgreichen Projekten.” 


Ein immer noch vernachlässigter NPM-Bestandteil ist, dass die Mitarbeiter nicht früh- 
zeitig einbezogen werden. Dazu sind allerdings auch Fortbildungen?” in erheblichem 


3 Vgl. Reichard, C./Röber, M. (2001), S. 383. 

224 Vgl. Günter, T./Niepel, M./Schill, O. (2002), S. 225. 

225 Jann, W. (2005), S. 82. 

2° Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 37. 

227 Vgl. Alonso, A. (2006), S. 14 f. 

228 Bspw. entstanden durch die Reformen neue Probleme im Zuge der für die Reformen notwendigen 
Strategieformulierung. Vgl. Pede, L. (1999), S. 38. 

29 Vgl. Jann, W. (2004a), S. 17 f. 

30 So sind bspw. gemäß FIEBIG/JUNKER bei einigen Mitarbeitern, die darüber reden, die Grundbeg- 
riffe der Betriebswirtschaftslehre weniger im Wissens- als mehr im Vermutungsbereich zu finden. 
Vgl. Fiebig, H./Junker, H. (2004), S. 5. 
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Umfang notwendig. Schon bei der Planung und beim Einführungsprozess sollten sich 
diese einbringen können, denn nur wenn sie von den neuen Steuerungsinstrumenten 
überzeugt sind, werden sie diese auch bei der Implementierung unterstützen und ent- 
sprechend anwenden. Daraus resultiert allerdings in vielen Fällen eine kurz- bis mittel- 
fristige Arbeitszunahme, weil parallel zur Alltagsarbeit Vorarbeiten erledigt werden 
müssen oder zusätzliche Aufgaben, die sich durch die Einführung neuer Instrumente 
ergeben, auf die Mitarbeiter zukommen. Erst nach Monaten des Wirkbetriebes der In- 
strumente kann es dann auch zu einer Arbeitsentlastung kommen.”” Darüber hinaus 
wird es auch Mitarbeiter geben, die dem Veränderungsprozess sehr kritisch gegenü- 
berstehen und sich durch ein großes Beharrungsvermögen auszeichnen, weil die neue 
Leistungstransparenz vielfach nicht gewünscht wird. Eine Verringerung der sich teil- 
weise einstellenden Demotivation kann durch spezielle monetäre und nicht-monetäre 
Anreizsysteme etwa im Rahmen des Kontraktmanagements erzielt werden, aber auch 
die Unterstützung der Reformen durch die Verwaltungsspitze ist dafür wesentlich.’” 


Im Zusammenhang mit den in den Augen der Verantwortlichen nicht vollständig er- 
reichten Zielen wird auch oft das Problem genannt, dass die individuellen Gegebenhei- 
ten in den Behörden nicht ausreichend berücksichtigt werden. Das traditionelle Modell 
der weitgehend homogenen öffentlichen Verwaltung wird gerade vom NPM abge- 
lehnt. Stattdessen soll die Entwicklung von aufgaben- und situationsspezifischen Or- 
ganisationsformen und Steuerungsinstrumenten im Vordergrund stehen; denn das Mo- 
dell scheint nicht für alle Umfeldbedingungen und Aufgabengebiete gleichermaßen 
Erfolg versprechend zu sein.” Zudem ergibt sich die vollständige Wirksamkeit des 
neuen Steuerungsmodells nur durch einen Reformansatz, bei dem die Instrumente auf- 
einander abgestimmt werden. Durch ein Zusammenwirken und durch die Abstimmung 
von verschiedenen Instrumenten?” können deutlich bessere Ergebnisse bezüglich der 
Modernisierung erzielt werden als durch einen unsystematischen Einsatz von Einzelin- 
strumenten.” ALONSO spricht sogar vom NPM als „wahren Schmelztiegel von The- 
orien, die sich teilweise selbst widersprechen“. Ein deshalb gefordertes individuelles 
und zugleich umfassendes Vorgehen hat allerdings den Nachteil der deutlich steigen- 
den Komplexität und der hohen Kosten. Es müssen nicht nur die geeigneten Instru- 
mente ausgewählt werden, sondern diese sind auch noch spezifisch anzupassen. 


A Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 104. 

232 Vgl. Bertelsmann, R. (2005), S. 35. 

233 Vgl. Brüggemeier, M. (2004), S. 334 f.; Schröter, E./Wollmann, H. (2005), S. 73. 
234 Zu den Instrumenten des NPM vgl. Kapitel 4.5. 

235 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 89. 

3° Vgl. Alonso, A. (2006), S. 20. 
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Die Ursachen der angesprochenen Probleme des NPM gehen vielfach auf die fehlen- 
den Analysen bestehender Verwaltungsreformen zurück. Untersuchungen in diesem 
Rahmen beschränken sich häufig auf die institutionellen Veränderungen, ohne dadurch 
Hinweise für weitere Ausgestaltungsformen liefern zu können. Die umfassende Aufar- 
beitung bisher getätigter oder in Umsetzung befindlicher Modemisierungen liefert aber 
nicht nur empirische Erkenntnisse über den aktuellen Stand, die Probleme und mögli- 
che Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge, sondern kann zugleich auch den übertriebe- 
nen Erwartungen an solche Reformen Einhalt gebieten. Zudem erscheint es bei ent- 
sprechenden Fragestellungen möglich, die individuellen Gegebenheiten der Behörden 
ausreichend zu berücksichtigen und spezifische Handlungsempfehlungen auf dieser 
Grundlage ableiten zu können. Für eine bessere empirische Basis und darauf ausge- 
richtete weitere Ziele bietet sich eine Evaluation von Modermnisierungsprojekten an. 
Diese Evaluation soll möglichst frühzeitig Hinweise auf die geeignete Vorgehensweise 
geben, damit die hierbei gewonnenen Ergebnisse in den weiteren Modernisierungspro- 
zess einfließen können. Werden in diese Beurteilung auch die Mitarbeiter und die 
Qualität der Leistungserstellung mit einbezogen, lassen sich auch noch weitere Kritik- 
punkte an der Verwaltungsmodernisierung abschwächen oder sogar ganz beseitigen. 
Daher sollen im Weiteren die grundsätzlichen Inhalte und Vorgehensweisen der Eva- 
luation vorgestellt und anschließend auf den speziellen Fall der Verwaltungsmoderni- 
sierung übertragen werden. 
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3 Grundlagen der Evaluation 


In dem Maße, wie die zuvor erläuterte Verwaltungsmodernisierung mit dem Ziel ver- 
folgt wird, die öffentliche Verwaltung umzugestalten, stellt sich notwendigerweise die 
Aufgabe, den Verlauf, die Wirksamkeit und die Ergebnisse selber zum Gegenstand 
einer Evaluierung?” zu machen.” Daher sollen in diesem Kapitel die Grundlagen der 
Evaluation von Verwaltungsreformen näher betrachtet werden. Dazu wird zunächst im 
Kapitel 3.1 der allgemeine Begriff der Evaluation genauer definiert und die Entste- 
hungsgeschichte beschrieben. Anschließend wird die Evaluation gegenüber verwand- 
ten und teilweise synonym verwendeten Begriffen zur Erfolgskontrolle wie Monito- 
ring, Controlling, Qualitätsmanagement und Auditing abgegrenzt. Das Kapitel 3.2 be- 
handelt die mit der Evaluation verfolgten Ziele, dazu werden die wesentlichen Funkti- 
onen näher betrachtet. Im Anschluss daran werden unterschiedliche Arten der Evalua- 
tion in Abhängigkeit von Gegenstand, Zeitpunkt, dem Design oder dem Durchführen- 
den beschrieben und ihre Besonderheiten sowie die jeweiligen Vor- und Nachteile er- 
läutert. Das Kapitel 3.4 behandelt die Anforderungen, die an eine Durchführung ge- 
stellt werden, inkl. der häufiger verwendeten Evaluationsstandards und der verschie- 
denen Phasen des Prozesses mit ihren Spezifika. Danach werden die Möglichkeiten 
und die entstehenden Probleme näher erörtert, die sich bei einer Evaluation von Mo- 
dernisierungsprojekten in der Verwaltung ergeben können. Den Abschluss bildet die 
Analyse von drei Beispielen, bei denen eine Evaluierung von NPM-Projekten durchge- 
führt wurde. Betrachtet wird das Projekt FLAG in der Schweizer Bundesverwaltung, 
die Erfahrungen mit NSI in Baden-Württemberg und das eingeführte NSM in deut- 
schen Kommunen. Neben den verwendeten Evaluationsarten sollen auch die Ergebnis- 
se und die jeweiligen Besonderheiten im Mittelpunkt der Betrachtung stehen. 


3.1 Entstehung der Evaluation und begriffliche Abgrenzung 


Der Begriff der Evaluation” ist äußerst vielfältig und entzieht sich deshalb einer um- 


fassenden und konkreten Definition. Die meisten Begriffsklärungen zur „Evaluation“ 
haben allerdings drei Bestandteile gemeinsam. Erstens ist die Evaluation ein Prozess 
der Informationsbereitstellung und -aufbereitung. Sie wird zweitens auf Grund dessen 
meistens in den Entscheidungsfindungsprozess involviert, und drittens erfordern ver- 
schiedene Verwendungszwecke unterschiedliche Arten der Evaluation.” In Anleh- 


237 Dje Begriffe Evaluation und Evaluierung werden im Folgenden synonym verwendet. 

38 Vgl. Wollmann, H. (2005), S. 502. 

23 Ursprünglich stammt der Begriff der Evaluation aus dem Bildungsbereich und bedeutet dort eine 
sach- und fachgerechte Bewertung und Beurteilung. Vgl. dazu auch Vedung, A. (1999), S. 1. 

240 Vgl. Pede, L. (1999), S. 153. 
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nung an VEDUNG wird die Evaluation als sorgfältige „Bewertung des Verdienstes, 
der Güte und des Wertes der Implementation, der Leistung und der Ergebnisse“ von 
politischen Programmen und Projekten bezeichnet, um diese in zukünftige praktische 
Entscheidungen einfließen zu lassen.’* Evaluationen werden daher auch als ein wich- 
tiges Instrument zur Generierung von Erfahrungswissen verstanden. Dabei können 
sowohl die Programme selbst mit ihren Zielen und Maßnahmen bewertet werden als 
auch deren Umsetzung in der Praxis.” Weitgehend synonym zur Evaluation wird häu- 
fig der Begriff Evaluationsforschung verwendet.’ Hierunter versteht man die „expli- 
zite Verwendung wissenschaftlicher Forschungsmethoden und -techniken für den 
Zweck der Durchführung einer Bewertung“, dabei wird die Möglichkeit eines Bewei- 
ses besonders betont.’ Allerdings ist die Evaluationsforschung keine eigenständige 
Disziplin, sondern eine besondere Variante um empirische Forschungsmethoden auf 
eine spezielle Gruppe von Fragestellungen, darunter die Verwaltungsmodernisierung, 
anzuwenden. 


3.1.1 Entstehung der Evaluation 


Die Entstehung dieser Forschung fand schon um 1930 in den USA statt. Durch die 
Bewertung von Interventionen und Programmen im Bildungs- und Gesundheitswesen 
sowie durch die Identifizierung von Kriterien für die Erfolgs- und Wirkungskontrolle 
von diesen Maßnahmen wurde die Evaluation ein wesentlicher Bestandteil der ameri- 
kanischen Sozialpolitik.”” An Bedeutung gewann die Evaluationsforschung in den 
60er Jahren als Analyseverfahren zur Ermittlung der Wirkungen von Politik.” Zu- 
nächst setzte sich dieser Ansatz nur in den USA durch, ”” etwa zehn Jahre später auch 
in einigen europäischen Ländern, darunter auch Deutschland. Die Gründe dafür waren 
unterschiedlich. Zum einen wurden in dieser Zeit einige sozialpolitische Reformen 
durchgeführt, für die bis dato kaum Erfahrungswerte vorlagen. Vor diesem Hinter- 
grund sollte die Evaluation die sich ergebende Informationslücke schließen. Zum an- 
deren war auch die Einführung eines Planungs-, Programmgestaltungs- und Haus- 


241 Vedung, A. (1999), S. 2. 

#2 Vgl. Knill, C./Riepe, M. (2006), S. 109. 

243 Siehe dazu bspw. Rossi, P./Libsey, M./Freemann, H. (2004), S. 2 oder Ritz, A. (2003a), S. 26. 

24 Thierau, H./Wottawa, H. (1998), S. 13. 

245 Vgl. Bortz, J./Döring, N. (2006), S. 96. 

246 Vgl. hierzu und im Folgenden Wollmann, H. (2004), S. 22 f. 

”7 Ein Beispiel war das Programm zum „War on Poverty“ mit dessen Verabschiedung 1964 gleich- 


zeitig auch eine umfassende Evaluierung verbunden war. Vgl. Rossi, P./Libsey, M./Freemann, H. 
(2004), S. 9. 
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haltsplanungssystems”“ ausschlaggebend, dabei sollte der Evaluierung nicht nur die 
Aufgabe der Formulierung besserer, sondern auch die Korrektur laufender Politikreali- 
sierung zukommen. Schließlich setzte sich in dieser Zeit auch mehr und mehr ein „po- 
litikexperimenteller“ Ansatz durch, nach dem eine rationale Entscheidungsvorberei- 
tung durch soziale Experimente und deren umfangreiche Begleit- und Evaluationsun- 
tersuchungen erreicht werden sollte. In dieser Zeit wurde auch der Auftragsmarkt für 
die Evaluationsforschung zunehmend größer und konnte Ende der 60er als Wachs- 
tumsindustrie bezeichnet werden.’®” 


Ab Mitte der 70er bis in die frühen 80er Jahre nahm die Kritik an staatlichen Sozial-, 
Bildungs- oder Infrastrukturprogrammen stetig zu. Dies führte dazu, dass die Bedeu- 
tung der Evaluationsforschung auch in dieser Zeit kaum zurückging. Allerdings verla- 
gerten sich die Schwerpunkte. Während zuvor vor allem die Effektivität von Maßnah- 
men und deren mögliche Korrektur im Mittelpunkt standen, wurde von nun an der Be- 
trachtung der Kosten und der Ausgaben von politischen Programmen mehr Aufmerk- 
samkeit geschenkt. Evaluationen sollten dabei als rationale Entscheidungs- und Argu- 
mentationshilfe für die Auswahl und zur Priorisierung genutzt werden.” Seit Mitte der 
80er lassen sich vor allem zwei wesentliche Evaluationsstränge unterscheiden. Der 
erste enthält die „klassische“ Politik- und Programmevaluation mit dem haushaltsbe- 
dingten Fokus auf Input-Effizienz und Ausgabenreduzierung. Dieser Strang hat in der 
Europäischen Union durch die gesetzlich vorgeschriebene Evaluation von Strukturför- 
derprogrammen noch eine weitere Aufwertung erfahren.” Auf der anderen Seite steht 
die Evaluation im Zusammenhang mit der Einführung des NPM in den Verwaltun- 
gen.’” Dies kann durch eine „Evaluierung in der Verwaltungspolitik“, die die Einfüh- 
rung und Anwendung von Verfahren der Evaluierung als maßgebliche Aufgabe der 
Verwaltungspolitik begreift, geschehen. Demgegenüber steht eine „Evaluierung von 
Verwaltungspolitik“, bei der die Reform selber zum Gegenstand der Evaluierung wird, 
um damit Entscheidungen zu treffen oder eine Legitimation gegenüber Dritten zu bie- 
ten.” 


248 Im Jahr 1965 wurde das Planning, Programming and Budgeting System (PPBS) durch eine Ver- 
ordnung bei allen US-Ministerien eingeführt. Auch wenn es schon 1971 wieder weitgehend zu- 
rückgenommen wurde, begründete das PPBS die Vorstellung eines Politikzyklusses der über meh- 
rere Phasen geht. Vgl. dazu Wollmann, H. (2004), S. 23 und Deutscher, 1./Östrander, S. (1985), S. 
18. 

29 Vgl. Rossi, P./Libsey, M./Freemann, H. (2004), S. 9. 

250 Vgl. Stockmann, R. (2000), S. 23. 

2351 POLLITT stellte in diesem Zusammenhang fest: „These are grand days for European evaluators.“ 
Pollitt, C. (1998), S. 214. 

? Dieser Variante soll im Folgenden näher betrachtet werden. Vgl. dazu auch Wollmann, H. (2004), 
S. 25 f. 
253 Vgl. Promberger, K./Bernhard, J./Niederkofler, C. (2006), S. 20. 
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3.1.2 Abgrenzung gegenüber anderen Ansätzen der Erfolgskontrolle 


Mit der zunehmenden Verbreitung und der thematischen Ausbreitung der Evaluation 
stellt sich die Frage nach der Abgrenzung zu anderen Forschungsbereichen oder zu 
teilweise für ähnliche Zwecke eingesetzten Instrumenten. So kann die Evaluationsfor- 
schung von der Grundlagenforschung abgegrenzt werden. Zwar verwenden beide An- 
sätze wissenschaftliche Methoden, die entsprechenden Kriterien genügen müssen, aber 
die Grundlagenforschung fragt nicht nach dem Nutzen oder den Anwendungsmöglich- 
keiten ihrer Forschungsergebnisse, sondern möchte Hintergrundwissen generieren, 
dessen Wert nicht direkt erkennbar sein muss und daher auch von untergeordneter Be- 
deutung ist. Die Evaluationsforschung ist zunächst lediglich an dem Erfolg oder Miss- 
erfolg einer konkreten Maßnahme oder eines Programms interessiert.””* Die Ergebnisse 
sind hier wesentlich spezifischer und detailgetreuer auf die jeweilige Untersuchung 
ausgerichtet. Die Übertragbarkeit beschränkt sich höchstens auf ähnliche Ziel-Mittel- 
Kombinationen. Zu unterscheiden ist darüber hinaus der Einfluss auf die Forschungs- 
aktivitäten. Während die Grundlagenforschung eine relativ große Unabhängigkeit er- 
möglicht und sie nur einem geringen Zeitdruck ausgesetzt ist, steht die Evaluationsfor- 
schung immer im Spannungsverhältnis zwischen Forschungserfordernissen und 
Dienstleistungsanforderung sowie zwischen Objektivität und Beratungsinteresse. 
Problematisch kann auch die Tatsache sein, dass das Programm eine höhere Priorität 
genießt als die Evaluation und der Programmverantwortliche den Zugang zu Daten 
und Personen steuern kann.” 


Bei den Ansätzen zur Erfolgskontrolle besitzt das Monitoring die wohl größte Ähn- 
lichkeit zur Evaluation. Der Schwerpunkt liegt beim Monitoring auf der Kontrolle der 
Durchführung und der Leistungen bestehender Programme, um damit eine stetige 
Verbesserung zu erreichen. Es wird dabei untersucht, ob Programmbeschlüsse auf den 
operativen Ebenen der Behörden planmäßig umgesetzt werden. Fallen bei der Beo- 
bachtung der Ausführung Fehler oder Unterlassungen auf, können diese entsprechend 
korrigiert werden.” Im Wesentlichen beschränkt sich das Monitoring auf die deskrip- 
tive Darstellung der Informationen, im Gegensatz zur Evaluation werden also keine 
kausalen Zusammenhänge erfasst, auch wenn erahnte Wirkungsbeziehungen der Ana- 
lyse zu Grunde liegen. Die Aufsichtsfunktion steht im Mittelpunkt, nicht so sehr die 
Beurteilung.” Evaluationen sind hingegen breiter angelegt und tiefer ausgerichtet als 


>54 Vgl. Bortz, J./Döring, N. (2006), S. 99. 

5 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 33 f.; Vedung, A. (2000), S. 104 f. 
6 Vgl. Vedung, A. (1999), S. 123. 

257 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 38. 
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das Monitoring, haben unterschiedliche Schwerpunkte, hinterfragen das Gesamtkon- 
zept und sind somit grundsätzlicherer Natur.” 


Die Aufgaben des Monitoring sind denen des Controlling ähnlich. Unter Controlling 
soll hier” die „Beschaffung, Aufbereitung, Analyse und Kommunikation von Daten 
zur Vorbereitung zielsetzungsgerechter Entscheidungen“ verstanden werden.’ Es 
wird häufig zwischen strategischem und operativem Controlling unterschieden. Letzte- 
res beinhaltet die mittel- bis kurzfristige Planung, Kontrolle und Steuerung mit dem 
Ziel, z.B. die Wirtschaftlichkeit von Prozessen, die Produktqualität und die erforderli- 
che Liquidität sicherzustellen. Mit dem strategischen Controlling wird die Sicherstel- 
lung zukünftiger Erfolgspotenziale angestrebt sowie die Unterstützung der Verwal- 
tungsführung und der Politik bei der Formulierung und Überprüfung längerfristiger 
Ziele und Strategien.” Beim Controlling findet eine Konzentration auf strukturelle, im 
Vergleich zur Evaluation also weniger auf prozessuale und systemische Fragestellun- 
gen statt. Evaluationen zeigen dabei auf, warum etwas geschieht und nicht nur, wie das 
System reagiert. Insbesondere die Erfassung von ungewollten Wirkungen oder Ne- 
benwirkungen kann bei den herkömmlichen Leistungsindikatoren des Controlling bis- 
weilen verloren gehen.” Während Controlling ausschließlich intern durchgeführt 
wird, erfolgt die Evaluation auch häufig durch externe und damit unabhängige Perso- 
nen.’® 


Beim Oualitätsmanagement‘“ als ganzheitlichem Führungsmodell steht die kontinu- 
ierliche Qualitätsverbesserung zum Nutzen der Kunden, Mitarbeiter, Kapitalgeber und 
der Gesellschaft im Mittelpunkt.’ Die Anwendung erfolgt in der Praxis in den Phasen 
Qualitätsplanung, -lenkung und -sicherung und dient einer ständigen Verbesserung der 
Produkte und Prozesse sowie der Stärkung des Qualitätsbewusstseins bei den Mitar- 
beitern. Gemeinsam ist der Evaluation wie dem Qualitätsmanagement, dass beide An- 
sätze darauf ausgerichtet sind, zu Qualitätsverbesserungen beizutragen. Zudem sind 
die jeweiligen Umsetzungsprobleme ähnlich, da beide Verfahren der Gefahr ausgesetzt 
sind, nur als ein Symbol für eine moderne Politik missbraucht zu werden und dass die 


258 Vgl, Stockmann, R. (2002), S. 9. 

25 Es gibt eine Vielzahl von Controlling-Ansätzen und Definitionen. Einen guten Überblick über die 
verschiedenen Ansätze des Controlling im Verwaltungsbereich liefert Brüggemeier, M. (1998), S. 
132 ff. 

260 Berens, W./Hoffjan, A./Strack, M. (1995), S. 144; Berens, W ./Bertelsmann, R. (2002), Sp. 281 
und Mosiek, T. (2002), S. 20. 

261 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 36 f. 

26? Vgl. Stockmann, R. (2002), S. 9 f.; Buschor, E. (1996), S. 141 f. 

26° Vgl. Jacoby, K.-P. (2002), S. 118. Siehe dazu auch die Gegenüberstellung der internen und exter- 
nen Evaluationen im Kapitel 3.3. 

>44 Ausführlicher zum Qualitätsmanagement und seinen verschiedenen Verfahren im Kapitel 4.5.14. 

2655 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 40. 
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gemachten Empfehlungen nicht umgesetzt werden.’ Die Unterschiede liegen darin, 
dass die Evaluation in der Regel thematisch fokussierter ist und damit tiefergehende 
Informationen bereitstellt. Dafür ist sie allerdings zeitlich begrenzt und wird in der 
Regel nicht flächendeckend über eine gesamte Verwaltung eingesetzt. Beim Quali- 
tätsmanagement wird hingegen eine zeitlich nicht unterbrochene, also eine kontinuier- 
liche Verbesserung angestrebt.’ 


Beim Auditing geht es im ursprünglichen Sinn um die Buch- und Rechnungsprüfung 
durch eine externe Stelle. Diese Aufgaben werden im öffentlichen Sektor bislang 
weitgehend von der Finanzkontrolle oder den Rechnungshöfen wahrgenommen. Im 
Gegensatz zur Selbstkontrolle mit Hilfe eines Verwaltungscontrolling wird durch das 
Auditing nicht mehr nur der Ressourceneinsatz begutachtet, sondern auch das Funkti- 
onieren des Gesamtsystems untersucht. Dabei wird oftmals auf Erhebungen und In- 
formationen anderer Stellen zurückgegriffen. Dies können auch externe Evaluationen 
oder ein internes Monitoring sein.” Die Gemeinsamkeit von Evaluation und Auditing 
liegt in der weitgehend retrospektiven Beurteilung von aktuellen oder vergangenen 
Handlungen, Prozeduren oder Systemen. Wobei Evaluationen allerdings mitunter auch 
ex-ante durchgeführt werden. Wesentliche Unterschiede liegen in der Art und Weise 
der Fragestellung und der angewendeten Analysemethodik. Während beim Auditing 
die Ist-Ermittlung, der Soll-Ist-Vergleich und die abschließende Urteilsbildung im Mit- 
telpunkt stehen, um die Ordnungs- und Zweckmäßigkeit sicherzustellen, befasst sich 
die Evaluation mit dem Testen von Hypothesen, dem Verwerfen von widersprüchli- 
chen Erklärungen und dem Versuch, die ursprüngliche Frage dem Grunde nach zu klä- 
ren.’® Auch die Frequenz der beiden Ansätze unterscheidet sich: Während Evaluatio- 
nen je nach Zielsetzung nur zu bestimmten Zeitpunkten angewendet werden, findet ein 
Auditing häufig periodisch und nach der Durchführung von Maßnahmen statt. 


In der Abbildung 6 werden abschließend nochmals die wesentlichen Ansätze zur Er- 
folgskontrolle in öffentlichen Verwaltungen verglichen und ihre wesentlichen Vor- 
und Nachteile aufgezeigt. 


?6° Vgl. Stockmann, R. (2006), S. 34 f. 
%7 Vgl. Buschor, E. (2002), S. 71. 

268 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 42. 

29 Vgl. Pede, L. (1999), S. 163 f. 
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Abbildung 6: Merkmale von Erfolgskontrollen”’ 


3.2 Ziele der Evaluation 


Die Kernidee der Evaluation ist, Prozesse transparent zu machen, Wirkungen zu do- 
kumentieren und Zusammenhänge aufzuzeigen, um auf dieser Grundlage letztlich Ent- 
scheidungen treffen zu können. Dabei stellt die Evaluation keinen Selbstzweck dar, 
sondern soll einen Nutzen stiften.’ Ihre Ziele werden im Wesentlichen durch vier 
miteinander verbundene und nicht immer überschneidungsfreie Leitfunktionen be- 
stimmt. Je nach der Ausrichtung einer Evaluation findet eine unterschiedliche Gewich- 
tung zwischen den einzelnen Funktionen statt. In Abbildung 7 sind die vier Zielebenen 
dargestellt. Diese sollen im Weiteren näher erläutert werden. 


270 In Anlehnung an: Ritz, A. (2003a), S. 44 und Bussmann, W. (1995), S. 346. 
271 Vgl. Stockmann, R. (2006), S. 28. 
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Abbildung 7: Zielfunktionen von Evaluationen 


Ein wesentliches Ziel der Evaluationen ist die Gewinnung von Erkenntnissen, um Ent- 
scheidungen auf eine rationale Grundlage stellen zu können. Dies soll letztlich sowohl 
den Auftraggebern als auch den Zielgruppen des bewerteten Programms nutzen.” In 
den frühen Phasen eines Projektes oder bei innovativen Programmen wird das Ziel 
angestrebt, entscheidungsrelevante Daten wie neuartige Wirkungen zu sammeln, um 
damit Erkenntnisse für die weitere Ausgestaltung zu liefern.”’”* Anhand vorgegebener 
Bewertungskriterien kann dann eine entsprechende Beurteilung stattfinden. Neben ei- 
nem reibungslosen Programmablauf, der ausreichenden Akzeptanz der Beteiligten und 
der effektiven Durchführung können auch veränderte Rahmenbedingungen oder der 
Beitrag eines Programms zur Lösung des Problems Inhalte einer solchen Evaluation 
zur Erkenntnisgewinnung sein.” Durch die Schaffung eines besseren Verständnisses 
für die Stärken und Schwächen des Evaluationsgegenstandes werden die Grundlagen 
für die weiteren Zielfunktionen der Evaluation gelegt.” 


Die Kontrollfunktion dient dazu, festzustellen, ob in der Planung festgesetzte Ziele 
durch ein Projekt oder ein Programm erreicht wurden. Im Vordergrund steht dabei 


272 In Anlehnung an: Stockmann, R. (2002), S. 3 f. 
23 Vgl. Stockmann, R. (2006), S. 30. 

274 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 90. 

25 Vgl. Stockmann, R. (2002), S. 3. 

7% Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 200. 
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häufig, die entstandenen Defizite zu erkennen, um unmittelbar steuernd eingreifen zu 
können. Dadurch werden auch gleichzeitig Informationen darüber gewonnen, ob alle 
Beteiligten ihre Aufgaben erfüllt haben und ihren Verpflichtungen nachgekommen 
sind.” Zusätzlich kann die Kontrolle durch die Evaluation Belege dafür bringen, in- 
wieweit einzelne Ziele von Interventionen noch relevant sind oder mit welcher Effi- 
zienz die Wirkungen von Maßnahmen erreicht werden. Auch die Berücksichtigung 
von nicht intendierten positiven wie negativen Nebenwirkungen ist Teil der Kontroll- 
funktion.?” 


Neben erkenntnisorientierten liefern auch kontrollorientierte Evaluationen die notwen- 
digen Befunde, die für den Prozess von Dialog und Lernen genutzt werden können. 
Damit ist das Ziel verbunden, den Stakeholdern?” Informationen für einen Dialog zu 
liefern, um danach eine realistische Einschätzung des evaluierten Prozesses abzugeben 
und somit Lernprozesse zu ermöglichen.”” Aus dieser Perspektive der Verbesserung 
erhebt die Evaluation den Anspruch zur Verfeinerung und Modifikation von Pro- 
grammen, um diese reibungsloser, effektiver, effizienter, leistungsorientierter und den 
Bedürfnissen der Empfänger besser angepasst zu gestalten. Dabei wird der Schwer- 
punkt statt auf eine sehr strikte Ausrichtung nach methodologischen Grundsätzen auf 
die Schnelligkeit, Flexibilität und Relevanz gelegt. Programmverbesserungen und 
-neuausrichtungen gelten für die Praxis als das wesentliche Ziel von Evaluationen.”* 


Nicht nur die Durchführung von Evaluierungen, sondern auch ihre Ergebnisse sollen 
dazu beitragen, der Entwicklung und Durchführung von Projekten oder Programmen 
eine Legitimation zu verschaffen. Es bietet sich damit die Möglichkeit, nachprüfbar 
darzulegen, mit welchem Input, welche Output- und Wirkungs-Ergebnisse erzielt wur- 
den und ob diese in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Darüber hin- 
aus lässt sich auch die Nachhaltigkeit der durchgeführten Maßnahmen überprüfen, um 
den längerfristigen Erfolg von Maßnahmen zu dokumentieren. Wird eine Evaluation 
nur durchgeführt, um gewisse politische Entscheidungen nachträglich zu rechtfertigen, 
spricht man auch von der taktischen Funktion der Evaluierung.’” Dabei wissen häufig 
die Akteure des Evaluationsgegenstandes selber gut über deren Wirksamkeit Bescheid 
und benötigen keine zusätzlichen Informationen über die Maßnahme. Aber nur durch 
eine unabhängige und externe Autorität wird diese Effektivität auch nach außen hin 
sichtbar. Bei dem Legitimationsziel handelt es sich also um eine objektive Dokumen- 


?77 Vgl. Stockmann, R. (2000), S. 15. 

278 Vgl. Bortz, J./Döring, N. (2006), S. 97. 

27 Unter Stakeholder versteht man alle Beteiligten an einem Prozess, also Mittelgeber, Durchfüh- 
rungsorganisation (Evaluatoren), die Zielgruppen und sonstige Beteiligte und Betroffene. 

280 Vgl. Flick, W. (2006), S. 14. 

281 Vgl. Vedung, A. (1999), S. 98. 

282 Vgl. Stockmann, R. (2002), S. 3 f. 


Grundlagen der Evaluation 53 


tation häufig gegenüber der Bevölkerung und um eine Rechtfertigung einer Entschei- 
dung im Nachhinein.’ Allerdings ist dieses taktische Vorgehen kaum mit dem eigent- 
lichen Zweck der Evaluationen vereinbar. 


3.3 Arten der Evaluation 


Es gibt eine sehr große Zahl unterschiedlicher Evaluationsarten und -bezeichnungen, 
die im öffentlichen Sektor und dort im Zusammenhang mit Projekten der Verwal- 
tungsmodermisierung von Relevanz sein können. Um diese zu systematisieren, soll 
eine Einteilung nach verschiedenen Untersuchungsmerkmalen vorgenommen werden. 
Die im Folgenden näher betrachteten Kriterien sind der Evaluationsgegenstand, der 
Zeitpunkt der Untersuchung, die durchführenden Personen und das verwendete Erhe- 
bungsdesign. Zum Abschluss sollen noch einige weitere Kategorisierungsmöglichkei- 
ten von Evaluationen vorgestellt werden. 


Bei der Einteilung nach dem Gegenstand oder dem Objekt der Evaluation kann im 
Wesentlichen zwischen Programm-, Produkt-, Gesetzes-, Institutionen- und Reform- 
evaluationen unterschieden werden. Bei Programmevaluationen werden staatliche 
Maßnahmen untersucht, die der Umsetzung von politischen Zielen dienen. Dabei wird 
als Programm ein Maßnahmenbündel verstanden, das geplant und konzipiert ist, um 
Veränderungen bei sozialen Bedingungen gezielt herbeizuführen.” Produktevaluatio- 
nen werden zur Bewertung und Verbesserung von Kosten, Qualität, Ertrag und mögli- 
chem Absatzmarkt von konkreten Waren sowie im öffentlichen Sektor vor allem von 
Dienstleistungen eingesetzt. Einen zunehmend größeren Stellenwert im Rahmen der 
Verwaltungsmodernisierung nehmen die Gesetzesevaluationen ein. Dabei lassen sich 
prospektive, begleitende und retrospektive Gesetzesfolgenabschätzung oder auch Ge- 
setzesevaluation unterscheiden.” Bei der ersten sollen schon ex-ante die relevanten 
Grundlagen sowie prognostizierten Be- und Entlastungen möglichst transparent und 
exakt dargestellt werden, um eine optimale Regelungsalternative zu finden. Mit der 
begleitenden sollen bei rechtsförmigen Entwürfen vor allem Widersprüche und Män- 
gel erkenntlich gemacht werden, um damit eine Optimierung des Entwurfs zu errei- 
chen. Die retrospektive Gesetzesevaluation versucht, die eingetretenen Folgen von 
Rechtsvorschriften zu ermitteln. Damit soll der Erfolg bestehender Regelungen aufge- 
zeigt und, sofern notwendig, Ansatzpunkte für eine Verbesserung kenntlich gemacht 


283 Vgl. Nideröst, B. (2002), S. 41. 

284 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 198. 

285 Hierbei wird zunehmend der aus den Niederlanden adaptierte Ansatz des Standard-Kosten-Modells 
A zur Messung von Bürokratiekosten verwendet. Vgl. dazu bspw. Bertelsmann Stiftung 
(2006). 
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werden.” Gegenstand der Institutionenevaluierung ist die Umgestaltung der politisch- 
administrativen Strukturen. Sie widmet sich dabei der Bewertung von Inputs, Zielen, 
Strukturen, Verfahren, Ergebnissen und der davon abhängigen Aufgabenerfüllung ei- 
ner Institution. Der wesentliche Unterschied zur Programmevaluation liegt in der grö- 
Beren Unabhängigkeit gegenüber materiellen Wirkungen.” Die Reformevaluation be- 
fasst sich mit den „spezifischen Veränderungen des Institutionsgefüges, die aufgrund 
eines geplanten Wandels eintreten“.”® Im Vergleich mit der Institutionenevaluation 
stehen nicht die Ergebnisse des institutionellen Handelns im Mittelpunkt, sondern der 
Vergleich der Ergebnisse mit denen vor dem Wandel.’® Mit den Reformevaluationen 
sollen erreichte Ergebnisse transparent gemacht, entstandene Probleme aufgezeigt 
und/oder Verbesserungsvorschläge eingebracht werden. Über diese Einteilung des 
Evaluationsgegenstandes in die fünf genannten Kategorien hinaus gibt es auch noch 
weitere, die bisweilen angeführt werden, darunter die Projekt-, Personal- und Metaeva- 
luation. Zudem werden gelegentlich andere Systematisierungsansätze verwendet, die 
sich allerdings weniger an dem evaluierten Gegenstand als mehr an den Ergebnissen 
der Evaluation orientieren.” 


Eine weitere Systematisierungsmöglichkeit orientiert sich an dem Zeitpunkt, zu dem 
eine Evaluation durchgeführt wird. Dabei lassen sich ex-ante, on-going und ex-post 
Evaluationen hinsichtlich der zeitlichen Analyseperspektive der Evaluation im Ver- 
gleich zum betrachteten Objekt unterscheiden. Durch die Anwendung der Ex-ante- 
oder auch Planungsevaluation wird angestrebt, die zukünftigen Wirkungen und Ursa- 
che-Wirkungszusammenhänge vorab einzuschätzen. Zudem soll bewertet werden, ob 
die erwarteten Ergebnisse aus einem Programm mit den vorhandenen personellen, or- 
ganisatorischen sowie finanziellen Mitteln und den geplanten Maßnahmen auch zu 
erreichen sind.” Das Ziel ist also das Sammeln von Informationen und die Analyse 
von Alternativen; wichtig sind dabei aber nicht nur die erwarteten Effekte, sondern 
auch mögliche Nebenwirkungen.” Vielfach wird dabei auch auf bestehende Erfah- 
rungen vergleichbarer und schon abgeschlossener Projekte Bezug genommen. Die so 
genannte on-going Evaluation” setzt mit dem Beginn der Umsetzung von Program- 


286 Vgl. Konzendorf, G. (2005), S. 462 ff. 

27 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 46. 

288 Ritz, A. (2003a), S. 190. 

289 Vgl. Thom, N’/Ritz, A. (2006), S. 198 f. | 

WOLLMANN bezeichnet eine Evaluation von Verwaltungsreformprojekten als Institutionenevalu- 

ierung, die erzielten Effizienz-Ergebnisse der Institution als Performanzevaluierung und die Vertei- 

lungswirkung auf die Gesellschaft als Outcomesevaluierung. Vgl. dazu Wollmann, H. (2005), S. 

502 f. 

21 Vgl. Stockmann, R. (2000), S. 13. 

292 Vgl. Knaap, P. van der (2000), S. 335 f. 

5 In diesem Zusammenhang wird teilweise auch von begleitender oder Prozess-Evaluation gespro- 
chen. Vgl. Wollmann, H. (2005), S. 503 sowie Thierau, H./Wottawa, H. (1998), S. 32. 
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men, Projekten sowie Maßnahmen ein und dient der Beobachtung des Durchführungs- 
prozesses. Das Ziel dieses Evaluierungsansatzes ist die frühzeitige Rückkoppelung der 
gewonnenen (Zwischen-)Ergebnisse an die relevanten Akteure im politischen, admini- 
strativen und gesellschaftlichen Umfeld und damit die Korrektur von bereits eingelei- 
teten möglichen Fehlentwicklungen.””* Im Mittelpunkt steht dabei die Ermittlung von 
möglichst zügig umsetzbaren Evaluationsergebnissen, um einen kontinuierlichen 
Lernprozess zur Verbesserung eines Programms zu erreichen.” Ex-post Evaluationen 
werden nach dem Abschluss einer Maßnahme oder nach der Umsetzung einer Reform 
durchgeführt. Angestrebt wird deren abschließende Beurteilung, darüber hinaus sollen 
auch die Stärken und Schwächen einer durchgeführten Intervention analysiert werden. 
Wesentliche Bestandteile sind die Erfolgskontrollen, mit denen die erwarteten und 
nicht-erwarteten Ergebnisse analysiert werden sollen und Wirkungsanalysen, die kau- 
sale Zusammenhänge zwischen Programm und beobachteten Veränderungen ermitteln. 
Ex-post Analysen gelten auch als „klassische“ Variante der Evaluation.’ 


Über die Einteilung nach den verschiedenen Zeitpunkten hinaus wird bisweilen eine 
Systematisierung nach dem dahinter stehenden Evaluationskonzept vorgenommen. 
Beide Ansätze weisen dabei gewisse Überschneidungen auf. Es wird unterschieden 
zum einen die formative Evaluation, also eine aktiv-gestaltende, konstruktive und pro- 
zess- und kommunikationsfördernde und zum anderen die summative, demnach zu- 
sammenfassende, bilanzierende und ergebnisorientierte Evaluation. Häufig wird auf- 
grund der Ähnlichkeit die on-going Evaluation mit der formativen und die ex-post 
Evaluation mit der summativen gleichgesetzt.” Dieser Auffassung soll hier allerdings 
nicht gefolgt werden, da auch eine Bewertung vor der Programmdurchführung kon- 
struktiv und somit formativ sein kann und eine begleitend zum Programm durchge- 
führte Evaluation auch ergebnisorientierte, also summativ ausgelegt sein kann.” 


Bei der Einteilung nach den Verantwortungsträgern kann zwischen einer internen und 
einer externen Evaluation unterschieden werden. Die interne Evaluation wird von den 
Mitgliedern der Organisation vorgenommen, die das zu evaluierende Programm durch- 
führt. Damit liegt bei den Evaluatoren eine bessere Sachkenntnis vor, die Kosten sind 
niedriger und die Einbindung der Betroffenen wird dadurch leichter erreicht. Aller- 
dings muss beachtet werden, dass oftmals Mängel an Neutralität und an Erfahrungs- 
wissen auf dem Gebiet der Evaluationen vorliegen.” Dabei ist die interne Evaluation, 


24 Vgl. Wollmann, H. (2000), S. 198. 

5 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 50. 

m Vgl. Promberger, K./Koler, D./Koschar, D. (2005), S. 46. 
27 Vgl. dazu bspw. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 199. 

28 Vgl. dazu auch Stockmann, R. (2004), S. 5 f. 

2 Vgl. Promberger, K./Koler, D./Koschar, D. (2005), S. 42. 
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z.B. in Form eines Controlling, ein Kernbestandteil vom NSM. Sie ist damit zur Steue- 
rung von dezentralen Einheiten unverzichtbar.” Von der Selbstevaluation als speziel- 
lem internem Verfahren wird gesprochen, wenn eine Institution sowohl die operative 
Durchführung des Programms vornimmt als auch dessen Evaluierung. Die externe 
Evaluation wird von Personen durchgeführt, die nicht zur Organisation gehören und 
auch nicht Mittelgeber sind. Dadurch ergibt sich eine größere Unabhängigkeit und eine 
umfangreichere Methodenkompetenz. Ferner können die Experten von außen dem 
Projekt zusätzlich Legitimation und Bedeutung verleihen. Allerdings können externe 
Evaluationen auch Abwehrreaktionen bei den Beschäftigten hervorrufen; sie sind zu- 
dem tendenziell teurer als interne.” Ob eine Evaluation intern oder extern durchge- 
führt werden soll, hängt maßgeblich von dem Hauptzweck der Studie ab. Das wesent- 
liche Ziel kann die Rechenschaft gegenüber Externen, die Verbesserung von internen 
Prozessen oder die grundlegende wissenschaftliche Erkenntnis sein. Oft erfolgt auch 
eine Kombination der Sichtweisen, um die Vorteile beider Vorgehensweisen zu nut- 
zen.” 


Weiterhin kann man Evaluationen hinsichtlich ihres Erhebungsdesigns oder der ver- 
folgten Strategie unterscheiden. Im Wesentlichen lassen sich Vollerhebungen bzw. 
Objektauswahl, Fallstudien, Experimente und Quasi-Experimente unterscheiden. Bei 
den Vollerhebungen werden alle von einer Maßnahme betroffenen Objekte in die Ana- 
lyse einbezogen, damit fallen Grundgesamtheit und Stichprobe zusammen. Gerade bei 
einer kleinen Anzahl von Elementen in der Grundgesamtheit bietet sich diese Vorge- 
hensweise an. Bei zu vielen Objekten muss hingegen eine Auswahl getroffen werden. 
Dabei besteht das Problem, wie selektiert werden soll. Neben einer Zufallsauswahl 
nach statistischen Verfahren oder einer bewussten Auswahl aufgrund theoretischer 
Kriterien kann auch ein willkürliches Auswahlverfahren angewendet werden, bei dem 
weder Kriterien verwendet noch die Stichprobe kontrolliert wird.” Hinsichtlich der 
Fallstudien lässt sich zwischen Einzelfalluntersuchungen und vergleichenden Fallstu- 
dien unterscheiden. Bei der Einzelfallstudie wird versucht, möglichst viele Dimensio- 
nen eines Einzelfalls zu beobachten und zu beschreiben, um ihn damit ganzheitlich 
und realitätsgerecht zu erfassen. Dieses Vorgehen bietet sich insbesondere bei außer- 
gewöhnlichen, repräsentativen, aufdeckenden Fällen und bei Fällen an, deren Daten 
über einen längeren Zeitraum gesammelt werden sollen, überdies bei einem Pilotob- 
jekt, bei dem eine Anwendung für andere Einheiten zunächst getestet wird. Mit der 
vergleichenden Fallstudie sollen Ähnlichkeiten und Unterschiede zwischen verschie- 


30 Vgl. Jacoby, K.-P. (2002), S. 119. 
Wl Vgl. Stockmann, R. (2006), S. 33. 
32 Vgl. Vedung, A. (1999), S. 105. 

33 Vgl. Vedung, A. (1999), S. 192 f. 
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denen Evaluationsobjekten” aufgezeigt werden, um dadurch auftretende Effekte ver- 
stehen und interpretieren zu können.” Besonders wichtig sind in diesem Zusammen- 
hang die Analysen von festgestellten Effekten und jenen, die sich ergeben hätten, 
wenn die Organisation das Projekt nicht durchgeführt hätte. Entweder kann eine ver- 
gleichbare Institution gefunden werden, die die Maßnahme nicht durchführt, oder man 
trifft hypothetische Annahmen, wie sich eine Organisation ohne diese Maßnahme ent- 
wickelt hätte.” 


Je nach Ausgestaltung der vergleichenden Fallstudien weisen diese Ähnlichkeiten zu 
Experimenten auf. Hierbei werden zwei Gruppen gebildet. Eine Zielgruppe (experi- 
mentelle Gruppe), die an dem zu evaluierenden Programm teilnimmt, und eine zweite 
Gruppe (Kontrollgruppe), die sich daran nicht beteiligt. Diese beiden Gruppen werden 
gegenübergestellt, und es wird analysiert, ob und in welchem Ausmaß ein Programm 
die festgestellten Resultate bei der Zielgruppe ursächlich ausgelöst hat. Dabei ge- 
schieht die Zuweisung zu einer der beiden Gruppen nur nach dem Zufallsprinzip 
(„randomisiert‘“). Solche Modelle entwickeln eine große Überzeugungskraft für die 
Beteiligten, liefern allerdings kaum Anhaltspunkte, wie die Verbesserung der Pro- 
gramme erfolgen soll. Ferner sind die Anforderungen an die Daten sehr hoch. Es wird 
eine große Zahl an verfügbaren Datensätzen verlangt, zudem sollten die Rahmenbe- 
dingungen, unter denen das Experiment durchgeführt wird, möglichst stabil sein.” 


Als weiteres wesentliches Evaluationsdesign sind die guasi-experimentellen Evaluati- 
onen zu nennen. Dabei halten diese die hohen Anforderungen der Experimente an die 
Daten nicht vollkommen aufrecht, sondern versuchen dem Vorgehen nur möglichst 
nahe zu kommen. Die Randomisierung der untersuchten Einheit wird nicht aufrechter- 
halten genauso wie die vollständige Kontrolle.’ Insbesondere zwei Verfahren kom- 
men hierbei zum Einsatz. Zum einen wird versucht, eine Querschnittsanalyse zu einem 
einzigen Zeitpunkt zu machen, bei der die Untersuchungsgruppe mit der Vergleichs- 
gruppe Übereinstimmungen in Bezug auf die relevanten Kriterien besitzt (,„mat- 
ching“). Zum anderen wird die Untersuchung einer Zeitreihe vorgenommen, bei der 
das Untersuchungsobjekt longitudinal in mehrere Einheiten aufgeteilt und unter der 
Annahme analysiert wird, dass dieses seine Kontinuität und Identität im Zeitablauf 


304 Ein wesentliches Beispiel für vergleichende Evaluierungen können Benchmarking-Projekte sein. 
Vgl. dazu ausführlich im Kapitel 4.5.9. 

305 Vgl. Promberger, K./Koler, D./Koschar, D. (2005), S. 116 ff. 

30 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 265. 

307 Vgl. Beywl, W. (2006), S. 98 f. 

38 Vgl. Beywl, W. (2006), S. 99; Klöti, U./Widmer, T. (1997), S. 195. 

30 Dabei gibt es die Möglichkeiten eines Gruppen-Matching oder eines paarweisen Matching. Zum 
Prozess des Matching siehe ausführlich Rossi, P./Libsey, M./Freemann, H. (2004), S. 276 ff. 
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bewahrt hat.” Auch eine Kombination der „unechten“ Kontrollgruppen-Vergleiche 
und der Zeitreihenanalysen ist möglich, dabei wird die reine Vorher-Nachher-Analyse 
um eine Kontrollgruppe und deren Zeitreihe ergänzt.”'' Sowohl bei den experimentel- 
len als auch bei den quasi-experimentellen Ansätzen ist zu entscheiden, ob diese als 
Felduntersuchungen oder als Laboruntersuchungen durchgeführt werden sollen. Wäh- 
rend bei der ersten Kategorie die Wirksamkeit von Programmen unter realen Bedin- 
gungen getestet wird, wird bei den Laboruntersuchungen das Umfeld künstlich herge- 
stellt.”'? 


Neben der Systematisierung der Evaluationsarten nach dem Gegenstand, dem Zeit- 
punkt, der Durchführungssteuerung und dem verwendeten Erhebungsdesign werden in 
der Literatur bisweilen noch weitere Einteilungen vorgeschlagen.”’ So lässt sich eine 
Evaluation auch nach den untersuchten Objekten einteilen. Diese Einteilung ähnelt 
derjenigen nach dem Gegenstand der Evaluation, dabei ist die Systematisierung aller- 
dings etwas grundsätzlicherer Natur. Als mögliche Objekte kommen im Wesentlichen 
Personen, Produkte, Zielvorgaben, Techniken/Methoden, Programme/Projekte, Syste- 
me/Strukturen und Forschungsergebnisse in Frage.’'* Weiterhin kann in Abhängigkeit 
von der Art der Fragestellung unterschieden werden. Neben deskriptiven, mit denen 
nur die benötigten Informationen bereitgestellt werden und zusätzlich die Vorgehens- 
weise der Implementierung von Programmen offen gelegt werden soll, gibt es darauf 
aufbauende normative, die zusätzlich den Soll-Ist-Vergleich mit einbeziehen und kau- 
salorientierte Evaluationen, die darüber hinaus noch versuchen, die Ursache- 
Wirkungs-Beziehungen herzustellen.”'” Schließlich können Evaluationen hinsichtlich 
ihres Umfangs unterschieden werden. Mit Kurzevaluationen’' lassen sich relativ rasch 
und günstig Ergebnisse erzielen, dafür sind die Ergebnisse von Langevaluationen von 
höherer Qualität und lassen eine vertiefende Analyse der Wirkungen zu.’” 


310 Vgl. Wollmann, H. (2000), S. 204 f.; Haldemann, T. (1997), S. 79. 

311 Vgl. Promberger, K./Koler, D./Koschar, D. (2005), S. 140. 

312 Vgl. Bortz, J./Döring, N. (2006), S. 114. 

33 Da die Anzahl der Systematisierungsmöglichkeiten von Evaluation sehr groß ist, können hier des- 
halb nur die wesentlichen genannt werden. Eine Übersicht über weitere Einteilungsmöglichkeiten 
siehe bspw. bei Pede, L. (1999), S. 156 ff.; Beywl, W./Speer, S./Kehr, J. (2004), S. 73 oder Ve- 
dung, E. (1999), S. 31. 

314 Vgl. Thierau, H./Wottawa, H. (1998), S. 59 f.. 

15 Vgl. Pede, L. (1999), S. 157. 

316 Als Richtwert für eine Kurzevaluation gilt eine Dauer von sechs Monaten bis zu einem Jahr, wäh- 
rend Langevaluationen bis zu vier Jahre in Anspruch nehmen können. Allerdings richtet sich dieser 
Wert auch nach der Intensität und den verwendeten Evaluationsmethoden. Vgl. AGEVAL (1991), 
S. 24 ff.; Ritz, A. (2003a), S. 54. 

317 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 54 f. 
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3.4 Durchführung einer Evaluation 


Im Folgenden soll der Prozess der Evaluationsdurchführung näher erläutert werden. 
Aufgrund der Methodenkomplexität und der vorgestellten Heterogenität der Evaluati- 
onsansätze ist es schwierig, geeignete Kriterien zur Beurteilung von Evaluationen zu 
finden. Eine Möglichkeit, die Durchführung und nachträgliche Bewertung entspre- 
chend zu unterstützen, sind Evaluationsstandards.”'® Daher sollen zunächst die Stan- 
dards der Deutschen Gesellschaft für Evaluation (DeGEval) vorgestellt werden, die 
zudem den Handlungsrahmen für den gesamten Evaluationsprozess bilden.’ An- 
schließend wird das Vorgehen der Durchführung einer Evaluation in den einzelnen 
Phasen (Festlegung des Objektes, Zielsetzung, Planung, Datenerhebung, Analyse und 
Umsetzung) beschrieben. 


3.4.1 Evaluationsstandards 


Durch die fortschreitende Professionalisierung der Durchführung der Evaluation Ende 
der 70er Jahre in den USA sind unterschiedliche Initiativen gestartet worden, um mit- 
tels Kriterien die vielfältigen Qualitätsdimensionen von Evaluationen zu erfassen. Das 
am weitesten verbreitete Kriterienset war der 1981 veröffentlichte und hinsichtlich der 
Gegenstandsbereiche relativ offene Ansatz der „Standards for Evaluation“ vom „Joint 
Committee on Standards for Education Evaluation“.”” Diese Standards fanden im 
deutschen Sprachraum bis Mitte der 90er Jahre nur wenig Beachtung, obwohl zuvor 
schon einige Evaluation auf diesen Grundlagen durchgeführt wurden. Im Zuge der 
zunehmenden Verbreitung des Instrumentes der Evaluation auch in Deutschland wur- 
den im Jahr 1999 von der DeGEval eigene Standards formuliert.””' Dabei wurde auf 
eine vollständige Neudefinition und Neugliederung verzichtet, um die Erfahrungen aus 
dem Ausland nutzen und den Informationsaustausch zwischen den Ländern gewähr- 
leisten zu können. Mit den Standards ist die Aufgabe verbunden, die Qualität von Eva- 
luationen zu sichern, den fachlichen Rahmen für einen Dialog über die Qualität zu bie- 
ten, eine Unterstützung bei der Planung und Durchführung von Evaluationsprojekten 
zu liefern, Anknüpfungspunkte für Aus- und Weiterbildung auf diesem Gebiet zu lie- 
fern und Transparenz über die Evaluation als Instrument zur Bewertung zu schaffen.” 
Gemäß der Evaluationsstandards der DeGEval sollten Evaluationen vier grundlegende 


318 Vgl. Klöti (1997), S. 55. 

319 Da die Evaluation auch in Deutschland durchgeführt werden soll und in die Standards die Erfah- 
rungen anderer schon vorher niedergelegter Länderstandards eingegangen sind, soll hier auch auf 
die Standards der DeGEval zurückgegriffen werden. 

320 Vgl. Stockmann, R. (2002), S. 12. 

321 Vgl. Widmer, T. (2000), S. 87. 

32 Vgl. Stockmann, R. (2002), S. 12. 
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Eigenschaften aufweisen: Nützlichkeit, Durchführbarkeit, Fairness und Genauigkeit. 
Diese Leitsätze verteilen sich auf insgesamt 25 Einzelstandards (siehe Abbildung 8). 
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Abbildung 9: Prozess der E valuation”” 


Die acht Nützlichkeitsstandards sollen sicherstellen, dass sich die Evaluation an den 
Zielen und den Informationsbedürfnissen der Nutzer ausrichtet. Dazu gehört die Sta- 
keholderorientierung, um die Interessen sowie die Bedürfnisse der Beteiligten und Be- 
troffenen zu identifizieren und zu berücksichtigen. Auch die Ziele, die mit der Evalua- 
tion verfolgt werden, sollten bestimmt werden, damit das Evaluationsteam einen kla- 
ren Auftrag verfolgen kann.” Besonders wichtig im Zuge dieses Prozesses ist die Rol- 
le des Evaluators. Dieser muss persönlich glaubwürdig sein, denn die unterschiedli- 
chen Funktionsträger einer Evaluation (Interventoren, Zielgruppe und Durchführende), 
mit teilweise gegensätzlichen Interessen und sehr unterschiedlichen Fachkenntnissen, 
verlangen von dem Evaluator ein hohes Maß an Feinfühligkeit, sozialer Kompetenz 
und diplomatischer Vorgehensweise. Darüber hinaus ist auch die fachliche Kompetenz 
des Durchführenden gefragt. Er sollte über fachliches Wissen auf dem Gebiet des Eva- 
luationsobjektes verfügen, zudem solide Kenntnisse der empirischen Forschung und 
der statistischen Analyse aufweisen.” Bei der Auswahl und dem Umfang der Informa- 
tionen ist es wichtig, dass mit Hilfe dieser die Beantwortung der Fragen möglich ist, 
zudem die Bedürfnisse aller Beteiligten ausreichend berücksichtigt werden. Im Rah- 
men der Transparenz von Werten wird gefordert, dass die Verfahren und Gedanken- 


323 In Anlehnung an: Röhrig, A. (2008), S. 151. 
324 Vgl. DeGEval (2002), S. 21 ff. 
3235 Vgl. Bortz, J./Döring, N. (2006), S. 103 f. 
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gänge, auf denen die Interpretation beruht, sorgfältig beschrieben werden, um die 
Grundlagen der Werturteile offen zu legen. Der zu erstellende Bericht sollte alle we- 
sentlichen Informationen wie Ziele, Verfahren und Ergebnisse der Evaluation enthal- 
ten. Darüber hinaus ist die Rechtzeitigkeit der Durchführung bedeutsam, damit ihre 
Ergebnisse entsprechend verwendet werden können. Die Planung und Durchführung 
sowie der Bericht sollten die Beteiligten motivieren, den Evaluationsprozess aufmerk- 
sam zu verfolgen, um den Nutzen und die Nutzung der Analyse sicherzustellen.” 


Mit den drei Durchführbarkeitsstandards im Rahmen des DeGEval-Ansatzes soll eine 
realistische, diplomatische, gut durchdachte und kostenbewusste Evaluation erreicht 
werden. Dazu ist es notwendig, angemessene Verfahren zu wählen, damit die Belas- 
tungen der Beteiligten in einem angemessenen Verhältnis zum erwarteten Nutzen ste- 
hen. Daher muss nicht die aus wissenschaftlicher Sicht aussagekräftigste Methode zum 
Einsatz kommen, sondern das Verfahren, das am praktikabelsten anwendbar ist. Wei- 
terhin sollte ein diplomatisches Vorgehen gewählt werden, um bei den verschiedenen 
Interessengruppen eine möglichst hohe Akzeptanz in Bezug auf Vorgehen und Ergeb- 
nisse zu erreichen. Nicht zuletzt spielt auch die Effizienz einer Evaluation eine wichti- 
ge Rolle. Der Wert der erhaltenen Informationen sollte dabei in einem angemessenen, 
also positiven Verhältnis zu den insgesamt verursachten Kosten stehen.” 


Die Fairnessstandards bestehen aus fünf Elementen. Mit ihnen soll sichergestellt wer- 
den, dass die Evaluatoren respektvoll und fair mit den Betroffenen umgehen. Es wird 
angestrebt, dass die beteiligten Parteien formelle Vereinbarungen treffen, in denen die 
jeweiligen Pflichten niedergelegt sind. Diese Übereinkommen sollten Festlegungen zu 
Zeitbezug, Inhalten, Finanzen, beteiligten Personen und zum geplanten Vorgehen ent- 
halten. Selbstverständlich sind bei einer Evaluation auch die individuellen Rechte und 
die Menschenwürde der betroffenen Personen zu respektieren. Ferner sollte die Analy- 
se vollständig sein und in fairer Weise die Stärken und Schwächen des Evaluationsob- 
jektes aufzeigen, um Verbesserungen durchführen zu können.” Weiterhin wird eine 
möglichst neutrale Durchführung und Berichterstattung erwartet. Alle Sichtweisen von 
den Beteiligten und Betroffenen sollten berücksichtigt werden und der Evaluator sollte 
die Bewertungen gerecht und frei von persönlichen Gefühlen treffen. Mit der Offenle- 
gung der Ergebnisse wird angestrebt, dass allen Stakeholdern die Evaluationsergebnis- 
se zugänglich gemacht werden.’” 


32 Vgl. Widmer, T. (2000), S. 88. 

327 Vgl. Sanders, J./Beywl, W. (2000), S. 87 ff. 
28 Vgl. Klöti, U. (1997), S. 55. 

329 Vgl. DeGEval (2002), S. 29 f. 
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Die neun Genauigkeitsstandards sollen gewährleisten, dass eine Evaluation die fach- 
lich angemessenen Informationen sowie Ergebnisse hervorbringt und vermittelt.” Da- 
zu ist zunächst der Evaluationsgegenstand genau zu spezifizieren und zu dokumentie- 
ren. Auch sein Kontext sollte ausreichend untersucht werden, um die Zusammenhänge 
zudem seine Wirkungen und Nebenwirkungen zu analysieren. Damit in Zusammen- 
hang steht die detaillierte Beschreibung von Zweck, Gegenstand, Fragestellung und 
Vorgehen der Evaluation. Alle genutzten Informationsquellen sollten dokumentiert 
und beschrieben werden, so dass die Angemessenheit und Verlässlichkeit eingeschätzt 
werden kann. Das Verfahren zur Informationsgewinnung sollte so gewählt werden, 
dass die Zuverlässigkeit der erhaltenen Daten und Gültigkeit, bezogen auf die Evalua- 
tionsfragestellung nach fachlichen Kriterien, sichergestellt ist. Alle gesammelten, auf- 
bereiteten und präsentierten Informationen sind systematisch auf mögliche Fehler zu 
überprüfen. Zusätzlich sollten nicht nur quantitative, sondern auch qualitative Informa- 
tionen angemessen und systematisch in die Evaluation einbezogen werden. Zum Ab- 
schluss der Evaluation sollten die Schlussfolgerungen explizit begründet werden, um 
eine bessere Nachvollziehbarkeit zu erreichen. Schließlich ist es wünschenswert, die 
Evaluation selbst ausreichend zu dokumentieren und zu archivieren, um sie einer Me- 
ta-Evaluation zugänglich zu machen. Unter einer Meta-Evaluation wird in diesem Zu- 
sammenhang die Evaluation einer Evaluation verstanden, um deren Stärken und 
Schwächen gründlich überprüfen zu können.”" 


Die vorgestellten 25 Einzelstandards stellen sehr hohe Anforderungen an eine Evalua- 
tion.” Nur selten können sie vollständig eingehalten werden. Das liegt insbesondere 
auch daran, weil es Standards gibt, die konkurrierende Ansprüche formulieren” und 
weil die zur Verfügung stehenden Ressourcen oftmals knapp sind. Je nach Evaluati- 
onszweck und -gegenstand muss im konkreten Einzelfall die Gewichtung und die An- 
gemessenheit überprüft werden. Dabei sind die Evaluationsstandards nur die äußere 
Bewertungsgrundlage. Die innere Grundlage kann nur in Kenntnis der spezifischen 
Evaluationsstudie bestimmt werden. Auch wenn die Zahl der Einzelstandards in den 
vier Dimensionen sehr unterschiedlich ausfällt, ist damit keineswegs eine Gewichtung 
beabsichtigt; auch hier ist der Einzelfall entscheidend.’ Zudem können Einzelstan- 
dards gewissen Hauptaufgaben einer Evaluation zugeordnet werden. Bei der Definiti- 
on des Evaluationsproblems sind dies beispielsweise die Identifizierung der Stakehol- 


30 Vgl. hierzu und im Folgenden: DeGEval (2002), S. 31 f. sowie Widmer, T. (2000), S. 90 f. 

31 Vgl. Wollmann, H. (2003), S. 21. 

332 Für die Selbstevaluation gibt es sogar noch weitere Standards, die eingehalten werden sollten (u.a. 
eine Selbstverpflichtung oder die Rollenklärung). Siehe dazu Müller-Kohlenberg, H./Beywl, W. 
(2003), S.79 ff. 

33 Als Beispiel sei hier die Rechtzeitigkeit der Durchführung und die Vollständigkeit selbiger ge- 


namnt. 
34 Vgl. Widmer, T. (2000), S. 91 ff. 
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der, die Klärung des Zweckes, die Beschreibung des Untersuchungsgegenstandes, die 
Kontextanalyse und die Beschreibung der Zwecke und der Vorgehensweise.” Mitt- 
lerweile werden die Standards vereinzelt als Teil des Evaluationsvertrages eingesetzt 
und bei mangelnder Leistungsfähigkeit der Evaluation werden sie damit rechtlich rele- 
vant.” 


3.4.2 Prozess der Evaluation 


Auch wenn es in der Literatur sehr viele unterschiedliche Modelle und Formen der 
Evaluation auf zahlreichen Anwendungsgebieten gibt, bestehen hinsichtlich des Vor- 
gehens einige Gemeinsamkeiten bei vielen empirischen Evaluationsstudien.”” Die 
vorgestellten Standards bilden dabei den Rahmen für den gesamten Eva- 
luationsprozess, wobei die Relevanz der Einzelstandards in den unterschiedlichen Pha- 
sen sehr verschieden ist. Im Weiteren werden die sechs Phasen (Objekt, Ziele, Pla- 
nung, Datenerhebung, Bewertung und Umsetzung) näher erläutert (siehe dazu 
Abbildung 9). 


3 Eine Zuordnung von Einzelstandards zu den Aufgaben ist auch möglich: Entscheidung der Durch- 
führung, Planung einer Evaluation, Informationsgewinnung und deren Auswertung, Budgetierung, 
Evaluationsvertrag, Steuerung und personelle Ausstattung der Evaluation. Siehe dazu ausführlich 
DeGEval (2002), S. 37 f. 

36 Vgl. Buschor, E. (2002), S. 67. 

37 Vgl. Promberger, K./Bernhard, J./Niederkofler, C. (2006), S. 157. 
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Abbildung 9: Prozess der E valuation”? 


Im ersten Schritt wird der Objektbereich der durchzuführenden Evaluation festgestellt. 
Dabei geht es zunächst um die eigentliche Beschreibung des Untersuchungsgegens- 
tandes sowie seine zeitliche, inhaltliche und räumliche Abgrenzung, um klar zu defi- 
nieren, welches Objekt in welcher Phase mit der Analyse untersucht werden soll und 
wo diese Evaluierung stattfinden soll. Ferner sind die beabsichtigten Ziele, die Vor- 
stellungen über die Wirkungsweise, der Detaillierungsgrad und der Umfang?” der Eva- 
luation schon im Vorfeld der Untersuchung zu klären. Möglichst frühzeitig sollte auch 
die Organisation des Projektes, inkl. der Bestimmung der internen oder externen Ver- 
antwortlichkeit des Evaluators, die Finanzierung der Analyse und die Untersuchung 
der betroffenen Anspruchsgruppen vollzogen werden, da auch all diese Aspekte einen 
maßgeblichen Einfluss auf die weiteren Phasen haben.’* 


Im nächsten Schritt ist die Zielsetzung der Evaluation zu spezifizieren, um das zu ana- 
lysierende Problem näher zu erfassen. Dabei ist neben der Frage nach der Notwendig- 
keit der verfolgte Zweck der Untersuchung zunächst wesentlich. Hinsichtlich der Eva- 
luationszwecke lassen sich drei grundlegende Anwendungsfelder unterscheiden. Ers- 


338 In Anlehnung an: Balzer, L./Frey, A./Nenniger, P. (1999), S. 394 ff. 

3 Beim Umfang geht es um die Frage, ob es sich dabei bspw. um ein längerfristiges komplexes Pro- 
gramm handelt, das evaluiert werden soll wie eine Gesetzesevaluation oder um einen relativ einfa- 
chen Gegenstand wie eine Schulungsveranstaltung. Vgl. dazu bspw. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 
202. 

340 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 202. 
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tens können Informationen durch eine Evaluation bereitgestellt werden, um eine 
schrittweise Gestaltung eines Objektes zu erreichen, z.B. ein Reformprojekt zu opti- 
mieren oder diesem entsprechend Orientierung zu geben. Zweitens werden die Infor- 
mationen bereitgestellt, um auf dieser Grundlage wesentliche Entscheidungen zum 
Evaluationsgegenstand durchführen zu können. Das kann die Einführung, Weiterfüh- 
rung, Ausweitung oder Einstellung eines Programms sein. Der dritte Zweck ist die 
Bereitstellung von neuen Erkenntnissen, damit der öffentlichen, politischen oder der 
wissenschaftlichen Diskussion generelle Anregungen gegeben werden können.” 
Wenn der Hauptzweck der Evaluation festgestellt wurde, sind die mit der Evaluation 
verfolgten Ziele systematisch zu bestimmen. Meistens sind die Ziele allerdings im 
Vorfeld nicht ausreichend präzise formuliert. Die Festlegung der Forschungsfrage ist 
deshalb regelmäßig der Kernpunkt von Evaluationsstudien.’* Werden verschiedene 
Anspruchsgruppen in die Zieldefinition mit einbezogen, entstehen häufig unterschied- 
liche, bisweilen sogar einander widersprüchliche Ziele. Dies kann die Evaluation al- 
lerdings in ihrer Durchführung beeinträchtigen. Es bietet sich daher oftmals eine klare 
Priorisierung der Ziele an, zumindest aber eine Offenlegung selbiger.”” Sobald die 
(Teil-)Ziele festgelegt sind, kann die Formulierung von Zwischenzielen mit möglichst 
quantifizierbaren Wirkungen und von weiteren Zielwerten, die gute Indikatoren” zur 
Erreichung des endgültigen Zieles sind, erfolgen.” 


Nach der Planung des Gegenstandes und der Ziele beginnt die konkrete Projektpla- 
nung. Dazu gehören der zeitliche Ablauf der einzelnen Schritte sowie eine Kosten- 
und Ressourcenabschätzung für die Untersuchung. Auch ist zu klären, welche Infor- 
mationen für die Analyse unabdingbar sind und welche nur wünschenswert sind. 
Wichtig ist in dem Zusammenhang die Sichtung der bislang schon vorhandenen Mate- 
rialien zu dem Evaluationsgegenstand, um den Bedarf an weiteren Informationen bes- 
ser abschätzen zu können.“ Aber auch das Design der Datenerhebung ist Teil dieser 
Phase. Zunächst ist zu klären, ob es sich um eine Vollerhebung, die Auswahl einer 
Vollerhebung, eine Fallstudie oder ein (Quasi-)Experiment handeln soll. Sodann ist 
festzulegen, welche Evaluationsmethode bei der Datenerhebung verwendet werden 
soll. Neben quantitativen Forschungsverfahren, die sich am empirisch-analytischen 
Paradigma ausrichten, kommen auch qualitative Verfahren zum Einsatz, hinter denen 


#1 Vgl. Patton, M. (1997), S. 79. 

342 Vgl. Balthasar, A. (1997), S. 175. 

343 Vgl. Thierau, H./Wottawa, H. (1998), S. 56. 

344 An Indikatoren werden in diesem Zusammenhang hohe Anforderungen gestellt. Sie sollen die 
zentralen Aspekte wie Wirkungen und Nebenwirkungen messen, valide, einfach, treffend, klar, 
verlässlich, genau, rechtzeitig und vollständig sein. Vgl. dazu ausführlich Buschor, E. (2002), S. 63 


345 Vgl. Promberger, K./Bernhard, J./Niederkofler, C. (2006), S. 158. 
346 Vgl. DeGEval (2002), S. 23. 
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häufig ein interpretativ-hermeneutisches Paradigma steht. Letzterer Ansatz bezieht 
sich auf das Erfassen menschlicher Verhaltensäußerungen. Der Schwerpunkt liegt auf 
der problem- und einzelfallbezogenen Nützlichkeit und weniger auf der Generalisier- 
barkeit der Evaluationsergebnisse.”” Als Erhebungsverfahren werden relativ offene 
Varianten wie nicht-standardisierte Interviews, Feldbeobachtungen und Dokumenten- 
analysen eingesetzt. Hierbei werden nicht zwingend alle zuvor festgelegten Merkmale 
eines Untersuchungsobjektes integriert, sondern erst bei der Auswertung wird über den 
Einbezug von Informationen entschieden.” Die quantitativen Verfahren gehen von 
einer rationalistischen Sicht der Welt aus. Diese kann aufgeteilt werden in Elemente, 
zwischen denen Zusammenhänge bestehen. In Abhängigkeit von den theoretischen 
Annahmen werden Hypothesen aufgestellt, die es zu überprüfen gilt. Deduktiv herge- 
leitete Wirkungsmodelle werden in der Wirklichkeit einem Test unterzogen.”” Erho- 
ben werden die benötigten Daten zumeist mit standardisierten Verfahren wie mit 
strukturierten Fragebögen oder Beobachtungsschemata. Somit lassen sich die Daten in 
eine numerisch kodierte Form bringen, um damit bestimmte Eigenschaften des Unter- 
suchungsgegenstandes zu messen und mit Hilfe von mathematisch-statistischen Ver- 
fahren auszuwerten.’ Mittlerweile wird hinsichtlich des Evaluationsdesigns häufig ein 
Methodenmix vorgeschlagen, um die Stärken der jeweiligen Vorgehensweisen auf sich 
zu vereinen und die Schwächen weitgehend auszugleichen. Die konkrete Akzentuie- 
rung der Struktur und der Methode der Datenerhebung ist dabei vom Untersuchungs- 
bereich, der Fragestellung und den verfügbaren Ressourcen abhängig.” 


Der nächste Schritt befasst sich mit der eigentlichen Datenerhebung und der Aufberei- 
tung dieser Daten. Die Datenerhebung ist die systematische Sammlung von Informati- 
onen auf dem Gebiet des Evaluationsobjektes, um Antworten auf die wesentlichen 
Evaluationsfragen zu erhalten. Dabei ist allerdings darauf zu achten, dass gerade dort, 
wo Schwachstellen aufgezeigt werden sollen, die Interessen der befragten Personen 
beachtet werden und dass die Erhebung von Informationen möglichst vollständig und 
zudem unabhängig von den Interessen des Auftraggebers und anderer Beteiligter er- 
folgt.” Nach der Sammlung der Daten beginnt die Aufbereitung und die Eingabe der 
Daten bspw. in ein EDV-System. Dabei sollte auch die Vollständigkeit und, sofern 
möglich, die Richtigkeit der gemachten Angaben überprüft werden. Daran anschlie- 
Bend findet die Auswertung statt. Diese richtet sich ebenfalls maßgeblich nach der Art 
der gesammelten Informationen und nach der Fragestellung. Bei geschlossenen Frage- 


3417 Vgl. Widmer, T./Binder, H.-M. (1997), S. 214 ff. 

348 Vgl. Promberger, K./Bernhard, J./Niederkofler, C. (2006), S. 147. 
39 Vgl. Widmer, T./Binder, H.-M. (1997), S. 215. 

350 Vgl. Promberger, K./Bernhard, J./Niederkofler, C. (2006), S. 147. 
351 Vgl. Wollmann, H. (2000), S. 209. 

352 Vgl. DeGEval (2002), S. 28 f. 
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stellungen bilden die vorgegebenen Antwortmöglichkeiten die Grundlage für eine me- 
thodisch korrekte””, vollständige und unparteiische Auswertung.” 


Das Übersetzen der objektiv vorliegenden Fakten in einen subjektiven Nutzen ist Ge- 
genstand der Analyse der Ergebnisse. Zudem muss in diesem Schritt das weitere Ver- 
fahren nach dem Prinzip der Nutzenmaximierung geplant werden. Fraglich ist in die- 
sem Zusammenhang, wessen Nutzen optimiert werden soll.’ Das Ziel der Analyse ist 
dabei, die vorhandenen Dokumente so zu reduzieren, dass alle wesentlichen Inhalte 
erhalten bleiben und die Beantwortung der Forschungsfragen und der Zielsetzungen 
ermöglicht werden. Allerdings muss durch die Abstraktion ein überschaubarer Umfang 
erreicht werden, der dennoch ein Abbild des Grundmaterials bleibt.’ Art und Umfang 
des Berichtes sind von dem Adressatenkreis und den Anforderungen des Auftragge- 
bers abhängig, wobei der Bericht immer vollständig, konsistent und verständlich for- 
muliert sein sollte. Die Schlussfolgerungen der Evaluation sollten begründet, die An- 
nahmen und das verwendete Verfahren transparent gemacht werden. Zudem sind nach 
Möglichkeit auch alternative Interpretationen und die Gründe für deren Verwerfung 
aufzunehmen.”” 


Der letzte Schritt des Evaluationsprozesses ist wesentlich für die weitere Nutzung ei- 
nes Programms. Unter Berücksichtigung der Machbarkeit und Angemessenheit der 
vorgeschlagenen Ergebnisse und Verbesserungsmaßnahmen sollte die Umsetzung er- 
folgen. Ob die Vorschläge auch wie aufgezeigt umgesetzt werden, ist allerdings von 
der Unterstützung von Promotoren, der rechtzeitigen und verständlichen Kommunika- 
tion und nicht zuletzt von der allgemeinen Lage bezüglich des untersuchten Themas 
abhängig. Zu berücksichtigen ist, dass bei einer on-going Evaluation die Umsetzung 
schon frühzeitiger beginnen kann und zudem in dieser letzten Phase bisweilen noch 
Bedarf für weitere, vertiefende oder ergänzende Untersuchungen gesehen wird, um 
Maßnahmen optimal durchführen zu können. Insgesamt ist festzuhalten, dass diese 
Phasen nur selten so konsekutiv verlaufen wie hier dargestellt, da sich inhaltliche und 
terminliche Anforderungen innerhalb des Prozesses schnell ändern können. Nach 
Möglichkeit sollten Evaluationen daher möglichst frühzeitig und flexibel geplant wer- 
den, um eine zufriedenstellende Untersuchungsqualität zu gewährleisten.” 


353 Zur methodisch richtigen Anwendung statistischer Methoden in der Evaluation siehe Schmidt, U. 
(2002), S. 200 ff. 

354 Vgl. Promberger, K./Bernhard, J./Niederkofler, C. (2006), S. 148. 

353 Dies kann sowohl der Evaluator als auch der Auftraggeber sein. Gerade bei einem bestehenden 
Abhängigkeitsverhältnis von Evaluator und Auftraggeber ist dies von Relevanz. Vgl. Thierau, 
H./Wottawa, H. (1998), S. 102. 

356 Vgl, Widmer, T./Binder, H.-M. (1997), S. 215. 

37 Vgl. DeGEval (2002), S. 24 ff. 
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3.5 Möglichkeiten und Probleme der Evaluation von Verwaltungsmodernisie- 
rungsprojekten 


Bei der Evaluation von Verwaltungsmodernisierungen handelt es sich gemäß der zu- 
vor vorgenommenen Einteilung um eine Reformevaluation als die Analyse und/oder 
Bewertung der spezifischen Veränderungen des Institutionsgefüges, die aufgrund von 
geplanten oder bereits durchgeführten Maßnahmen eintreten. Dabei steht der Ver- 
gleich der erzielten Ergebnisse mit denen vor dem Wandel im Mittelpunkt der Evalua- 
tion.’ Hinsichtlich des Zeitpunkts, der Verantwortung, des Designs und des spezifi- 
schen Reformobjektes ist der Evaluationstyp allerdings nicht weiter eingeschränkt. Die 
optimale Evaluierungsart ergibt sich somit in Abhängigkeit von der Fragestellung und 
der Zielsetzung. Grundsätzlich kann bei der Reformevaluation zwischen zwei Varian- 
ten unterschieden werden: Die „Evaluation in Reform-Projekten“ zielt auf eine Ver- 
besserung des Projektes ab. Im Vordergrund stehen hierbei die Projektziele und damit 
die inneren Bewertungsgrundlagen. Diese entwicklungsorientierte Variante zeichnet 
sich durch eine eher qualitative Forschungsmethodik und ein formatives Vorgehen 
aus. Sie wird vor allem von den betroffenen Organisationsbereichen und der Projekt- 
leitung genutzt. Demgegenüber steht die „Evaluation von Reform-Projekten“. Dabei 
sind die Absichten des demokratischen Staates und damit die äußeren Bewertungs- 
grundlagen wesentlich. Das Ziel dieses Typs der Reformevaluation liegt in der Fin- 
dung einer Entscheidungsgrundlage oder der Legitimation des Programms gegenüber 
Dritten. Die Ausrichtung ist eher summativ. Es wird überwiegend eine quantitative 
Forschungsmethodik und eine externe Durchführung verwendet.” Diese beiden ideal- 
typischen Varianten stellen allerdings nur die beiden extremen Pole dar, so dass auch 
vielfältige Mischformen davon möglich sind. 


Die Vielzahl der unterschiedlichen Arten” von Evaluationen im Allgemeinen und der 
Reformevaluation im Besonderen erschweren eine abschließende Analyse. Dennoch 
soll hier der Versuch unternommen werden, die wesentlichen Probleme aufzuzeigen, 
wobei die Relevanz jeweils vom gewählten Ansatz abhängig ist. Sofern möglich, sol- 
len auch Vorgehensweisen dargelegt werden, wie die geschilderten Probleme umgan- 
gen werden können. 


Schon einer der ersten Schritte einer Evaluation, die Bestimmung der Ziele von einem 
konkreten Reformprojekt, führt zu Problemen. Es liegen häufig unklar definierte, un- 
vollständige oder sogar widersprüchliche Vorstellungen und Ziele für ein Projekt vor. 


359 Vegl. Ritz, A. (2003a), S. 190. 
360 Vgl. Widmer, T. (2002), S. 103. 
31 Zu den Arten der Evaluationen vgl. ausführlich Kapitel 3.3. 
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Das liegt daran, dass NPM-Projekte sich im Regelfall durch eine große Anzahl ver- 
schiedener Anspruchsgruppen (wie Projektleitung, Mitarbeiter, Amtsführung, Parla- 
mentarier und Kunden) kennzeichnen. Diese haben unterschiedliche Erwartungen an 
das Projekt und auch differierende Ansprüche an die Evaluation. Daher ist zunächst zu 
klären, an welchen Teilkonzepten organisatorischer, personeller oder instrumenteller 
Art sich die Reform orientiert und welche Teilziele damit verfolgt werden. Häufig 
werden dabei die nicht-intendierten Auswirkungen kaum betrachtet. Durch den früh- 
zeitigen Einbezug aller Stakeholder ließe sich diese Problematik deutlich reduzieren. 
Die Zielstruktur wird durch eine stetig zunehmende Anzahl von bisweilen als „mo- 
dern“ geltenden Reformzielen heterogener und umfangreicher. Deshalb ist die Be- 
schränkung der Analyse auf einzelne Teilelemente und deren Zielsetzungen zu prü- 
fen.” Da viele NPM-Reformen nicht nur quantitative, sondern zunehmend auch „wei- 
che“ und relativ vage Anforderungen enthalten, verstärkt das die Schwierigkeiten der 
Zielbestimmung.”” Gerade um auch solche weitläufigen Ziele zu messen, werden ope- 
rationale, zieladäquate und messbare Indikatoren benötigt. Denn je qualitativer und 
diffuser Ziele sind, umso schwieriger ist die Ermittlung der Kriterien. So lässt sich die 
Qualität von Entscheidungen deutlich schwieriger erfassen als die Anzahl der durchge- 
führten Maßnahmen.” SPEIER-WERNER sieht fünf praktikable Alternativen zur Er- 
folgsmessung von neuen Steuerungsinstrumenten: den Zielerreichungsgrad von im 
Vorfeld definierten Projektzielen, die Kosteneinsparquote, die Wirtschaftlichkeitsbe- 
trachtungen als Vergleich von Nutzen und Kosten von Instrumenten, die Zufriedenheit 
des Personals vor und nach der Reform sowie die Effektivitätssteigerungen.”“ 


Aus den Problemen der unklaren Zieldefinition und der problematischen Findung von 
Indikatoren erwachsen auch Probleme hinsichtlich der Auswertung. Im NPM werden 
vielfältige Instrumente eingesetzt, von denen jeweils unterschiedliche Akteure und 
Bereiche in der öffentlichen Verwaltung betroffen sind. Dies erschwert die Zuordnung 
von Ursache und Wirkung. Hinzu kommt, dass neben NPM-Reformen oft noch weite- 
re Reorganisationen durchgeführt werden und damit der Einfluss der einzelnen Kom- 
ponenten auf das Gesamtergebnis kaum noch ermittelbar erscheint. Somit lässt sich ein 
als erfolgreich eingeschätztes Projekt nicht unmittelbar auf weitere Verwaltungen 
übertragen, solange nicht interne und externe Rahmenbedingungen analysiert wur- 
den.” Eine Möglichkeit, dieses Problem zumindest teilweise zu umgehen, ist ein 
zweistufiges Vorgehen. Im ersten Analyseschritt werden die institutionellen, organisa- 


%2 Vgl. Wollmann, H. (2001), S. 4. 

33 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 192; Bouckaert, G. (2006), S. 119. 

364 Vgl. Wollmann, H. (2001), S. 5. \ 

%5 Vgl, Speier-Werner, P. (2006), S. 187. Allerdings sind diese Alternativen teilweise mit großen 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Zuordnung von Ergebnissen verbunden. Siehe dazu auch Boyne, 
G. et al. (2003), S. 46 f. 

36 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 194. 
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torischen und instrumentellen Veränderungen durch die Verwaltungsmodernisierung 
erfasst („Institutionenevaluation“). Dabei gelten interne und externe Bestimmungsfak- 
toren wie organisatorische Gegebenheiten oder die beteiligten Akteure als unabhängi- 
ge Variablen und der Implementationsstand von Instrumenten oder Bausteinen dage- 
gen als abhängige Variable. Im zweiten Schritt werden die Wirkungen auf die Leis- 
tungsfähigkeit, Effizienz oder die Kundenorientierung der Institutionen in Abhängig- 
keit von den Modernisierungsaktivitäten untersucht („Performanceevaluation“).’”” An- 
statt also direkt von einem Reformprogramm auf die Wirkungen zu schließen, wird in 
einem Zwischenschritt zunächst eine Bestandsaufnahme der institutionellen Umset- 
zung vorgenommen. 


Ein weiteres Problem sind die schlechte Qualität der verfügbaren Daten. Da zumeist 
kaum verwertbare Daten über Produktivitäten, Effizienz oder Leistungen zur Verfü- 
gung stehen, schon gar nicht für den Vergleich vor und nach der Reform, muss eine 
Datenerhebung speziell für das Projekt erfolgen. Dabei gilt allerdings: ‚Je exakter das 
Messverfahren, um so geringer ist der praktische Nutzen“ der Erhebung.” Wissen- 
schaftlich konstruierte Tests mit dem Einbezug von möglichen Nebeneffekten wären 
zwar wünschenswert, allerdings entstehen dafür wie bei allen komplexen Evaluations- 
verfahren hohe Kosten. Ein Ausweg bieten eigens entwickelte Fragebögen, die nur für 
ein ganz bestimmtes Einsatzgebiet und die dazugehörigen Variablen entworfen wer- 
den.’® Erschwert wird die Datenerhebung noch dadurch, dass sich die Rahmenbedin- 
gungen und die Reforminhalte während der Analyse ändern können und bei Bestim- 
mung von Vergleichsgruppen Äquivalenzprobleme durch eine Selbstselektion?” oder 
Nicht- Einhaltung des Zufallsprinzips entstehen können.” Angesichts der methodi- 
schen Probleme bei der Datenerhebung wird die Durchführung einer quasi- 
experimentellen Evaluation vorgeschlagen. Dabei werden die hohen Anforderungen 
der Experimente an die zu untersuchenden Daten nicht vollkommen aufrechterhalten, 
stattdessen Längs- und/oder Querschnittsanalysen verwendet. Allerdings können da- 
durch gewisse Probleme hinsichtlich der Validität der Ergebnisse entstehen.’ 


Weiterhin ist eine Schwierigkeit, dass spezielle Evaluationen eine lange Einarbei- 
tungszeit benötigen und somit ein großer Zeitbedarf bis zur Fertigstellung entsteht. 
Darüber hinaus werden solche Projekte oftmals spontan geplant und damit unter gro- 


367 Vgl. Bogumil, J./Kuhlmann, S. (2006), S. 351 f. 
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37 Eyaluationen beschränken sich vielfach auf „modernisierungsaktive“ Untersuchungsfälle, da diese 
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Bem Termindruck durchgeführt, was das Zeitproblem noch verstärkt. Zusätzlich wer- 
den Evaluationen teilweise aus strategischen Zwecken zur nachträglichen Legitimation 
durchgeführt, oder die entwickelten Vorschläge der Evaluation werden nicht umge- 
setzt. Gerade für diese Probleme können interne Evaluierungen bspw. als on-going 
Selbstevaluierungen genutzt werden. Dies geschieht häufig in verschiedenen Ausges- 
taltungen eines Controlling-Ansatzes. Dazu kann bei der Analyse von Reformpro- 
grammen auch die durch das Controlling ohnehin laufende Erfassung von Kosten, 
Leistungen und selten auch Wirkungen zählen sowie deren Rückmeldungen für den 
weiteren Entscheidungs- und Vollzugsprozess. Einarbeitungszeiten werden in dem 
Fall nicht benötigt. Die Ermittlung von Indikatoren und Kennzahlen sowie deren Auf- 
bereitung zu einem aussagefähigen Berichtswesen können für Reformevaluationen 
genutzt und später auch entsprechend von den zuständigen Einheiten durchgesetzt 
werden.’” Zudem bietet sich auch der Einsatz eines Benchmarking?” bei der Reform- 
analyse für Vergleiche mit bereits durchgeführten Evaluationen anderer Institutionen 
oder als Grundlage für einen „policy on-policy off“-Ansatz an. Auch wenn die Umset- 
zung bei internen Evaluationen wahrscheinlicher ist, da die Akteure Informationen von 
außerhalb der eigenen Organisation oftmals als irrelevant einstufen,” bleiben Proble- 
me wie die geringere Methodenkompetenz und die Unabhängigkeit erhalten. 


Die oftmals aus Legitimationsgründen gewünschte Angabe von quantitativen, mög- 
lichst monetären Auswirkungen einer Reform wird bei einer Evaluation allerdings nur 
selten verfolgt. Denn während sich die Kostenseite meistens sowohl ex-ante als auch 
ex-post gut ermitteln lässt, ist dies auf der Nutzenseite durch sich verändernde Rah- 
menbedingungen, durch unklare Ursache-Wirkungsbeziehungen und durch wenig vor- 
handenes Datenmaterial speziell für die Zeit vor der Reform kaum möglich. Daher 
müssen alternative Vorgehensweisen gefunden werden, um Modernisierungsprojekte 
nicht nur qualitativ bewerten zu können. 


Generell sollten bei der Durchführung einer Evaluation alle angesprochenen Probleme 
beachtet werden. Welche Methodik und welche Vorgehensweise gewählt wird, um 
eine optimale Ausführung der Evaluation zu gewährleisten, muss jeweils im Einzelfall 
entschieden werden. Wichtig bei einer Evaluation ist, neben der Einhaltung der we- 
sentlichen Standards insbesondere der Informationsnutzen einer Analyse. Dabei gilt: 
Je mehr neue Informationen eine Evaluation enthält, desto größer ist die Wahrschein- 
lichkeit, dass Anregungen daraus umgesetzt werden. Schließlich sind auch klar defi- 
nierte Aufgabengebiete, zeitliche Abläufe und eindeutige Zuständigkeiten ebenso 


3733 Vgl. Wollmann, H. (2002), S. 81. 
374 Zum Instrument des Benchmarking siehe auch Kapitel 4.5.9. 
375 Vgl. Nideröst, B. (2002), S. 41. 
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wichtig für die Anwendung einer Evaluation im Bereich der Verwaltungsmodernisie- 
rung wie möglichst operative Empfehlungen für die Umsetzung.’” 


3.6 Praktische Beispiele 


Der Stand der Evaluationsforschung muss als uneinheitlich eingeschätzt werden. Spe- 
ziell interne Evaluierungen werden mittlerweile in einer großen Zahl von OECD- 
Ländern eingesetzt.” Demgegenüber besteht gerade bei externen Evaluierungen noch 
ein deutlicher Nachholbedarf, vor allem gemessen an den hohen Erwartungen zur 
Schaffung von Transparenz des Verwaltungshandelns durch die Einführung von NPM. 
Wenn Reformen überhaupt evaluiert werden, dann meistens intern, wobei die Ergeb- 
nisse dann sehr selten veröffentlicht werden. Oder Evaluationen erfolgen extern, in 
diesem Fall allerdings aus großer Distanz, vielfach werden sie als Ländervergleich 
angelegt. Eine besondere analytische Schwäche der bisherigen Evaluierungen zeigt 
sich darin, dass bislang überwiegend nur der Verlauf und die (Zwischen-)Ergebnisse 
der institutionellen Veränderungen analysiert werden, die materiellen Wirkungen und 
Effizienzen hingegen nur wenig und weitergehende gesellschaftliche Wirkungen fast 
gar nicht bewertet werden.””” Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch RITZ bei der 
Analyse von neun ausgewählten Evaluationsstudien zur Verwaltungsreformen. Dabei 
liegt die Steuerungsverantwortung mehrheitlich bei Regierungsstellen, auch wenn die 
Evaluatoren fast ausschließlich externer Herkunft sind. Die Ergebnisse werden für die 
Setzung zukünftiger Schwerpunkte innerhalb der Reformpolitik genutzt, allerdings 
weniger in einem begleitenden Monitoring. Hinsichtlich der Bewertungsmaßstäbe do- 
minieren deskriptive allgemeine NPM-Ziele und projektspezifische Ziele, theoretische 
Ansätze kommen weniger zur Geltung. Zentrale Fragestellung in den betrachteten 
Evaluationen sind die Bereiche „Management und Führung“ sowie „Motivation und 
Qualifikation“. Die verwendeten Methoden und das Design sind sehr breit angelegt, 
allerdings werden bislang immer noch vorwiegend qualitative Ansätze gewählt, mitt- 
lerweile auch öfter ergänzt um quantitative Erhebungen.”” 


Auch wenn in Deutschland der Umfang an Selbstevaluierungen vor allem auf kommu- 
naler Ebene, aber auch der externen Evaluationsforschung im Verlauf der 90er deut- 
lich zugenommen hat, muss der Stand nach wie vor als defizitär eingeschätzt wer- 
den.’” Die Gründe für den Rückstand sind mehrschichtig. Zum einen starteten Refor- 


376 Vgl. Nideröst, B. (2002), S. 46. 
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men zur Verwaltungsmodernisierungen erst deutlich später als in Ländern wie Neusee- 
land und Australien;”*' auch dort setzten die Evaluationen der Modernisierungsprojekte 
erst mit einer erheblichen zeitlichen Verzögerung ein. Zum anderen ist der Prozess der 
Verwaltungsmodernisierung in Deutschland sehr fragmentiert, und es liegt kein über- 
greifendes Konzept vor, bzw. es fehlt ein bestimmender Akteur, der auch eine entspre- 
chende Evaluierung, wie in anderen Ländern üblich, zentral steuern würde. Schließlich 
liegt es auch an den Parlamenten und den Rechnungshöfen, die lange Zeit wenig Inte- 
resse an der Verwaltungsreform oder gar an deren Bewertung hatten.’” Erst langsam 
setzt auch bei diesen Institutionen ein Umdenkprozess ein. Um einen Überblick ver- 
schiedener Ansätze der Evaluationen von Verwaltungsmodernisierungs-Projekten zu 
geben, werden drei bedeutsame und besonders positive Praxisbeispiele näher vorge- 
stellt. Dabei handelt es sich um eine Evaluation auf staatlicher Ebene (FLAG in der 
Schweizer Bundesverwaltung), eine auf Landesebene (NSI in der Landesverwaltung 
Baden-Württemberg) und eine auf kommunaler Ebene (NSM in den Verwaltungen 
deutscher Städte und Gemeinden). 


3.6.1 Evaluation von FLAG in der Schweizer Bundesverwaltung 


Seit Ende der 90er Jahre sind in der Schweiz im beachtlichen Umfang Evaluierungen 
zum Einsatz gekommen, jedoch nicht nur interne, sondern auf allen Verwaltungsebe- 
nen auch externe Analysen.’ Eine besonders bedeutende ist die Evaluation des sich 
am NPM orientierenden Projektes „Führen mit Leistungsauftrag und Globalbudget“ 
(FLAG) in der Schweizer Bundesverwaltung.” Im Gegensatz zur Praxis in einigen 
Kantonen wurde dieses Programm nicht sofort flächendeckend, sondern zunächst auf 
ausgewählte Bereiche beschränkt. Im Jahr 1997 wurde FLAG in ersten Pilotämtern 
gestartet, und 2001 wurde die Versuchsphase abgeschlossen. Die externe Evaluation 
fand begleitend seit 1998 in insgesamt zwölf Pilotämtern statt und wurde von der Ar- 
beitsgemeinschaft Interface Institut für Politikstudien Luzern und dem Institut für Or- 
ganisation und Personal (IOP) der Universität Bern durchgeführt.’ 


Die wissenschaftliche Analyse fand in insgesamt drei Phasen statt. Begonnen wurde 
mit der Bewertung des betrieblichen Wandels, dabei wurde rund ein Drittel der Ämter 
einbezogen. Insbesondere sollten dabei die Auswirkungen von FLAG auf Prozesse, 


38i Vgl. zum Stand der Verwaltungsmodernisierung auch Kapitel 2.5.1. 
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Strukturen und die Unternehmenskultur untersucht werden. Die zweite Phase befasste 
sich mit der Analyse der Wirkungen auf die politische Ebene und auf die resultieren- 
den Outputs in allen Pilotämtern. In der dritten Phase wurden die Untersuchung aus 
der ersten Phase wiederholt, um einen Vorher-nachher-Vergleich in den vier Ämtern 
durchführen zu können. In diesem Abschnitt der Evaluation wurden auch alle weiteren 
Ämter einbezogen, und es fand ein Vergleich der Prozesse und Strukturen mit Nicht- 
FLAG-Behörden statt. Diese Längs- und Querschnittsvergleiche ermöglichten eine 
kritische Bewertung und Validierung der in den beiden Phasen zuvor ermittelten Re- 
sultate. Dadurch wurden formative und summative Aspekte einer Evaluation kombi- 
niert. Die Ergebnisse wurden begleitend periodisch veröffentlicht und den Betroffenen 
sowie der Projektleitung zugänglich gemacht. Zum Abschluss der drei Phasen wurde 
darüber hinaus eine Gesamtbeurteilung und außerdem ein Bericht erstellt.’* 


Die Analyse richtete sich an den vier zentralen Ebenen der Umsetzung von FLAG aus 
und dem Zusammenspiel der Akteure auf diesen Ebenen. Die erste Ebene ist die der 
politischen Steuerung und damit die des Parlaments. Die zweite erfasst die Auswir- 
kungen von FLAG auf die betriebliche Steuerung der Amtsleitungen. Die dritte Ebene 
betrachtet die nach innen gerichtete Sichtweise, darunter, wie durch den angestrebten 
betrieblichen Wandel in den Ämtern Verbesserungen erzielt wurden. Die Außensicht 
ist die letzte Ebene; dabei steht die Frage im Mittelpunkt, ob die Aufgabenerfüllung 
verbessert wurde und damit die Wirksamkeit, die Qualität und der Nutzen für die Bür- 
ger (Wirkungsebene).’” Methodisch kam ein sehr aufwendiges Verfahren mit drei ver- 
schiedenen Ansätzen zur Datenerhebung zum Einsatz. Es wurden Daten aus den Äm- 
tern, darunter die des Controlling oder des Rechnungswesens genutzt, speziell für Pro- 
duktveränderungen und Leistungsziele. Zudem wurden als qualitative Methode Inter- 
views mit den Zielgruppen und Sekundäranalysen vorhandener Dokumente verwendet. 
Hiermit sollten strukturelle Veränderungen in den Ämtern und die Einflussnahme des 
Parlaments erfasst werden. Als weitere Methode wurden schriftliche Umfragen bei 
Mitarbeitern und Kunden durchgeführt, um den Kulturwandel oder die Kundenzufrie- 
denheit zu erfassen.” 


Die Ergebnisse lassen sich hinsichtlich der zentralen Beurteilungskriterien am besten 
darstellen.’ Im Parlament als Ebene der politischen Steuerung konnten im Verlauf des 
Projektes große Fortschritte verzeichnet werden. Die Anwendung des Steuerungsmo- 
dells verbesserte sich zunehmend, und die von FLAG gewählten Strukturen haben sich 
häufig bewährt. Probleme tauchten hinsichtlich des fehlenden Know-hows bei einigen 


386 Vgl. Balthasar, A. et al. (2001), S. 3 f. 

387 Vgl. Lienhard, A. (2005), S. 35. 

388 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 312 ff. 

387 Vgl. hierzu und im Folgenden Balthasar, A. et al. (2001), S. 17 ff. 
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Abgeordneten auf und der wenig standardisierten Berichterstattung, die überdies kaum 
Wirkungsinformationen enthielt. Zu dieser Ebene zählen auch die Departments. Hier 
wurde die Führungsverantwortung und Promotorenrolle sehr unterschiedlich wahrge- 
nommen, und entsprechend wenig unterstützt wurde das Projekt in großen Teilen. Am 
meisten betroffen von den Veränderungen durch FLAG wurde die Ebene der berriebli- 
chen Steuerung. Für die Amtsleitungen haben sich eine Reihe von Vorteilen ergeben, 
die auch entsprechend ausgenutzt wurden, um auf veränderte Bedürfnisse von Politik 
und Kunden schneller und qualitativ besser reagieren zu können. Die beobachtbaren 
Veränderungen gingen damit in Richtung der intendierten Wirkungen. Allerdings 
stand dem eine stark angewachsene Arbeitsbelastung gegenüber, auch wurden teilwei- 
se die Grenzen der möglichen Handlungsspielräume sichtbar. Bei den Mitarbeitern als 
Ebene des betrieblichen Wandels herrschte eine hohe Zufriedenheit mit den eingesetz- 
ten Instrumenten wie Zielvereinbarungen und Produktgruppierungen. Verbesserungen 
wurden vor allem durch eine verbesserte Ziel- und Ergebnisorientierung, zudem durch 
eine Erhöhung des Handlungsspielraums erreicht. Dies führte allerdings zu einem 
deutlichen Anstieg des Leistungsdrucks und der Arbeitsbelastung. Auch auf der Wir- 
kungsebene stellten sich positive Effekte ein. Hierbei wurden vor allem Veränderun- 
gen der Leistungen (Outputs) und deren Wirkungen bei den Zielgruppen (Impacts) 
untersucht, wobei eher indirekte Wirkungen dominierten. Outputs wurden durch die 
Reform vielfach in anderer Qualität oder zu anderen Preisen angeboten, ferner konnte 
schneller auf Marktveränderungen reagiert werden. Daraus ergaben sich positive Wir- 
kungen für die Kunden. Allerdings stellte sich durch FLAG auch vereinzelt ein Abbau 
oder eine Verteuerung von Leistungen ein, was sich negativ auf die Kundenzufrieden- 
heit auswirkte. Insgesamt lässt sich festhalten, dass die „Funktionsfähigkeit des neuen 
Führungsmodells FLAG gegeben ist und es sich für die Erreichung der intendierten 


cc 390 


Ziele eignet“. 


Über das insgesamt positive Fazit hinaus wurden einige Verbesserungsvorschläge un- 
terbreitet. Es sollte eine Standardisierung und der inhaltlich einheitliche Aufbau der 
Leistungsaufträge und der Reportinginstrumente angestrebt werden, damit sich der 
Aufwand für die Einführung dieser Instrumente verringert. Auch wurde angeregt, die 
Parlamente bei der Gestaltung des Leistungsauftrags einzubeziehen und insgesamt die 
Fortbildung der Parlamentarier weiter voranzutreiben. Auf der Ebene der Regierung 
und der Departmente sollte das Engagement verstärkt werden, und die Regierung soll- 
te als Promotor des Projektes fungieren. Auch innerhalb der Ämter sollte die Aus- und 
Weiterbildung stetig fortgeführt und bei bestimmten Mitarbeitergruppen intensiviert 
werden. Die Einführung von Wirkungsmessungen wurde als wünschenswert bezeich- 
net. Hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung wurde auf Grundlage der Evaluation ein 


3 Ritz, A. (2003b), S. 16. 
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kontinuierlicher Ausbau empfohlen. Grundsätzlich sollten sich alle Ministerial-Ver- 
waltungen und Verwaltungsstellen an FLAG beteiligen, sofern strukturelle Gründe da- 
gegensprechen, sind diese entsprechend zu begründen.” 


3.6.2 Evaluation der NSI in der Landesverwaltung Baden-Württemberg 


Anfang 2000 startete das Land Baden-Württemberg das Projekt „Einführung Neuer 
Steuerungsinstrumente in der Landesverwaltung“ (NSI), mit dem betriebswirtschaftli- 
che Methoden flächendeckend und soweit wie möglich in die Behörden eingeführt 
werden sollten.’” Auch wenn im Vorfeld des Beschlusses für das NSI in Pilotversu- 
chen innerhalb der Landesverwaltung bestätigt wurde, dass die Anreize durch das Pro- 
jekt prinzipiell wirken, wurden frühzeitig gewisse Probleme deutlich, darunter Wider- 
stände beim Personal, das Überschätzen der zu erzielenden Erträge und auch die kon- 
krete Darstellung des Nutzens von NSI erschienen nicht möglich.”” Eine wirklich fun- 
dierte Bewertung der Wirtschaftlichkeit durch den Rechnungshof sollte erst nach Ab- 
schluss der Projektphase erfolgen. Daher führte der Landesrechnungshof Mitte des 
Jahres 2005 eine Evaluation der bislang erzielten Ergebnisse durch.’ 


Das Ziel der Untersuchung war, zu überprüfen, ob die Leistungen der Landesverwal- 
tung besser und kostengünstiger erbracht, ob fundiertere Informationen bereitgestellt 
werden, damit Leistungen qualitativ und quantitativ verbessert werden können, ob eine 
stärker ziel- und ergebnisorientierte Planung und Steuerung eintritt, ob eine rationalere 
Entscheidungsgrundlage gegeben ist und ob das NSI-Projekt insgesamt gesehen wirt- 
schaftlich ist. Dafür wurden zwei schriftliche Erhebungen durchgeführt. Zum einen 
wurden die rund 400 Landesmitarbeiter befragt, die Controllingaufgaben wahrnehmen. 
Damit sollte deren Tätigkeitsfeld genauer analysiert werden. Zum anderen wurde 
ebenfalls mit standardisierten Fragebögen ein Großteil der Landesdienststellen um ihre 
Einschätzung der Wirksamkeit zu den unterschiedlichen neuen Steuerungsinstrumen- 
ten (bspw. dezentrale Finanzverantwortung, KLR, Zeiterfassung, Produktbildung) ge- 
beten. Aber auch die Einschätzungen zu Schulungen und Informationsveranstaltungen, 
zur eingesetzten Software, Zielerreichungen, Verbesserungsvorschlägen und Perspek- 
tiven des Projektes wurden abgefragt. Ergänzend wurden im Jahr 2006 mit Ministe- 
rien, ausgewählten Dienststellen und den Projektverantwortlichen Gespräche geführt, 
um besonders positive Erfahrungen zu beschreiben und Weiterentwicklungen zu be- 
rücksichtigen. Zur Ermittlung der Wirtschaftlichkeit wurden desweiteren Daten zu den 


31 Vgl. Balthasar, A. et al. (2001), S. 318 f. sowie Ritz, A. (2003b) 16 f. 

32 Vgl. Glinder, P./Meister, J./Wensing, S. (2005), S. 270. 

33 Vegl. Seyfried, P. (2003), S. 172. 

394 Vgl. hierzu und im Folgenden: Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 1 ff. 
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bisher angefallenen und den laufenden Projektkosten erhoben. Durchgeführt wurde die 
Evaluation von internen Kräften aus dem Rechnungshof. 


Bei der Auswertung der Befragung der Controller zeigte sich, dass diese weniger als 
die Hälfte ihrer Tätigkeitszeit mit originären Controlleraufgaben verbrachten. Auch 
wenn die Antworten relativ heterogen waren, ließ sich insgesamt feststellen, dass die 
Controller nach wie vor einen wesentlichen Zeitanteil für konzeptionelle Entwicklun- 
gen und für die Durchsetzung einheitlicher Standards benötigten. Im Gegenzug wid- 
meten sie dem Berichtswesen oder Wirtschaftlichkeitsanalysen entsprechend zu gerin- 
ge Zeitanteile. Diese Ergebnisse ließen vermuten, dass eindeutige Vorgaben der Ent- 
scheidungsträger fehlten und die Aufgaben nicht klar genug definiert und abgegrenzt 
waren. Im Ergebnis stellte der Rechnungshof fest, dass der verursachte Personalauf- 
wand „derzeitig noch nicht durch ein entsprechend wirksames Controlling gerechtfer- 
tigt“ wird.” 


Die Auswertung der Befragung in den Landesdienststellen und die Interviews ergaben 
ebenfalls ein ernüchterndes Ergebnis. Die Reform hat bislang, auch wenn die Instru- 
mente weitgehend eingeführt sind, keines der NSI-Ziele (Kostentransparenz, ergebnis- 
orientierte Steuerung, bessere Entscheidungsgrundlagen, Flexibilität, Handlungsspiel- 
räume und Motivation) vollständig erreicht. Als Gründe gaben die Evaluatoren an, 
dass die gleichzeitige flächendeckende Einführung nicht zielführend war und die Ein- 
führung von Informations- und Steuerungsansätzen nicht in Abhängigkeit von der spe- 
zifischen Behördenstruktur erfolgte. Zudem wurden einzelne Instrumente wie die de- 
zentrale Ressourcenverantwortung nur unzureichend umgesetzt, die Akzeptanz bei den 
Mitarbeitern fehlte weitgehend, das NSI wurde nicht genügend als Führungsaufgabe 
gesehen und auch die zeitgleich durchgeführte Verwaltungsstrukturreform war nicht 
für das Projekt förderlich. Durch die Gespräche mit den Ministerien und den Regie- 
rungspräsidien konnten im Nachgang zu der Befragung aber auch „Best Practice“- 
Behörden für das Projekt identifiziert werden. Exemplarisch werden von den Evalua- 
toren das Justiz- und das Finanzministerium genannt. Die Gründe für deren Erfolg la- 
gen in dem jeweils klar strukturierten nachgeordneten Bereich. Es wurden spezifische 
Anpassungen an die Steuerungsbedürfnisse vorgenommen, ein zunächst pragmatischer 
und dann permanent weiterentwickelter Ansatz wurde verfolgt, und die Unterstützung 
durch die Führungskräfte war vorhanden. Insgesamt gesehen gelang aber die Refinan- 
zierung der Projektausgaben in der Landesverwaltung nicht, ebenso wie die effiziente- 
re und effektivere Leistungserstellung nicht erreicht wurde.” 


35 Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 2. 
3% Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 37 ff. 
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Als Konsequenz hielt der Rechnungshof eine unveränderte und flächendeckende Wei- 
terführung der NSI in der Landesverwaltung Baden-Württemberg nicht für vertretbar. 
Nachsteuerungen wurden besonders für die KLR empfohlen, die nur noch in geeigne- 
ten Bereichen’” eingeführt bzw. weitergeführt werden sollte. Ein ähnliches Vorgehen 
wurde für das Controlling und die Zeiterfassung angeregt, die jeweils deutlich behör- 
denspezifischer erfolgen sollten. Neben dieser Variante stellte der Rechnungshof auch 
noch zwei weitere Alternativen vor: Zum einen die flächendeckende und umfassende 
Weiterführung aller Instrumente und einen diesbezüglich optimierten Einsatz. Zum 
anderen die Fortführung des NSI nur noch auf freiwilliger Basis. Diese beiden Varian- 
ten für das zukünftige Controlling und die Kosten- und Leistungsrechnungen wurden 
allerdings nicht priorisiert. Als unerlässlich wurde die Weiterführung des Haushalts- 
managementsystems gesehen, ergänzt um die Personalausgabenbudgetierung. Die An- 
lagenbuchhaltung sollte ebenso flächendeckend eingeführt werden wie übergreifende 
Benchmarkingprozesse. Als wichtig wurde zudem die Orientierung des NSI an den 
Informations- und Steuerungsbedarfen der Führungskräfte gesehen.” 


3.6.3 Evaluation des NSM in der deutschen Kommunalverwaltung 


Seit mehr als zehn Jahren kommt das NSM in deutschen Kommunen zum Einsatz. Der 
Stand der reformbezogenen Evaluierung auf diesem Gebiet ist allerdings als defizitär 
einzuschätzen, wobei in den letzten Jahren einige Forschungsarbeiten”” in dem Be- 
reich der kommunalen Modernisierung entstanden sind, die sich allerdings im wesent- 
lichen auf die institutionellen Veränderungen konzentrieren. Die Entwicklungen bei 
den Outputs und Outcomes durch das NSM sind hingegen wenig bekannt.“ Anlass für 
das von der Hans Böckler Stiftung finanziell geförderte und von der KGSt unterstützte 
Forschungsprojekt „10 Jahre Neues Steuerungsmodell - Evaluation kommunaler Ver- 
waltungsmodernisierung“ war die Tatsache, dass es keine über Einzelfallstudien hi- 
nausgehende systematische Bestandsaufnahme der Ergebnisse und Wirkungen vom 
NSM gab.“ 


37 Geeignet sind die Bereiche nach Ansicht des Rechnungshofs, wenn ein wirtschaftlicher Ansatz 
erkennbar ist. Mögliche Kriterien sind das beeinflussbare Budgetvolumen, die Mitarbeiterzahl, pri- 
vatwirtschaftliche Aufgabenstellung, Konkurrenzsituation zu privaten Anbietern, Organisationsab- 
läufe mit betriebswirtschaftlichem Charakter und der Bedarf einer Kalkulationsgrundlage für Ge- 
bühren. Vgl. Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 38 f. 

38 Vgl. Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 2 ff. Eine Entscheidung, welche Variante der 
Fortführung gewählt werden soll, steht bislang noch aus. Empfehlungen für die Gestaltung von Re- 
formprojekten auf Grundlage der Erkenntnisse aus dem NSI-Projekt in Baden-Württemberg gibt 
der Arbeitskreis „Integrierte Verbundrechnung“. Siehe Berens, W. et al. (2007), S. 11. 

399 Siehe dazu bspw. Jaedicke, W./Thrun, T./Wollmann, H. (1999); KGSt (2007); Osner, A. (2001); 
Eibelshäuser, M. (2002); Busch, V. (2005) oder Difu (2005). 

#0 Vgl. Bogumil, J./Kuhlmann, S. (2004), S. 54. 

* Vgl. hierzu und im Folgenden: Bogumil, J. et al. (2007), S. 11 ff. 
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Das Ziel der Untersuchung war, auf der einen Seite die organisatorischen, instrumen- 
tellen und personellen Veränderungen in den Kommunalverwaltungen festzustellen 
und auf der anderen Seite die Veränderungen des Verwaltungshandelns, hinsichtlich 
Leistungsfähigkeit, Effizienz, Qualität und Kunden- sowie Mitarbeiterorientierung zu 
betrachten. Hinsichtlich der Methodik wurde ein zweistufiges Vorgehen“” gewählt. Im 
ersten Schritt sollte eine Bestandsaufnahme der institutionellen Veränderungen erfol- 
gen, also der eingesetzten Instrumente und der Rahmenbedingungen der Einführung 
(Institutionenevaluierung). Im zweiten Schritt sollten dann die Wirkungen des Moder- 
nisierungsprogramms in den Verwaltungen ermittelt werden (Performanzevaluierung). 
Da es sich um eine sehr komplexe Wirkungsanalyse handelte, kamen drei miteinander 
verknüpfte Datenerhebungsverfahren zum Einsatz. Als erstes fand eine Auswertung 
bisheriger Forschungsberichte, Umfragen und sonstiger empirischer Studien zur NSM- 
Reform statt. Weiterhin erfolgte eine schriftliche Befragung von 1.565 deutschen 
Kommunen. Dabei fand ein mehrperspektivischer Ansatz Anwendung. Es wurde nicht 
nur die Verwaltungsspitze befragt, sondern auch der Personalratsvorsitzende und die 
Leiter der Unteren Bauaufsicht sowie des Jugendamtes, um die unterschiedlichen 
Sichtweisen zu berücksichtigen. Daher wurden vier verschiedene Fragebögen entwi- 
ckelt, die aber auch parallele Fragemodule enthielten. Inhaltlich wurden Modernisie- 
rungsbereiche, Beweggründe, praktische Umsetzung und die Basisdaten der Kommu- 
nen ermittelt. Als drittes Verfahren zur Datenerhebung wurden drei qualitative Fall- 
studien von Städten mit unterschiedlicher Modernisierungsintensität erstellt, um damit 
die erzielten Ergebnisse durch die Reform möglichst realitätsnah zu erfassen. 


Hinsichtlich der institutionellen Veränderungen konnte festgestellt werden, dass vor 
allem im Bereich der Organisationsstruktur, beim Ausbau der Kundenorientierung und 
im Bereich Rechnungswesen/Ressourcenbewirtschaftung vielfach Modernisierungs- 
maßnahmen durchgeführt wurden. Dabei gaben die Kommunen an, im überwiegenden 
Fall nur einzelne NSM-Instrumente einzusetzen und nicht das NSM als Gesamtkon- 
zept. Als Ergebnis im Performanzbereich stellten die Evaluatoren fest, dass die Ziele 
einer verbesserten Kundenorientierung, der Leistungssteigerungen in den Behörden 
und des Kulturwandels, in dem das Denken in Kosten und Leistungen sich zunehmend 
durchsetzt, durchgängig erreicht worden sind. Zudem ergaben sich durch die Dezentra- 
lisierung für die Mitarbeiter vermehrt Anreize zu effizienterem und wirtschaftlichem 
Handeln. Auch wenn eine leicht positive Tendenz zu Einspareffekten festgestellt wer- 
den konnte, sprach gemäß der Einschätzung der Evaluatoren wenig dafür, dass das 
NSM nachhaltig zur Konsolidierung der Haushalte beigetragen hat, was an den im- 
mensen Umstellungskosten und -problemen lag. Verbesserungen im Verhältnis zwi- 
schen Politik und Verwaltung wurden kaum festgestellt, so dass die politische Steue- 


40? Siehe dazu auch Kapitel 3.5. 
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rung von der Reform bislang wenig profitierte. Dies widerspricht damit etwas den zu- 
vor vorgestellten Evaluationsergebnissen aus der Schweiz, wo deutliche Fortschritte 
hinsichtlich der politischen Steuerung zu verzeichnen waren. Auch im Bereich der 
Mitarbeiter überwiegen eher die negativen Effekte. Die Analyse machte eine zuneh- 
mende Reformmüdigkeit unter den Mitarbeitern aus. Zudem wurde die Modermnisie- 
rung oft als Instrument zum Personalabbau wahrgenommen.*” Somit ergibt sich durch 
die Evaluation ein ambivalentes Bild. Auf der einen Seite existiert eine breite Bewe- 
gung der Modernisierung in den deutschen Kommunen, die Verwaltungen werden 
kunden- und bürgerorientierter, aber die Bewegung scheint vielfach zu stocken bzw. 
sich nur dort weiter zu entwickeln, wo „von oben“ Druck erzeugt wird. Überdies sind 
auch konzeptionelle Mängel durch eine zu stark betriebswirtschaftliche Ausrichtung 
für die Probleme ursächlich.** 


Zu den Empfehlungen gibt diese Evaluation nur wenige Hinweise, wie das NPM in 
Zukunft ausgestaltet werden sollte. Allerdings wirkten sich gemäß der Studie die Ein- 
richtung eines Modernisierungsmanagements und eine frühzeitige Mitarbeiterbeteili- 
gung positiv auf den Umsetzungsstand aus; das sollte bei Neuprojekten entsprechend 
berücksichtigt werden. Es wird festgehalten, dass derzeit ein Trend Richtung Re- 
Zentralisierung und Re-Hierarchisierung vonstatten geht. Mit der Abkehr von der 
„Reinform“ des NSM werden die Kommunen in die Lage versetzt, negative Wirkun- 
gen zu beheben und positive zu nutzen.‘ Letztlich regen die Evaluatoren auch eine 
weiterhin kritische Analyse der Stärken und Schwächen der Reformen im Bereich des 
NPM an, um sinnvolle von weniger sinnvollen Elementen zu trennen, dies in der 
Hoffnung, dass auch die Organisationen bisweilen von Evaluationen lernen.** 


In der Abbildung 10 werden abschließend die drei zuvor beschriebenen Evaluationen 
nochmals zusammengefasst und die Zielsetzung, die Methodik, die Ergebnisse und die 
Konsequenzen dargestellt. In dem Zusammenhang sei nochmals darauf hingewiesen, 
dass diese Evaluationen Positiv-Beispiele hinsichtlich der gewählten Anwendungsme- 
thodik, des Stichprobenumfangs und der Ergebnisse darstellen. Vielfach beschränken 
sich Evaluationen, speziell in Deutschland, auf die reine Angabe der institutionellen 
Veränderungen, sind als Fallstudien mit einer geringen Teilnehmerzahl angelegt 
und/oder haben überwiegend nur kommunale Verwaltungen als Gegenstand, entspre- 
chend eingeschränkt sind die dadurch entstandenen Ergebnisse.“ Beim Vergleich der 


“3 Vgl. Bogumil, J./Grohs, S./Kuhlmann, S. (2006), S. 157 ff. 

44 Vgl. Bogumil, J. et al. (2007), S. 317 £.; KGSt (2007), S. 58 f. 

5 Vgl. Bogumil, J. et al. (2007), S. 318. 

#6 Vgl. Bogumil, J./Kuhlmann, S. (2006), S. 368. 

47 Vgl. Wollmann, H. (2000), S. 221 ff., sowie die dort angegebene Literatur. Einen guten Überblick 
über verschiedene Evaluationen von Verwaltungsmodernisierungen bietet Promberger, K./Koler, 
D./Koschar, D. (2005), S. 180 f. 
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drei vorgestellten Studien fällt auf, dass sehr unterschiedliche Evaluationsarten An- 
wendung fanden. Den Ergebnissen ist gemeinsam, dass als Fazit eher eine kritische 
Grundhaltung hinsichtlich der NPM-Reformen eingenommen wird und als Konse- 
quenz grundsätzlich die Weiterführung, aber auch die Weiterentwicklung des jeweili- 


gen Modells empfohlen wird. 


Evaluationsart 


Ergebnisse 


Empfehlungen 


FLAG in der 
Schweizer 
Bundesverwaltung 


Bewertung, Verbesserung 
und Ausweitung des 
Projektes zu einem 
Programm 


1998-2001 


Summativ & Formativ 


Umfragen, Interviews, 
Datenauswertung 


Funktionsfähigkeit grund- 
sätzlich gegeben, ohne 

substantielle Ausdehnung 
keine Zukunftsaussichten 


Ausdehnung auf weitere 
Ämtern, Standardisierung 
der Instrumente notw., 
Regierung als Promoter, 
Wirkungsmessung 
institutionalisieren 


NSI in der 
Landesverwaltung 
BW 
Prüfen der Auswirkungen, 

Wirtschaftlichkeitsunter- 


suchung, Verbesserungs- 
möglichkeiten 


10 Jahre NSM in dt. 
kommunalen 
Verwaltungen 


Institutionelle und per- 
formanzbezogene Verän- 
derungen, Anregung für 
andere Kommunen 


Teilnehmer 12 FLAG-Pilotämter 213 Landesdienststellen Über 850 Kommunen 


Intern 
Summativ 
Umfragen, Interviews 


Keines der NSI-Ziele um- 
fassend erreicht, vielfach 

nicht adaptiert und akzep- 
tiert, Kosten höher als der 
Nutzen 


Keine unveränderte, 
flächendeckende Fort- 
führung, Änderungen bei 
KLR und beim Controlling 
notwendig, behördenspe- 
zifische Anpassungen 


Extem 
Summativ & Formativ 


Umfragen, Interviews, 
Fallstudien 


Deutliche Verbesserungen 
bei den Outputs, aber bei 
Inputs und den System- 
veränderungen kaum 
positive Effekte erkennbar 


Zu starke betriebswirt- 
schaftliche Ausrichtung, 
Fortlaufende Weiterent- 
wicklung des NSM, 
Einbezug der Mitarbeiter 
von Beginn an 


Abbildung 10: Vergleich der betrachteten Evaluationen zum NPM 
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4 Konzept der Reformevaluation in der Landesverwaltung NRW 


Wie zuvor bei den Grundlagen des New Public Managements und der Evaluation fest- 
gestellt, existiert vielfach das Problem, dass die vollständige Implementierung aller 
Instrumente, bisweilen sogar gleichzeitig, als zu aufwendig, wenig zielführend und die 
Mitarbeiter überfordernd empfunden wird. Daher wird angeregt, Instrumente nur dort 
einzusetzen, wo ihr Einsatz Erfolg versprechend erscheint; weiterhin wird empfohlen, 
die Instrumente oder gewisse Gruppen von Instrumenten möglichst nacheinander ein- 
zuführen.‘® Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob Kriterien identifi- 
ziert werden können, nach denen Instrumente oder Instrumentengruppen speziellen 
Behörden bzw. Behördentypen zugeordnet werden können, weil dort ein besonders 
wirkungsvoller Einsatz zu erwarten ist. Ferner muss analysiert werden, welche Kom- 
bination von Instrumenten eine besonders große Effizienz und/oder Effektivität ver- 
spricht. 


In diesem Kapitel sollen daher die Möglichkeiten einer Reformevaluation aufgezeigt 
werden mit dem Ziel, Strategien einer selektiveren Verwaltungsmodermisierung zu 
erreichen. Als konkretes Evaluationsobjekt dient in diesem Zusammenhang die Lan- 
desverwaltung NRW. Dabei handelt es sich um eine der größten Landesverwaltungen 
in Deutschland. Die Evaluation soll damit nach Möglichkeit auch Hinweise für Ver- 
waltungen der anderen Bundesländer geben. Für eine formative Evaluation eignet sich 
diese Landesverwaltung besonders gut, weil in NRW aktuell kein übergreifendes Re- 
formkonzept vorliegt und deshalb davon ausgegangen werden kann, dass sich neue 
Erkenntnisse leichter umsetzen lassen, wenn zunächst keine grundlegenden Anpassun- 
gen bisheriger Konzepte notwendig sind. Da in den Verwaltungen des Landes schon 
seit Jahren verschiedenste Reformprojekte durchgeführt werden, soll somit das dort 
vorhandene Erfahrungswissen für zukünftige Reformprojekte genutzt werden. Im wei- 
teren Verlauf dieses Kapitels soll daher zunächst das Evaluationsobjekt genauer be- 
schrieben werden. Anschließend sollen die Modermisierungsentwicklung und die dar- 
aus entstandenen Probleme sowie der aktuelle Stand der Verwaltungsmodernisierung 
in der Landesverwaltung NRW näher vorgestellt werden. Gemäß dem Prozess der 
Evaluation werden sodann die mit der Evaluation verfolgten Ziele erarbeitet, um an- 
schließend die Vorgehensweisen detaillierter zu erläutern. Dazu ist zunächst die Aus- 
arbeitung von Typisierungsmerkmalen notwendig, um auf dieser Grundlage später 
spezielle Gruppen von Verwaltungen definieren zu können. Darüber hinaus ist, wie 
bereits geschildert, die Auswahl der Zielindikatoren im Evaluationsprozess besonders 
erfolgskritisch. Es soll daher der Versuch unternommen werden, Indikatoren zu bilden, 


#8 Vgl, dazu bspw. Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 2 ff. 
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die ein möglichst realistisches und umfassendes Bild der Modernisierung zeichnen, um 
die Auswirkungen der verschiedenen Instrumente in einzelnen Behörden entsprechend 
abbilden zu können. Anschließend erfolgt zunächst die Auswahl und später eine ge- 
nauere Beschreibung von 19 Instrumenten, die sich für diese Analyse eignen und auch 
in der Landesverwaltung bislang schon eingesetzt werden bzw. in der Zukunft einge- 
setzt werden sollen. Diese Instrumente gilt es nicht nur zu beschreiben, sondern auch 
gleichzeitig ihre Vor- und Nachteile, Anwendungsvoraussetzungen und, sofern mög- 
lich, auch den erforderlichen Implementierungsaufwand und die antizipierten effi- 
zienz- bzw. effektivitätsorientierten Ergebnisse abzuschätzen. Daran anschließend 
folgt eine Zusammenfassung der eingesetzten bzw. einzusetzenden Instrumente. Zu- 
letzt sollen in diesem Kapitel unterschiedliche Thesen zu den Behördentypen, den 
Rahmenbedingungen und zum kombinierten Instrumenteneinsatz aufgestellt werden, 
die dann im weiteren Verlauf der Arbeit bestätigt oder verworfen werden sollen. Dabei 
wird bei den erstgenannten Thesen Bezug auf die zuvor aufgestellten Typisierungs- 
merkmale genommen, da die empirische Überprüfung dieser Vorüberlegungen Hin- 
weise auf die Relevanz einzelner Merkmale geben kann. 


4.1 Rahmenbedingungen und genereller Hintergrund der Modernisierung in 
NRW 


Die zu untersuchende Verwaltung des Landes NRW gehört zu den Zandesverwaltun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland. Diese verwalten sich in der Regel selbst, indem 
sie über eigenständige Verwaltungsorganisationen verfügen. Staatliche Befugnisse 
oder Aufgaben werden von den Ländern ausgeübt, sofern das Grundgesetz keine ande- 
ren Regelungen vorsieht bzw. zulässt.” Die Wichtigkeit und die besondere Bedeutung 
der Länderverwaltungen zeigt sich alleine schon in dem hohen Anteil der Beschäftig- 
ten; so arbeiten 52% aller Bediensteten, die im Kernbereich der unterschiedlichen Ge- 
bietsebenen tätig sind, bei den Ländern.‘'’ Aus der institutionellen Ausgangslage und 
dem großen Personalanteil lässt sich die besondere Stellung und damit die geforderte 
Schlüsselrolle folgern, die die Landesverwaltungen bei der Modernisierung der öffent- 
lichen Institutionen einnehmen sollten. Als wesentliche Ansatzpunkte für Reformen 
auf Länderebene werden die Verwaltungsstruktur, Rahmenbedingungen für die kom- 
munale Selbstverwaltung, die interne Organisation und die Verbesserung von Verwal- 
tungsabläufen genannt.*' Bei der vorliegenden Evaluation erfolgt entsprechend der 
vorgenommenen Eingrenzung eine Konzentration auf die binnenstrukturelle Moderni- 
sierung in der Verwaltung des Landes. 


#9 Vgl. Promberger, K./Koler, D./Koschar, D. (2005), S. 76. 
410 Vgl. Andersen. U. (2006), S. 208. 
+! Vgl. Bogumil, J. (1999), S. 123 f. 
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Unter allen Bundesländern ist NRW das bevölkerungsreichste, und dementsprechend 
ist auch die Größe seiner Landesverwaltung. Im Jahr 2005 waren dort fast 285.000 
Mitarbeiter beschäftigt.” Grundsätzlich ist die staatliche Verwaltung in NRW dreistu- 
fig organisiert. Die obersten Landesbehörden sind die zehn Ministerien, deren Minister 
zusammen mit dem Ministerpräsidenten die Landesregierung bilden. Auf der mittleren 
Ebene befinden sich die fünf Bezirksregierungen, die einen großen Teil der staatlichen 
Aufgaben wahrnehmen. Sie unterstehen je nach Aufgabe der Aufsicht unterschiedli- 
cher Ministerien. Auf der dritten, der unteren staatlichen Ebene sind verschiedene Be- 
hörden angesiedelt, z.B. Kreispolizeibehörden und Schulämter, die einer obersten 
Landesbehörde oder einer Landesmittelbehörde unterstehen. Daneben gibt es gemäß 
dem Landesorganisationsgesetz noch Landesoberbehörden wie das Landeskriminalamt 
oder das Landesamt für Besoldung und Versorgung, die den Ministerien unmittelbar 
nachgeordnet sind, für das ganze Landesgebiet verantwortlich sind und spezielle Zu- 
ständigkeiten haben, deren Wahrnehmung besondere fachliche Kenntnisse voraussetzt. 
Zudem gibt es noch Landesbetriebe als rechtlich unselbstständige, organisatorisch ab- 
gesonderte Teile der Landesverwaltung, deren Tätigkeit erwerbswirtschaftlich oder 
zumindest auf Kostendeckung ausgerichtet ist und die hoheitliche Aufgaben wahr- 
nehmen können, darunter das Landesvermessungsamt oder der Landesbetrieb Straßen- 
bau Nordrhein-Westfalen (Straßen. NRW).*” 


Schon seit einigen Jahrzehnten gibt es Reformbemühungen in der Landesverwaltung 
NRW. Neben Verwaltungsstrukturreformen und Maßnahmen zum Bürokratieabbau 
waren dies seit längerem auch Aktivitäten zur Binnenmodernisierung, wie die verwal- 
tungsinternen Reformen in NRW genannt werden. Dabei gilt die „Burger- 
Kommission“ aus dem Jahr 1987 zur Effizienzsteigerung in der Landesverwaltung als 
Auslöser des aktuellen Reformprozesses. Diese Kommission befasste sich vor allem 
mit den Themen Aufgabenkritik, Personalplanung und -einsatz, berufliche Qualifizie- 
rung und dem Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien.*'* Im Jahr 
1995 wurde die Steuerungsgruppe „Verwaltungsreform‘“ vom Kabinett eingesetzt, um 
eine lernende, zur Selbstinnovation fähige, schlanke, effektive und effiziente öffentli- 
che Verwaltung zu schaffen, ohne dass allerdings ein systematisches Gesamtkonzept 
mit konkreten Vorgaben zur Einführung neuer Steuerungsinstrumente vorlag.*'° Im 
Jahr 2000 folgte mit Aufstellung der „Vision 2004“ der nächste wesentliche Schritt im 
Bereich der inneren Verwaltungsreform in NRW. Diese Vision beinhaltete die Erpro- 
bung eines neuen Steuerungsmodells mit Zielvereinbarungen und Personalkosten- 


42 Dabei handelt es sich um vollzeitbeschäftigtes Personal des Landes NRW zum 30.6.2005. Das 
Personal der bildenden und beruflichen Schulen ist dabei nicht einbezogen. Vgl. dazu LDS (2005). 

*3 Vgl. Bogumil, J. (1999), S. 126 f. 

44 Vgl. Pickenäcker, B. (2006), S. 67. 

415 Vgl. Mariß, C. (1999), S. 65. 
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Budgetierungen sowie verschiedene Maßnahmen im Bereich Qualitätsmanagement, 
Mitarbeiterbefragungen, Personalentwicklung und der Einführung und Nutzung von 
moderner IT. 


Ab dem Jahr 2003 orientierte sich die Verwaltungsmodernisierung in NRW an einem 
„Fahrplan“ (Vision 2008), mit dem bis spätestens 2008 ein einheitlicher Modernisie- 
rungsstandard in der gesamten Landesverwaltung erreicht werden sollte. Die wesentli- 
chen Reformbereiche waren Personal, Organisation, Steuerung und Gender 
Mainstreaming*'°. Nachdem sich der Fahrplan 2003 bis 2004 unmittelbar an die Minis- 
terien und an bestimmte Reformarbeitsgruppen wandte, sollte anschließend die Fort- 
setzung des Veränderungsprozesses in den weiteren Verwaltungsbereichen erfolgen 
(siehe Abbildung 11). Im Wege der Verwaltungsmodernisierung wies der Fahrplan 
den Weg zu neuen Formen der öffentlichen Aufgabenerledigung: Eigenverantwortung 
statt Hierarchie, Resultate statt Regeln, Steuern statt Rudern und Wettbewerb statt 
Monopol.“ 


2006-2008 


EEE. ee 


scheidung 


Rahmenkonzept für Eckpunkte 


a a a A A AKAA 


Exteme Evaluation, Eckpunkteentwurf 


== Konzeptionelle Ebene ==" Ministerielle Ebene SEE Durchführungsebene 
ARARA RE nn 


Abbildung 11: Fahrplan zur Verwaltungsmodernisierung NRW (Umsetzungsstand: 
2003)? 


416 Unter Gender Mainstreaming wird ein strategischer Ansatz zur Gleichstellung von Männern und 
Frauen bei der Planung, Durchführung und Bewertung gesellschaftlicher Prozesse verstanden. Vgl. 
dazu Ohlde, K./ Olthoff, M. (2005), S. 312 ff. 

417 Vgl. Innenministerium NRW (2003), S. 2. 

418 In Anlehnung an Innenministerium NRW (2003), S. 2. 
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Nach dem Regierungswechsel 2005 wurde an dem bisherigen Fahrplan nicht länger 
festgehalten, und die Schwerpunkte wurden anders gesetzt, auch bedingt durch eine 
steigende Unzufriedenheit hinsichtlich der Modernisierung in der Landesverwaltung. 
Mit dem Kabinettsbeschluss vom 2. Mai 2006 wurde festgesetzt, dass der Prozess der 
Binnenmodemisierung fortgesetzt wird, aber nur unter dem Zeichen von „Selbst- 
bestimmung und Selbstverpflichtung der Ressorts“ sowie einem verwaltungsinternen 
Wettbewerb. Die Zeitschiene und Verbindlichkeit des bisherigen „Fahrplans‘“ wurde 
aufgehoben. Es sollte jedoch für die einzelnen Ressorts die Möglichkeit bestehen, die 
Instrumente den jeweils fachspezifischen Belange anzupassen. Ausgenommen blieben 
kleinere Dienststellen und diejenigen Verwaltungsbereiche, die von Strukturreformen 
betroffen waren. Alle Ressorts verpflichteten sich überdies, Maßnahmen der Binnen- 
modernisierung in eigener Verantwortung weiter voranzubringen. Zur Stärkung des 
Wettbewerbsgedankens sollten zudem grundsätzlich in allen Geschäftsbereichen Ver- 
gleichsringe eingerichtet werden, die an die vorhandenen Steuerungsinstrumente an- 
knüpfen.“ Diese Vereinbarungen sind zum aktuellen Zeitpunkt weiterhin gültig. 


4.2 Ziele der Befragung und daraus abgeleitete Vorüberlegungen 


Nachdem die Auswahl des Evaluationsobjektes stattgefunden hat, müssen gemäß dem 
Evaluationsprozess und den Nützlichkeitsstandards“” die verfolgten Ziele näher be- 
trachtet werden. Dabei ist darauf zu achten, dass die Ziele sich an den vorhandenen 
Informationsbedürfnissen ausrichten. Diese ergeben sich im Wesentlichen aus den 
Herausforderungen, die sich angesichts der aktuellen Rahmenbedingungen in NRW 
abgezeichnet haben. Dazu gehören die Aufhebung des zuvor festgelegten Fahrplans 
zur Binnenmodemisierung und einige Probleme, die in Verbindung mit bisherigen 
Projekten zur Verwaltungsmodernisierung generell festgestellt werden konnten.” Er- 
fahrungsgemäß bieten Befragungen einen größeren Erkenntnisgewinn als umfangrei- 
che Dokumentenanalysen, daher soll eine quantitative Befragung der Führungskräfte 
in den Behörden des Landes NRW angestrebt werden.*” Mit Hilfe dieser Befragungs- 
ergebnisse und der anschließenden Analyse soll eine Herangehensweise entwickelt 
werden, die unter Berücksichtigung der wesentlichen Schwierigkeiten im Bereich des 
NPM möglichst konkrete Handlungsempfehlungen für die betroffene Landesverwal- 
tung ableitet, ggf. aber auch für weitere, ähnlich strukturierte Landesverwaltungen. 
Dazu werden zunächst die maßgeblichen Ziele, die mit dieser formativen Evaluation 
verfolgt werden, herausgearbeitet, und jeweils im Anschluss daran werden aus diesen 


4 Vgl. Innenministerium NRW (2006). 
*20 Vgl. dazu Kapitel 3.4.1. 

#21 Siehe dazu Kapitel 2.6. 

422 Vgl. Haering, B. (2002), S. 13. 
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Zielen erste Vorüberlegungen abgeleitet, die im weiteren Verlauf der Arbeit in Form 
von Thesen näher spezifiziert werden sollen. 


Auch wenn noch im Jahr 2003 ein einheitlicher Stand der Modernisierungsinstrumente 
in den Landesverwaltungen angestrebt wurde, so verdeutlichte die ein Jahr später 
durchgeführte Umfrage im Rahmen des Projektes zur „Ermittlung der Kosten und Ein- 
schätzung des Nutzens der Einführung von Produkthaushalten auf Basis der Ergebnis- 
se von Kosten- und Leistungsrechnungen“ den sehr unterschiedlichen Einführungs- 
stand auf dem Gebiet der KLR und des Berichtswesens in den Behörden des Landes 
NRW.“? Nicht zuletzt eine im Jahr 2005 durchgeführte Umfrage des Innenministeri- 
ums zu den unterschiedlichen Facetten der Verwaltungsmodernisierung in der betrach- 
teten Landesverwaltung zeigte den heterogenen Stand der Umsetzung von Instrumen- 
ten des NPM.”” 


Im ersten Schritt sollen daher die institutionellen Veränderungen erfasst werden, die 
sich bislang ergeben haben. Dies betrifft aber nicht nur den eigentlichen Umsetzungs- 
stand verschiedener Instrumente, sondern auch die Gründe für die Einführung, für 
Aussagen zur Einsatzintensität und für die beigemessene Wichtigkeit. Damit soll ein 
umfassendes Bild vom gegenwärtigen Umsetzungsstatus der Reforminstrumente im 
Land NRW aufgestellt werden. Diese Ergebnisse zum aktuellen Stand dienen nicht nur 
dazu, einen Überblick zu verschaffen, sondern bilden zudem die Grundlage für die 
weitere Untersuchung. Dahinter steht die Überlegung, dass kein einheitliches Vorge- 
hen in Bezug auf die Reform für alle Behörden in der Landesverwaltung vorliegt. Dies 
beeinflusst damit auch die weiteren Analysen und die Ableitung von Handlungsemp- 
fehlungen wesentlich. Komponenten wie der Einführungsanlass, die erfolgte Integrati- 
on von Instrumenten in der Behörde und die Bedeutung könnten demnach wesentliche 
Erklärungsfaktoren für die mit den Instrumenten erreichten Ergebnisse sein. 


Bei einer so vielschichtigen Verwaltung wie der Landesverwaltung kann das Prinzip 
der Einheit der Verwaltung nicht funktionieren. Um einen genaueren Überblick über 
Schwerpunkte und Besonderheiten zu erhalten, sollen daher die Struktur und die 
Leistungsspezifika der Behörden erhoben werden.’ Nach Möglichkeit sollen über die 
Merkmale Einteilungen in weitgehend homogene Typen von Behörden vorgenommen 
werden. Eine Zuordnung zu diesen Typen kann als Bündel von gemeinsam auftreten- 


“2 Vgl. Finanzministerium NRW (2005b), S. 127. 

“4 Vgl. Innenministerium NRW (2005). 

435 Eine nur nach inhaltlichen Gesichtspunkten vorgenommene Unterteilung in verschiedene Verwal- 
tungsklassen wie bspw. in Ordnungs-, Dienstleistungs-, Organisations- und politische Verwaltung 
ist nicht geeignet, um daran eine Ableitung für den NPM Instrumenteneinsatz vorzunehmen, daher 
wird hier eine andere Vorgehensweise erarbeitet. Vgl. dazu Hesse, J./Ellwein, T. (1997), S. 343 f. 
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den Merkmalen erfolgen, bspw. in Abhängigkeit von der Aufgabenstellung, dem Auf- 
gabenvollzug, der Wettbewerbsintensität oder der Organisationsgröße.”° Solche krite- 
riengestützten, vergleichbaren Verwaltungseinheiten sollen nicht nur als Bestandteil 
dieser Arbeit für weitere Analysen im Rahmen der Auswertung genutzt werden, son- 
dern können später auch die Grundlage für geplante Benchmarkingprojekte und Ver- 
gleichsringe bilden. Für die gebildeten Gruppen kann dies bedeuten, dass, sofern Ana- 
logien zum privatwirtschaftlichen Bereich vorliegen, mit größeren positiven Effekten 
gerechnet werden kann, als wenn es sich bei den betrachteten Behörden im Wesentli- 
chen um politische Verwaltungen handelt.”’ Der entstehende Überblick in Bezug auf 
die gesamte Verwaltung verspricht zudem Anhaltspunkte für die grundsätzliche Stärke 
der Wirksamkeit von Modernisierungsmaßnahmen gemäß dem NPM-Ansatz. 


Ein weiteres Ziel der Evaluation leitet sich aus den grundsätzlichen Problemen von 
NPM-Modemisierungen ab. Die Erwartungen, die an die Ergebnisse der Reformen 
gestellt werden, sind vielfach übertrieben.” Externe Berater“ aber auch interne Pro- 
jektpromotoren schüren übertriebene Hoffnungen, um eine zügige oder vollständige 
Durchsetzung der Reform zu erreichen. Dies liegt auch daran, dass kaum empirische 
Erkenntnisse über die Auswirkungen vorliegen und demnach eine Orientierungsgröße 
fehlt, welchen Beitrag Reformen zur Verbesserungen des Verwaltungshandelns leisten 
können. Daher wird mit der Umfrage und der anschließenden Analyse das Ziel ver- 
folgt, ein möglichst realistisches Bild über die erzielten generellen Ergebnisse von 
Verwaltungsmodernisierungen abzugeben. Hinsichtlich der Resultate durch die Re- 
formen ist anzunehmen, dass sich die Wirkungen in Abhängigkeit von den verschiede- 
nen Zieldimensionen des NPM deutlich unterscheiden. 


Weiterhin hat sich bei NPM-Projekten als problematisch herausgestellt, dass häufig 
betriebswirtschaftliche Instrumente eingesetzt werden, die zunächst nicht daraufhin 
überprüft wurden, ob deren Einsatz auch ohne grundlegende Anpassungen für den öf- 
fentlichen Sektor positive Wirkungen verspricht. Neben der Tatsache, dass kein Ge- 
winnziel erreicht werden muss und die Konkurrenzintensität zumeist niedrig ist, unter- 
scheiden sich auch die Hauptfinanzierungsquellen erheblich von denen der Privatwirt- 
schaft. Diese Merkmale haben aber einen wesentlichen Einfluss auf die Wirksamkeit 
von Instrumenten. Ebenso werden bislang die Spezifika der Organisationen nicht aus- 
reichend berücksichtigt, sondern die Konzepte werden vielfach standardisiert auf alle 


426 Vegl. Ellwein, T. (1994), S. 90. 

427 Vegl. Ellwein, T. (1994), S. 112 ff. 

428 Vgl. Busch, V./Wehrmann, S. (2002), S. 257. 

429 Zu dem Einsatz von Unternehmensberatern in der öffentlichen Verwaltung vgl. ausführlich Brüg- 
gemeier, M. (2005), S. 86 ff. oder Trube, A. (2005), S. 67 ff. 

#0 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 84 f. 
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Verwaltungen übertragen, ohne sie an die individuellen Gegebenheiten und Anforde- 
rungen anzupassen. Dies führt zu unbefriedigenden Ergebnissen. Da allerdings zu sel- 
ten eine Bestandsaufnahme der Probleme in den Behörden stattfindet, werden solche 
Instrumente in der Regel kaum verbessert und angepasst. Daraufhin werden sie im 
Laufe der Zeit immer weniger eingesetzt, oder sie werden weiterhin verwendet, ohne 
dass damit eine wirkliche Steuerungswirkung verbunden wäre. Das kann eine erhebli- 
che Verschwendung von Ressourcen zur Folge haben. Die /dentifizierung von Wir- 
kungen einzelner Instrumente stellt aus den erläuterten Gründen ebenfalls einen we- 
sentlichen Teil dieser Evaluation dar. Auch bei den Instrumenten liegt die Vermutung 
nahe, dass die damit erzielten Ergebnisse sehr unterschiedlich sind und tendenziell mit 
Instrumenten, die als besonders wichtig für eine Behörde wahrgenommen werden, 
auch sehr positive Ergebnisse erzielt wurden. 


Da nicht zwingend alle Instrumente der Verwaltungsmodernisierung angewendet wer- 
den sollen, stellt sich die Frage, wie die zukünftig zu implementierenden Maßnahmen 
priorisiert werden sollen; denn zu komplexe Reformprozesse, die den Anspruch des 
„großen Wurfes“ haben, neigen dazu, die Organisation zu überfordern. Im Ergebnis 
hat dies zur Folge, dass die gewünschten Wirkungen somit nicht ansatzweise erreicht 
werden.“ Hinzu kommt, dass Reformstrategien bislang teilweise auf die Verfahren 
begrenzt sind, die unmittelbar Finanzprobleme tangieren. So kommt es zur Einführung 
vieler Einzelmaßnahmen, bei der Instrumente relativ isoliert nebeneinander stehen.” 
Daher sollen mittels der Analyse auch die Ableitung und Bewertung von Kombinati- 
onen verschiedener Einzelinstrumente vorgenommen werden. Hierbei ist anzunehmen, 
dass viele Instrumente nur durch das Zusammenwirken mit anderen ihre volle Wir- 
kung entfalten können und deshalb einzelne Instrumente zwar für sich alleine nur we- 
nig überzeugende Ergebnisse erzielen, sie aber in Kombination und Wechselwirkung 
mit anderen einen bedeutenden Beitrag zum Erfolg leisten.‘ 


Unklarheit besteht bei solchen Modernisierungsprojekten häufig darüber, wie die In- 
strumente auf die jeweils fachspezifischen Belange zugeschnitten werden sollen. Da- 
bei kommen zu diesen eher generellen Schwierigkeiten für Verwaltungsreformen noch 
spezielle Probleme, die sich aus dem gültigen Kabinettsbeschluss in NRW ergeben. 
Die Ministerien und die Behörden können gemäß der gefassten Beschlüsse selber ent- 
scheiden, welche Instrumente sie einsetzen wollen und welche nicht. Es entsteht hier- 
durch prinzipiell das Problem, dass bei einer zu großen Autonomie der Verwaltung 
und bei einem zu geringen Druck der Öffentlichkeit sich die einzelnen Behörden oft- 


81 Vgl. Bogumil, J. (2007), S. 119. 
#2 Vgl. Budäus, D. (2006), S. 176. 
#3 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 36; Busch, V./Wehrmann, S. (2002), S. 262. 
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mals als reformresistent erweisen.“ Es stellt sich zudem die Frage, ob die Instrumente 
der Verwaltungsmodernisierung vollständig und zumindest mittelfristig in allen Be- 
hörden des Landes flächendeckend eingeführt werden sollten oder ob eine stärkere 
Selektion der Instrumente in Abhängigkeit beispielsweise vom Behördentyp bessere 
Ergebnisse verspricht." In Abhängigkeit von Merkmalen der Verwaltungsleistung 
können die Steuerungsanforderungen sowie Mess- und Beurteilungsprobleme bei In- 
strumenten so ganz unterschiedlicher Art sein.‘ Ein letztes Ziel liegt daher in der 
Kombination der erläuterten Analysen. Es sollen für die zuvor ermittelten Behörden- 
merkmale und für die daraus abgeleiteten Typen besonders Erfolg versprechende In- 
strumente bzw. Instrumentenkombinationen identifiziert werden.‘ Dahinter steht die 
These, dass es nicht für alle Umfeldbedingungen und Aufgabengebiete gleichermaßen 
Erfolg versprechend ist, dieselben Instrumente anzuwenden, sondern dass der Einsatz 
sich hinsichtlich der Verwaltungsstruktur unterscheidet.‘ Demnach sollen für unter- 
schiedliche Ausprägungen auch Tendenzaussagen über die Wirkungsstärke der Ver- 
waltungsmodernisierung abgeleitet werden. 


Die wesentlichen Ziele, die mit der Befragung im Zuge der Reformevaluation in der 
Landesverwaltung NRW verfolgt werden, lassen sich nochmals stichpunktartig zu- 
sammenfassen: 


= Überblick über den aktuellen Stand der Verwaltungsreform 
= Offenlegung der Leistungsstruktur in der Landesverwaltung 


= Identifizierung von aussagekräftigen Typisierungsmerkmalen und auf deren 
Grundlage die Ableitung von möglichst homogenen Behördentypen 


= Analyse bisheriger Ergebnisse der Verwaltungsmodernisierung in Abhängigkeit 
von verschiedenen Zieldimensionen 


= Ermittlung besonders erfolgreicher Modernisierungsinstrumente 
= Aufzeigen sinnvoller Kombinationen von Einzelinstrumenten 


= Identifizierung wirksamer Instrumente bzw. Instrumentenkombinationen für ein- 
zelne Kategorisierungsmerkmale und Verwaltungstypen 


84 Vgl. Bogumil, J. (2007), S. 112. 

“5 Siehe in diesem Zusammenhang auch das für FLAG verwendete Vier-Kreis-Modell, das die Zu- 
sammenhänge der Schweizer Bundesverwaltung zwischen Markt und Politik darstellt, um damit 
eine gewisse Systematik und eine Orientierungshilfe zu geben, wo der Einsatz der Leistungsaufträ- 
ge und des Globalbudgets besonders sinnvoll ist. Vgl. Leuenberger, D. (2005), S. 25 f. 

#6 Vgl. Gerhards, R. (2001), S. 53. 

#7 Eytl. lassen sich auch aus entstandenen „Misserfolgen“ Handlungsempfehlungen für weitere Be- 
hörden ableiten. 

838 Vgl. Schröter, E./Wollmann, H. (2005), S. 73. 
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Nach Ableitung der wesentlichen Evaluationsziele soll im nächsten Schritt eine genaue 
Befragungssystematik erarbeitet werden, mit der die angestrebten Analysen vollzogen 
werden können. Zunächst sollen dazu Leistungs- und Größenklassen ermittelt werden, 
mit denen sich eine überschaubare Anzahl an homogenen Verwaltungstypen ermitteln 
lässt. Im zweiten Schritt ist die Abfrage sowohl der insgesamt erreichten Wirkungen in 
Abhängigkeit von verschiedenen Dimensionen herzuleiten als auch die spezifischen 
Ergebnisse der eingesetzten Einzelinstrumente. Der letzte Schritt umfasst dann die 
Auswahl der Instrumente und der insgesamt notwendigen Informationen, um damit 
weitergehende Analysen durchführen zu können. In dem gesamten Prozess der Eva- 
luation sind dabei, soweit wie möglich, die Evaluationsstandards einzuhalten. Dabei 
wurden die Nützlichkeitsstandards vor allem bei den Zielen der Evaluation, die Durch- 
führbarkeitsstandards beim Design der Untersuchung und die Genauigkeitsstandards 
bei der späteren Auswertung berücksichtigt. Der Einbezug der Fairnessstandards er- 
folgte dagegen eher implizit in allen Phasen der Evaluation. Einschränkend ist anzu- 
merken, dass nicht alle Einzelstandards für diese Analyse gleichermaßen relevant wa- 
ren, da weniger einzelne Personen Gegenstand der Evaluation sein sollen, sondern die 
gesamte Behörde in anonymisierter Form. 


4.3 Typisierung nach Leistungs- und Größenmerkmalen 


Gemäß dem Prozess der Evaluation*’ erfolgt auf der Grundlage der erarbeiteten Ziele 


die Planung der Untersuchung und das Evaluationsdesign. Ein wesentliches Ziel ist die 
Überführung der unterschiedlichen Behörden des Landes in mehrere Verwaltungsty- 
pen, um auf dieser Grundlage einen sinnvollen Instrumenteneinsatz ableiten und 
Benchmarkringe identifizieren zu können. Da allerdings kaum wissenschaftliche Er- 
kenntnisse zur Ableitung von Verwaltungstypen mit Hilfe verschiedener Charakteris- 
tika vorliegen, soll zunächst eine allgemeine Betrachtung der kriteriengestützten Ein- 
teilung von Untersuchungsobjekten innerhalb der Betriebswirtschaft erfolgen. Hierbei 
soll ein besonderer Schwerpunkt auf der Ableitung von Dienstleistungstypen liegen, 
zum einen weil der Typisierungsansatz auf diesem Gebiet weit verbreitet ist und zum 
anderen da gewisse Analogien hinsichtlich der Bildung von Verwaltungsgruppen zu 
erwarten sind. Diese Einteilung nach Kriterien für die öffentliche Verwaltung soll so- 
dann auf der Grundlage von Leistungs- und Größenmerkmalen vorgenommen werden. 


#9 Siehe dazu Kapitel 3.4.2. 
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4.3.1 Generelle Ableitung von Leistungstypen in der BWL 


Damit Untersuchungsobjekte zielgerecht anhand sinnvoller Merkmale zugeordnet 
werden können, verwendet man in der Betriebswirtschaft analytische Forschungsme- 
thoden. Zu diesen gehört neben der Klassifikation auch die Typisierung. Diese zielt ab 
auf die Systematisierung einer Menge von Untersuchungsobjekten und Merkmalsaus- 
prägungen. Damit wird angestrebt, die für ein Untersuchungsziel wesentlichen Er- 
scheinungsformen von Objekten zu isolieren, ohne sich im konkreten Einzelfall zu 
verlieren.“ Typen sind dabei jene Untersuchungsobjekte, die hinsichtlich der ausge- 
wählten Merkmale die jeweils gleiche Ausprägung besitzen, wobei die Gesamtheit der 
gebildeten Typen als Typologie bezeichnet wird. Die Typisierung umfasst zwei Sicht- 
weisen: Erstens die dynamische Sichtweise. Dies ist der Denkprozess, der zum Ergeb- 
nis der Typologie führt (Typenbildungsprozess), zweitens die statische Sichtweise, die 
das Denkergebnis der Typisierung liefert.*' In der Abgrenzung zur Klassifikation, für 
die nur ein Merkmal herangezogen wird und die über scharfe Klassengrenzen verfügt, 
baut die Typisierung auf mindestens zwei Merkmalen auf und wird durch unscharfe 
und verschwimmende Grenzen charakterisiert. Ein Typus muss daher keine vollstän- 
dig geordnete Klasse sein, sondern kann ein Bündel von gemeinsam auftretenden 
Merkmalen sein.“ 


Hinsichtlich des Prozesses der Typenbildung wird ein mehrstufiges Vorgehen vorge- 
schlagen. Zunächst ist der konkrete Untersuchungsbereich abzugrenzen. Anschließend 
ist eine Merkmalsanalyse notwendig, bei der die relevanten Eigenschaften der Unter- 
suchungsobjekte festgelegt werden. Diese können typenbildende aber auch typenbe- 
schreibende sein. Zudem wird hinsichtlich der Ausprägungsmöglichkeiten in polare, 
bei denen das Merkmal nur diskrete Einzelwerte anzunehmen vermag, und abstufbare, 
die in einem bestimmten Bereich unendlich viele Ausprägungen annehmen können, 
unterschieden.” An die Merkmalsanalyse schließt sich die Festlegung sinnvoller 
Merkmalausprägungen an. Diese können qualitativer aber auch quantitativer Natur 
sein und sind abhängig vom Objekt und den verfolgten Zielen. Schließlich erfolgt die 
Bildung von Typen durch eine sinnvolle Kombination von Merkmalen. Dabei gilt es 
nach Möglichkeit, eine Verknüpfung von Ausprägungen zu finden, die sich nicht lo- 
gisch widersprechen, empirisch verifizierbar und praktisch brauchbar in Bezug auf das 
Untersuchungsziel sind. Es sind hierbei zwei Vorgehensweisen denkbar, die auch häu- 
fig kombiniert eingesetzt werden. Bei der retrograden Typenbildung liegt bereits ein 


“0 Vgl. Welter, M. (2006), S. 113. Durch das weite Anwendungsspektrum der Typisierung wird die- 
ser Ansatz nicht nur in der BWL, sondern auch in anderen Disziplinen verwendet. 

“l Vgl. Welter, M. (2006), S. 114. 

“2 Vgl. Amshoff, B. (1993), S. 90 f. 

%3 Vgl. Klose, M. (1999), S. 36 f. 
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gewisses Vorverständnis von den Typen vor, und rückwärts gewandt werden die 
Merkmalsausprägungen sukzessive isoliert, die den Typ kennzeichnen. Hingegen wird 
bei der progressiven oder synthetischen Typenbildung von den Merkmalen ausgegan- 
gen, und man erzielt über deren sinnvolle Verknüpfung das Ergebnis. Oftmals erfolgt 
am Ende des Prozesses noch eine graphische Darstellung der Typologie.** 


Einen besonderen Niederschlag haben Typologien im Bereich des Marketings von 
Dienstleistungen“ gefunden. Mit der Herleitung von Dienstleistungstypen soll eine 
Transparenzverbesserung erzielt werden, zudem ist auch eine Strukturierung von Pro- 
dukten auf dieser Grundlage möglich.““ Entstanden ist dieser Ansatz auch, um Sach- 
und Dienstleistungen besser voneinander abgrenzen zu können. Einer der ersten An- 
sätze stammt von WOHLGEMUTH, der eine Typologisierung verwendet, um für die 
sich ergebenden Typen jeweils Führungsstrategien abzuleiten. Als Merkmale werden 
die Interaktionsintensität und die Standardisierung von Produkten verwendet. Daraus 
ergeben sich insgesamt vier Typen. Bei sehr interaktionsintensiven und wenig standar- 
disierten Dienstleistungen wird bspw. eine Führungskultur vorgeschlagen, die den 
Mitarbeitern viel Spielraum für Kreativität und eigene Entscheidungen lässt; das kann 
durch Förderungen der Erfolgspartizipation und durch Zielvereinbarungen erreicht 
werden. Bei sehr interaktionsarmen und standardisierten Dienstleistungen sind hinge- 
gen die Funktionen im Unternehmen stark zentralisiert, und wegen der vielen repetiti- 
ven Tätigkeiten ist die Führung weniger auf Flexibilität, denn auf eine starke Arbeits- 
teilung und Rationalisierungspotenziale ausgerichtet.’ 


Ein weiterer wesentlicher Ansatz auf diesem Gebiet ist die Leistungstypologie nach 
ENGELHARDT et al. Diese beruht auf zwei Dimensionen: 1. Dem Immaterialitäts- 
grad als Ausgestaltungsform des Leistungsergebnisses mit den Extrempolen materiell 
und immateriell und 2. dem Integrationsgrad der betrieblichen Leistungsprozesse mit 
den Extremen autonom und integrativ. Aus diesen beiden Dimensionen ergeben sich 
ebenfalls vier Grundtypen von Leistungen, die jeweils einen modifizierten Einsatz von 
Marketingstrategien und Marketinginstrumentarien erfordern.“ Aus der /mmateriali- 
tät erwächst das Problem, dass die Nachfrager einer großen Beschaffungsunsicherheit 
unterliegen und die Leistungen nicht vergleichbar sind. Aus Marketingsicht sind daher 
das eigene Image und das Vertrauen der Kunden von kaufentscheidender Bedeutung, 
zudem dienen die internen Produktionsfaktoren des Anbieters wie die Mitarbeiter und 


“4 Vgl. Welter, M. (2006), S. 115 f. 
° Zur begrifflichen Definition und zur Abgrenzung des Begriffs „Dienstleistung“ gegenüber der 
„Sachleistung“ siehe bspw. Meffert, H./Bruhn, M. (2006), S. 28 ff. 
“6 Vgl. Bräuning, D./Simon, B. (1998), S. 41. 
“7 Vgl. Wohlgemuth, A. (1989), S. 339 ff. 
“E Vgl. Engelhardt, W./Kleinaltenkamp, M./Reckenfelderbäumer, M. (1993), S. 416 f. 
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die Geschäftsräume als Orientierungshilfe. Auch die Integrativität‘ hat eine steigende 
Unsicherheit für den Kunden zur Folge. Gerade bei sehr individuellen Leistungen 
herrscht eine geringe Markttransparenz. Für den Anbieter führt der Einbezug des Kun- 
den zu geringeren Standardisierungsmöglichkeiten. Die Vertrauenswürdigkeit, Flexibi- 
lität und die hohe fachliche Qualifikation müssen als besondere Fähigkeiten durch das 
Marketing herausgestellt werden.*” 


Ein weiterer Typologisierungsvorschlag von Dienstleistungen wurde von BENKEN- 
STEIN/GÜTHOFF unternommen, um eine systematische Auseinandersetzung mit un- 
terschiedlichen Dienstleistungsarten zu erreichen. Dieser Ansatz bedient sich der Sys- 
tem- und Kaufverhaltenstheorie, mit der die Komplexitätsdimensionen als Typologi- 
sierungsansatz auf die Dienstleistungsbranche übertragen werden sollen. Daraus folgt 
auch, dass der Typologie keine explizite Zielsetzung zugrunde liegt und diese darüber 
hinaus auf alle Dienstleistungsarten anwendbar sein soll. Zur Typisierung werden die 
Leistungsmerkmale der Dienstleistung und die Persönlichkeitsmerkmale der Nachfra- 
ger herangezogen. Erstere können durch fünf Klassifizierungselemente komplexer 
Dienstleistungen näher beschrieben werden: die Zahl der Teilleistungen, die Multiper- 
sonalität, die Heterogenität der Teilleistungen, die Länge der Leistungserstellung und 
die Individualität der Leistung. Als Persönlichkeitsmerkmale zur Kennzeichnung der 
Komplexität können die Risikowahrnehmung aus der Sicht des Kunden und das Invol- 
vement des Kunden unterschieden werden.” 


Die vorgestellten Typologisierungsansätze sind mit ihrer häufig produktions- und un- 
ternehmensbezogenen Wahrnehmung in der Lage, die „notwendige Sicht der Dienst- 
leistungskonfiguration“ zu thematisieren. Allerdings ist anzumerken, dass die jeweili- 
gen Ansätze auch durchaus kritisch betrachtet werden.*” 


4.3.2 Abgrenzung der Merkmale zur Verwaltungstypisierung 


Im Gegensatz zur vorgestellten Typologisierung von Dienstleistungen, die eher eine 
produktionswirtschaftliche Sichtweise einnehmen, geht es bei den Verwaltungstypen 
nicht um die Ableitung verschiedener Typen von Produkten, die mit unterschiedlichen 


“9 Hierbei zerlegt MEFFERT die Integrationsdimension noch weiter: in den /nteraktionsgrad, der zur 
Differenzierung zwischen quasi-industriellem und interaktionsorientiertem Management führt, und 
den /ndividualisierungsgrad, der aus einem Kontinuum von der Standardisierung von Leistungen 
bis zu einer individuellen Kundenorientierung (Customization) besteht. Vgl. Meffert, H. (1994), S. 
523 ff. 

“0 Vgl. Engelhardt, W./Kleinaltenkamp, M./Reckenfelderbäumer, M. (1993), S. 418 ff. 

#51 Vgl. Benkenstein, M./Güthoff, J. (1996), S. 1493 ff. 

#2 Siehe dazu ausführlich Fröhling, O. (2001), S. 8. 
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Marketingstrategien oder -instrumenten bearbeitet werden. Die verschiedenen Verwal- 
tungen sollen mittels Kriterien eingeteilt werden, um damit vergleichbare Behörden zu 
identifizieren und in Abhängigkeit von den jeweiligen Kriterien den Einsatz unter- 
schiedlicher Modernisierungsinstrumente abzuleiten. Dabei zeichnet sich das Leis- 
tungssystem der öffentlichen Verwaltung durch sehr personalintensive Prozesse aus, 
deren entstehende Outputs im Wesentlichen immaterieller Art sind. Ferner werden die 
Bürger oft auch in den Produktionsprozess eingebunden (z.B. bei dem Ausfüllen der 
Steuererklärung). Durch diese Faktoren sind auch zugleich die wesentlichen Merkmale 
einer Dienstleitungsproduktion“” gegeben, so dass staatliche Leistungen demnach 
weitgehend der Dienstleistungskategorie zugeordnet werden können. Dabei gilt es al- 
lerdings zu berücksichtigen, dass im Vergleich zur Privatwirtschaft keine dominieren- 
de Gewinnerzielungsabsicht vorliegt und häufig Marktmechanismen auf der Absatz- 
seite fehlen.“ Insofern kann zwar das allgemeine Vorgehen übernommen werden, und 
einige verwendete Merkmale zur Typisierung von Dienstleistungen in der Privatwirt- 
schaft können zur Ermittlung der Verwaltungstypisierung beitragen. Eine generelle 
Übernahme der Merkmalsausprägungen ist allerdings ohne Anpassungen nicht mög- 
lich. 


Um öffentliche Verwaltungen zu typisieren, sollen neben dem Merkmal der Größe 
einer Behörde auch noch Merkmale verwendet werden, die auf die jeweiligen Aufga- 
ben ausgerichtet sind. Dazu werden die Tätigkeitsstruktur, das Wettbewerbsumfeld, 
die Entgeltorientierung und der Kundenkontakt der Behörde verwendet.“ Einschrän- 
kend muss allerdings beachtet werden, dass aufgrund der Heterogenität der öffentli- 
chen Verwaltung im Allgemeinen und der Landesverwaltung NRW im Besonderen 
sowie der daher benötigten Merkmalsanzahl“”, mit denen die Verwaltungen beschrie- 
ben werden sollen, weniger die Herausbildung von möglichst vielen in sich ausgespro- 
chen homogenen Verwaltungstypen im Mittelpunkt steht, sondern in erster Linie die 
Wirkungsrichtung und -stärke der einzelnen Merkmale von Bedeutung ist. Darauf auf- 
bauend können in einem zweiten Schritt besonders einflussreiche Merkmale genutzt 
werden, um damit eine Einteilung in Verwaltungstypen vorzunehmen. Allerdings be- 


453 Gemäß CORSTEN kennzeichnen sich Dienstleistungen durch die Integration von externen Fakto- 
ren, das Ergebnis ist dabei in der Regel immaterial und nicht direkt messbar. Vgl. Corsten, H. 
(1997), S. 27 f. 

454 Vgl. Rupp, T. (2002), S. 124 f. 

453 Diese Merkmalsstruktur und die folgende Beschreibung orientieren sich an der Aufgabentypologi- 
sierung der Standard-KLR des Bundes, ist aber noch um weitere Merkmale und Ausprägungen er- 
gänzt und erweitert worden. Vgl. Arthur D. Little (1997), S. 31 ff. 

436 Während die zuvor vorgestellten Typisierungsansätze für privatwirtschaftliche Dienstleistungen 
nur jeweils zwei Merkmale zur Einteilung verwenden, werden hier insgesamt fünf Merkmale zur 
Beschreibung der Verwaltungen verwendeten. Das würde in Summe zu 32 möglichen Verwal- 
tungstypen führen. Dies widerspricht aber der angestrebten Vermeidung von zu vielen einzelnen 
Fällen, daher ist eine Reduktion auf die für die Verwaltungsmodernisierung wesentlichen Merkma- 
le notwendig. Vgl. Welter, M. (2006), S. 113. 
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dingt die angesprochene Heterogenität, dass die daraus entstehenden Gruppen nur in 
Bezug auf die bei der Typisierung betrachteten Merkmale, nicht aber in Bezug auf die 
weiteren Kategorien vollkommen homogen sein werden. Im Folgenden werden dafür 
die ausgewählten Merkmale genauer erläutert, um im weiteren Verlauf der Arbeit die 
Implikationen zu bestimmen, die aus den jeweiligen Ausgestaltungsformen der Merk- 
male erwachsen. 


Zunächst soll eine Verwaltung danach eingeteilt werden, welche Größe die einzelne 
Behörde hat. Diese Vorgehensweise orientiert sich an der Sichtweise der Kontingenz- 
theorie, nach der die Organisationsgröße ein klassisches und häufig verwendetes 
Merkmal zur Beschreibung von Organisationen ist.” Sehr große Behörden haben in 
Bezug auf Komplexität und die Durchführbarkeit von Modermisierungsinstrumenten 
ganz andere Voraussetzungen als sehr kleine, überschaubare Behörden. Dies wird über 
die Anzahl der dort tätigen Mitarbeiter mittels verschiedener Größenklassen abgefragt. 
Zwar wäre auch eine Einteilung hinsichtlich des Ausgabenvolumens denkbar, aller- 
dings müssten dort z.B. erst Störeffekte wie die Transferleistungen herausgerechnet 
werden. Insofern wird die besser vergleichbare Anzahl der Mitarbeiter gewählt.“ 


Ein wesentliches Merkmal, um das Aufgabengefüge in einer Verwaltung zu beschrei- 
ben, ist deren Tätigkeitsstruktur. Dies kann in Anlehnung an die Merkmale bei der Ty- 
pologisierung von Dienstleistungen erfolgen, da die Problemstellungen ähnlich sind. 
Auf der einen Seite gibt es Verwaltungen mit einem hohen Anteil standardisierter 
Aufgaben, mit vielen gleichartigen und wiederkehrenden Aufgaben, bei denen sich die 
Bearbeitungszeit kaum unterscheidet. Auf der anderen Seite kann es viele individuelle 
Aktivitäten geben, die sich hinsichtlich ihrer Aktivitätenfolge, der Komplexität und 
ihrer Bearbeitungszeit grundlegend unterscheiden.’ Zudem gibt es noch eine Reihe 
von weiteren Ausprägungen, die zwischen den beiden Extrempolen liegen. Daher bie- 
tet sich noch die Abfrage von Verwaltungen mit weitgehend ähnlichen Tätigkeiten und 
vielen wiederkehrenden Aufgaben an sowie individuellen Aufträgen mit geringen 
Fallzahlen, aber auch mit einigen wiederkehrenden Aufgaben. 


Ein weiteres Merkmal, das zur Systematisierung genutzt werden soll, ist die Wettbe- 
werbsstruktur und damit die Verfügbarkeit von konkurrierenden Leistungsanbietern 
oder Vergleichsmöglichkeiten.*“ Die Verfügbarkeit von alternativen Anbietern der 
Leistung oder möglichen Vergleichen beeinflusst neben der Transparenz und der Leis- 


457 Vgl. Schachner, M./Speckbacher, G./Wentges, P. (2006), S. 591. 

+8 Um das Ergebnis nicht zu verfälschen, werden allerdings Referendare, Beamtenanwärter, Auszu- 
bildende usw. nicht einbezogen. 

4 Vgl. Arthur D. Little (1997), S. 31. 

460 Zu den Funktionen des Wettbewerbs siehe Kapitel 2.4.4. 
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tungserstellung auch die strategische Ausrichtung und den Einsatz von Instrumenten 
und ist damit als Typologisierungsmerkmal geeignet.‘' Auf der einen Seite kann eine 
Verwaltung einem externen Wettbewerb mit Anbietern aus der Privatwirtschaft für 
den überwiegenden Teil ihrer angebotenen Produkte ausgesetzt sein. Eine etwas weni- 
ger wettbewerbsintensive Ausrichtung liegt vor, wenn nicht nur externer Wettbewerb 
für einige Produkte besteht, sondern auch vielfach Quasi-Wettbewerb. Unter diesem 
Begriff wird verstanden, dass einige Leistungen vergleichbar mit Anbietern auf dem 
Markt sind oder mit denen anderer Behörden. Dementsprechend können vielfach Leis- 
tungsvereinbarungen getroffen werden, oder ein Benchmarking der Leistungen mit 
anderen vergleichbaren Behörden ist durchführbar. Weniger Wettbewerbsintensität ist 
dann vorhanden, wenn nur in Teilbereichen Quasi-Wettbewerb vorherrscht ist, also 
bspw. wenn ein Benchmarking nur einzelner Leistungen der Behörde möglich er- 
scheint. Schließlich besteht noch die Möglichkeit, dass kein Markt besteht und auch 
Benchmarking der Leistungen wenig zweckmäßig erscheint, weil diese Leistungen 
ausschließlich von dieser Organisationseinheit angeboten werden. In dem Fall ist die 
Behörde keinerlei Wettbewerb ausgesetzt. Die Abbildung 12 fasst die Ausprägungen 
des Wettbewerbs mit den jeweils zur Verfügung stehenden Instrumenten zusammen. 


Wettbewerbsdimensionen 
in der öffentlichen Verwaltung 


Keinerlei externer ; Quasi- ii Marktlicher ! 
Wettbewerb Wettbewerb 


* Benchmarking + Leistungsverein- + Ausschreibungen 
barungen o i 
+ Preiswettbewerb + contracting in/out 
, , * Aufhebung von 
* Leistungsvergleiche Pflichtbezügen 


Abbildung 12: Dimensionen des Wettbewerbs in der öffentlichen Verwaltung” 


4l Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 191. 

42? Vgl. Busch, V. (2005), S. 83. 

463 Modifizierte Darstellung in Anlehnung an Wegener, A. (1997), S. 83. Dabei handelt es sich bei 
dem Kies marktlichen um faktischen Wettbewerb und beim nicht-marktlichen um virtuellen 
Wettbewerb. 


98 Konzept der Reformevaluation in der Landesverwaltung NRW 


Die Entgeltorientierung ist ein weiteres Merkmal, das es ermöglicht, Behördentypen 
zu unterscheiden. Auf dieser Grundlage erscheint darüber hinaus eine Zuordnung von 
Instrumenten möglich. Mit ihr wird beschrieben, ob als direkte Gegenleistung für die 
Aufgabenerfüllung Entgelte erhoben werden oder nicht. Diese Orientierung beeinflusst 
die Verwaltung hinsichtlich der verfolgten Ziele und beinhaltet eine umfassende Erfas- 
sung der erbrachten Leistungen.“ Im Extremfall werden nahezu alle Leistungen zu 
Marktpreisen bewertet. Darüber hinaus ist es möglich, dass Gebühren kostenorientiert 
ermittelt und erhoben werden. Eine weitere Abstufung in Bezug auf das Merkmal Ent- 
gelt kann bei einer Behörde vorgenommen werden, wenn sie zwar überwiegend keine 
Marktpreise oder Gebühren erhebt, aber zumindest Verrechnungen““ mit anderen Be- 
hörden erfolgen. Keine Entgeltorientierung haben Behörden, bei denen keinerlei Ver- 
rechnungen durchgeführt werden. 


Eine zunehmende Bedeutung hat der Kundenkontakt für Verwaltungen. Dabei ist ne- 
ben der Frage, ob überhaupt Kundenbeziehungen‘“ vorliegen, auch die Unterschei- 
dung nach internen (öffentliche Einrichtungen) und externen Zielgruppen (Bürger, 
Unternehmen, Verbände usw.) von erheblicher praktischer Bedeutung.‘ Denn je nach 
Ausmaß des Kundenkontaktes variieren mehrere Arten der Koordination hinsichtlich 
politischer Verantwortung, Kontrolle der Verwaltungen und der Zufriedenheit der 
Kunden.“® Insofern bietet sich auch dieses Merkmal zur Typisierung an. Ähnlich wie 
bei der Tätigkeitsstruktur ergeben sich auch hier gewisse Analogien zur Typologisie- 
rung von Dienstleistungen. In einem besonders intensiven Kundenkontakt steht die 
Verwaltung, wenn die Erstellung von Leistungen fast ausschließlich für externe Kun- 
den erfolgt. Vielfach werden in Behörden aber Leistungen sowohl für externe Kunden 
als auch für Kunden in der Landesverwaltung ausgeführt. Kein Kontakt mit externen 
Kunden besteht, wenn die Leistungen nur für Kunden in der Landesverwaltung erstellt 
werden. In Verwaltungen, die sich im Wesentlichen nur der Koordination von anderen 
Institutionen und der Entwicklung von Methoden und Konzepten widmen, herrscht 
kein direkter externer wie interner Kundenkontakt, und damit sind auch andere Steue- 
rungserfordemisse gegeben. 


In der Abbildung 13 sind die fünf verschiedenen Typologisierungsmerkmale mit ihren 
jeweiligen Extrempolen dargestellt. Abgesehen von den Größenklassen, bei denen 
sechs verschiedene Klassen vorgegeben werden sollen, bestehen jeweils noch zwei 


44 Vgl, Gerhards, R. (2001), S. 142. 

465 Zur Ermittlung der Verrechnungspreise vgl. bspw. Kiesel, B. (2005), S. 185. 

466 Hier müssen wiederum die Einschränkungen des Kundenbegriffes berücksichtigt werden. Vgl. 
Kapitel 2.4.2. 

467 Vgl. Graf, R./Rohn. S. (2004), S. 320. 

468 Vegl, Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 121 f. 
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weitere Ausprägungen zwischen den extremen Polen, so dass bei der Befragung der 
Führungskräfte in jeder Kategorie vier Merkmalsausprägungen zur Auswahl stehen. 
Anhand dieser Einstufungen sollen sich die befragten Behörden hinsichtlich ihrer Grö- 
Be und der überwiegenden Leistungsstruktur einordnen, um eine Typisierung der Ver- 
waltungen im Land NRW in Bezug auf die Verwaltungsmodernisierung vornehmen zu 
können.” Außerdem wird im weiteren Verlauf der Untersuchung der Versuch unter- 
nommen, Thesen zum Einfluss der Merkmale auf die erzielten Reformergebnisse her- 


zuleiten.*° 
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Abbildung 13: Merkmale zur Typologisierung von öffentlichen Verwaltungen 


4.4 Zieldimensionen der Evaluation 


Eine erhebliche Bedeutung bei der Evaluation von Verwaltungsmodernisierungen in 
NRW kommt den bisher erreichten Ergebnissen des Gesamtprozesses und den Aus- 
wirkungen der einzelnen Instrumente zu. Die Ermittlung ist allerdings äußerst schwie- 
rig, denn in der Landesverwaltung werden nicht nur vielfältige Instrumente eingesetzt, 
von denen jeweils unterschiedliche Akteure und Bereiche betroffen sind, sondern dar- 


#9 Damit unterschiedliche Einstufungen in Bezug auf gleiche Verwaltungstypen (bspw. bei verschie- 
dene Polizeibehörden, die dieselben Aufgaben zu erfüllen haben, sich aber dennoch unterschied- 
lich zuordnen) auffallen und sofern die fünf Merkmale keine Typisierung zulassen, wird zudem 
noch der jeweilige Behördentyp abgefragt. 

470 Vgl. dazu Kapitel 4.6.1. 
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über hinaus verändern sich die Rahmenbedingungen der betrachteten Behörden im 
Zeitablauf. Dazu gehören Strukturveränderungen innerhalb der Landesverwaltung 
durch Auflösen und Zusammenfassen von Behörden, aber auch organisatorische An- 
passungen innerhalb der Behörden, die parallel zur Reform durchgeführt worden sind. 
Dies erschwert die Zuordnung von Ursache und Wirkung erheblich. Hinzu kommt, 
dass neben NPM-Reformen auch Gesetzesänderungen Anpassungen des Leistungs- 
spektrums notwendig gemacht haben und damit der direkte Einfluss der einzelnen 
Komponenten auf das Gesamtergebnis kaum noch ermittelbar erscheint. Im Zuge der 
Modernisierung haben sich Vergleiche als besonders sinnvoll herausgestellt, weil die 
unmittelbaren Auswirkungen im Regelfall nicht mehr ermittelbar sind. Für die vorlie- 
gende Evaluation bietet sich demnach ein Abgleich mit den ursprünglichen Zielen des 
Projektes an. Zudem soll die „Reformlandschaft‘“ am Beginn der Reformbemühungen 
mit dem heutigen Stand verglichen werden.”' 


Die ermittelten Zieldimensionen können aufgrund der sich ständig ändernden Rah- 
menbedingungen nicht mit Hilfe von absoluten Werten oder gar monetären Größen 
erfasst werden, sondern sollen verbal mittels einer vordefinierten Skala abgefragt wer- 
den, um diese dann in quantitative Daten überführen zu können. Dabei geht es ganz 
speziell um Veränderungen, die sich angesichts der bereits durchgeführten Reformpro- 
jekte ergeben haben. Zunächst sind dazu die Begriffe „Effizienz“ und „Effektivität“ 
näher zu erläutern, da die Intensität der Auswirkungen dieser beiden Kategorien zur 
Erfolgsmessung als wesentliches Ziel von NPM-Projekten gilt. Anschließend sollen 
daraus und in Anlehnung an die zentralen Ziele der Verwaltungsreform verschiedene 
Abfragekategorien ermittelt werden. Daran schließt sich die Herleitung einer kompri- 
mierten Zielstruktur für die Einzelinstrumente an. 


4.4.1 Effizienz versus Effektivität 


Obwohl die Begriffe der Effizienz und der Effektivität häufig im Zusammenhang mit 
Verwaltungsmodernisierungen und im Rahmen der Evaluationsforschung als Katego- 
rien zur Erfolgsmessung verwendet werden, hat sich diesbezüglich immer noch keine 
einheitliche Terminologie durchgesetzt.””” Dabei ist, vereinfacht ausgedrückt, unter 
Effizienz der Grad der Wirtschaftlichkeit zu verstehen (,,do the things right“) und unter 
Effektivität der Grad der inhaltlich-fachlichen Zielerreichung (,do the right things“). 
Während beide Elemente in erwerbswirtschaftlichen Organisationen weitgehend iden- 
tisch sind, da dort das inhaltliche und das wirtschaftliche Ziel vielfach übereinstim- 


1 Vgl. Banner, G. (2001), S. 282. 
42 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 231. 
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men, gilt dies für Öffentliche oder gemeinnützige Institutionen allerdings nicht. Hier 
müssen gesetzliche und inhaltliche Aufträge als separate Zielsetzungen definiert und 
letztlich operationalisiert werden.‘ 


Der Begriff der Effizienz soll hier als Verhältnis von Outputs zu Inputs definiert wer- 
den, also den Ergebnissen des öffentlichen Leistungserstellungsprozesses zu den für 
diese Erstellung insgesamt notwendigen Ressourcen. Betrachtet man das Minimalprin- 
zip, bedeutet Effizienz ein bestimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Einsatz zu 
erreichen. In Form des Maximalprinzips geht es bei der Effizienz darum, das bestmög- 
liche Ergebnis bei einem festgelegten Einsatz von Mitteln zu erlangen.” Die Beurtei- 
lung der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns erfolgt hierbei unabhängig von 
den politischen Zielen staatlichen Handelns und wird deshalb auch als „politisch neut- 
rales“ Konzept angesehen. Es ist demnach möglich, die Effizienz zu steigern, ohne das 
angestrebte Output-Niveau zu erreichen, ferner lässt sich das Kriterium berechnen, 
ohne dabei die politischen Ziele zu betrachten.“’ Problematisch bei der Ermittlung des 
Effizienzkriteriums ist die in der Privatwirtschaft übliche Angabe von monetären Grö- 
Ben sowohl für Inputs als auch für Outputs. Während das bei den Inputs über die Kos- 
ten überwiegend noch möglich ist, fehlen bei den Leistungsergebnissen häufig die 
notwendigen Instrumente, oder eine Messung ist nicht möglich. Die Folgen sind dann 
gemischtdimensionale Kennzahlen. Zur Messung der Effizienz kann beim Vorliegen 
von monetären Daten die Kosten-Nutzen-Analyse”’° genutzt werden, bei der die Kos- 
ten mit den geldwerten Ergebnissen verglichen werden.'” Liegen sowohl monetäre als 
auch nicht-monetäre Faktoren vor, kann die Data Envelopment Analysis (DEA)*” 
verwendet werden.” Allerdings muss für diese Evaluation eine skalenbasierte Abfrage 
der erzielten Ergebnisse*” erfolgen; denn auf der einen Seite erscheint eine Separation 
der Inputs, die bei der bisherigen Verwaltungsmodernisierung insgesamt eingesetzt 


*3 Vgl. Trube, A. (2005), S. 68. 

474 Vgl. Haiber, T. (1997), S. 38. 

*5 Vgl. Budäus, D./Buchholtz, K. (1997), S. 328 ff. 

#76 Zu der Vorgehensweise und den Besonderheiten dieses Instrumentes siehe bspw. Mühlenkamp, H. 
(1994). 

#7 Vgl. Budäus, D./Buchholtz, K. (1997), S. 330; Ritz, A. (2003a), S. 230. 

8 Die DEA ermöglichst eine aggregierte Effizienzbewertung anhand verschiedener monetärer und 
nicht-monetärer Faktoren; dabei wird durch einen Vergleich analysiert, ob ein Objekt bei gegebe- 
nem Input möglichst viel Output generiert. Es handelt sich hierbei um ein nicht-parametrisches 
Verfahren zur Konstruktion empirischer Produktionsfunktionen. Vgl. dazu auch Padberg, 
T./Werner, T. (2005). 

4 Die Anwendung der DEA ist hier allerdings nicht möglich, da die Vergleichbarkeit der Verwaltun- 
gen nicht gegeben ist. 

480 Gerade für die Gesamtsicht bietet sich dabei eine Aufspaltung des Effizienzbegriffes in mehrere 
Kategorien an, um einen genaueren Überblick über die Etfizienzveränderungen zu erhalten. Siehe 
dazu auch Kapitel 4.4.2. 
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wurden,“ nicht möglich, und auf der anderen Seite sind auch die Angaben der da- 
durch ausgelösten Leistungsergebnisse weder monetär noch nicht-moentär ermittelbar. 


Zwar ist die Effizienz in öffentlichen Verwaltungen wichtig, aber die falschen Dinge 
wirtschaftlich zu tun, bleibt Verschwendung, womit der Auftrag der öffentlichen Leis- 
tungserstellung verletzt wird. Daraus folgt, dass die Effektivität politisch wichtiger ist 
als die Effizienz, auch wenn sie bislang im Modemisierungsprozess zu wenig berück- 
sichtigt worden ist. Hier wird unter Effektivität das Verhältnis von den vorgegebenen 
Zielen zu den tatsächlich realisierten Wirkungen verstanden. Somit ist die Effektivität 
eine Maßgröße für die Wirksamkeit der Zielerreichung staatlichen Handelns, wobei 
nur zielbezogene Wirkungen in die Analyse einbezogen werden dürfen. Kostenaspekte 
werden im Gegensatz zur Effizienz bei der Beurteilung aber in keiner Weise berück- 
sichtigt.® Die Messung der Effektivität entspricht grundsätzlich einem Soll-Ist- 
Vergleich und besteht aus dem Quotienten von Zielerreichung und Zielvorgaben. 
Problematisch ist die Beurteilung der Effektivität, weil sich der Zielerreichungsgrad 
vielfach nicht direkt erfassen lässt und daher eine sukzessive Entwicklung von Indika- 
toren in Abstimmung mit den jeweiligen Zielen erfolgen muss.‘* Für die Messung der 
Effektivität werden daher häufig Kennzahlen verwendet, denen der explizite Bezug zu 
den Zielen fehlt. Dies trifft bspw. auf die Kosteneffektivität, als Verhältnis von Inputs 
zu Outcomes, zu und auch für die Output-Effektivität (Wirksamkeit) als Relation von 
Outputs zu Outcomes.“ Wie bei der Effizienz scheinen angesichts der angesproche- 
nen Problematik die Angaben von zuverlässigen Indikatoren zur Messung der Wir- 
kungen im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung und ihrer Einzelinstrumente für 
diese Evaluation nicht möglich. Daher soll auch hier auf eine Skala zur Ermittlung der 
erzielten Veränderungen der Effektivität zurückgegriffen werden. 


Teilweise wird auch noch die Ebene der Economy, also der Sparsamkeit, ergänzt. Die- 
se wird dann erreicht, wenn die benötigten Ressourcen mit dem kleinstmöglichen Mit- 
teleinsatz beschafft werden können. Dabei sind aber auch nicht alle drei Ebenen steue- 
rungsrelevant, denn die Sparsamkeit allein kann nicht das Maß der Dinge sein, sondern 
nur in Verbindung mit der Wirtschaftlichkeit und der Wirksamkeit.“ Speziell bei der 
Erfüllung von vorgegebenen Aufgaben muss die Sparsamkeit grundsätzlich im Zu- 
sammenhang mit der Wirtschaftlichkeit gesehen werden, wodurch sie in den weitaus 
meisten Fällen schon durch die Betrachtung der Effizienz erfasst worden ist.*” 


481 Idealerweise müssten dazu die Inputs auf die verwendeten Einzelinstrumente aufgeteilt werden. 
482 Vgl. Schmidt, J. (2006), S. 50. 

483 Vgl. Budäus, D./Buchholtz, K. (1997), S. 330. 

484 Vgl. Budäus, D. (2002), S. 209. 

485 Vgl. Budäus, D./Buchholtz, K. (1997), S. 330. 

486 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 77. 

487 Vgl. Schmidt, J. (2006), S. 50. 
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In Abbildung 14 ist die Abgrenzung zwischen Effizienz und Effektivität zusammen- 
fassend dargestellt. Allerdings ist zu beachten, dass diese beiden Begriffe zwar Bewer- 
tungsmaßstäbe für Beziehungen zwischen Ressourcen (Inputs), Leistungen (Outputs) 
und Wirkungen (Outcomes) sind. Hingegen sind sie keine Kriterien zur Bewertung der 
Produkte, ihrer Güte, der gesellschaftlichen Bedeutung oder des öffentlichen 
Gebrauchswertes.** 
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Abbildung 14: Abgrenzung von Effizienz und Effektivität” 


4.4.2 Zieldimensionen der Umsetzungserfolge 


Die hier verfolgte Evaluation der Verwaltungsmodernisierung bezieht, wie dargestellt, 
die Fragen zur Zielsetzung und die Beurteilungskriterien aus dem ursprünglichen Ziel- 
system des NPM-Projektes, zudem aus den antizipierten Wirkungen der eingesetzten 
Instrumente.”” Als wesentliche Ziele, die generell mit derartigen Reformen verfolgt 
werden, konnten die Orientierung an Leistungen und Wirkungen, an Kunden, an der 
Qualität, am Wettbewerb und an den Mitarbeitern herausgearbeitet werden.” Diese 
Zielstruktur soll gemeinsam mit den Kategorien zur Erfolgsmessung, der Effizienz und 


488 Vgl, Nullmeiner, F. (2005), S. 431. 

4 In Anlehnung an Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 76. 
“0 Vgl. Haering, B. (2002), S. 11. 

#1 Siehe dazu auch Kapitel 2.4. 
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der Effektivität die Grundlage für die abzufragenden Dimensionen bilden (Performan- 
ceevaluation). Dabei bietet es sich allerdings an, die fünf Zieldimensionen noch weiter 
zu konkretisieren und die Dimensionen so zu operationalisieren, dass sie einer verläss- 
lichen Beantwortung durch die Behörden zugänglich gemacht werden. 


Hinsichtlich der verfolgten Ziele liegt das Schwergewicht der Reformen wegen der 
vielfach vorhandenen Finanzkrise häufig auf dem Kostenmanagement. Dabei führt die 
Koinzidenz der Einführung eines modernen Verwaltungsmanagements und einer rigi- 
den Sparpolitik zu dem Eindruck, dass es sich beim NPM um eine besondere Variante 
des Sparens handle. Auch wenn mit der Einführung betriebswirtschaftlicher Methoden 
oftmals die Hoffnung verbunden wird, durch eine moderne und schlanke Verwaltung 
auch wesentliche „Rationalisierungsgewinne“ zu erzielen, zeigen die bisherigen Erfah- 
rungen, dass die antizipierten Sparpotenziale überschätzt wurden und dass die Auswir- 
kungen der Reformen noch deutlich umfassender sind.“ Eine wesentliche Zieldimen- 
sion der Evaluation ist demnach die Wirtschaftlichkeit, die den Hauptbestandteil der 
Effizienzebene bildet. Damit soll festgestellt werden, ob sich in diesem Bereich Ver- 
besserungen eingestellt haben. Diese Dimension korrespondiert von den grundlegen- 
den Zielen her vor allem mit der Leistungs- und der Wettbewerbsorientierung. Erstere 
beinhaltet die Verschiebung der Steuerung von dem Ressourceninput zu den Ergebnis- 
sen der Verwaltungstätigkeit aus Sicht eines externen Leistungsempfängers. Aus dem 
Abgleich der erstellten Leistungen und der eingesetzten Ressourcen ergibt sich die 
Wirtschaftlichkeit.”” Zum anderen ist eines der Hauptziele der Wettbewerbsorientie- 
rung die Verbesserung der Produktivität und damit die Steigerung der Wirtschaftlich- 
keit. Da der Wettbewerb weniger als ein originäres Ziel der Modernisierung zu sehen 
ist, sondern eher instrumentellen Charakter besitzt, soll dieser Bereich nicht als eine 
der Zieldimensionen abgefragt werden.” 


Die internen Prozesse sind eine weitere Dimension, die auf ihre Entwicklung im Zuge 
der Modernisierung überprüft werden soll. Diese können eine genauere Erklärung für 
die Veränderungen hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit und damit letztlich der Effizienz 
geben. Denn die Ausrichtung in Bezug auf marktähnliche Strukturen und auf die Ori- 
entierung an den Kunden, an den Mitarbeitern und auf die Qualität hängt zu großen 
Teilen von den aufbau- und ablauforganisatorischen Bedingungen ab.” Zu diesen Än- 
derungen der Prozesse gehört die zunehmende Dezentralisierung durch die NPM- 
Reformen. Um eine weitgehende Autonomie der dezentralen Einheiten zu erreichen, 
sind eigenständige Führungs- und Entscheidungsstrukturen zu schaffen. Zudem müs- 


#2 Vgl. Reichard, C./Röber, M. (2001), S. 383. 
43 Vgl. Pieper, T. (2008), S. 35. 

44 Vgl. Busch, V. (2005), S. 72 f. 

“> Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 35. 
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sen die bislang üblichen Behördenprozesse analysiert und ggf. angepasst werden. Das 
kommt einer Abkehr von dem Weberschen Bürokratiemodell und den tayloristischen 
Organisationsstrukturen gleich. Vielmehr werden privatwirtschaftliche Konzernstruk- 
turen angestrebt, wobei das Ausmaß der gewährten Freiräume von den internen Struk- 
turen, aber auch von den Entwicklungen der Umwelt abhängt.” Ferner kann die Aus- 
richtung auf die Wünsche der Kunden zu grundlegenden Veränderungen der Prozesse 
innerhalb der Behörden führen; denn den Kunden soll z.B. eine ganzheitliche, pro- 
zessorientierte und transparente Fallbearbeitung und -entscheidung angeboten werden, 
nicht länger nur einzelne Teilprozesse. Die Auswirkungen auf die Prozesse müssen 
allerdings nicht nur struktureller Natur sein, sondern auch durch die Einführung neuer 
IT können sich eine Reihe von Prozessveränderungen ergeben. Dazu gehört bspw., 
dass die Mitarbeiter durch Technikeinsatz bei der Erledigung von Routinetätigkeiten 
unterstützt werden.‘” Im Ergebnis können die Veränderungen der Strukturen und Pro- 
zesse letztlich auch zu einer deutlich größer wahrgenommenen Qualität führen. 


Es besteht ein Zusammenhang zwischen den internen Prozessen und den Leistungspo- 
tenzialen, die ebenfalls als Zieldimension abgefragt werden sollen. Durch diese Poten- 
ziale soll die dauerhafte und bestmögliche Gewährleistung des gesellschaftlichen 
Wohls innerhalb geeigneter institutioneller Strukturen unter einem möglichst effizien- 
ten und effektiven Ressourceneinsatz sichergestellt werden. Wesentlich ist dafür die 
Aufrechterhaltung der in der Leistungskette benötigten Ressourcen wie Infrastruktur, 
Informationssysteme, Finanzen, Mitarbeiterqualität, Kooperationen und vor allem die 
Wissensressource.‘” Vielfach liegen die benötigten Informationen nicht bzw. nicht an 
den Stellen und in der Aufbereitungsform vor, um damit sowohl strategische als auch 
operative Entscheidungen treffen zu können.” Demnach fließen hier zwar auch As- 
pekte der Wirtschaftlichkeit und der internen Prozesse mit ein, aber bei den Leistungs- 
potenzialen geht es vor allem um das permanente Bewahren der Leistungsfähigkeit mit 
dem Ziel, die Erfüllung der wesentlichen Behördenaufgaben zu gewährleisten. Wie 
schon die internen Prozesse, so sind die Leistungspotenziale zunächst weitgehend der 
Effizienzebene zuzuordnen, allerdings können die sich daraus ergebenden Umpgestal- 
tungen auch zu einer größeren Effektivität führen. 


Eine grundlegende Veränderung, die durch die Verwaltungsmodernisierung angestrebt 
wird, ist, nicht die Produkte der Verwaltung an den Anfang der Überlegungen zu stel- 
len, sondern die Probleme und Bedürfnisse potenzieller und aktueller Kunden.’” Be- 


6 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 90 f. 
#7 Vgl. Oppen, M. (1995), S. 36. 

“8 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 212 f. 

4 Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 31. 

2 Vgl. Schindera, F. (2001), S. 4. 
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sonders positiv zu werten ist folglich die Integration der Ansprüche der Leistungsemp- 
fänger in die Zielstruktur der öffentlichen Institution. Demnach sollen die Verände- 
rungen der eingeschätzten Zufriedenheit der Kunden in den jeweiligen Behörden als 
weitere Zieldimension abgefragt werden. Es ist dabei allerdings zu berücksichtigen, 
dass die Kundeninteressen in einem ausgewogenen Verhältnis zu den grundlegenden 
legitimatorischen Interessen der Bürger, der Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung und 
dem Rechtsstaatlichkeitsprinzip stehen. Die effektivitätsgerichtete Kundenorientierung 
ist demnach mehrdimensional, und die Verwaltungsführung sollte gemeinsam mit den 
Mitarbeitern ein für die Behörde geeignetes Kundenverständnis definieren. Demnach 
ist es möglich, dass die Zufriedenheit der Leistungsempfänger eine unterschiedliche 
Wichtigkeit in den Behörden besitzt." Erreicht werden kann diese Zieldimension 
durch mehr Partizipationsmöglichkeiten, kurze und transparente Bearbeitungen, durch 
Freundlichkeit und Kompetenz der Mitarbeiter und durch eine für den Kunden positive 
Leistungserstellung. 


Das letztlich Ziel des Verwaltungshandelns ist das Auslösen von gesellschaftlichen 
Wirkungen. Denn durch die internen Prozesse erbringt die Verwaltung häufig unmit- 
telbare Leistungen an die Empfänger, und diese lösen sodann bei ihnen oder in ihrem 
Umfeld gewisse Wirkungen aus. Damit diese Effekte komplett erfasst werden und in 
die Ziele und Handlungen einfließen können, wird durch das NPM eine Erweiterung 
des ergebnisorientierten Steuerungsgedankens um eine wirkungsorientierte Form der 
Verwaltungsführung angestrebt. Die Vorteile liegen in der unmittelbaren Unterstüt- 
zung des politischen Entscheidungsprozesses sowie in einer effektiven Ressourcenal- 
lokation.”” Insofern sollen auch die Veränderungen der bislang erzielten gesellschaft- 
lichen Wirkungen Gegenstand der abzufragenden Zieldimensionen sein. Diese sind 
dabei der Effektivitätsebene zuzurechnen. Hergeleitet wird diese Dimension unmittel- 
bar aus der Wirkungsorientierung als einem der zentralen Ziele der Verwaltungsmo- 
dermisierung; denn eine staatliche Aufgabe ist gemeinhin erst dann erfüllt, wenn auch 
die damit erwünschten Wirkungen eingetreten sind.”” Problematisch hinsichtlich die- 
ser Dimension ist die Ermittlung der Wirkungsbeziehungen. Zudem fangen die Behör- 
den erst allmählich an, die Wirkungen, die in der Gesellschaft erzeugt werden, in ihre 
Zieldefinitionen aufzunehmen. 


Schließlich soll auch ein ganz wesentliches Element für den Erfolg der Modernisie- 
rung mit in die Analyse einbezogen werden: die Mitarbeiter. Dabei soll von den be- 
fragten Führungskräften, analog zu der Dimension der Kunden, die Auswirkungen der 


I! Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 70. 
52 Vgl, Röhrig, A. (2008), S. 26. 
53 Vgl. Buschor, E. (1993), S. 9 ff. 
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bisherigen Reformen auf die Mitarbeiterzufriedenheit in ihrer Behörde eingeschätzt 
werden. Veränderungen hinsichtlich der Zufriedenheit können entstehen, weil die 
Hinwendung zu unternehmensähnlichen Steuerungsmechanismen mit einem Aufga- 
ben- und Funktionswandel bei den Mitarbeitern einhergeht, der neuartige Anforderun- 
gen an das Personal stellt, aber diesem auch vielfältige neue Möglichkeiten verschaf- 
fen.” Daher müssen die Beschäftigten in einem angemessenen Umfang mobilisiert 
und geschult werden. Ergänzend führen Modernisierungen häufig während der Imple- 
mentierung zu einer stark ansteigenden Arbeitsbelastung, aber auch teilweise zu dau- 
erhaften zusätzlichen Aufgaben. Neben dem Problem der Arbeitszunahme können 
auch Unsicherheiten über die verstärkte Leistungstransparenz, einen durch die Hierar- 
chieabflachung veränderten Karriereweg und über Versetzungen im Zuge der Refor- 
men diesbezüglich eine negative Grundstimmung erzeugen. Als Verbesserungen für 
die Beschäftigten müssen daher die verstärkte Zielorientierung, mit der auch die eige- 
nen Tätigkeiten in die übergreifende behördliche Zielstruktur eingeordnet werden 
können, ein Kulturwandel sowie die umfangreicheren Handlungsspielräume positiv 
dargestellt werden, um die Motivation der Mitarbeiter zu stimulieren.” Eine eindeuti- 
ge Zuordnung der Mitarbeiterzufriedenheit zur Effizienz oder Effektivität ist kaum 
möglich, da die Motivation und das Engagement der Beschäftigten eher den Rahmen 
bildet, ohne den sich weder auf der einen noch auf der anderen Ebene Veränderungen 
einstellen. 


Als Zieldimensionen der Verwaltungsmodernisierung sollen demnach die Verbesse- 
rungspotenziale in den Bereichen Wirtschaftlichkeit, interne Prozesse, Leistungspo- 
tenziale, Kundenzufriedenheit, gesellschaftliche Wirkungen und Mitarbeiterzufrieden- 
heit abgefragt werden. Diese Dimensionen wurden als wesentlich und zudem als ope- 
rationalisierbar herausgearbeitet. Da sich die monetären Wirkungen nicht angeben las- 
sen, soll als zweckmäßige Alternative eine skalenbasierte Abfrage” der Reformverän- 
derungen entlang dieser sechs Dimensionen durch die Führungskräfte erfolgen. Eine 
Ermittlung aller sechs Kategorien auch hinsichtlich jedes einzelnen Instrumentes wäre 
nicht nur zu umfangreich, sondern vielfach lassen sich die Auswirkungen in den Ziel- 
dimensionen bei den einzelnen Instrumenten gar nicht hinreichend unterscheiden. 
Welche Auswirkung die Einführung einer Teilkomponente der Reform auf die Prozes- 
se, die Wirtschaftlichkeit oder die Leistungspotenziale hat, ist nicht unmittelbar festzu- 
stellen. Es muss daher eine Reduktion der Zieldimensionen stattfinden. Demnach sol- 
len nur die Effizienz- und die Effektivitätsveränderungen als komprimierte Zielgrößen 
bei den Einzelinstrumenten abgefragt werden. Es kann ein Abgleich zwischen den ge- 


5% Vgl. Vogel, R. (2006), S. 453. 

505 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 103 ff. 

5% Dabei reicht die fünf-stufige Skala von „gar keinen Verbesserungen“, die sich bislang eingestellt 
haben bis zu „sehr deutlichen Verbesserungen“. 
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samten Modemisierungserfolgen und denjenigen auf der Instrumentenebene erfol- 
gen.” Dazu sollen, wie zuvor erläutert, die Veränderungen der Wirtschaftlichkeit, der 
internen Prozessen und der Leistungspotenzialen eher der Effizienz zugeordnet wer- 
den, und die Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Wirkungen und die Kundenzu- 
friedenheit der Effektivität.’ Hinsichtlich der Zufriedenheit der Mitarbeiter soll keine 
direkte Zuordnung erfolgen. Auf diese Weise lässt sich eine Kombination von in der 
Literatur genannten praktikablen Alternativen zur Erfolgsmessung von neuen Steue- 
rungsinstrumenten erzielen. Dazu gehören hier die Betrachtung der Wirtschaftlichkeit, 
die Effektivitätssteigerungen, die Zufriedenheit des Personals und zusätzlich der Pro- 
jektzielerreichungsgrad über die Abfrage der insgesamt erreichten Resultate bei den 
zentralen Zieldimensionen. 


4.5 Instrumentenauswahl 


Es gibt eine Reihe von Instrumenten, die als elementare Bestandteile der Verwal- 
tungsmoderisierung angesehen werden und demnach Gegenstand dieser Umfrage 
sein sollten. Allerdings muss die Auswahl soweit begrenzt werden, dass daraus ein 
Fragebogen generiert werden kann, der für die Beantwortenden und für spätere Analy- 
sen gut handhabbar ist. Daher sollen vor allem die Kernelemente des NPM in der Ana- 
lyse berücksichtigt werden, die in der Literatur” und im praktischen Einsatz eine ge- 
wisse Verbreitung erreicht haben. Nicht einbezogen werden daher die Einführung des 
doppischen Rechnungswesens, das bisher nur in Verwaltungsbetrieben zum Einsatz 
kam, sowie die Aufgabenkritik, Privatisierungen und strukturelle Änderungen, da die- 
se eher strategischer Natur sind und zumeist von zentralen Stellen den Behörden vor- 
geschrieben wird. 


Insgesamt bilden somit 19 Instrumente die Grundlage für diese Evaluation. Diese kön- 
nen im Wesentlichen den Themengebieten Strategie, Personal, Steuerung, Controlling 
und Kunden zugeordnet werden. Hinsichtlich der häufig leicht unterschiedlichen Be- 
grifflichkeiten für ähnliche Instrumente soll versucht werden, soweit möglich, die 
verwendeten Termini aus schon mehrfach durchgeführten Kurzumfragen zum „Stand 
der Binnenmodermisierung“ in der Landesverwaltung NRW zu übernehmen.’'” Damit 
wird es ermöglicht, diese Ergebnisse für Zeitreihenanalysen zu nutzen. 


50 Auf diese Weise erfolgt eine zweigeteilte Performanceevaluation: zum einen die Gesamtergebnisse 
der Modernisierung in den Behörden und zum anderen die Resultate durch jedes Einzelinstrument. 

508 Allerdings kann diese Einteilung auch allgemeinerer Natur sein, da alle Ziele sowohl effizienz- als 
auch effektivitätsgerichtet sind. 

50? Vgl. hierzu bspw. Hopp, H./Göbel, A. (2004), Schedler, K./Proeller, I. (2006), Speier-Werner, P. 
(2006), oder Thom, N./Ritz, A. (2006). 

510 Siehe dazu Innenministerium NRW (2005). 
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Folgende Instrumente sollen im Rahmen der Reformevaluation in der Landesverwal- 
tung NRW abgefragt werden: 


1. Leitbild 11. Leistungsrechnungs/-analyse 

2. Personalentwicklungskonzept 12. Berichtswesen 

3. Strukturierte Mitarbeitergespräche 13. Wirkungsrechnung 

4. Mitarbeiterbefragungen 14. Systemat. Qualitätsmanagement 
5. Mitarbeiterfortbildung 15. Prozessanalysen & -optimierung 
6. Budgetierung 16. Projektmanagement 

7. Produktdefinition 17. Kundenbefragungen 

8. Zielvereinbarungen (in Verwaltungen) 18. Beschwerdemanagement 

9. Benchmarking 19. E-Government 


10. Kostenrechnung 


Zur Beschreibung der Instrumente soll jeweils zunächst die Intention und die wesentli- 
chen Ziele, die mit dem Instrument verfolgt werden, erörtert werden. Darüber hinaus 
soll die Vorgehensweise bei der Einführung und anschließend die möglicherweise ent- 
stehenden Probleme betrachtet werden. Soweit möglich, erfolgt ergänzend eine Herlei- 
tung des Aufwands der Implementierung und des laufenden Betriebs, da der Ressour- 
ceneinsatz auch im Vergleich mit den damit erreichten Ergebnissen eine wichtige Rol- 
le spielen kann.” Schließlich soll eine Kategorisierung der Wirkungsweise in eher 
effizienz- oder effektivitätsgerichtete Instrumente erfolgen. Sofern gewisse Anwen- 
dungsvoraussetzungen hinsichtlich der Verwaltungsstruktur vorliegen, sollen auch 
diese beschrieben werden. 


4.5.1 Leitbild 


Das Instrument des Leitbildes ist häufig weiteren Instrumenten der Verwaltungsmo- 
dernisierung vorgeschaltet. Die Entwicklung gilt somit als Startpunkt für weitere Re- 
formprozesse. Unter dem Leitbild versteht man eine klar gegliederte, langfristige Ziel- 
vorstellung einer Behörde. Dabei handelt es sich um ein zukunftsgerichtetes Instru- 
ment, das den weiteren Strategiefindungsprozess konkretisieren soll." In Abgrenzung 
zu der Vision, den in wenigen Worten formulierten Zukunftsbildern, sind Leitbilder 


SI! Auf einen Vergleich von Implementierungsaufwand und erzielten Ergebnissen soll in Kapitel 5.3.1 
näher eingegangen werden. 
512 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 69. 


110 Konzept der Reformevaluation in der Landesverwaltung NRW 


deutlich konkreter und gehen aus der Vision hervor. Dazu wird die Vision in normativ 
ausgerichtete Zielsetzungen, Grundsätze und Verhaltensrichtlinien überführt und 
drückt damit das Selbstverständnis der Organisation aus, ohne jedoch wie ein Gesetz 
einklagbar zu sein.’ 


Das Leitbild soll der Organisation helfen, die Zukunft erfolgreich zu gestalten. Zwar 
würden die Mitarbeiter auch ohne dieses Instrument bestimmte Ziele und Normen ver- 
folgen, aber diese werden in dem Fall nicht transparent. Somit soll durch das Leitbild 
den Mitarbeitern ein Orientierungsrahmen im Veränderungsprozess zur Verfügung 
gestellt werden.°'* Die Funktionen dieses Instrumentes sind dabei sowohl nach innen 
wie auch nach außen gerichtet (siehe dazu Abbildung 15). Durch ein Mehr an außen- 
orientierter Transparenz wird die Legitimation der Aufgaben der Behörde gewährleis- 
tet, indem die Bürger über die Verwaltung und ihre Aufgaben informiert werden. Die 
Rechtfertigung der Verwaltung selber und ihres Handelns gegenüber der Öffentlich- 
keit entspricht der Legitimationsfunktion vom Leitbild. Nach innen gerichtet soll 
durch das Instrument eine vermehrte Identifikation der Beschäftigten mit der Verwal- 
tung und den eigenen Aufgaben erreicht werden. Das Verwaltungsleitbild eignet sich 
gerade im Zuge der Umgestaltungen der Verwaltung durch das NPM besonders gut, 
um die Mitarbeiter hinsichtlich zukünftiger Aufgaben zu motivieren.’ 


513 Vgl. Vogel, R. (2003), S. 96. 
514 Vgl. Prase, O. (2005), S. 6. 
515 Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 54. 
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Kernleitbild 
Handlungsfelder 
Einzelziele 
Maßnahmen 


Orientierungsrahmen im Veränderungsprozess 


Externe Interne 
Ausrichtung Ausrichtung 


- Transparenzfunktion - Identifikationsfunktion 
- Legitimationsfunktion - Motivationsfunktion 


Marketing Corporate Identity 


Abbildung 15: Funktionen von Leitbildern”'® 


Grundsätzlich sollten bei der Einführung dieses Instrumentes zunächst die abstrakten 
Zielkonstrukte thematisiert werden, die dann hinsichtlich der Einstellungen zu den 
Kunden, den Mitarbeitern, der Leistungsstruktur oder zur Umwelt konkretisiert wer- 
den. Dabei ist es wichtig, die Mitarbeiter frühzeitig und ausreichend zu beteiligen. Zu- 
dem muss ihnen ebenso frühzeitig der Nutzen des Instrumentes vermittelt werden, da- 
mit das Leitbild in der Verwaltung später auch „gelebt“ wird.”'’ Der eigentliche Pro- 
zess zur Leitbildentwicklung, der für die Beteiligten möglichst transparent zu gestalten 
ist, nimmt dabei einen besonders hohen Stellenwert ein, der mitunter sogar wichtiger 
als das eigentliche Ergebnis ist. Der Aufwand für die Erstellung kann sehr unterschied- 
lich sein und hängt insbesondere davon ab, wie viele Mitarbeiter in die Erstellung ein- 
bezogen werden sollen, wie komplex eine Organisation ist und welche Anforderungen 
an das Leitbild gestellt werden.”'® Im Vergleich zu anderen Instrumenten der Verwal- 
tungsmodernisierung kann von einem geringen bis mittleren Implementierungsauf- 
wand ausgegangen werden. 


Problematisch bei Leitbildern ist die Tatsache, dass vielfach schnelle Verbesserungen 
erwartet werden, dabei sind die Probleme oftmals komplex und können nur durch kon- 
tinuierliche Verbesserungen gelöst werden. Bei der Erstellung des Leitbildes muss 


>16 In Anlehnung an Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 54. 
517 Vgl. Collings, A. (2002), S. 18. 
5I8 Vgl. Meyer, R./Hammerschmid, G. (2001), S. 207. 
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darauf geachtet werden, dass die Inhalte nicht eine bloße Ansammlung von allgemei- 
nen Tatbeständen sind, sondern eine komprimierte Darstellung der Verwaltungsphilo- 
sophie, die in das Tagesgeschäft integriert werden muss.” Dazu muss dieses Leitbild 
von den Vorgesetzten unterstützt werden; ferner müssen diese auch als Vorbilder ent- 
sprechend den Vorgaben handeln. Problematisch erscheint weiterhin, dass das Instru- 
ment vielfach als eine Art „Einheitsware“ für die Verwaltungen wahrgenommen wird, 
bei dem inhaltlich gegenüber existierenden Vorlagen kaum Veränderungen vorge- 
nommen werden und die zukünftige Ausrichtung nicht mit eigenen Erwartungen und 
Zielen in Einklang gebracht wird.” Auch wenn Zweifel an Nützlichkeit und damit 
dem Kosten-Nutzen-Verhältnis des Instrumentes Leitbild bestehen, hat das Instrument 
eine zunehmende Verbreitung in der öffentlichen Verwaltung gefunden, was auch da- 
mit zusammenhängt, dass es durch den Zielfindungsprozess auch Stärken und Schwä- 
chen der Organisation und damit Ansatzpunkte für weitere Reformen aufdeckt.”' 


4.5.2 Personalentwicklungskonzept 


Durch die Modernisierung der Verwaltung werden auch an die Beschäftigten völlig 
neue Anforderungen gestellt. Da sich die gefragten Fertigkeiten und das benötigte 
Wissen ändern und die Mitarbeiter, wie bereits festgestellt, ein ganz wesentlicher Er- 
folgsfaktor im Reformprozess sind, müssen sie auf die kommenden Aufgaben entspre- 
chend vorbereitet werden. Das gilt insbesondere für die Entwicklung der Führungs- 
kräfte.”” Hierfür wird das Personalentwicklungskonzept, das auch als strategisches 
Personalmanagement bezeichnet wird, eingesetzt. Personalentwicklung beinhaltet eine 
ganzheitliche und längerfristig angelegte Erweiterung der fachlichen, methodischen, 
sozialen und persönlichen Qualifikation der Mitarbeiter in Bezug auf Organisations- 
und Individualziele.”” 


Die Qualifizierung soll derart erfolgen, dass die Ziele und Bedarfe der Verwaltung auf 
der einen Seite und die beruflichen Perspektiven und das Leistungsvermögen der Mit- 
arbeiter auf der anderen Seite aufeinander abgestimmt werden.’ Dabei muss beachtet 
werden, dass die Ziele der beiden Seiten indifferent, komplementär oder konfliktär 
zueinander sein können. Konflikte entstehen, wenn die Verwaltung die Personalent- 
wicklung nur behörden- oder arbeitsplatzbezogen betreibt und als reine Investitions- 


51? Vgl. Collings, A. (2002), S. 19. 

520 Vgl. Vogel, R. (2003), S. 96. 

zél Vgl. Meyer, R./Hammerschmid, G. (2001), S. 211. 
52 Vgl. Pitchas, R. (2006), S. 172. 

53 Vgl. Bühner, R. (2005), S. 95. 

5⁄4 Vgl. Kühnlein, G./Wohlfahrt, N. (1994), S. 38. 
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entscheidung betrachtet, ohne die Bedürfnisse der Mitarbeiter zu berücksichtigen. 
Damit der Erfolg der Entwicklungsmaßnahme nicht gefährdet wird, sollten die Ziele 
daher zumindest teilweise komplementär sein.” Aus Behördensicht sind eine größere 
Wettbewerbsfähigkeit, die Erhöhung der Flexibilität und die Steigerung der Motivati- 
on von besonderer Bedeutung; für die Mitarbeiter stehen hingegen die Verbesserung 
der Qualifikation, abwechslungsreichere Aufgaben und die Erfüllung individueller 
Lern- und Entwicklungsbedürfnisse im Mittelpunkt der Maßnahmen.‘ Über die fach- 
lichen Qualifizierungen hinaus gewinnen zunehmend auch methodische Weiterent- 
wicklungen an Bedeutung, um die fachlichen Potenziale zu nutzen und damit die Mit- 
arbeiter sich selbst besser organisieren können. Hinzu kommen die sozialen Fortschrit- 
te, um damit die Teamfähigkeit durch Kommunikations- und Motivationsinstrumenta- 
rien zu fördern. Neben den klassischen Möglichkeiten der Personalentwicklung wie 
Fortbildungen in Schulungseinrichtungen, Mitarbeitergespräche”’, Karriereplanung 
oder Arbeitsplatzwechsel können auch mediengestützte Lernformen wie das Blended 
Learning” zum Einsatz kommen. 


Die Theorie der Personalentwicklung besteht aus mehreren aufeinander folgenden 
Komponenten. Begonnen wird mit der Ermittlung der Entwicklungsziele, die sich aus 
den prognostizierten Veränderungen der Unternehmungsstruktur und im Umfeld erge- 
ben, sowie mit der Identifizierung geeigneter Adressaten innerhalb der Institution. Auf 
dieser Grundlage wird eine Prognose zukünftiger Aufgaben und Anforderungen im 
Tätigkeitsfeld der Mitarbeiter durchgeführt und sodann in Abstimmung mit dem Be- 
schäftigten der individuelle Entwicklungsbedarf ermittelt. Die nächste Teilkomponente 
beinhaltet die Details zur Bedarfsdeckung wie die Auswahl eines geeigneten Bildungs- 
trägers sowie der zeitliche und organisatorische Ablauf der Entwicklungsmaßnahmen, 
jeweils unter Berücksichtigung der anfallenden Kosten und der individuellen Entwick- 
lungswünsche. Die abschließende Komponente ist die laufende Kontrolle der Entwick- 
lungsergebnisse.”” 


Eine Schwierigkeit bei der Personalentwicklung besteht darin, dass häufig kein geeig- 
netes Instrumentarium in den Behörden zur Verfügung steht, um die benötigten Fähig- 
keiten, die Entwicklungswünsche, -maßnahmen und -kandidaten zu identifizieren. 


525 Vgl. Hentze, J‚/Kammel, A. (2001), S. 347. 

526 Vgl. Mentzel, W. (2005), S. 11 f. 

57 Auf die als besonders wichtig eingestuften Instrumente der strukturierten Mitarbeitergespräche 
(Kapitel 4.5.3) und der Mitarbeiterfortbildungen (Kapitel 4.5.5) soll im weiteren Verlauf der Arbeit 
noch detaillierter eingegangen werden. 

522 Blended Learning kann übersetzt werden als „vermischtes Lernen“. Hierbei werden verschiedene 
Lernmethoden und Ausrichtungen auf der Basis von modernen Informations- und Kommunikati- 
onsmedien miteinander verknüpft, wie z.B. Präsenzveranstaltungen mit einem Online-Lernen. Vgl. 
dazu auch Herrmann, D. (2004), S. 51 ff. 

59 Vgl. Mentzel, W. (2005), S. 261 ff. 
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Weiterhin ist kritisch anzumerken, dass sich durch die Zurechnungsproblematik die 
Erfolge durch ein strukturiertes Personalmanagement kaum messen lassen. Ferner ist 
es häufig nicht möglich, die erworbenen Erkenntnisse auch direkt in den Behörden 
umzusetzen, was zu Motivationsbarrieren bei den Beschäftigten führen kann.’” Auch 
erscheinen die Anforderungen an das Instrument bisweilen deutlich überzogen.” Der 
Implementierungsaufwand ist von den Anforderungen und dem Integrationsgrad ab- 
hängig. Das Instrument erfordert durchaus den Einsatz nicht unerheblicher personeller 
wie finanzieller Ressourcen, der größte Aufwand entsteht indes bei der eigentlichen 
Fortbildung. Wie bei vielen personalorientierten Instrumenten lassen sich auch bei der 
Personalentwicklung Effizienz- und Effektivitätsauswirkungen erwarten, deren Wir- 
kungen sich langfristiger einstellen und daher nur schwierig direkt messbar sind. 


4.5.3 Strukturierte Mitarbeitergespräche 


Da die Mitarbeitergespräche als Bestandteil der Personalentwicklung regelmäßig als 
besonders wichtig eingeschätzt werden, sollen sie als Instrument bei der Umfrage se- 
parat behandelt werden. Unter dem Mitarbeitergespräch, als Ansatz zum kooperativen 
Führen und Fördern der Beschäftigten, wird ein regelmäßiges, anlassfreies und vorbe- 
reitetes Gespräch zwischen einem unmittelbar Vorgesetzten und dem Mitarbeiter ver- 
standen. Für eine effizientere und effektivere Verwaltung ist nicht nur die Zusammen- 
arbeit der Mitarbeiter innerhalb einer Abteilung auf horizontaler Ebene wesentlich, 
sondern im besonderen Maße auch zwischen Vorgesetzten und den Mitarbeitern auf 
vertikaler Ebene. Diese regelmäßigen Gespräche sind auch deshalb notwendig, weil 
nicht nur die Verwaltung durch Anpassungen im Umfeld und durch die Veränderun- 
gen über die Verwaltungsmodernisierung einem stetigen Wandel unterliegt, sondern 
sich auch die Interessen der Mitarbeiter im Zeitablauf verändern.°” 


Das Mitarbeitergespräch soll dazu dienen, die Arbeitsbeziehungen zu reflektieren, das 
Vertrauen untereinander zu stärken, die Potenziale aber auch die Probleme der Mitar- 
beiter zu erkennen und künftige gemeinsame Ziele und Arbeitsschwerpunkte zu ver- 
einbaren. Letztlich soll damit die Motivation der Beschäftigten erhöht werden, und die 
Arbeitsergebnisse sollen sich durch die Identifizierung von Stärken und Schwächen 
verbessern.” Die Mitarbeitergespräche unterscheiden sich von den Beurteilungen 
durch ihren eher gestaltenden und mehr zukunftsorientierten Charakter. Regelmäßig, 


530 


Vgl. Drumm, H.-J. (2005), S. 404. Diese Anwendungs- und Implementierungsprobleme sorgen 
auch dafür, dass die Personalentwicklung erst ab einem Entwicklungsniveau sinnvoll ist, das nicht 
nur administrativ orientiert, sondern auch bestandsbezogene Personalfunktionen beinhaltet. 

51 Vgl. Pamme, H./Eßing, M. (2005), S. 321. 

532 Vgl. Semmler, J./Wewer, G. (2005), S. 290. 

53 Vgl. Ingenlath, H. J. (2006), S. 387. 
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aber mindestens einmal im Jahr, sollen somit abseits des Arbeitsalltags die Probleme 
und Perspektiven besprochen werden. Diese Gespräche dürfen nicht mit den sponta- 
nen, täglichen und manchmal etwas hektischen Gesprächen am Arbeitsplatz verwech- 
selt werden. Durch einen vorab verfügbaren Leitfaden können sich beide Parteien 
schon im Vorfeld Gedanken über Inhalte und Probleme machen und so mit einem 
strukturierten Konzept und damit gut vorbreitet in den Termin gehen.”* 


Da Mitarbeitergespräche nicht anlassbezogen stattfinden, sollten sie immer innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums durchgeführt werden. Es bietet sich an, mit dem Instru- 
ment auf der obersten Führungsebene zu beginnen und die Gesprächskette dann kas- 
kadenförmig bis in die untersten Einheiten fortzusetzen. Gegenstand der Konversation 
sollte inhaltlich der bisherige und zukünftige Aufgabenbereich, die Zusammenarbeit 
mit Mitarbeitern und Vorgesetzten, persönliche Förderungen und Zielvereinbarun- 
gen”” sein. Die Ziele als schriftlich festgehaltenes Ergebnis müssen die Prioritäten 
deutlich machen und sollten daher auch überschaubar bleiben. Darüber hinaus sollten 
die Resultate eindeutig und messbar sein, damit sie mittels Kennzahlen oder Indikato- 
ren überprüft werden können. Weiterhin ist die positive Einstellung auf beiden Seiten 
von besonderer Bedeutung, ebenso wie ein offenes und vertrauensvolles Arbeitsklima. 
Es muss beachtet werden, dass die Gespräche mit den Beschäftigten nur ein Instru- 
ment im Bereich der strategischen Personalentwicklung sind und sie ihre volle Wir- 
kung nur in Abstimmung mit weiteren Instrumenten entfalten können.” 


Gemäß einer Untersuchung in verschiedenen Verwaltungen in Niedersachsen’ konnte 
festgehalten werden, dass noch längst nicht alle Mitarbeiter in den Verwaltungen an 
solchen Gesprächen teilgenommen hatten. Bei den Ergebnissen ließen sich Verbesse- 
rungen in der Motivation, der Kommunikation und der Zusammenarbeit feststellen, 
während die Resultate bei der individuellen Personalentwicklung und die verstärkte 
Zielorientierung durch die Gespräche als uneinheitlich eingestuft werden. Es hat sich 
als problematisch herausgestellt, dass bislang kaum eine Einbindung des Instrumentes 
in die strategische Personalentwicklung erfolgte. Auch die Verwaltungsmodernisie- 
rung selbst wurde nur ganz selten in die Gespräche mit einbezogen. Zudem erfolgte in 
den meisten der betrachteten Behörden auch keine dauerhafte Verankerung des In- 
strumentes in die Behördenstruktur.””® Grundsätzlich können Verbesserungen eher im 
Bereich der Effizienz erwartet werden, hier insbesondere bei der Organisation bzw. 


54 Vgl. König, S./Rehling, M. (2007), S. 10. 

535 Vgl. dazu Kapitel 4.5.8. 

en Vgl. Semmler, J./Wewer, G. (2005), S. 292 ff. 

57 Es wurden Interviews und Befragungen in acht Verwaltungen in Niedersachsen durchgeführt, ne- 
ben Behörden des Landes auch in Städten und Landkreisen. Vgl. König, S./Rehling, M. (2007), S. 


11. 
58 Vgl. König, S./Rehling, M. (2007), S. 12. 
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den internen Prozessen. Da viele Leitfäden für die Abwicklung solcher Gespräche be- 
reits vorliegen und auch ansonsten der Einführungsaufwand überschaubar erscheint, ist 
der eigentliche Implementierungsaufwand als tendenziell gering einzuschätzen. Aller- 
dings müssen zur Messung der Ziele operationale Kennzahlen oder Messgrößen vor- 
liegen. Sofern diese noch aufwendig erarbeitet und/oder jeweils speziell für diesen 
Einsatz gemessen werden müssen, kann der Aufwand deutlich größer werden. 


4.5.4 Mitarbeiterbefragungen 


Im Zuge der Verwaltungsmodernisierung wird regelmäßig die Mitarbeiterorientierung 
als eines der wesentlichen Ziele benannt. Sie gilt als der Schlüssel für die Erreichung 
von Wirtschaftlichkeit, Qualität und einer stärkeren Ausrichtung der Verwaltung auf 
die Kunden. Mitarbeiterbefragungen sind ein Instrument, um mehr Engagement der 
Beschäftigten zu erzielen und deren eigenverantwortliches Handeln zu stärken.°” Im 
Zuge dessen werden Mitarbeiterbefragungen wichtiger. Darunter wird ein Ansatz zur 
Erhebung eines repräsentativen Bildes der Meinungen von Mitarbeitern einer Behörde 
verstanden. Die beteiligten Mitarbeiter werden damit verstärkt in den Modemnisie- 
rungsprozess und die alltägliche Organisationsgestaltung einbezogen. Auf diesem We- 
ge können mögliche Defizite in der Verwaltung allgemein, im Bereich der Mitarbei- 
terzufriedenheit und im Verhältnis zu den Vorgesetzten im Besonderen aufgedeckt 
werden.’” Durch die Anonymität der Befragung soll ein querschnittartiges Bild entste- 
hen, das den „Stellenwert von Auffassungen, Wünschen und Problemen‘“*' verdeut- 
licht und zur Versachlichung der Diskussion auf verschiedenen Themengebieten bei- 
tragen kann. 


Die Ziele und die daraus abgeleiteten Themen werden häufig von einer verwaltungsin- 
ternen Projektgruppe erarbeitet, wobei die eigentliche Durchführung und Auswertung 
mitunter auch an Externe vergeben wird, um deren Erfahrungswissen zu nutzen und 
Vertraulichkeit der gemachten Angaben sicherzustellen. Die grundsätzlichen Themen, 
zu denen Umfragen durchgeführt werden, sind Arbeitszufriedenheit, Betriebsklima, 
Arbeitsbelastung, Fortbildung, Organisationsveränderungen, berufliche Zielvorstel- 
lungen und das Ansehen der Verwaltung.” Im Gegensatz zu Vorgesetzten-Feedbacks 
haben Mitarbeiterbefragungen also einen wesentlich weiteren Themenkreis und be- 
schränken sich nicht nur auf das subjektiv eingeschätzte Verhalten der Führungskräfte. 


53 Vgl. Stöbe-Blossey, S. (2005), S. 281. 

540 Vgl. Goetze, K.-U./Kniese, M. (2007), S. 19. 
“l Stöbe-Blossey, S. (2005), S. 282. 

52 Vgl. Bretschneider, M. (2004), S. 70 f. 
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Die Durchführung einer Befragung der Mitarbeiter erfolgt in mehreren Schritten. Zu- 
nächst sind die grundlegenden Ziele festzulegen, und die Unterstützung von einer ho- 
hen Ebene der Behörde ist einzuholen, wenn diese nicht bereits selbst der Initiator war. 
Ein danach zu gründendes Projektteam sollte sich möglichst interdisziplinär zusam- 
mensetzen, zum einen aus fachlichen Gründen, zum anderen um die notwendige Ak- 
zeptanz in der gesamten Organisation zu schaffen. Bei der Auswahl der Befragungs- 
methoden und der Erstellung des Fragebogens ist eine Abwägung zwischen Differen- 
zierungserfordernissen und Praktikabilität notwendig.’” In der Praxis werden haupt- 
sächlich schriftliche, anonym durchgeführte und weitgehend standardisierte Befragun- 
gen eingesetzt, gelegentlich ergänzt um offene Fragestellungen. Bevor die eigentliche 
Befragung von allen oder nur von ausgewählten Mitarbeitern beginnen kann, sollten 
mit Pre-Tests die Vollständigkeit und Verständlichkeit sowie die optische Gestaltung 
des Fragebogens überprüft werden. Während der Durchführung sind Maßnahmen zur 
Steigerung des Rücklaufs von besonderer Relevanz, dazu gehört die offene Kommuni- 
kation der Befragungsziele.”* Die sich anschließenden Auswertungen sollen nicht alle 
verfügbaren Einzelergebnisse enthalten, sondern nur die wesentlichen Aussagen soll- 
ten ansprechend aufbereitet werden. Dabei ist auch der offene Umgang mit negativen 
Ergebnissen unerlässlich, um die Vertrauensbasis der Beteiligten aufrechtzuerhalten. 
Die Informationsform und der Umfang sollten in Abhängigkeit von unterschiedlichen 
Adressatenkreisen wie Führungskräften, Mitarbeitern oder dem Betriebsrat erfolgen. 
Sofern entsprechende Ergebnisse vorliegen, kann auch ein Vergleich mit anderen 
Verwaltungen Gegenstand der Auswertungen sein, um die Ergebnisse besser einord- 
nen zu können. Eine Mitarbeiterbefragung wird aber nur dann von den Beschäftigten 
akzeptiert und kann nur dann einen Beitrag zu Verwaltungsmodernisierung leisten, 
wenn aus den Ergebnissen auch Konsequenzen gezogen werden. Für die wesentlichen 
Defizite, die mittels der Befragung festgestellt wurden, sind konkrete Verbesserungs- 
maßnahmen zu entwickeln und der Umsetzungsstatus ist ständig zu überprüfen. In ge- 
wissen Zeitabständen kann die Befragung wiederholt werden, um die Auswirkungen 
der Veränderungen zu überprüfen und ggf. neue Problembereiche zu identifizieren.’* 


Bei den Befragungen müssen die Bedenken und die Skepsis der Mitarbeiter beachtet 
werden. Dazu gehört, dass diese Befragungen zwar öffentlichkeitswirksam stattfinden, 
aber keine Maßnahmen und Veränderungen damit verbunden sind. Weiterhin können 
Probleme bei der Erarbeitung des Fragebogens entstehen, da dieser auf die spezifi- 
schen Gegebenheiten der Behörden und die angestrebten Ziele angepasst sein muss. 
Eine zu geringe Beteiligung an der Befragung vermindert die Aussagekraft und kann 


583 Vgl. Jung, M. (2000), S. 286 f. 
°4 Vgl. Domsch, M./Ladwig, D. (2006), S. 6 ff. 
>5 Vgl. Jung, M. (2000), S. 292 f. 
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später zu Akzeptanzproblemen bei der Durchsetzung der Maßnahmen führen.“ Der 
Aufwand bei der Implementierung richtet sich im Wesentlichen nach dem Umfang 
und den verfolgten Zielen der Befragung. Sofern das Instrument nur in größeren Zeit- 
abständen durchgeführt wird und der einmal sorgfältig erarbeitete Fragebogen nur 
noch auf sich ergebende Veränderungen angepasst werden muss, ist der Aufwand für 
die Befragungen durchaus überschaubar. Gerade durch Online-Befragungen, bei denen 
die Ergebnisse nicht mehr in Papierform abgegeben werden, sondern direkt in einer 
Datenbank abgelegt werden, kann viel Aufwand bei der Auswertung und Aufbereitung 
der Ergebnisse vermieden werden. 


4.5.5 Mitarbeiterfortbildung 


Veränderungen der Verwaltungen sollen mit Nachhaltigkeit realisiert werden. Das ge- 
lingt nur dann, wenn die Mitarbeiter, die diese Reformen durchführen müssen, auch 
tatsächlich von den positiven Ergebnissen überzeugt sind. Reine Motivationsmaßnah- 
men reichen dazu nicht aus, sondern die Mitarbeiter sollten qualifiziert werden, damit 
sie die Einstellungen und die Fähigkeiten mitbringen, um diese Rolle annehmen zu 
können.” Aber auch über die Notwendigkeiten der Verwaltungsreformen hinaus ist 
ein stetiger Lernprozess wünschenswert. Das mündet mittlerweile in der Forderung 
nach lebenslangem Lernen für die Beschäftigten. In besonderer Weise gilt dies auch 
für die Führungskräfte, bei denen sich Veränderungen noch schneller und intensiver 
vollziehen als in der restlichen Organisation.”“ 


Die Mitarbeiterfortbildung ist ein spezifischer Teilbereich innerhalb der strategischen 
Personalentwicklung und wird zur Qualifizierung und Kompetenzsteigerung der Be- 
schäftigten eingesetzt. Dazu gehören alle Maßnahmen, die auf die Erhaltung und Er- 
weiterung von leistungsrelevanten Kenntnissen und Fertigkeiten gerichtet sind. Es las- 
sen sich drei Kategorien unterscheiden: Fachliche Kompetenzen zur Erfüllung der 
übertragenen Aufgaben, Methodenkompetenzen für die Konzeption und Umsetzung 
betrieblicher Handlungen sowie die Sozialkompetenzen für die Kooperation und 
Kommunikation mit anderen.” Grundsätzlich soll mit den Fortbildungen die Qualifi- 
zierungslücke geschlossen und die individuellen Entwicklungsziele des Personals er- 
reicht werden. Diese Maßnahmen sollen unter Beachtung der Kosten und des notwen- 
digen Zeitbedarfs erfolgen. Hinsichtlich der genauen Fortbildungsart sind unterschied- 
liche Vorgehensweisen denkbar, wie die Hinführung auf neue Tätigkeiten („into the 


54° Vgl. Domsch, M./Ladwig, D. (2006), S. 17 f. 

547 Vgl. Goetze, K.-U./Kniese, M. (2007), S. 19. 

548 Vgl. Drumm, H.-J. (2005), S. 437; Goetze, K.-U./Kniese, M. (2007), S. 19. 
5 Vgl. Bruns, H.-J./Ridder, H.-G. (2005), S. 302. 
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job“), Maßnahmen zur Fortbildung direkt am Arbeitsplatz (‚on the job“), arbeitsplatz- 
nahes Training (‚near the job“) oder der Regelfall Schulungen außerhalb des gewohn- 
ten Arbeitsplatzes („off the job“).°” Dabei sollten die Fortbildungen, zumindest über- 
wiegend, während der regulären Arbeitszeit der Beschäftigten stattfinden, ansonsten 
sind große Akzeptanzprobleme bei den Mitarbeitern zu erwarten. Überdies ist die 
Qualifizierung als Regelkreislauf zu verstehen, bei dem nach den Maßnahmen eine 
Erfolgskontrolle stattfinden sollte, die dann auch wieder der Auslöser für weiteren 
Fortbildungsbedarf sein kann.” 


Neben den teilweise hohen Kosten für Fortbildungsmaßnahmen ist einer der Hauptkri- 
tikpunkte die Tatsache, dass viele Schulungen nach wie vor gar nicht oder zumindest 
viel zu wenig auf die Vermittlung von Management- und Führungsfähigkeiten ausge- 
richtet sind. Zudem werden auch die wenig proaktive Herangehensweise und die man- 
gelnde Mobilität der im öffentlichen Sektor Beschäftigten als Problem für einen um- 
fassenden Qualifizierungsansatz gesehen.°” Der Aufwand für die Fortbildungsdurch- 
führung muss wegen der vielen externen Schulungen als relativ hoch betrachtet wer- 
den. Im Bereich der durch das Instrument erzielten Ergebnisse kann davon ausgegan- 
gen werden, dass die Nutzung von neuen Arbeitsverfahren und Technologien nur im 
Zusammenspiel mit abgestimmten Fortbildungen der Mitarbeiter in den Verwaltungen 
möglich ist und daher, im Vergleich mit anderen personalorientierten Maßnahmen, 
durchaus auch kurzfristig und zurechenbar positive Effizienz- und Effektivitätswir- 
kungen durch die Fortbildungen zu erwarten sind. 


4.5.6 Budgetierung 


Eine zentrale Säule der outputorientierten Steuerung ist die Budgetierung. Der zugehö- 
rige Prozess lässt sich als Aufstellung, Verabschiedung, Kontrolle und Abweichungs- 
analyse von Budgets definieren. Dabei wird als Budget „ein in wertmäßigen Größen 
formulierter Plan, der einer Entscheidungseinheit für eine bestimmte Periode mit ei- 
nem bestimmten Verbindlichkeitsgrad vorgegeben wird“ verstanden.” Mit diesem 
Instrument wird die gezielte und eigenverantwortliche Bewirtschaftung von Haus- 
haltsmitteln auf dezentraler Ebene angestrebt. Vor den Veränderungen durch die Ver- 
waltungsmodemisierung mussten die Haushaltsansätze konkret für einzelne Einnah- 
me- und Ausgabenarten festgelegt werden, die nur in engen Grenzen kombinierbar 
waren. Zudem bestanden im Normalfall keine Möglichkeiten der Übertragung der An- 


550 Vgl. Spannagel, P. (2005), S. 78. 

51 Vgl. Goetze, K.-U./Kniese, M. (2007), S. 20. 
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sätze auf folgende Jahre. Mit der Budgetierung soll eine stärkere Leistungs- und Wir- 
kungsorientierung des Haushaltswesens erreicht werden, darüber hinaus eine Dezent- 
ralisierung von Verantwortung und eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit durch eine 
vermehrte Kostentransparenz.”” 


Die Budgetierung gilt ebenfalls als Strategie für den Einstieg zur Verwaltungsreform, 
da das Instrument schnelle und zudem nachhaltige Erfolge verspricht.” Auch ohne die 
Integration der Produktorientierung und ohne Zielvereinbarungen können den Organi- 
sationseinheiten Budgets zugeordnet werden, wobei diese dann noch auf der Grundla- 
ge bisheriger Haushaltsansätze, also inputorientiert, zugeteilt werden müssen. Da keine 
Beziehungen zum Leistungsprogramm vorliegen, sind in diesem Fall auch grundsätz- 
lich keine vertiefenden Wirtschaftlichkeitskontrollen möglich, denn es können zwar 
die Inputs nicht aber die Outputs angegeben werden. Dabei besteht aber die Möglich- 
keit einer schrittweisen Ergänzung um weitere Informationen und Kennzahlen zu einer 
outputorientierten Verwaltungssteuerung.”” Die Verteilung der verfügbaren Geldmittel 
erfolgt bei der modernen Budgetierung an die dezentralen Einheiten. Je nach Ausprä- 
gung orientiert sich die Verteilung entweder an den letztjährigen Haushaltsmitteln, die 
dann fortgeschrieben werden, oder an den Produkten, die eine Einheit mit den Inputs 
erbringen soll. Somit können die einzelnen Einheiten innerhalb des vorgegebenen Res- 
sourcenrahmens selbstständig über die Aufteilung der Mittel entscheiden, und es bleibt 
der dezentralen Einheit überlassen, ob gewisse Aufgaben eher über zusätzlichen Kapi- 
tal- oder Personaleinsatz erfüllt werden sollen.” Dieses Instrument schließt im Ideal- 
fall alle durch die Organisation verursachten Kosten mit ein, darunter auch solche für 
das genutzte Anlagevermögen, zudem sämtliche Personalkosten. Dadurch kann eine 
Zusammenführung der Fach- und Ressourcenverantwortung erreicht werden. Einge- 
sparte Haushaltsmittel dürfen zur Deckung investiver Ausgaben eingesetzt werden 
oder können zumindest teilweise in das nächste Jahr übernommen werden. Zusätzliche 
Einnahmen, die durch eigene Anstrengungen entstanden sind, fließen ebenfalls - zu- 
mindest weitgehend - dem Budget zu.’ 


Bei einer produktorientierten Budgetierung‘” sind drei Vorgehensweise in Bezug auf 
den Prozess denkbar. Als erstes eine deduktive Ableitung, bei der „top down“ aus den 


554 Vgl. Busch, V. (2005), S. 130 ff. 

555 Vgl. Eibelshäuser, M. (2002), S. 12. 

5% Vgl. Raffetseder, G. (2001), S. 40 f. 

557 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 69 f. 

558 Vgl. Bals, H. (2005), S. 332 f. 
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politischen Zielvorgaben letztlich die Produkte abgeleitet werden. Als zweite Mög- 
lichkeit die induktive Vorgehensweise, die „bottom up“ aus den bestehenden Aufga- 
benzuordnungen und Leistungen durch die zunehmende Aggregation die Budgets der 
Produkte, der Produktgruppen und der Produktbereiche errechnet werden. Diese Vor- 
gehensweise entspricht den dezentralisierten Strukturen wesentlich mehr, allerdings 
erfolgt auf diesem Wege keine Abstimmung der Produkte mit den strategischen Ver- 
waltungszielen. Angestrebt wird im Budgetierungsprozess daher das Gegenstromver- 
fahren als dritte Variante, bei dem die generellen Vorgaben von oben nach unten er- 
folgen, während die Detailplanung von unten nach oben erfolgt.” 


Mit der Budgetierung sind in erster Linie Hoffnungen auf mehr Effizienz, insbesonde- 
re eine größere Wirtschaftlichkeit, verbunden; grundsätzlich gilt dies für alle Verwal- 
tungen und Verwaltungstypen.”” Sofern hierbei die Inputorientierung zunächst beibe- 
halten wird, ist zwar der Aufwand für die Einführung und das Betreiben dieses Instru- 
mentes überschaubar, allerdings auch die Ergebnisse. Für die angestrebte outputorien- 
tierte Budgetierung ist hingegen die Implementierung weiterer Instrumente wie die 
Produktdefinition und die Kostenrechnung notwendig. Ferner werden neue Anforde- 
rungen an die Beschäftigten und insbesondere an die Führungskräfte gestellt, die einen 
größeren Entscheidungsspielraum erlangen und auf diesen entsprechend vorbereitet 
werden müssen. Das führt auf der einen Seite zwar zu einem deutlich höheren Auf- 
wand, aber auf der anderen Seite kann durch eine so praktizierte Budgetierung in 
Kombination mit anderen Instrumenten die volle Wirksamkeit des NPM erzielt wer- 
den.”” 


4.5.7 Produktdefinition 


In der Privatwirtschaft stellt die Orientierung an Produkten und Leistungen eine klassi- 
sche Steuerungsperspektive dar. Anhand dieser werden die Strukturen und die Abläufe 
von Prozessen geplant und gestaltet, um damit letztlich die Voraussetzungen für die 
Gewinnerzielung zu schaffen. Dieses Gewinnziel fehlt der öffentlichen Verwaltung in 
der Regel, und somit muss dort für die Produkte eine Definition gefunden werden, die 
sich nicht auf die Verbesserung der Marktverhältnisse oder der Gewinnsituation be- 
zieht; denn in der Verwaltung stehen mehr der Vollzug der gesetzlichen Vorgaben und 
die politischen erwünschten Ziele im Mittelpunkt des Handelns.” Durch die Verwal- 


560 Vgl. Hoffjan, A. (2000), S. 28. 

5l Vgl. Grommas, D. (2006), S. 94. Wobei nicht alle Leistungsbereiche budgetierbar sind, da sie als 
Pflichtleistungen erbracht werden müssen. Siehe dazu Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. 
(2004), S. 71. 

52 Vgl. Bals, H. (2005), S. 333. 

33 Vgl. Promberger, K./Koler, D./Koschar, D. (2005), S. 28. 
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tungsmodernisierung wird angestrebt, dass die Produkte den klassischen Haushalt als 
zentrales Instrument zur Steuerung ablösen und damit eine ergebnisorientierte Verwal- 
tungssteuerung ermöglichen. Man spricht in dem Zusammenhang auch von der Ver- 
schiebung von angebotsorientierten Aufgaben zu abnehmerorientierten Leistungen.“ 
Die Produkte selber lassen sich definieren als „Bündel abgeschlossener Leistungen, 
die von der sie erstellenden Organisation nach außen abgegeben werden“. Sie stellen 
im Sinne des NPM den entscheidenden Informationsträger dar, auf dessen Planung 
und Umsetzung weitere Instrumente vielfach aufbauen. Die Produkte mit den zugehö- 
rigen Informationen können allerdings nicht nur verwaltungsintern oder von der Poli- 
tik verwendet werden, sondern auch für die Rechtfertigung gegenüber dem Bürger in 
Bezug auf Effizienz und Effektivität.’ 


Bei der Definition von Produkten ist zu beachten, dass diesen neben der Outputsteue- 
rung der Behörde und der Rechtfertigung gegenüber dem Bürger noch weitere Aufga- 
ben zugesprochen werden. Die Produkte sollen auch als Budgetierungseinheit, als Ab- 
rechnungsobjekt im Rahmen der Kostenrechnung, als Ausgangspunkt für Aufgaben- 
kritik und als Bezugsbasis für die Reorganisation von Verwaltungsprozessen dienen. 
Durch diese unterschiedlichen Funktionen entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen 
Vollständigkeit und Übersichtlichkeit bei der Festlegung der Produkte.” Im Prozess 
der Definition müssen zunächst die relevanten Kundengruppen für eine Verwaltungs- 
einheit analysiert werden, dabei können die Abnehmer der Leistungen auch verwal- 
tungsinterne Einheiten sein. Nach der Festlegung eindeutiger Zuständigkeiten für die 
Leistungserstellung sind die verschiedenen Einzelleistungen zu bündeln. Grundsätzlich 
sollte diese Bündelung dazu führen, dass ein Produkt immer aus der Sicht des Leis- 
tungsabnehmers definiert ist, es Relevanz für die betriebliche Leistungssteuerung be- 
sitzt und dazu beiträgt, den Verwaltungsauftrag gegenüber der Öffentlichkeit zu erfül- 
len. Abschließend muss für jedes Produkt festgelegt werden, welche Ziele mit ihm 
verfolgt werden sollen, erst danach kann die Detailgestaltung mit der angestrebten 
Ausbringungsmenge, -qualität und den Kosten erfolgen. Es sollten allerdings nur 
solche Informationen enthalten sein, die mit angemessenem Aufwand ermittelbar”” 
sind und die auch zur effektiven Steuerung dienen. Die jeweils angestrebte Steue- 


354 Vgl. Banner, G. (1997), S. 25. 

55 Balzer, K. (2005), S. 423. 

3566 Vgl. Busch, V. (2005), S. 137. 

5 Vgl. Reichard, C. (2001), S. 32. 

aai Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 144 ff. 

56 Anzustreben ist dabei, dass Produktbuch, KLR sowie der Haushalt auf denselben Datenbestand 
zurückgreifen und somit keine separaten Kennzahlen und Werte eingepflegt werden müssen, da 
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auch zu deutlich mehr Aufwand führen würde. Vgl. Balzer, K. (2005), S. 428. 
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rungsfähigkeit bedingt, dass in Abhängigkeit von der hierarchischen Ebene ein unter- 
schiedlicher Detaillierungsgrad’” benötigt wird. 


Bei der Produktdefinition besteht dıe Gefahr, dass die Außenorientierung nicht ausrei- 
chend beachtet wird und die ermittelten Produkte sich eher an der bestehenden organi- 
satorischen Ausrichtung orientieren. Demnach entstehen dann keine Anpassungen der 
Prozesse und des Leistungsspektrums in den Verwaltungen.”' Weiterhin führt die 
Auseinandersetzung der Verwaltungsmitarbeiter mit ihren Tätigkeiten häufig dazu, 
dass sehr ausufernde Produktpläne und -beschreibungen erstellt werden, ohne dass 
allerdings aussagekräftige Kennzahlen hinterlegt werden, auch aus Angst vor der da- 
durch entstehenden Transparenz. Dabei ist die sich ergebende Klarheit und die eindeu- 
tige Zuweisung von Verantwortung ein wesentlicher Bestandteil der Produkte, um als 
Informationsträger und Steuerungsobjekt fungieren zu können.” 


Der eigentliche Prozess der erstmaligen Definition kann einen großen Ressourcenein- 
satz erfordern, da eine genaue Analyse der angebotenen Leistungen und der damit ver- 
folgten Ziele erfolgen muss. Diese sollte möglichst unter Einbezug vieler Mitarbeiter 
geschehen, auch um die Akzeptanz für das Instrument zu stärken. Demgegenüber hält 
sich der laufende Aufwand allerdings im Normalfall in Grenzen; denn nur in gewissen 
Zeitabständen müssen Aktualisierungen aufgrund veränderter Rahmenbedingungen 
erfolgen. Da die Produktdefinition vor allem die Grundlage für weitere Instrumente 
bildet, sind die direkt zurechenbaren Ergebnisse eher als gering einzuschätzen. Weil 
bislang noch zu selten eine Verknüpfung der Produkte mit gesellschaftlichen Wir- 
kungszielen erfolgt, ist eher mit Effizienzgewinnen durch das Instrument zu rechnen. 
Die Abbildung 16 stellt den Zusammenhang zwischen Budgetierung und den Produk- 
ten genauer dar. 


57 Es kann demnach eine Unterscheidung gemäß der Produkthierarchie vorgenommen werden. Die 
Produktbereiche als höchste Ebene werden nach inhaltlicher operativer und strategischer Sicht aus 
den Produktgruppen gebildet. Diese Gruppen bilden sich wiederum aus den einzelnen Produkten. 
Je höher die Ebene ist, desto wichtiger wird dabei die strategische Ausrichtung. Vgl. Bähr, U. 
(2002), S. 41 f. 

°7! Vgl. Budäus, D. (1996), S. 35; Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 73. 

’72 Vgl. Balzer, K. (2005), S. 428. 
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Bedingung: Budgetrestriktion 
= verfügbare Mittel 


Interne Perspektive 


Bedingung: Angemessenheit 
= Effizienz und Effektivität 


Abbildung 16: Produkte im Budgetierungsprozess”” 


4.5.8 Zielvereinbarungen innerhalb von Verwaltungen 


Ein zentrales Mittel, um eine Entpolitisierung und Dezentralisierung der Verwaltung 
zu erreichen, sind die Zielvereinbarungen. In Kombination mit der Budgetierung wird 
diese Art der Verwaltungssteuerung auch als Kontraktmanagement bezeichnet. Neben 
Zielvereinbarungen zwischen Politik und Verwaltung können diese auch zwischen 
Organisationseinheiten innerhalb der Verwaltung stattfinden. Dabei sind Vereinbarun- 
gen zwischen der Verwaltungsführung und Fachabteilungen, zwischen Querschnittsab- 
teilungen und deren Kunden, aber auch zwischen Vorgesetzten und den entsprechen- 
den Mitarbeitern möglich.’ Nur diese intraorganisatorische Sichtweise soll im Fol- 
genden näher erläutert werden und bildet auch den Gegenstand der Befragung.” Die 
Grundidee entstammt der privatwirtschaftlichen Systematik des „Management by Ob- 
jectives“. Dieses Konzept, das einen wesentlichen Bestandteil des NPM darstellt, sieht 
vor, mit „eindeutigen, konkreten Zielvorgaben, zu denen eindeutige Indikatoren zu 
finden sind, mit der Zuweisung von Verantwortlichkeit und der Terminierung eines 


573 In Anlehnung an Finanzministerium NRW (2005a), S. 34. 

574 Vgl. Musil, A. (2005), S. 168. 

575 Zielvereinbarungen zwischen Politik und Verwaltungsspitze, so genannte Globalkontrakte, ent- 
sprechen im Wesentlichen der Budgetierung auf der Basis von Produkten oder Produktgruppen 
(outputorientierte Budgetierung) und werden daher nicht gesondert abgefragt. 
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Erreichungszeitpunktes, die Ziele der Gesamtorganisation bis hin zu operativen Ar- 


beitsgruppen und Mitarbeitern zu operationalisieren“.°” 


Mit den Zielvereinbarungen und der einhergehenden Delegation sollen demnach die 
Handlungsspielräume der Abteilungen bzw. der Mitarbeiter vergrößert werden. Es 
wird damit eine steigende Verantwortung bei der Leistungserstellung und mehr Flexi- 
bilität angestrebt, die zu einem wirtschaftlicheren Umgang mit den Ressourcen und zu 
einer verbesserten Zielerreichung führen sollen. Die Ergebnisse der Abteilung bzw. 
der eigenen Arbeit werden zudem messbar und damit nachvollziehbar gemacht. 
Schließlich kann durch Zielvereinbarungen auch ein Abbau der Hierarchiestufen und 
der Schnittstellen erreicht werden, was Arbeitsprozesse beschleunigen und die Motiva- 
tion der Mitarbeiter erhöhen soll.” Bei den Zielvereinbarungen innerhalb der Verwal- 
tung können auf verschiedenen Ebenen miteinander Ziel- bzw. Leistungsvereinbarun- 
gen getroffen werden, in denen jeweils Leistung und Gegenleistung klar beschrieben 
werden müssen.’ Dabei sollte die Zielvereinbarung einerseits eine genaue Beschrei- 
bung von operationalen Zielen, Qualitätsmerkmalen, Berichterstattungspflichten und 
Entscheidungskompetenzen enthalten. Auf der anderen Seite werden regelmäßig auch 
bei internen Zielvereinbarungen die zur Verfügung stehenden Ressourcen und mögli- 
cherweise Einschränkungen hinsichtlich der Verwendung aufgelistet.””” Zudem bietet 
sich die Integration von konkreten Terminen zur Erreichung der Ziele und Teilziele an. 
Überdies können die verantwortlichen Personen, die Ausgestaltung der Leistungsan- 
reize und die möglichen Konsequenzen, falls die Ziele schuldhaft nicht erreicht wer- 
den, ebenfalls enthalten” sein." 


Schon die Verhandlungen zwischen den Partnern führen häufig zu den angestrebten 
Leistungsmessungen, zu einer Konzentration auf die Ergebnisse des Verwaltungshan- 
delns und zu einem fortwährenden Dialog, der in ein nachhaltiges Lernen und Verbes- 
sem umgesetzt werden kann.’” Allerdings können sich bei den Zielvereinbarungen 
auch eine Reihe von Problemen ergeben. Zunächst erfordert das Instrument eine exak- 
te Formulierung von anspruchsvollen, aber erreichbaren Zielen. Da einzelne Ziele al- 


57 
57 
57 


DA 


Busch, V. (2005), S. 113. 

Vgl. Pippke, W. (1997), S. 290 f. 

Im Gegensatz zu Zielvereinbarungen, die mit Organisationseinheiten außerhalb der eigenen Ver- 
waltung geschlossen werden, ist der Abschluss von Quasi-Verträgen für interne Zielvereinbarun- 
gen nicht notwendig, sondern Formblätter oder weniger strenge Formen sind dafür ausreichend. 
Vgl. Böllhoff, D./Wewer, G. (2005), S. 147. 

Vgl. Reichard, C. (2001), S. 31. 

Neben diesen leistungsorientierten Vereinbarungen sollten auch Rahmenvereinbarungen getroffen 
werden, die sich auf rechtliche Bedingungen, die beteiligten Parteien und die Abwicklung des Ver- 
fahrens beziehen. Vgl. dazu ausführlicher Ochlast, S. (2002), S. 579 f. 

Vgl. Pippke, W. (1997), S. 290. 

Vgl. Plamper, H. (2000), S. 234. 
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lerdings oftmals nicht ausreichen, ist ein komplettes Zielsystem zu entwickeln. Dies 
kann in Form einer Zielpyramide geschehen, bei der die Teilziele sich aus den Ober- 
zielen ergeben. Sofern die Zielerreichung nicht beobachtbar ist, müssen messbare 
Kennzahlen und Indikatoren festgelegt werden.’ Dieses Vorgehen unter Einbezug der 
Mitarbeiter bindet allerdings viele Ressourcen. Erleichtert werden kann dies durch die 
Integration der KLR, die Daten zu Inputs und Outputs und damit für die Messung der 
Zielerreichung liefern kann. Schließlich sind die Zielvereinbarungen auch deshalb 
teilweise problematisch, weil Anreize für die Erfüllung bzw. Sanktionen bei Nichter- 
füllung häufig im öffentlichen Sektor immer noch kaum durchsetzbar sind.”* 


Der Prozess der Zielvereinbarungen erfordert nicht nur bei der erstmaligen Durchfüh- 
rung durch die Festlegung von Rahmenbedingungen, Zielen und Indikatoren einen 
hohen Ressourceneinsatz, sondern auch im laufenden Einsatz durch einen ständigen 
Dialog, Anpassungen und die Kontrolle von Zielen und Indikatoren. Gerade wenn 
Zielvereinbarungen zusätzlich auf untere Hierarchieebenen ausgedehnt werden sollen, 
sind ebenfalls Schulungen für die Beschäftigten notwendig, was den Aufwand für das 
Instrument nochmals erhöht. Da in den Kontrakten häufig Inputs, Outputs und Outco- 
mes festgelegt werden, ist davon auszugehen, dass die Zielvereinbarungen - zumindest 
in dieser Ausbaustufe - sowohl Verbesserungen bei der Effizienz als auch der Effekti- 
vität des Verwaltungshandelns bewirken. 


4.5.9 Benchmarking 


Das Benchmarking kann als Prozess bezeichnet werden, bei dem Produkte, Dienstleis- 
tungen, Kosten aber auch organisatorische Strukturen und Prozesse über mehrere Al- 
ternativen hinweg verglichen werden. Die offen gelegten Unterschiede sollen eine A- 
nalyse der dahinter stehenden Ursachen ermöglichen, Verbesserungspotenziale trans- 
parent machen und dadurch die Angabe von Zielvorgaben ermöglichen.” Durch den 
Einsatz dieses Instrumentes soll es zu einem kontinuierlichen Verbesserungsprozess 
kommen, mit dem schon kurzfristig Fortschritte erreicht werden können, die dann 
ständig durch weitere Vergleiche auszubauen sind. Mittlerweile wird daher auch we- 
niger von der Suche nach der „besten Lösung“ im Zusammenhang mit dem Bench- 
marking gesprochen, sondern überwiegend von „guten Ideen und Lösungen“, die nicht 
unbedingt wissenschaftlich exakt sein müssen, dafür aber mit vertretbarem Aufwand 
zu erzielen sind.” Die besondere Eignung des Instrumentes für die öffentliche Ver- 


583 Vgl. Böllhoff, D./Wewer, G. (2005), S. 150 f. 

584 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 69; Plamper, H. (2000), S. 238. 
585 Vgl. Horváth, P. (2003), S. 413. 

586 Bademer, S. von (2005a), S. 445. 
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waltung entsteht aus der damit erzielten Wettbewerbsorientierung, die ansonsten bei 
staatlichen Institutionen regelmäßig nicht sehr ausgeprägt ist. 


Auf der einen Seite kann ein externes Benchmarking in den Verwaltungen stattfinden, 
dabei werden Leistungsvergleiche zwischen unterschiedlichen Organisationseinheiten 
angestrebt.” Diese Gegenüberstellungen erfolgen durch einheitliche Indikatoren, 
Leistungs- oder Wertmaßstäbe. Vorteilhaft ist die erweiterte Perspektive, die innovati- 
ve Ideen in die Behörde bringen kann. Nachteilig ist der höhere Aufwand und die je 
nach Partner geringere Vergleichbarkeit zu werten. Auf der anderen Seite ist auch ein 
internes Benchmarking möglich, dabei wird eine intraorganisatorische Gegenüberstel- 
lung zwischen Handlungseinheiten angestrebt. Hierfür sprechen die größeren Analo- 
gien bei der Messung und Bewertung der Leistungen, allerdings werden durch wenig 
externe Anregungen oftmals bessere Lösungen vernachlässigt.’ 


Der Prozess des Benchmarkings beginnt mit der Projektplanung und der Abgrenzung 
des Untersuchungsgegenstandes.”” Wichtig ist dabei die Konzentration auf besonders 
kritische Prozesse oder Aufgaben. Eine der schwierigsten Aufgaben ist die Auswahl 
der Vergleichspartner und die Festlegung von Kriterien”, die möglichst gut vergleich- 
bar und objektiv messbar sein sollen. Die Analysephase beginnt mit der Ermittlung der 
Ergebnisse und dem Aufzeigen der Leistungslücken. Dabei muss auch geklärt werden, 
ob die Übertragbarkeit auf das betrachtete Objekt gegeben ist. Nach der Ausarbeitung 
der Ziele und Maßnahmen sollen die Verbesserungen umgesetzt und im Sinne einer 
laufenden Kontrolle die kontinuierliche Weiterführung des Benchmark-Prozesses er- 
reicht werden.” 


Neben den Problemen, die geeigneten Benchmarkobjekte und -partner zu finden, wird 
zwar vielfach der Prozess angestoßen und auch durchgeführt, aber nach der Ersterfas- 
sung wird die kontinuierliche Verbesserung nicht ausreichend wahrgenommen, entwe- 
der weil Ergebnisse der ersten Vergleiche zu ernüchternden Resultaten geführt haben 
oder weil der Aufwand für die Ermittlung der weiteren Potenziale durch das regelmä- 
Bige Benchmarking als zu hoch empfunden wird. Weiterhin ist zu beachten, dass die 


587 Externes Benchmarking hat in Deutschland in den Behörden mittlerweile eine große Verbreitung 
gefunden, hier sind insbesondere die interkommunalen Vergleiche der KGSt und der Bertelsmann 
Stiftung zu nennen. Auf Landesebene werden vor allem gleichartige Behördentypen miteinander 
verglichen. Vgl. Eschenbach, R./Diers, K. (2002), S. 63. 

588 Vgl, Wollmann, H. (2004), S. 38 f. 

58 Als Untersuchungsgegenstand kommen Produkte, Prozesse aber auch die gesamte Verwaltung in 
Frage. 

50 Es bieten sich dabei Kriterien zur Wirtschaftlichkeit, Innovationsfähigkeit und zur Mitarbeiter- 
sowie Kundenzufriedenheit in der Behörde an. Siehe dazu bspw. Grieble, O./Scheer, A.-W. (2000), 
8.27. 

9I Vgl. Horváth, P. (2003), S. 416. 
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Ergebnisse dieses Instruments nur so gut sein können wie die bereitgestellten Daten. 
Hier muss man sich häufig auf den kleinsten gemeinsamen Nenner einigen, um annä- 
hernd vergleichbare Produkte oder Prozesse zu erhalten.” Ein Benchmarking in der 
öffentlichen Verwaltung sollte mit weiteren Steuerungsinstrumenten wie einem Quali- 
tätsmanagement, der KLR oder der Produktdefinition verknüpft sein, damit es die vol- 
le Wirkung entfalten kann.’” Nur so können geeignete Objekte und Indikatoren aus- 
gewählt sowie die gegenwärtigen Leistungslücken identifiziert werden. Speziell bei 
der erstmaligen Durchführung wird tendenziell ein großer Ressourceneinsatz notwen- 
dig sein. Dafür stellen sich die angestrebten, häufig zunächst effizienzorientierten Er- 
gebnisse vielfach schon recht schnell ein, sofern geeignete Vergleichspartner, Objekte 
und Messindikatoren gefunden wurden.” Da bei diesem Instrument der Untersu- 
chungsgegenstand und die Benchmarkpartner von besonderem Interesse sind, sollen 
auch diese beiden Faktoren bei der Umfrage in der Landesverwaltung NRW erhoben 
werden. 


4.5.10 Kostenrechnung 


Der Kostenrechnung wird eine Schlüsselrolle im Modernisierungsprozess zugeschrie- 
ben, da durch sie die sinnvollere Nutzung vieler NPM-Instrumente möglich ist. So 
stellt das Instrument vielfach die Grundlage für die outputorientierte Budgetierung, für 
ausgewogene Zielvereinbarungen und für ein umfassendes Benchmarking dar.” Häu- 
fig wird die Kostenrechnung auch gemeinsam mit der Leistungsrechnung als KLR be- 
trachtet, allerdings lassen sich diese beiden Zweige inhaltlich gut voneinander trennen, 
so dass diese Einzelbetrachtung auch Gegenstand der vorliegenden Arbeit sein soll. 


Die Kostenrechnung ist ein Führungsinstrument, um strukturierte und monetarisierte 
Kosteninformationen der Verwaltung zu ermitteln. Diese Informationen zum Ressour- 
cenverbrauch gehen über den reinen Geldverbrauch hinaus. Dabei orientiert sich die 
Kostenrechnung im Wesentlichen an den privatwirtschaftlichen Modellen, unterschei- 
det sich allerdings in Teilbereichen, darunter durch das sehr heterogene Produktions- 
programm oder durch das Überwiegen von Gemeinkosten zu Lasten der Einzelkos- 
ten.’ Grundsätzlich werden mit der Einführung einer Kostenrechnung in der öffentli- 


52 Vgl. Wegener, A. (2004), S. 255. 

53 Vgl. Bademer, S. von (2005a), S. 451. 

54 Besonders gut eignet sich Benchmarking daher bei Vergleichen von ähnlichen Behörden, standar- 
disierten Prozessen oder als Wettbewerbssurrogat, wenn eine Verwaltung nicht im Wettbewerb 
steht. 

55 Eine gute Übersicht auch noch weiterer Reformelemente mit ihrem jeweiligen Unterstützungsbe- 
darf durch die Kosten- als auch durch die Leistungsrechnung bietet Buchholtz, K. (2001), S. 94 ff. 

5% Vgl. Vogel, R. (2006), S. 446. 
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chen Verwaltung unterschiedliche Ziele verfolgt. Im Mittelpunkt steht dabei die Schaf- 
fung von Kostentransparenz. Die eingesetzten Ressourcen sollen mit dem Instrument 
möglichst genau erfasst und zugeordnet werden, um auf dieser Grundlage Aussagen 
über die Kosten von Produkten zu ermöglichen. Alleine diese Offenlegung der Kosten 
für bestimmte Leistungen kann zu Verhaltensänderungen führen und wird zusätzlich 
oftmals als Rechtfertigungs- oder Legitimationsinstrument auch gegenüber Verwal- 
tungsexternen benutzt.” Zudem eignet sich die Kostenrechnung zur Kontrolle der 
Wirtschaftlichkeit. Hierzu lassen sich Kosteneinsparpotenziale insbesondere im Ver- 
gleich der tatsächlichen Kosten mit den zuvor geplanten Kosten feststellen und analy- 
sieren. Ein weiteres Ziel, das mit dem Instrument verfolgt wird, ist die Planung und 
Steuerung der betrieblichen Zusammenhänge und Prozesse’”, hierfür werden dem 
Verwaltungsmanagement entscheidungsorientierte Kostendaten zur Verfügung ge- 
stellt. Auch wird auf Grundlage der Kostenrechnung die Kalkulation von Gebühren 
und Verrechnungssätzen ermöglicht.” 


Die Kostenrechnung lässt sich in drei miteinander verbundene Einzelrechnungen zer- 
legen (siehe dazu Abbildung 17). Die Basis bildet die Kostenartenrechnung, mit der 
die in einer Abrechnungsperiode verursachten Kosten in Abhängigkeit von der Struk- 
tur des Verbrauchs gegliedert werden sollen. Grundlegend lassen sich dabei Personal-, 
Sach- und kalkulatorische Kosten unterscheiden. Die Kostenstellenrechnung bildet den 
Ort der Kostenentstehung ab, somit wird eine Steuerung der Kosten in den jeweiligen 
Verantwortungsbereichen und eine Zuordnung zu den Verantwortlichen ermöglicht. 
Die Kostenträgerrechnung schließlich dient der Zurechnung der Kosten auf die Leis- 
tungen, die den Werteverzehr verursacht haben.°” Dabei sollten die gebildeten Kosten- 
träger möglichst den Produkten entsprechen oder sollten aus diesen unkompliziert er- 
mittelt werden können, sofern beide Instrumente eingesetzt werden. 


57 Vgl, Prase, O. (2005), S. 5; Fischer, E./Weber, J./Hunold, C. (2002), S. 53. 

58 Um die Kosten der betrieblichen Abläufe genauer zu erfassen, bietet sich die Einführung einer 
Prozesskostenrechnung an, die auf den Daten der Kostenrechnung aufbaut. Vgl. dazu bspw. Rich- 
ter, M. (2000), S. 95 ff. oder Zimmermann, G. (1993), S. 178 ff. 

5 Vgl. Bachmann, P. (2004), S. 52 f.; Gerhards, R. (2001), S. 16 f. 

6 Vgl. Berens, W./Bücker, H.-H./Finken, T. (1998), S. 376 ff. 
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Kostenerfassung Kostenverrechnung 


=n _Kostenstellen- 
en schnung 
Kostenarten- seni 


. Einzelkosten -o . | 


Abbildung 17: Übersicht Kostenrechnung” 


Bei dem entstehenden Aufwand, der durch die Definition der Kostenstellen und -träger 
sowie durch die Abbildung in einer Software und die dortige Berücksichtigung behör- 
denindividueller Anpassungen anfällt, ist zu berücksichtigen, dass das Instrument sel- 
ber nach Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten wirtschaftlich bleiben muss. Obwohl Ver- 
bundprodukte vorhanden sind und vielfältige Leistungsverflechtungen im öffentlichen 
Sektor gegeben sind, sollte weniger die perfekte Lösung angestrebt werden, sondern 
eher eine für die Verwaltung vernünftige Lösung, die dann zu einem späteren Zeit- 
punkt weiter ausgebaut werden kann. Problematisch sind auch die Erfassungswider- 
stände auf Seiten der Mitarbeiter, die auch aus Ängsten vor einer zu großen Transpa- 
renz und zusätzlichem Aufwand entstehen können.” Um diesem Problem entgegen- 
zuwirken, bietet es sich an, die Mitarbeiter mit verschiedenen Maßnahmen über die 
Ziele und die Vorteile der Kostenrechnung aufzuklären. Zudem muss die Unterstüt- 
zung der Verwaltungsführung frühzeitig deutlich gemacht werden.“ Sofern Verglei- 
che zwischen verschiedenen Verwaltungen in Bezug auf die ausgewiesenen Kosten 
hergestellt werden sollen, muss eine Standardisierung der Kostenrechnung stattfinden. 
Ansonsten besteht das Problem, dass die Vergleichbarkeit stark eingeschränkt ist, da 
jeweils unterschiedliche Kosten einbezogen werden.“ Überdies ist es systemimma- 


6! In Anlehnung an Schweitzer, M./Küpper, H.-U. (2003), S. 51. 

602 Vgl. dazu Kapitel 4.6.3. 

60 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 446. 

6% Vgl. Adamaschek, B. (2005), S. 363; Promberger, K./Koler, D./Koschar, D. (2005), S. 43. 
605 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 176. 
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nent, dass dieses Instrument nur vergangenheitsorientierte Daten liefern kann und an- 
hand dieser Daten zukünftige Entscheidungen getroffen werden müssen.‘ Eine reine 
Kostenrechnung hat darüber hinaus das Problem, ohne die Ergänzung der Leistungsda- 
ten keine aussagefähigen Ergebnisse zu liefern, das soll mit der Ergänzung um eine 
Leistungsrechnung erreicht werden. 


Durch die größere Transparenz, die Abbildung von Zusammenhängen und die Bereit- 
stellung von Daten zur Entscheidungsvorbereitung lassen sich trotz des hohen Imple- 
mentierungsaufwandes, aber auch trotz der dafür benötigten laufenden Ressourcen 
positive Effizienz- sowie durchaus auch Effektivitätsergebnisse erwarten. Dabei muss 
ein sehr komplexes System nicht unbedingt bessere Ergebnisse versprechen, wohinge- 
gen eine hohe Einsatzintensität einen positiven Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit er- 
warten lässt.°” Erleichtert wird der Einsatz der Kostenrechnung bei standardisierten 
Produkten. 


4.5.11 Leistungsrechnung und -analyse 


Eine ausschließliche Orientierung an den Kosten greift in Bezug auf die mit der Ver- 
waltungsmodernisierung verfolgten Ziele zu kurz. Das zeigt sich auch daran, dass in 
der Vergangenheit Effizienzvorteile oftmals nicht nur durch Kosteneinsparungen er- 
bracht wurden, sondern auch durch eine Verringerung der zu erbringenden Leistung. 
Daher sollten die Ergebnisse der Kostenrechnung immer begleitet werden von der Ori- 
entierung an den Leistungszielen.‘ Die zuvor über die Kostenrechnung erhobenen 
Input-Daten können damit ins Verhältnis zu den Outputs gesetzt werden und somit die 
Ermittlung der Wirtschaftlichkeit ermöglichen, zudem ist die Dokumentation der Mit- 
telverwendung möglich. Ein Schwergewicht liegt dabei auf der Analyse der Leistun- 
gen; denn es ist nicht nur notwendig, die Werte und Kennzahlen zu erheben, sondern 
auch die Leistungen sind hinsichtlich ihrer Besonderheiten genauer zu analysieren, um 
auf dieser Grundlage Entscheidungen treffen zu können. Unter der Leistungsrechnung 
und -analyse soll demnach die „periodenbezogene, nach Leistungsarten differenzierte 
Erfassung der Leistungen in Zeit-, Mengen- und Qualitätsgrößen‘“ verstanden werden, 
um dadurch eine Planung und Kontrolle der Leistungen vornehmen zu können, aber 
ggf. auch gegensteuernde Maßnahmen ergreifen zu können.“ 


6% Eine Plankostenrechnung integriert allerdings auch zukünftige Perioden in die Kostenrechnung. 
607 Vgl. Fischer, E./Weber, J./Hunold, C. (2002), S. 54. 

68 Vgl. Arthur D. Little (1997), S. 72. 

© Richter, M. (2000), S. 83. 
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Ein wesentliches Ziel dieser Rechnung ist die Schaffung einer größeren Transparenz 
der Leistungserbringung. Dazu sollten in der gesamten Verwaltung die erstellten Er- 
gebnisse zumindest quantitativ erfasst werden, und diese Daten sind im Anschluss dar- 
an systematisch auszuwerten. Es lassen sich dadurch Aussagen über die Kosten eines 
einzelnen Produktes auch im Vergleich mit anderen treffen.” Diese entstehende 
Transparenz ist notwendig, da kein Markt für Verwaltungsleistungen besteht und 
demnach den Kosten in der Regel keine in Geldeinheiten ausgedrückten Leistungen 
gegenüberstehen. Es werden Nebenrechnungen mit Bewertungskriterien benötigt, um 
den Output zumindest im Vergleich zum Input bewertbar zu machen. Ein weiteres 
wichtiges Ziel, das mit der Leistungsrechnung angestrebt wird, ist die Effizienzermitt- 
lung. Sie kann durch Zeit-, Behörden- oder Soll-Ist-Vergleiche durchgeführt werden." 
Die Leistungen stehen immer auch im Zusammenhang mit der übergeordneten Strate- 
gie und den Gesamtzielen der Verwaltung. Die Einzelleistungen dienen somit der Er- 
füllung der vorgegebenen Ziele. Ist der Zielerreichungsgrad als erwünschte Wirkung 
durch die Leistungen definiert, wird bisweilen sogar von einer Wirkungsrechnung ge- 


sprochen‘'?.° 


Vor dem Aufbau der Leistungsrechnung sollten die Produkte oder Leistungen, die be- 
urteilt werden sollen, genau beschrieben und abgegrenzt werden. Um die Leistungen 
nach der Zeit, der Menge und insbesondere auch nach der Qualität beurteilen zu kön- 
nen, wird eine Leistungsmessung benötigt. Allerdings ist in diesem Zusammenhang zu 
beachten, dass sich Verwaltungsleistungen vor allem durch viele externe Effekte, die 
Langfristigkeit der Wirkungen und große Messbarkeitsprobleme auszeichnen. Dadurch 
wird die monetäre Bewertung der erstellten und abgegebenen Leistungen häufig ver- 
hindert. Alternativ kommen Messkriterien und Indikatoren zur Ermittlung des Output- 
nutzens zum Einsatz. Während Kennzahlen und Messgrößen präzise angegeben wer- 
den können, sind Indikatoren weniger exakt. Bei der Auswahl solcher Kriterien ist auf 
die Ermittelbarkeit, die Wirtschaftlichkeit, die Objektivität und die Relevanz für die 
Zielerreichung zu achten.°'* Durch die Verwendung solcher Indikatoren kann aller- 
dings die Aussagekraft der Ergebnisse eingeschränkt sein. Wie schon bei der Kosten- 
rechnung taucht auch hier das Problem auf, dass die resultierende Leistungstranspa- 
renz nicht von allen Mitarbeitern gern gesehen wird. Daher sollten den Beschäftigten 


sg Vgl. Proeller, 1./Schedler, K. (2006), S. 180. 

sll Vgl. Vogel, R. (2006), S. 447. 

612 Diese Vorgehensweise soll im Rahmen der vorliegenden Arbeit allerdings nicht weiter verfolgt 
werden und eine Trennung zwischen outputorientierter Leistungs- und outcomeorientierter Wir- 
kungsrechnung vorgenommen werden. Dennoch sollte auch schon im Rahmen der Leistungsanaly- 
se der Kundennutzen ausreichend berücksichtigt werden, und somit ist die Leistungsrechnung eher 
als Grundlage der Wirkungsrechnung zu verstehen. Vgl. dazu auch Kapitel 4.5.13. 

63 Vgl. Horvath, R. (2000), S. 38; Speier-Werner, P. (2006), S. 66. 

644 Vgl. Goldbach, A. (2003), S. 124 ff.; Keller, M. (1995), S. 380. 
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schon frühzeitig die Vorteile plausibel gemacht werden, um deren Unterstützung und 
Mitwirkung zu erhalten.‘ 


Ähnlich wie die Kostenrechnung ist auch die Leistungsrechnung mit großem Einfüh- 
rungsaufwand und zudem mit einer fortwährenden Ressourcenbeanspruchung verbun- 
den. Zwar sind hierbei oftmals die Produkte schon bekannt, aber die Messung der Zie- 
le und der eigentlichen Verwaltungsleistungen ist ein anspruchsvoller und zeitaufwen- 
diger Prozess, sofern solche Daten nicht über bestehende Systeme geliefert werden 
können. Grundsätzlich lassen sich durch den Input-Output-Vergleich und durch eine 
verbesserte Zielorientierung sowohl positive Effizienz- als auch Effektivitätswirkun- 
gen erwarten. Es ist allerdings zu beachten, dass durch die eigentliche Leistungsrech- 
nung gemeinsam mit der Kostenrechnung häufig keine Aussagen über die Effektivität, 
also über die Richtigkeit und Wirksamkeit der Leistungserfüllung gemacht werden 
können, es können im Idealfall nur Indikatoren gefunden werden, die Hinweise darauf 
zulassen.‘'° 


4.5.12 Berichtswesen 


Erst durch die entsprechende Aufbereitung der Daten aus der KLR, der Wirkungsrech- 
nung, den Zielvereinbarungen oder der Budgetierung in einem klar strukturierten und 
kennzahlengestützten Berichtswesen entstehen für die Verwaltung und die Politik ent- 
scheidungsrelevante Ergebnisse (siehe dazu auch Abbildung 18). Damit bildet das Be- 
richtswesen eine, zumeist von den Controllern ausgefüllte Schnittstelle zwischen den 
verfügbaren Informationsquellen und den Nutzern der Informationen.‘ Das Berichts- 
wesen ist demnach ein grundlegendes Element zur Verbesserung der Zielerreichung, 
da mit einer zeitnahen, empfängerorientierten und angemessen formulierten Berichts- 
struktur ein Überblick über den Zielerreichungsgrad verschafft und somit eine effekti- 
ve (Selbst-) Steuerung unterstützt wird.°'® Empfängerorientiert sind Berichte insbeson- 
dere dann, wenn das „Prinzip der stufenförmigen Verdichtung“ eingehalten wird, nach 
dem die Informationen, die höheren Hierarchiestufen zur Verfügung gestellt werden. 
Sie sollten in diesem Sinne deutlich verdichteter sein, um damit den Blick auf die we- 
sentlichen Informationen zu lenken.‘ 


65 Vgl. Richter, M. (2000), S. 89 f. 

616 Vgl. Adamaschek, B. (2005), S. 366. 
67 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 68. 
618 Vgl. Klingebiel, N. (1997), S. 643. 
61? Vgl, Prase, O. (2005), S. 7. 
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Steuerung 


Zielsystem 


A Regelung 


Budgetierungs- Zielvereinbarungs- 
system system 


Ausgewogenes Berichtswesen 


Abbildung 18: Das Berichtswesen als Grundlage der Informationsversorgung‘” 


Bei dem Aufbau eines Berichtswesens muss zunächst festgelegt werden, welche Ziele 
mit dem Instrument verfolgt werden und welche Informationen wer, wann und in wel- 
cher Form erhält. Der wesentliche Anspruch dabei ist die Komplexitätsreduktion, wo- 
bei dennoch alle wichtigen und neuen Informationen“! enthalten sein sollten.” Das 
Berichtswesen kann zum einen eher behördenintern zur Prozesssteuerung ausgerichtet 
sein. Hierbei sollen die Entscheidungsträger der Verwaltung kontinuierlich mit aktuel- 
len und entscheidungsrelevanten Daten versorgt werden. Zum anderen kann das Be- 
richtswesen auch mehr extern orientiert sein. Dort steht die Reportingfunktion im Mit- 
telpunkt; sie dient der Planung und der Aufsicht, aber auch der Legitimation und der 
Dokumentation des Verwaltungshandelns. Adressaten können z.B. die zuständige 
Aufsicht, das Ministerium oder die Regierung und bisweilen auch die Öffentlichkeit 
sein.’ Neben den Adressaten kann auch hinsichtlich der Berichtsarten unterschieden 
werden: Die Standardberichte bilden die Basis des Instruments. Sie sind inhaltlich, in 


620 in Anlehnung an Hoffjan (1998), S. 161; Mosiek, T./Preuß, A. (2004), S. 153 und Röhrig, A. 
(2008), S. 53. 

62! Eine Möglichkeit, um die Vielzahl unterschiedlicher Informationen zu strukturieren und Kernin- 
formationen herauszufiltern, ist die Integration von Kennzahlensystemen in die Berichte. Dabei 
werden die Kennzahlen als quantitative Daten, die aus zahlenmäßigen Verdichtungen von be- 
triebswirtschaftlichen Sachverhalten entstanden sind, sachlich zweckmäßig und ausgewogen zu- 
einander in Beziehung gesetzt, um somit an Aussagekraft zu gewinnen. Vgl. Thom, N./Ritz, A. 
(2006), S. 180 f. 

622 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 176. 

623 Vgl. Blanke, B. et al. (2005), S. 127 f. 
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ihrer Form und vom Erscheinungstermin präzise festgelegt, erfordern aber vom Emp- 
fänger einen gewissen Interpretationsaufwand. Abweichungsberichte werden bei der 
Überschreitung von Toleranzwerten situationsspezifisch erstellt, um frühzeitig gegen- 
steuern zu können. Spezialberichte sind ebenfalls nicht an regelmäßige Erscheinungs- 
zeitpunkte geknüpft und dienen zur Klärung spezieller Informationsbedürfnisse, daher 
sind sie hochgradig empfängerorientiert.‘* 


Aus einem Bericht an sich erfolgt noch keine Steuerungswirkung, sondern die produ- 
zierten Daten und Berichte müssen in der Regel zunächst einmal interpretiert werden 
und auf eine spezifische Handlungsoption bezogen werden, bevor daraus Konsequen- 
zen abgeleitet werden können.‘ Schwachstellen dieses Instrumentes sind nicht nur die 
gelieferten Zahlen; denn die Qualität der Berichte orientiert sich nicht nur an dem zur 
Verfügung stehenden Zahlenmaterial, sondern es müssen auch ungeeignete Verglei- 
che, Zahlenfriedhöfe, fehlende Termineinhaltungen und die Priorisierung des „kleinen 
Dienstwegs“ zur Informationsverbreitung verhindert werden. Dies kann durch eine 
empfängerindividuelle Aufbereitung der Informationen am besten gelingen.” Werden 
viele unterschiedliche Berichtsvarianten verlangt, die sich überwiegend nicht direkt 
aus dem EDV-System ergeben, ist mit einem hohen, ansonsten mit einem mittleren 
Kostenfaktor für das Instrument zu rechnen. Das System selber bietet die Möglichkeit, 
Informationen so darzustellen, dass damit - trotz der nicht direkt vorhandenen Steue- 
rungsmöglichkeit - eine vermehrte Effizienz und Effektivität erreicht werden kann. Da 
Berichte wegen der leichteren Ermittelbarkeit vielfach einen Schwerpunkt auf die In- 
puts und Outputs legen, ist zu erwarten, dass insgesamt die positiven Ergebnisse im 
Bereich der Wirtschaftlichkeit leicht überwiegen. 


4.5.13 Wirkungsrechnung 


Trotz des Einsatzes vielfältiger Instrumente im Rahmen der NPM-Reformen steht die 
Effektivität des Politik- und Verwaltungshandelns und somit auch der Zielerrei- 
chungsgrad bislang noch zu selten im Mittelpunkt der Verwaltungsmodernisierung.’ 
Abhilfe versucht die Wirkungsrechnung zu schaffen. Hierbei handelt es sich um ein 
Instrument zur Messung, Analyse und Bewertung der ausgelösten Wirkungen von 
Verwaltungsleistungen. Durch die Wirkungsrechnung soll der Nutzen dieser Leistun- 
gen in die Planung, Steuerung und die Kontrolle des Verwaltungshandelns integriert 


624 Vgl. Promberger, K./Bernhard, J./Niederkofler, C. (2006), S. 20. 
625 Vgl. Bogumil, J. (2004), S. 394. 

626 Vgl. Busch, V. (2005), S. 114. 

67 Vgl. Berens, W. et al. (2004), S. 323. 
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werden.” Der Ansatz geht damit über die Feststellungen der reinen Outputs hinaus, 
indem explizit an der Outcome-Ebene angesetzt wird. Gerade für die Politik ist das 
Erreichen oder Nicht-Erreichen der übergeordneten politischen Zielvorgaben, die zu- 
meist als erwünschte Wirkungen definiert werden, entscheidend. Die Outputs gelten 
somit lediglich als Zwischenziele auf dem Weg, die gesellschaftlichen Auswirkungen 
zu ermitteln.‘ 


Mit der Wirkungsrechnung soll in letzter Konsequenz erreicht werden, dass die Politik 
der Verwaltung nur noch die Wirkungsziele vorgibt und die Verwaltung als ausfüh- 
rende Ebene für die Auswahl der geeigneten Maßnahmen, Programme und Produkte 
zuständig ist. Die KLR wird durch dieses Instrument um Aspekte ergänzt werden, 
die Auswirkungen und die erreichte Effektivität der Organisation sowohl nach innen 
wie auch nach außen aufzeigen, um aus diesen Ergebnissen Handlungsbedarfe ableiten 
zu können. Dafür sind allerdings eine übergreifende Strategie und definierte, möglichst 
operationalisierte Ziele unabdingbar, da ansonsten keine Zielerreichungsgrade ermit- 
telt werden können.“ Jedoch müssen nicht nur die erwünschten, sondern auch die un- 
erwünschten Wirkungen der Programme betrachtet werden. Darüber hinaus sollten 
neben den gesamtgesellschaftlichen Outcomes auch die leistungsempfängerbezogenen 
Wirkungen (Impacts) in eine solche Analyse einbezogen werden.‘ Insgesamt besteht 
bei der Wirkungsrechnung die Herausforderung, trotz komplexer Prozesse im Bereich 
des Verwaltungshandelns die Beiträge einzelner Verwaltungsleistungen möglichst iso- 
liert einer Bewertung zugänglich zu machen.” 


Auch bei der Wirkungsrechnung sind wie bei der Leistungsrechnung Indikatoren zu 
verwenden. Dabei reicht regelmäßig ein Indikator nicht aus, um die Auswirkungen 
angemessen beurteilen zu können. Ferner sollten auch subjektive Indikatoren zur Er- 
mittlung persönlicher Wertschätzungen, bspw. von Kunden, zumindest periodisch ein- 
gesetzt werden.‘ Der Einstieg in diese Rechnung kann schrittweise erfolgen. Es ist 
daher nicht zwingend notwendig, schon zu Beginn über ein umfassendes, analytisches 
Messsystem zu verfügen. Erste Erkenntnisse lassen sich schon dadurch erzielen, dass 
die Beteiligten zunächst eine Beschreibung der Wirkungsziele vornehmen. Auch die 
Formulierung von qualitativen Kausalhypothesen kann zu Fortschritten hinsichtlich 


62! Vgl. Haiber, T. (1997), S. 117; Richter, M. (2000), S. 99. 

6% Vgl. Bühler, B. (2002), S. 274. 

6&0 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 72. 

6&1 Vgl. Deckert, R./Schmid, A. (2003), S. 22. 

6&2 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 180. 

6&3 Vgl. Mosiek, T. et al. (2003), S. 27 f. 

6t Die verwendeten Indikatoren müssen gewissen Ansprüchen genügen. Sie sollten valide, zeitlich 
beständig, objektiv und vor allem auch wirtschaftlich ermittelbar sein. Dabei stehen sich diese An- 
forderungen teilweise konfliktär gegenüber und sind nicht immer vollständig zu erfüllen. Vgl. 
Richter, M. (2000), S. 101 f. 
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der Effektivität führen.‘ Da sich die im Ergebnis ergebende Wirksamkeit des Verwal- 
tungshandelns allerdings definitionsgemäß an den gemachten Zielvorgaben ausrichtet 
und zudem auch das zu erbringende Leistungsprogramm noch sehr von der Politik 
mitbestimmt wird, hat bislang nicht ausschließlich die Verwaltung die Verantwortung 
für die Ergebnisse zu tragen.°* 


Die größten Probleme ergeben sich im Nachweis von gültigen Ursache-Wirkungsbe- 
ziehungen, denn diese lassen sich oftmals nur durch hohen Forschungsaufwand oder 
sogar überhaupt nicht bestimmen. Vielfach stellen sich Wirkungen erst langfristig ein 
und entziehen sich damit einer kurzfristigen Messung.°” Auch wird von politischer 
Ebene eine größere Transparenz über die Zielerreichung bei den grundsätzlichen Zie- 
len bisweilen gar nicht gewünscht, weil das zu einer Angreifbarkeit und einem Recht- 
fertigungsdruck gegenüber den Bürgern führen kann. Darüber hinaus macht das In- 
strument eine umfassende Vorgehensweise notwendig, die neben der Kontrolle auch 
die veränderte Steuerungslogik einschließt, und muss somit als sehr aufwendig in Be- 
zug auf die Einführung bezeichnet werden.“ Grundsätzlich lassen sich dafür bei einer 
so ausgebauten und kontinuierlich weiterentwickelten Wirkungsrechnung sehr positive 
Effekte erwarten. Dabei sollten angesichts der Zielsetzungen die effektivitätsbezoge- 
nen Auswirkungen überwiegen. Die Anwendung richtet sich dabei angesichts der zu 
messenden gesellschaftlichen Wirkungen insbesondere an Verwaltungen mit externem 
Kundenkontakt. 


4.5.14 Qualitätsmanagement 


Der Qualitätsdruck im öffentlichen Sektor steigt; das gilt mittlerweile auch für Berei- 
che, die nicht im direkten Wettbewerb stehen. Daher sollte die Qualität von Leistungen 
nicht erst am Prozessende überprüft werden, sondern möglichst frühzeitig sind die Ab- 
läufe und Produkte zu optimieren, wofür ein durchgängiges Qualitätsmanagement be- 
nötigt wird.” Dieses Instrument kann definiert werden als alle aufeinander abge- 
stimmten Tätigkeiten, die zur Leistung und Lenkung einer Organisation bezüglich 
Qualität benötigt werden. Die Grundlage dafür ist eine Steigerung der Kunden- und 
Mitarbeiterzufriedenheit, der Wirtschaftlichkeit und der Umsetzungskonformität der 


65 Vgl. Berens, W. et al. (2004), S. 335. 

636 Vgl. Richter, M. (2000), S. 103. 

67 Dieses Problem betrifft auch die verwendeten Indikatoren(-Systeme), die regelmäßig eingesetzt 
werden, sofern sich die Wirkungen nicht über Kennzahlen und Messgrößen erfassen lassen. Sie 
können ebenfalls nicht die gesamte Komplexität erfassen und laufen damit Gefahr, die Realität zu 
sehr zu vereinfachen. Vgl. Buschor, E. (1993), S. 17. 

@® Vgl. Bühler, B. (2002), S. 274. 

69 Vgl. Banner, G. (1994), S. 10. Bisweilen wird bei einem umfassendes Qualitätsmanagement auch 
vom Total Quality Management (TQM) gesprochen. Siehe dazu auch Kudo, H. (2002), S. 94 ff. 
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im Vorfeld definierten Leistungen.“ Mit Hilfe des Qualitätsmanagements sollen dem- 
nach nicht nur Faktoren festgestellt werden, sondern diejenigen auch einer besonderen 
Bearbeitung zugänglich gemacht werden, die einen Einfluss auf die Qualität einer Or- 
ganisation haben. Gewisse Überschneidungen können sich dabei zur Leistungsrech- 
nung und -analyse ergeben, allerdings ist das Qualitätsmanagement kontinuierlicher 
angelegt und insgesamt durch die Integration von systemischen, strukturellen und kul- 
turellen Aspekten deutlich breiter ausgerichtet.“ 


Für die öffentliche Verwaltung sind grundsätzlich zwei Ansätze für die Einführung 
eines Qualitätsmanagements möglich. Zum einen können nur einzelne Instrumente im 
Sinne von Partiallösungen eingeführt werden, dazu kann bspw. die Verankerung der 
kundenbezogenen Qualität im Leitbild oder die Implementierung von Kunden- oder 
Mitarbeiterbefragungen eingesetzt werden. Zum anderen kann ein ganzheitlicher An- 
satz verfolgt werden. Hierbei erfolgt die Verknüpfung mit bereits vorhandenen bzw. 
geplanten Modernisierungsinstrumenten, zudem wird damit der bisweilen zu sehr be- 
triebswirtschaftlichen Ausrichtung entgegengewirkt. Diese umfassende Sichtweise 
eines Qualitätsmanagements soll Gegenstand dieser Arbeit sein.“ Durch diese ganz- 
heitliche Sicht soll eine Ausrichtung auf die Kunden“ und auf die weiteren An- 
spruchsgruppen für effizientere interne Abläufe sorgen. Zudem sollen definierte Stan- 
dards eine vermehrte Transparenz nach außen sicherstellen, um damit eine Steigerung 
der Produkt- und Dienstleistungsqualität zu ermöglichen.“ 


Es gibt für den öffentlichen Sektor eine Reihe umfassender Ansätze zur Ausführung 
und Steuerung der Qualität. Dabei ist zunächst die DIN EN ISO 9000-Reihe zu nen- 
nen. Sie enthält Verfahrensnormen zu Abläufen, Merkmalen und Eigenschaften, um 
damit eine Absicherung im Sinne einer Zertifizierung des Qualitätsmanagements in 
Organisationen zu liefern. Eine Zufriedenheit der Kunden ist bei diesem Ansatz keine 
grundlegende Eigenschaft für Qualität.“ Ein Ansatz, der nicht nur die Kunden, son- 
dern zusätzlich noch Partnerschaften und gesellschaftsorientierte Ergebnisse integriert, 
ist das Modell der European Foundation of Quality Management (EFQM). Hier wer- 


0 Vgl. Kamiske, G./Brauer, J.-P. (2002), S. 6 f. 

6 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 451. 

62 Die Instrumente eines insularen Ansatzes, wie die bereits erwähnten Leitbilder sowie die Kunden- 
und Mitarbeiterbefragungen, aber auch ein Beschwerdemanagement, die Prozessoptimierungen 
oder die Leistungsanalyse sind als Einzelinstrumente ohnehin bereits Gegenstand der Befragung 
und sollen deshalb hier nicht gesondert abgefragt werden. 

68 Dabei kann die Betrachtung der Qualität auch bei hoheitlichen Aufgaben ansetzen. Siehe dazu 
ausführlicher Keller, M. (1995), S. 383. 

#4 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 452. 

5 Vgl. Löffler, E. (1998), S. 72. 


Konzept der Reformevaluation in der Landesverwaltung NRW 139 


den die Befähiger als Potenzialfaktoren und die sich daraus ergebenden Ergebnisse“ 
unterschieden. Beide Kriterienkategorien fließen jeweils hälftig in die Gesamtbewer- 
tung ein mit dem Ziel, eine herausragende Qualität zu erreichen. Allerdings bedürfen 
gerade die Ergebnis-Kriterien einer speziellen Anpassung auf den öffentlichen Sektor. 
Daher wurde auf der Basis des EFQM mit dem Common Assessment Framework“ 
(CAF) ein etwas weniger komplexer Ansatz entwickelt, der auf die spezifischen Be- 
dürfnisse der öffentlichen Verwaltungen zugeschnitten ist. Grundlage bildet bei die- 
sem Ansatz eine Selbstbewertung, wie sie auch beim EFQM möglich ist. Diese Ein- 
schätzung ermöglicht nicht nur die eigenständige Beurteilung der Qualität der Leistun- 
gen, sondern soll gleichzeitig ein Verständnis für das ganzheitliche Vorgehen schaffen 
und kann somit helfen, das Instrument einzuführen.“ Weil es sich beim Qualitätsma- 
nagement oftmals um umfangreiche Kennzahlensysteme handelt, bei denen vielfältige 
Interdependenzen zwischen unterschiedlichen Zielen vorliegen, wird auch die BSC in 
diesem Bereich eingesetzt. Neben den finanziellen Kennzahlen lassen sich dabei auch 
Daten zu Mitarbeitern, Kunden und der internen Prozesse integrieren und zur Steue- 
rung der Qualität verwenden.’ 


Gemäß dem umfassenden Verständnis des Qualitätsmanagements kann der Prozess in 
mehrere Phasen eingeteilt werden, die bei allen erwähnten Ansätzen regelmäßig in 
ähnlicher Form durchlaufen werden.‘ Begonnen wird mit der Phase der Qualitätspla- 
nung, bei der Ziele und Anforderungen an die Qualität festgelegt werden. Im Mittel- 
punkt stehen dabei die Kunden und die Vorgaben von übergeordneten Einheiten, 
bspw. eines Ministeriums. Auf diesen Ergebnissen baut die Oualitätssteuerung auf. 
Hierunter fallen Maßnahmen, die sich auf die Mitarbeiter, die Kultur und die Organi- 
sation beziehen und die Erfüllung der Qualitätsziele sicherstellen sollen. Bei der Oua- 
litätsprüfung werden die Ansprüche aller Anspruchsgruppen insbesondere der Leis- 
tungsempfänger erfasst und den erreichten Anforderungen gegenüber gestellt. Mit der 
Oualitätssicherung soll schließlich das Vertrauen geschaffen werden, dass die Einheit 
die Qualitätsanforderungen erfüllt. Das kann durch eine institutionelle Qualitätszertifi- 


64 Die Befähiger-Kriterien sind Führung, Mitarbeiter, Politik und Strategie, Partnerschaften und Res- 
sourcen sowie die Prozesse. Zu den Ergebnis-Kriterien gehören mitarbeiter-, kunden- und gesell- 
schaftsbezogene Ergebnisse, zudem die Schlüsselergebnisse. Vgl. dazu ausführlicher Felix, J. 
(2003), S. 64 ff. 

7 Für eine genauere Darstellung des CAF-Modells vgl. Stein, A. (2007), S. 17 ff., Hartmann, J. 
(2005), S. 27 ff. oder Felix, J. (2003), S. 67 f. 

® Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 90 ff. . 

6 Vgl. zur BSC u.a. Kaplan, R./Norton, D. (1992), S. 71 ff.; Ösze, D. (2000), S. 75 ff. und Berens, 
W./Karlowitsch, M./Mertes, M. (2000), S. 23 ff. 

65 Vgl. hierzu und im Folgenden Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 189 f. 
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zierung, Qualitätswettbewerbe und eine interne wie externe Kommunikation der Er- 
gebnisse sichergestellt werden.” 


Problematisch ist bei diesem Konzept, dass es nicht ausreicht, sich einmal zertifizieren 
zu lassen oder einmal eine Selbstbewertung vorzunehmen, sondern dass es sich dabei 
um eine ständige Führungs- und Managementaufgabe handelt, bei der identifizierte 
Verbesserungen auch zeitnah umgesetzt werden sollten.°” Neben dem relativ großen 
Implementierungsaufwand ist auch die Messung der Qualität schwierig, da auch hier 
häufig auf Indikatoren zurückgegriffen werden muss. Zudem basieren die Konzepte 
vielfach auf einer relativ einseitigen, auf die individuellen Kundenbedürfnisse ausge- 
richtete Betrachtung der Leistungserstellung. Das kann mitunter zu einer Vernachläs- 
sigung der gesellschaftlich-politischen Qualitätsdimension führen.‘ Da sich bislang 
kein Qualitätskonzept als übergreifend anerkannt herausgestellt hat, herrscht nach wie 
vor in der öffentlichen Verwaltung ein Nebeneinander verschiedener Ansätze.‘ Dies 
führt allerdings auch zu einer eingeschränkten Vergleichbarkeit von Behörden mit un- 
terschiedlichen Konzepten.‘ Die Erfahrungen aus vielen Projekten zum Qualitätsma- 
nagement sind durchaus viel versprechend‘”, so dass von insgesamt sehr positiven Er- 
gebnissen auszugehen ist, gerade hinsichtlich der Effektivität sind große Verbesserun- 
gen zu erwarten. 


4.5.15 Prozessanalysen und -optimierung 


Im Rahmen der klassischen Analyse von Verwaltungen steht die Aufbauorganisation 
im Mittelpunkt, während die ganzheitliche Betrachtung der Abläufe nicht stattfindet. 
Eine Orientierung an den Gedanken des NPM verlangt allerdings eine stärkere Be- 
trachtung der Wünsche und Bedürfnisse der Bürger; damit stehen die Prozesse bei der 
organisatorischen Betrachtung vermehrt im Vordergrund.‘ Man spricht dabei von 
Prozessanalysen und -optimierungen bzw. vom Prozessmanagement.°”° Darunter soll 


651 Alternativ zu den hier vorgestellten Bezeichnungen für die einzelnen Phasen wird auch vom 
PDCA-Zyklus zur kontinuierlichen Verbesserung der Qualität gesprochen. Die einzelnen Phasen 
heißen dann „Plan“ (planen), „Do“ (ausführen), „Check“ (überprüfen) und „Act“ (verbessern). 
Vgl. u.a. Bruhn, M. (2006), S. 33. 

652 Vgl. Bademer, S. von (2005b), S. 453. 

63 Vgl. Felix, J. (2003), S. 73 ff. 

654 Vgl. Hill, H. (1999), S. 799. 

° Vor diesem Hintergrund soll auch mittels der Umfrage erhoben werden, welche Ansätze in der 
Landesverwaltung NRW gewählt werden. 

656 Vgl. Hartmann, J. (2005), S. 30 sowie Banner, G. (1994), S. 10. 

657 Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 182. 

658 Diese Begriffe sollen im Folgenden synonym verwendet werden. Eine besonders radikale Methode 
der Prozessanalyse ist das Business Process Reengineering, bei dem ein radikales Redesign vorge- 
nommen werden soll. Vgl. dazu auch Göbel, M. (2000), S. 277. 
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hier die zielgerichtete Steuerung der Wertschöpfungskette einer Behörde mit planeri- 
schen, organisatorischen und kontrollierenden Maßnahmen verstanden werden.‘ 
Durch die kritische Analyse der Arbeits- und Wertschöpfungsprozesse werden 
Schnittstellenprobleme oder nicht wertschöpfende Arbeiten transparent gemacht, und 
somit können Vereinfachungen und eine größere Transparenz der Abläufe erzielt wer- 
den. Zudem ermöglicht eine prozessorientierte Ausrichtung die dezentrale Übernahme 
von Verantwortung für den gesamten Arbeitsprozess, und auch eine bessere Kunden- 
orientierung lässt sich damit erreichen. Dies führt letztlich auf der einen Seite zu effi- 
zienzbezogenen Verbesserungen, weil die Durchlaufzeiten und die Prozesskosten ge- 
senkt werden können, auf der anderen Seite zu effektivitätsbezogenen Ergebnissen 
durch die Steigerung der Prozessqualität und der Bürgerorientierung.‘” 


Zu Beginn des Prozessmanagements sollte zunächst die genaue Ausgangssituation 
analysiert und die Kernaufgaben der Behörde identifiziert werden. Anschließend ist 
der Umfang des Prozesses zu definieren, der optimiert werden soll. Dabei setzt sich 
der Umfang aus der Summe der Teilprozesse und der zugehörigen Aktivitäten zusam- 
men. In diesem Zusammenhang kann auch eine Einteilung in primäre, also direkte, 
und sekundäre, also indirekte, unterstützende Prozesse stattfinden. Eine Strukturierung 
des festgelegten Prozesses findet im nächsten Schritt statt.“ Dazu erfolgt eine Zerle- 
gung in verschiedene Teilabläufe, auf dieser Basis wird dann eine zeitliche Reihenfol- 
ge der Aktivitäten festgelegt. Zudem müssen Messgrößen für die Teilprozesse gefun- 
den werden, und die Zuweisung von Verantwortung muss erfolgen. Daran schließt 
sich die eigentliche Realisation der Prozesse an. Die Durchführung kann durch einen 
Stufenplan oder Schulungen erleichtert werden. Begleitend sollte eine Kontrolle der 
neuen Prozesse erfolgen, damit Schwachstellen frühzeitig entdeckt und die Prozesse 
kontinuierlich optimiert werden können.“ 


Weil durch das Instrument die Anforderungen an die Mitarbeiter wachsen, sind diese 
möglichst frühzeitig in den Prozess mit einzubeziehen. So können die Beschäftigten 
nicht nur wertvolle Anregungen für die Gestaltung geben, sondern sie sind auch später 
für die Umsetzung verantwortlich. Allerdings können solche Veränderungen zu 
Schnittstellen- und Zielkonflikten führen, wenn Mitarbeiter weniger Kompetenzen 
zugewiesen bekommen als vorher. Weiterhin kann es zu großen Problemen in der Or- 
ganisation kommen, wenn solche Vorgänge zu radikal angegangen werden und völlig 


6% Vgl. Gaitanides, M./Scholz, R./Vrohlings, A. (1993), S. 3. 

6° Vgl. Töpfer, A. (2000), S. 47 ff. 

661 Dieses Vorgehen kann durch eine Software oder durch so genannte Workflow-Diagramme unter- 
stützt werden. 

662 Vgl. Hopp, H./Göbel, A. (1999), S. 185 ff. 
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neue, bisweilen kaum beherrschbare Prozesse entstehen.“ Der Implementierungsauf- 
wand richtet sich auch nach der Intensität dieses Ansatzes, wobei generell der Auf- 
wand nicht unterschätzt werden sollte. Grundsätzlich lassen sich durchaus positive 
Ergebnisse erwarten. Wie bereits dargestellt, sind Verbesserungen sowohl der Effi- 
zienz als auch der Effektivität durch die Einführung dieses Instrumentes zu erwarten. 
In sehr standardisierten Behörden können bereits kleine Veränderungen der Prozesse 
deutliche Verbesserungen zur Folge haben. Demgegenüber kann das Element in sehr 
komplex strukturierten Behörden helfen, überschaubare Prozesse zu schaffen. 


4.5.16 Projektmanagement 


Nicht nur Unternehmen sondern zunehmend auch öffentliche Verwaltungen stehen vor 
der Herausforderung, umfangreiche einmalige Problem- und Aufgabenstellungen in 
möglichst kurzer Zeit in einem festgelegten Kostenrahmen durchführen zu müssen. 
Damit kommt dem Management von Projekten eine wesentliche Bedeutung zu, insbe- 
sondere im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung. Von einem Projekt kann gespro- 
chen werden, wenn es sich um ein zeitlich befristetes, relativ komplexes und von Auf- 
gabe sowie Ablauf weitgehend einmaliges Vorhaben handelt.“ Das Projektmanage- 
ment selber ist ein Ansatz zur Planung, Koordination, Steuerung und Kontrolle einzel- 
ner Projektaktivitäten hinsichtlich Zeit, Kosten, Qualität und Ressourcenbereitstellung; 
denn oftmals ist das Vorgehen zum Erreichen einer Lösung wichtiger als die Lösung 
selber. Wesentliche Aufgabenkomplexe zur strukturierten Durchführung eines Projek- 
tes sind das Ressourcen-, Personal- und das Einflussmanagement. Es wird mit dem 
Instrument somit das Ziel verfolgt, die umfangreichen Aufgabenstellungen möglichst 
flexibel zu lösen, um damit die in solchen Fällen häufig entstehenden Kosten- und 
Terminabweichungen zu vermeiden.‘ 


Das Projektmanagement lässt sich in verschiedene Phasen aufteilen. Initiiert werden 
Projekte durch die Projektidee, diese ergibt sich aus bestehenden Defiziten in der Or- 
ganisation. Im Anschluss daran müssen im Rahmen der Projektspezifikation die ge- 
nauen Ziele definiert und operationalisiert werden. Dazu gehören auch die Festlegung 
der Organisationsstruktur und die sorgfältige Auswahl der Mitarbeiter. Möglichst 
frühzeitig können auch schon erste Meilensteine für das Projekt definiert werden, da- 
mit von Beginn an eine effektive Projektsteuerung und -überwachung möglicht ist.“ 
Die Projektplanung dient der detaillierten Konzeption des Projektablaufs. Dazu sollten 


6% Vgl. Schmelzer, H./Sesselmann, W. (2006), S. 372. 

6% Vgl. Andersch, B./Belzer, V. (2005), S. 183. 

65 Vgl. Corsten, H. (2000), S. 7 f. 

666 Vgl. Zimmermann, J./Stark, C./Rieck, J. (2006), S. 5 f. 
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die wesentlichen Verbesserungsvorschläge erarbeitet werden, und das Projekt ist in 
Teilprojekte und Arbeitspakete zu zerlegen. Zudem beinhaltet die Umsetzungsplanung 
Aussagen zu dem Zeit-, Personal- und Finanzbedarf.“” In der Phase der Projektrealisa- 
tion geht es um die Umsetzung und die zieladäquate Gestaltung der zuvor erstellten 
Projektplanung. Sich ergebende Änderungen müssen berücksichtigt und die Planung 
entsprechend angepasst werden. Spätestens mit Beginn der Realisation des Projektes 
sollte das begleitende Projektcontrolling stattfinden. Hierbei sollen terminliche und 
ressourcenorientierte Über- und Unterschreitungen festgestellt werden, und im An- 
schluss an das Projekt ist die Zielerreichung zu kontrollieren. Ferner sollen weitere 
Verbesserungsmöglichkeiten auch für nachfolgende Projekte aufgezeigt werden.‘ 


Die Gefahren des Projektmanagements liegen in teilweise realitätsfernen Projektzie- 
len, Terminplänen und benötigten Ressourcen, mit denen dann eine Demotivation der 
Beschäftigten einhergehen kann. Auch die unzureichende Kontrolle des Projektstatus, 
keine laufenden Anpassungen und die ungenügende Kommunikation der Projekter- 
gebnisse führen häufig zu Misserfolgen.“ Zudem kann mit der Überbetonung der 
einmaligen Aufgabenstellung die Gefahr der Abwertung von Routinetätigkeiten ver- 
bunden sein.” Der mit dem Projektmanagement verbundene Aufwand hängt entschei- 
dend von dem eigentlichen Projekt ab und kann daher kaum isoliert eingeschätzt wer- 
den. Grundsätzlich führt die zielgerichtete Steuerung der Maßnahmen allerdings zu 
deutlich weniger Aufwand, als wenn solche Projekte ohne eine strukturierte Vorge- 
hensweise angegangen werden. Es sind demnach durch Kosten- und Zeiteinsparungen 
positive Effizienzergebnisse und durch eine konsequente Zielorientierung auch hin- 
sichtlich der Effektivität Verbesserungen zu erwarten. 


4.5.17 Kundenbefragungen 


Die Kundenorientierung ist, wie bereits geschildert, ein wesentlicher Bestandteil des 
NPM-Konzeptes. Dennoch wird die Messung des Konstruktes der Kundenzufrieden- 
heit bislang im öffentlichen Sektor vernachlässigt. Ein Instrument, das hier ansetzt und 
häufig auch in ein umfassendes Qualitätsmanagementsystem integriert wird, sind die 
Kundenbefragungen.“”' Dabei sollen die Einstellungen, die Zufriedenheit und die 
Wünsche der Leistungsempfänger einer Behörde ermittelt werden. Dieser Meinungs- 
abfrage ist in den meisten Fällen ein unmittelbarer Kontakt zu der Leistung erstellen- 


667 Vgl. Andersch, B./Belzer, V. (2005), S. 183. 

6° Vgl. Zimmermann, J./Stark, C./Rieck, J. (2006), S. 7. 
6% Vgl. Witt-Bartsch, A./Enz, H. (2004), S. 93. 

7° Vgl. Corsten, H. (2000), S. 11. 

6l Vgl. Korunka, C. et al. (2002), S. 144 f. 
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den Verwaltung vorausgegangen.‘” Aus den Befragungsergebnissen lassen sich neue 
Qualitätsstandards definieren, und die Umsetzung von Verbesserungsmaßnahmen 
kann auf dieser Grundlage angestoßen werden. Die Befragungen sind damit ein wich- 
tiges Instrument zur Analyse und Kontrolle von erbrachten Leistungen.‘ Überdies 
können Kundenbefragungen für eine Wirkungsrechnung notwendige Daten über die 
Impacts liefern, welche dann Indikatoren für den gesellschaftlichen Outcome darstel- 
len. 


Hinsichtlich der Teilnehmer an einer solchen Erhebung lassen sich verschiedene Be- 
fragungstypen unterscheiden. Neben den gängigen internen und externen Kundenbe- 
fragungen“”* können auch allgemeine Bürgerbefragungen, bei denen die Verwaltungs- 
kunden als Teil der Gemeinschaft interviewt werden, und Besucherbefragungen, bei 
denen die Benutzer öffentlicher Einrichtungen ihre Meinung äußern können, Gegens- 
tand dieses Instrumentes sein.” In Bezug auf das Vorgehen weisen die Befragungen 
der Kunden einige Gemeinsamkeiten mit denen der Mitarbeiter” auf. Auch für die 
Umfrage unter den Kunden sind in der Anstoßphase zunächst die grundlegenden Ziele 
der Erhebung zu bestimmen. In der Vorbereitungsphase sollte über die Projektorgani- 
sation und die Zusammensetzung des Projektteams entschieden werden, zudem müs- 
sen hinsichtlich des Befragungsdesigns folgende Aspekte festgelegt werden: Methode, 
Kundenkreis, Fragestellungen, Umfang, Gestaltung und zeitlicher Rahmen.” Die 
schriftliche Variante ist bei diesem Instrument vorteilhaft, da im Vergleich zu persön- 
lichen oder telefonischen Befragungen möglichst viele Teilnehmer einbezogen werden 
können, zudem im Regelfall auch die Kosten geringer ausfallen. Nach einem Testlauf 
kann die eigentliche Durchführung beginnen, dabei sollte versucht werden, den Kun- 
den die Hintergründe der Befragung kurz zu erläutern. In Bezug auf die Teilnehmer 
sollte versucht werden, eine weitgehende Repräsentativität der Kundenkontakte zu 
erreichen. Anschließend sind die Ergebnisse der Befragung auszuwerten und zielorien- 
tiert‘”® aufzubereiten. Sofern mehrere vergleichbare Ämter Kundenbefragungen durch- 
geführt haben, kann auch eine komparative Betrachtung in den Ergebnisbericht integ- 
riert werden. Um Erfolge von durchgeführten Maßnahmen und die Entwicklung im 


672 Vgl. Heiß, H.-J. (2000), S. 204. 

63 Vgl. Staatskanzlei NRW (2004), S. 3. 

67% Während externe Befragungen sich bspw. an die Adressaten belastender Verwaltungsakte oder an 
die Zuwendungsempfänger richten können, sind dies bei internen Kundenbefragungen die Nach- 
frager verwaltungsinterner Dienstleistungen. 

65 Vgl. dazu ausführlicher KGSt (1995), S. 27 ff. 

676 Siehe zum Vorgehen bei Umfragen in der Verwaltung ausführlich Kapitel 4.5.4. 

677 Vgl. Jung, M. (2000), S. 286 f. 

678 Sofern bei der Befragung auch sozio-demographische Faktoren erhoben wurden, können Auswer- 
tungen auch in Abhängigkeit der Sozialstruktur erfolgen, bspw. die Bewertung der Öffnungszeiten 
durch die Berufstätigen. Vgl. dazu Bretschneider, M. (2004), S. 74. 
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Zeitablauf insgesamt beurteilen zu können, bietet sich die ein- oder mehrfache Wie- 
derholung einer solchen Befragung an.‘” 


Die möglicherweise entstehenden Probleme bei Kundenbefragungen können mehr- 
schichtig sein. Dazu gehört ein zu geringer Rücklauf, für den es mehrere Gründe ge- 
ben kann: So kann der Fragebogen zu umfangreich und damit zu zeitintensiv für die 
Befragten sein, oder es fehlt ein abgestimmtes Projektmarketing, das die Intention der 
Durchführung näher erläutert und ggf. auch Anreize für eine Beteiligung schafft. Wei- 
terhin ist es problematisch, wenn die Ergebnisse der Befragungen ein sehr heterogenes 
Bild abgeben und somit eine Priorisierung der einzuleitenden Maßnahmen kaum mög- 
lich ist. Zeichnen sich im Anschluss an die Befragung keine Veränderungen ab, leidet 
die Glaubwürdigkeit der Behörde darunter. Auch wenn prinzipiell das Instrument in 
nahezu allen Verwaltungen eingesetzt werden kann, so ist ein Einsatz vor allem bei 
einem regelmäßigen externen Kundenkontakt geboten. Die erste Aufstellung eines 
solchen Fragebogens verursacht generell einen großen Aufwand in der Verwaltung. 
Die im Zeitablauf wiederholenden Durchführungen beanspruchen die Ressourcen so- 
dann weitaus weniger, da die Fragebogenstruktur und das Vorgehen weitgehend der 
erstmaligen Durchführung entsprechen können.“” Die zu erzielenden Ergebnisse soll- 
ten indes nicht überschätzt werden, aber gerade in Bezug auf die Qualität und die 
Kundenorientierung sind Verbesserungen durch das Instrument zu erwarten. 


4.5.18 Beschwerdemanagement 


Ein weiteres Instrument, mit dem die Arbeit der Verwaltung vermehrt auf die Bedürf- 
nisse der Leistungsempfänger ausgerichtet werden soll, ist das Beschwerdemanage- 
ment. Im Gegensatz zu den Kundenbefragungen, bei denen der Impuls zur Meinungs- 
äußerung von der Behörde ausgeht, sind bei diesem Instrument die Kunden der Im- 
pulsgeber. Unter Beschwerdemanagement soll hier die Planung, Durchführung und 
Kontrolle aller Maßnahmen verstanden werden, die eine Behörde im Zusammenhang 
mit Beschwerden ergreift.' Wesentlich ist dabei zum einen die Wiederherstellung der 
Kundenzufriedenheit. Zum anderen ist diese Analyse auch zur Identifikation verwal- 
tungsinterner Schwächen geeignet. Das kann sich auf Mängel bei Produkten oder Pro- 
zessen aber auch auf fehlende oder unzureichende Leistungsangebote beziehen.” 


69 Vgl. Staatskanzlei NRW (2004), S. 9 f. 
60 Vgl. Lachnit, L. (2000), S. 33. 

6l Vgl. Wimmer, F. (1985), S. 233. 

682 Vegl. Fürst, A. (2005), S. 33. 
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Aus dem privatwirtschaftlichen Bereich ist bekannt, dass Kunden auf Unzufriedenheit 
unterschiedlich reagieren. Sie können bspw. als Kunde „abwandern““, negative 
Mund-zu-Mund-Propaganda betreiben, einfach inaktiv bleiben oder sich bei dem An- 
bieter beschweren. Das Beschwerdemanagement setzt bei der letzten Variante an, 
versucht aber durch eine Beschwerdestimulierung möglichst viele Kunden zu ermun- 
tern, die wahrgenommenen Probleme und Negativerfahrungen gegenüber der Unter- 
nehmung zu artikulieren. Im öffentlichen Sektor sollen die Bürger animiert werden, 
ihre Beschwerden gegenüber den Behörden zu äußern. Dies kann in den Verwaltungen 
durch vorgefertigte Formulare, Beschwerdebriefkästen oder konkrete Ansprechpartner 
für Beschwerden nach außen kommuniziert werden. Durch die Beschwerdeerfassung 
erfolgt die eigentliche Aufnahme der Informationen. Liegen dabei Bearbeitungsstan- 
dards vor und sind die Mitarbeiter entsprechend geschult, kann die Unzufriedenheit 
des Bürgers häufig schon bei der Erfassung abgebaut werden. Die Beschwerdebearbei- 
tung, idealerweise mit der Zuweisung einer eindeutigen Zuständigkeit eines Mitarbei- 
ters und einer letztlich problembezogenen sowie kundengerechten Reaktion, schließt 
die Phase mit dem unmittelbaren Kundenkontakt ab. Darauf folgt die Beschwerde- 
auswertung; in dieser werden die Gründe und Ursachen der Kundenprobleme genauer 
analysiert, um damit Schwächen im Leistungsangebot, bei den Produkten oder in der 
Ablauforganisation festzustellen. Ein regelmäßiger Bericht, der sowohl quantitative als 
auch qualitative Auswertungen zu den Beschwerden enthält, und ein begleitendes 
Controlling der Ziele und Anforderungen runden diesen Prozess ab.‘ 


Problematisch im Sinne eines umfassenden Beschwerdemanagements kann ein zu ge- 
ringer Anteil der Kunden sein, der sich als unzufrieden erklärt, weil so möglicherweise 
nicht alle relevanten Probleme artikuliert werden. Weiterhin ist zu beachten, dass beim 
Vorliegen einer angemessenen Problemlösung für Beschwerden diese tatsächlich um- 
gesetzt werden sollte, um damit die Ernsthaftigkeit des Ansatzes zu untermauern und 
eine steigende Zufriedenheit bei den Bürgern zu erreichen.°” Grundsätzlich eignet sich 
das Instrument für alle Verwaltungen, die einen kontinuierlichen Kundenkontakt ha- 
ben. Das Beschwerdemanagement kann Teil eines umfassenden Qualitätsmanage- 
ments sein, und es ist davon auszugehen, dass die effektivitätsgerichteten Wirkungen 
überwiegen, da hier explizit die Impacts und Outcomes im Mittelpunkt der Vorge- 
hensweise stehen. Insofern können hinsichtlich der Schwierigkeiten, der Eignung und 


689 Die Abwanderung zu einem anderen Anbieter ist im öffentlichen Sektor allerdings vielfach wegen 
der monopolistischen Stellung von Verwaltungen nicht möglich. 

684 Vgl. Singh, J. (1990), S. 2 ff. 

685 Vgl. Paratsch, F./Theymann, W. (2002), S. 19 f. 

686 Vgl. Fürst, A. (2005), S. 37. Auch die Implementierung dieses Instrumentes kann sich im Wesent- 
lichen an den Phasen orientieren und erfordert deren konkrete Ausgestaltung. Zuvor sind allerdings 
die spezifischen Ziele, die mit der Einführung in der Behörde angestrebt werden, zu definieren. 

687 Vgl. Homburg, C./Fürst, A. (2007), S. 57 f. 
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der Verbindung zu Qualitätsmanagement gewisse Gemeinsamkeiten zu den Kunden- 
befragungen festgestellt werden. 


4.5.19 E-Government 


Der vermehrte und günstigere Einsatz moderner Informations- und Kommunikations- 
technik sowie die wachsenden Ansprüche des Einzelnen an den Staat” rücken das 
„Electronic Government“ zunehmend in den Mittelpunkt der Modemisierungsdebat- 
te.°® Unter dem E-Government als die Kurzfassung des Begriffes wird eine „Organisa- 
tionsform des Staates [verstanden], welche Interaktionen und Wechselbeziehungen 
zwischen dem Staat und den Bürgern, privaten Unternehmungen, Kunden und öffent- 
lichen Institutionen durch den Einsatz moderner Informations- und Kommunikations- 
technologie integriert“. Damit geht das E-Government weit über reine Informations- 
angebote des öffentlichen Sektors hinaus. Innerhalb der Verwaltung soll durch den 
Einsatz moderner Technologie das Verwaltungshandeln flexibler, effektiver und wirt- 
schaftlicher werden. Nach außen hin wird eine transparente, partizipative und quali- 
tätsorientierte Dienstleistungsproduktion angestrebt, die als Standortvorteil im Wett- 
bewerb fungieren soll.“ 


Das E-Government integriert drei grundlegende Perspektiven. Dazu gehört die Bereit- 
stellung von Informationen und interaktiven Kommunikationsdiensten für die Verwal- 
tungskunden („E-Participation“). Mit dieser soll eine zeit- und ortsunabhängige 
Verbreitung von Informationen gewährleistet werden, und zusätzlich können durch das 
E-Government die demokratischen Prozesse verstärkt werden. Dies kann letztlich bis 
zur elektronischen Durchführung von demokratischen Wahlen oder Volksabstimmun- 
gen reichen. Als zweite Perspektive kann die Abwicklung von internen und externen 
Verwaltungsprozessen über elektronische/digitale Medien („E-Administration“) be- 
zeichnet werden. Komplette Verwaltungsakten lassen sich so elektronisch abwickeln 
und nachverfolgen, ferner ist dadurch eine persönliche Interaktion zwischen Kunde 
und Verwaltung für die Prozessdurchführung vielfach nicht mehr notwendig. Als dritte 
Perspektive wird die Einführung elektronischer Märkte für öffentliche Beschaffungs- 
vorgänge („E-Procurement‘“) bezeichnet. Dazu können in einer umfassenderen Sicht- 


688 Siehe dazu ausführlicher Kapitel 2.2. 

6 Dabei bestehen unterschiedliche Auffassungen über das gegenseitige Verhältnis von NPM und E- 
Government. Während überwiegend davon ausgegangen wird, dass E-Government die Verwal- 
tungsmodernisierung unterstützt, wird vereinzelt die Auffassung vertreten, dass es sich bei beiden 
Konzepten vielmehr um gegenseitige Hinderer handelt. Begründet wird dies u.a. mit einer Über- 
steigerung der Kundensicht durch die moderne IT und mit dem Problem der Gleichbehandlung in 
diesem Kontext. Vgl. dazu ausführlich Bock, C. (2004), S. 234 ff. 

0 Schedler, K./Summermatter, L./Schmidt, B. (2003), S. 6. 

@1 Vgl. Hoecker, B. (2006), S. 85. 


148 Konzept der Reformevaluation in der Landesverwaltung NRW 


weise auch elektronische Systeme für die Bezahlung aber auch für die Auszahlung 
finanzieller Leistungen verstanden werden.” Die Einführung von E-Government ist 
eine sehr komplexe Aufgabe. Zunächst ist dafür die grundlegende Online-Strategie der 
Behörde festzulegen, und in Abhängigkeit davon erfolgt die Identifizierung von geeig- 
neten Geschäftsprozessen. Diese Prozesse sollten sodann systematisch erfasst, opti- 
miert und in Online-Prozesse überführt werden. Zu der Konzeption gehören auch die 
Auswahl der erforderlichen Hard- und Software sowie die Erstellung eines Sicher- 
heitskonzeptes. Nach der Realisierung und der Durchführung von Tests erfolgt die 
Einführung inklusive einer Migration der Altbestände vor der eigentlichen Inbetrieb- 
nahme. Der gesamte Ablauf sollte unter fortwährendem Einbezug der Mitarbeiter er- 
folgen, um diese frühzeitig in die Umgestaltungen mit einzubeziehen.” 


Zwar schreiten die technischen Möglichkeiten durch die IT immer weiter voran, den- 
noch sieht sich das E-Government auch einer Reihe von Problemen ausgesetzt. Viele 
Daten der Bürger unterliegen datenschutzrechtlichen Bestimmungen, daher können 
nicht alle Informationen der Bürger auch allen Behörden zur Verfügung gestellt wer- 
den, sondern nur die jeweils relevanten. Ein kompliziertes System der Zugriffsmög- 
lichkeiten kann hier Abhilfe schaffen. Da angestrebt wird, immer mehr Dienstleistun- 
gen auf elektronischem Wege anzubieten, wird auch das Thema der Datensicherheit 
stetig bedeutsamer. Und schließlich muss auch die ungleiche Verteilung und Voraus- 
setzung von Bevölkerungsschichten mit Zugang zum Internet („Digital Divide“) bei 
diesem Instrument berücksichtigt werden.” Durch die vielfältigen technischen und 
prozessualen Voraussetzungen sind mit dem E-Government sehr hohe Implementie- 
rungskosten verbunden, auch nach der eigentlichen Einführung fallen kontinuierlich 
eine Reihe zusätzlicher Kosten durch dieses Instrument an. Allerdings lassen sich auf 
der anderen Seite auch deutliche Verbesserungen hinsichtlich Effizienz und Effektivi- 
tät erwarten. Zu überlegen ist indes, in welcher Ausgestaltungsform ein E-Government 
bei kleineren Behörden oder Verwaltungen mit wenig Kundenkontakt vorhanden sein 
muss. 


4.5.20 Zusammenfassung 


Bei der Erläuterung der unterschiedlichen Instrumente zur Verwaltungsmodernisie- 
rung wurde die große Spannweite der vorgestellten Ansätze deutlich. Einige Instru- 
mente dienen vorwiegend der Schaffung von Transparenz oder dem Aufbau von An- 
reizmechanismen, andere sorgen für eine Integration der Kundenwünsche, wieder an- 


62 Vgl. Lucke, J. von/Reinermann, H. (2000), S. 3 ff.; Hoecker, B. (2006), S. 85. 
8a? Vgl. Becker, J./Algermissen, L./Niehaves, B. (2003), S. 861. 
64 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 259 ff. 
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dere für die Förderung der Mitarbeiter. Letztlich dienen alle dem Ziel, eine größere 
Effizienz und/oder Effektivität des Verwaltungshandelns zu erreichen. Eine eindeutige 
Zuordnung der erläuterten Einzelinstrumente zu den strategischen Zielen des NPM 
(Leistungs-/Wirkungs-, Qualitäts-, Wettbewerbs-, Kunden- und Mitarbeiterorientie- 
rung)” ist allerdings trennscharf nicht möglich, da meistens mehrere Ziele gleichzeitig 
angesprochen werden. 


Als wesentliche Voraussetzung für die Einführung der vorgestellten Instrumente kann 
zum einen der Einbezug der Mitarbeiter gesehen werden.‘ Diese sind entsprechend zu 
schulen und für die Einführung der Instrumente zu motivieren. Dafür sind sie frühzei- 
tig in den Einführungsprozess zu integrieren, und es sollten Anreizsysteme‘” für die 
Beschäftigten geschaffen werden, da sie später die Umsetzung der Instrumente durch- 
zuführen haben oder zumindest zur Umsetzung beitragen. Zum anderen hat sich ge- 
zeigt, dass auch der Unterstützung durch die Verwaltungsführung eine wichtige Rolle 
zukommt; denn das Selbstverständnis und die Durchsetzungsfähigkeit der Führungs- 
kräfte begünstigen die institutionellen Veränderungen und deren Nachhaltigkeit.‘ 
Weiterhin wurde die kontinuierliche Weiterentwicklung der Instrumente nach einer 
eher pragmatischen Einführung deutlich.‘ 


In Bezug auf den Aufwand für die Implementierung der Einzelinstrumente konnten in 
den meisten Fällen zumindest Tendenzaussagen gemacht werden. Das soll später bei 
der abschließenden Beurteilung der Instrumente berücksichtigt werden. Weiterhin hat 
sich gezeigt, dass einige Instrumente in enger Verbindung zueinander stehen und teil- 
weise sogar eine Kombination der Instrumente für den Erfolg wesentlich ist. Auch 
konnten bei einigen Instrumenten gewisse Anwendungsvoraussetzungen in Abhängig- 
keit von der Behördenstruktur herausgearbeitet werden. Ebenso wie die theoretischen 
Annahmen hinsichtlich der stärkeren Effizienz- oder Effektivitätsverbesserung sollen 
auch die bei den Instrumenten gemachten behördentyp-spezifischen Voraussetzungen 
durch die Befragung bestätigt oder verworfen werden.’® 


© Siehe ausführlich zu den strategischen Zielen Kapitel 2.4. 

@6 Vgl. Reiners, M. (2004), S. 162. 

67 Anreize können materielle und nicht-materielle „Zahlungen“ bzw. Versprechungen sein, mit denen 
das angestrebte Verhalten nicht erzwungen, sondern attraktiver gemacht wird. Die Entscheidungs- 
freiheit des Adressaten bleibt dabei jedoch formell gewährleistet, da dieser selbst entscheiden 
kann, ob er in Reaktion auf die in Aussicht gestellten Anreize das Verhalten verändern will. Vgl. 
Eichhorn, P. (2003a), S. 36. 

6&8 Vgl. Bogumil, J. et al. (2007), S. 331. 

6? Vgl. dazu auch Jones, L.R./Kettl, D.F. (2004), S. 460 f. 

7 Die Aufstellung der Thesen erfolgt in Kapitel 4.6 und deren Verifizierung bzw. Falsifizierung so- 
wie die Ableitung von weiteren Handlungsempfehlungen in Kapitel 5.2 bzw. 5.3. 
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Um aber solche Analysen vornehmen zu können, muss der Einsatz von Einzelinstru- 
menten in den Verwaltungen genauer bekannt sein (Institutionenevaluation). Daher 
bietet es sich an, über Abfragen zu den Merkmalen der Verwaltungstypologie, den 
grundlegenden Modernisierungsergebnissen und den Ergebnissen der Einzelinstru- 
mente noch weitere Fragen zu dem jeweiligen Einsatz der Instrumente in die Umfrage 
zu integrieren. Bei den zuvor vorgestellten 19 Instrumenten soll deshalb nicht nur der 
aktuelle Umsetzungsstand mit den Ausprägungen „bereits evaluiert“ - „praktiziert“ - 
„in Planung“ - „beabsichtigt“ - „bislang nicht [eingesetzt]‘“ ermittelt werden, sondern 
die Führungsspitze soll auch die subjektiv beigemessene Bedeutung eines jeden In- 
strumentes auf einer fünf-stufigen Skala™ angeben. Darüber hinaus soll der Grad der 
Freiwilligkeit der Instrumenteneinführung abgefragt werden, um daran später mögli- 
cherweise Rückschlüsse in Bezug auf die Ergebnisse ziehen zu können. Auf der einen 
Seite des Einführungsanlasses steht die Selbsterkenntnis, dass Chancen oder Risiken 
in der Behörde erkannt wurden, die es zu nutzen bzw. zu verhindern galt. Auf der an- 
deren Seite erfolgten zentrale Vorgaben vom Ministerium oder von der Landesebene, 
und die Implementierung geschah weisungsgebunden. Weiterhin kann auch die /nten- 
sität des Einsatzes ein wesentlicher Erklärungsfaktor für die erzielten Ergebnisse sein. 
Allerdings ist die Umsetzungsintensität der einzelnen Instrumente zu unterschiedlich, 
um sie einer metrischen Skala zugänglich zu machen, daher werden die Antwortmög- 
lichkeiten „im Behördenalltag integriert“, „zu definierten Zeitpunkten“, „anlassbezo- 
gen“ und „sporadisch/unsystematisch“ vorgegeben. Auch lassen sich später im Ideal- 
fall Verbindungen zwischen Intensität und Ergebnissen bei ganz bestimmten Instru- 
menten aufzeigen. Schließlich soll, wie zuvor erläutert, abgefragt werden, welche Zffi- 
zienz- und welche Effektivitätsergebnisse erzielt wurden (Performanceevaluation).’” 
Somit ergeben sich für jedes der 19 Instrumente mindestens sechs Fragen. Bei weni- 
gen Instrumenten’” sollen zusätzlich noch Fragen zum spezifischen Einsatz gestellt 
werden. 


4.6 Herleitung von Hypothesen auf Grundlage der Befragungssystematik 


Nachdem das Untersuchungsobjekt ausgewählt, die grundlegenden Ziele bestimmt und 
die Befragungssystematik inkl. der Auswahl der Instrumente erarbeitet wurden, sollen 


"l Diese Bedeutung reicht dabei wie bei den Gesamtverbesserungen von „sehr hohe Bedeutung (1) 
bis „relativ unbedeutend (5)“. 

12 Dabei reicht die fünf-stufige Skala von „gar keine Verbesserungen“, die sich bislang eingestellt 
haben bis zu „sehr deutliche Verbesserungen“. 

73 Dies betrifft die Vergleichsobjekte und die verwendeten Daten beim Benchmarking und die ge- 
nutzte Methodik beim Qualitätsmanagement. 
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im Folgenden korrespondierend mi einigen Evaluationszielen’”” verschiedene Hypo- 
thesen aufgestellt werden, die dann im weiteren Verlauf der Arbeit untersucht werden. 
Zunächst erfolgt dazu die Ableitung von Thesen zu den Behördencharakteristika. Dies 
geschieht in Anlehnung an die definierten Merkmale der Verwaltungstypisierung und 
betrifft demnach die Behördengröße, die Tätigkeitsstruktur, das Wettbewerbsumfeld, 
die Entgeltorientierung und den Kundenkontakt. Dabei soll der Einfluss dieser Merk- 
male auf die Gesamtergebnisse durch die Modernisierung bestimmt werden. Anschlie- 
Bend gilt es, Thesen zu den allgemeinen Rahmenbedingungen des Einsatzes herzulei- 
ten. Dazu zählen neben der eingeschätzten Bedeutung auch der Einführungsanlass, die 
Einsatzintensität und der Umsetzungsstatus, darüber hinaus soll auch die Anzahl der 
bislang eingesetzten Elemente und deren Einfluss auf die erzielten Verbesserungen 
betrachtet werden. Abschließend erfolgt die Ableitung von verschiedenen Thesen zur 
Kombination von Einzelinstrumenten und den dadurch zu erwartenden Ergebnissen. 


4.6.1 Thesen zu den Behördencharakteristika 


Es herrscht in der Literatur Einigkeit darüber, dass es keine einheitliche Verwaltung 
gibt und dass die jeweilige Art der Verwaltung einen entscheidenden Einfluss auf den 
Erfolg von Modernisierungsprojekten hat.”” Daher sollen auch hier die verschiedenen 
Merkmale zur Typisierung genutzt werden, um daran Thesen für die zu erwartenden 
Verbesserungen ableiten zu können. 


Bei der Größe”” der Behörden kann in Anlehnung an Untersuchungen in der Privat- 
wirtschaft davon ausgegangen werden, dass die Steuerung großer Organisationseinhei- 
ten tendenziell komplexer und formalisierter ist, zudem in ihnen weitaus umfangrei- 
chere Instrumente zum Einsatz kommen als in kleineren Einheiten. So konnte in meh- 
reren empirischen Studien ein positiver Einfluss der Unternehmensgröße auf das Pla- 
nungsverhalten sowie auf den Einsatz eines Controlling oder einer Budgetierung fest- 
gestellt werden.” Dieser Sachverhalt wird zum einen mit dem steigenden Aufgaben- 
umfang in größeren Unternehmen erklärt, wodurch die Unterstützung der Führung 
durch verschiedene Elemente der Steuerung zunehmend notwendig wird, und zum an- 
deren mit dem Anstieg der zur Verfügung stehenden Ressourcen bei größeren Unter- 


704 Zu den Evaluationszielen „Ermittlung des aktuellen Umsetzungsstandes“, „vorhandene Leistungs- 
struktur“ und den „bislang erzielten Ergebnissen durch die Verwaltungsmodernisierung“ werden 
keine Thesen aufgestellt, da es sich dabei um Grunddaten handelt, die später den Rahmen für die 
Bestätigung oder Verwerfung von Thesen und die Ableitung von Handlungsempfehlungen bilden. 

u Vgl. stellvertretend Bogumil, J. (2007), S. 119 und Eliwein, T. (1994), S. 54 f. 

7% Wie bereits in Kapitel 4.3.2 erörtert, soll hier die Anzahl der Beschäftigten zur Operationalisierung 
der Größe verwendet werden. 

17 Vgl. dazu bspw. Niedermeyer, R. (1994), S. 148; Hoque, Z./James, W. (2000), S. 205 ff. und Mer- 
chant, K. A. (1984), S. 291 ff. 
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nehmen, der eine Zuordnung und Übernahme von Controllingsaufgaben durch füh- 
rungsfremde Mitarbeiter besser ermöglicht.” Vergleichbare Bedingungen scheinen 
grundsätzlich auch in der öffentlichen Verwaltung gegeben zu sein. Da in größeren 
Institutionen der Koordinationsaufwand höher und die Reaktionsgeschwindigkeit nied- 
riger ist, wird gerade in diesen Behörden versucht, über die Schaffung von dezentralen 
Strukturen, Formalisierungen und Spezialisierungen Abhilfe zu schaffen. Durch die 
Einführung entsprechender Elemente sollen somit die negativen Effekte von umfas- 
senden bürokratischen Strukturen speziell in großen Einheiten möglichst weit abge- 
baut werden. 


Demgegenüber sind kleinere Behörden prinzipiell weniger bürokratisch, beruhen mehr 
auf persönlichen Kontakten und sind insgesamt beweglicher. Der fallweise Einsatz 
von unterschiedlichen Steuerungsstrategien ermöglicht den Mitarbeitern in kleineren 
Institutionen zudem grundsätzlich mehr Freiraum bei der Aufgabenerledigung.”° Das 
macht vielfach den Einsatz von NPM-Instrumenten in einem geringeren Maße not- 
wendig. Demgegenüber erscheint allerdings durch die vorhandene Flexibilität auch die 
Einführung von neuen Instrumenten unproblematischer zu sein. In diesem Sinne wird 
bisweilen auch die Auffassung vertreten, dass sich vor allem bei mittelgroßen Verwal- 
tungen besonders positive Effekte durch die Reformen erzielen lassen; denn auf der 
einen Seite sind diese besonders beweglich, und auf der anderen Seite gibt es genü- 
gend Potenzial und Initiativen für Verbesserungen.’'' Eine kommunale Studie konnte 
diesen Ansatz allerdings nicht bestätigen, sondern ermittelte einen signifikant positi- 
ven Zusammenhang zwischen Einwohnerzahl und den Modermisierungsaktivitäten. 
Das entspricht insofern dem Zusammenhang zwischen Größe der Organisationseinheit 
und dem Instrumenteneinsatz, da die größere Einwohnerzahl einer Kommune im Re- 
gelfall auch mit einer steigenden Mitarbeiteranzahl in der Verwaltung einhergeht und 
demnach der hier verwendeten Systematik entspricht.” Insgesamt soll damit für den 
Bereich der Landesverwaltungen davon ausgegangen werden, dass mit dem Anstieg 
der Behördengröße nicht nur der Einsatz vieler Modernisierungsinstrumente zunimmt, 
sondern auch die Ergebnisse” besser werden, da die negativen Effekte, die durch sehr 
bürokratische Strukturen verursacht wurden, abgebaut werden können. Zudem scheint 
durch den zur Verfügung stehenden größeren Ressourcenumfang bei den oftmals ho- 


708 Vgl. Flacke, K. (2007), S. 160 f. 

a Vgl. Schachner, M./Speckbacher, G./Wentges, P. (2006), S. 593 f. 

710 Vgl. Schachner, M./Speckbacher, G./Wentges, P. (2006), S. 594. 

U Vgl. Herrmann, D. (2004), S. 52. 

12 Vgl. Bogumil, J. et al. (2007), S. 98 f. 

713 Besonders positive Effekte bei größeren Institutionen lassen sich dabei vor allem für die effizienz- 
gerichteten Verbesserungen wie der Wirtschaftlichkeit, der internen Prozesse oder der Leistungs- 
potenziale erwarten. Durch eine vermehrte Dezentralisierung sollten allerdings auch die Zufrie- 
denheit der Mitarbeiter und durch eine verbesserte Zielorientierung auch die der Kunden und die 
gesellschaftlichen Wirkungen umso vorteilhafter sein, je größer eine Verwaltung ist. 
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hen Implementierungskosten generell das Kosten-Nutzen-Verhältnis für viele Instru- 
mente vorteilhafter zu sein. Dadurch lässt sich die folgende These ableiten: 


H 1: Je größer eine Behörde ist, desto besser sind die erzielten Ergebnisse 


der Verwaltungsreform. 


Die Tätigkeitsstruktur einer Behörde beinhaltet die Frage nach der Standardisierbar- 
keit, der Repetierbarkeit und dem Grad der Individualität einer Leistung. Repetitive, 
also wiederkehrende, und weitgehend gleichartige Tätigkeiten in der öffentlichen 
Verwaltung können mit einer „Dienstleistungs-Massenproduktion“ verglichen wer- 
den.” Weitgehend standardisierte Prozesse begünstigen dabei die Einführung neuer 
Steuerungsinstrumente, weil dadurch häufig schon die Struktur und die Produkte klar 
definiert sind, weil außerdem die Zielvorgaben quantitativ angegeben werden können 
und ein Vergleich mit anderen Behörden möglich erscheint. Liegen hingegen viele 
individuelle Projekte vor, ist die Ermittlung von Leistungsvorgaben und deren Mes- 
sung deutlich schwieriger. Darüber hinaus differiert die Zielstruktur oftmals in Abhän- 
gigkeit von dem Projekt, und durch die individuellen Aufträge ist die Kunden- und 
Qualitätsorientierung vielfach deutlich erschwert. Je stärker sich also eine Leistung 
standardisiert erzeugen lässt und je größer die Wiederholungshäufigkeit ist, desto be- 
trächtlicher sind die potenziellen Effizienzgewinne, wenn Optimierungsansätze für 
Standardprozesse aus entsprechenden Analysen gefunden und genutzt werden kön- 
nen.” Damit kommen auch hier gewisse Erfahrungseffekte bei der Erstellung zum 
Tragen. Dazu sind Instrumente zur Analyse der Ablaufstruktur, zur Prozessoptimie- 
rung und zu Bewertungen der Ergebnisse notwendig. Dies können vor allem die Kos- 
tenrechnung oder das Prozessmanagement sein.”'° Andere Instrumente eignen sich da- 
gegen besonders für die Ausgestaltung bei sehr stark individuell strukturierten Leis- 
tungen wie das Projektmanagement. Generell lässt sich damit festhalten: Je stärker die 
Tätigkeitsstruktur von Behörden standardisierbar ist, desto mehr können Effizienz- 
und im geringeren Ausmaß auch Effektivitätsgewinne durch den Einsatz von Elemen- 
ten der Verwaltungsmodernisierung erzielt werden. Demnach ergibt sich daraus gene- 
rell die folgende Hypothese: 


H 2: Sofern die Tätigkeiten einer Behörde (weitgehend) standardisiert sind, 
lassen sich bessere Ergebnisse durch die Verwaltungsreform erzielen, als 


wenn viele individuelle Aufgaben vorliegen. 


714 Arthur D. Little (1997), S. 31. 
75 Vgl. Finanzministerium NRW (2005b), S. 112 ff. 
716 Vgl. Coenenberg, A. (1999), S. 200. 


154 Konzept der Reformevaluation in der Landesverwaltung NRW 


Jeder Leistungstyp der öffentlichen Verwaltung wird in einem spezifischen Wettbe- 
werbsumfeld erzeugt. Die Ausprägungen reichen sehr weit: Von hoher Wettbewerbsin- 
tensität mit privatwirtschaftlichen Wettbewerbern bis hin zu absolut individuell struk- 
turierten Leistungen, die nicht einmal im Quasi-Wettbewerb stehen.’'’ Dabei gilt, dass 
faktischer Wettbewerb für ein Streben nach niedrigen Kosten, Verbesserungen der 
Produkte und Leistungen sowie für Innovationen sorgt. Aufgrund der Monopolstellung 
der Verwaltung in vielen Bereichen erscheinen Leistungsvergleiche am ehesten als 
Wettbewerbssurrogat geeignet, auch dadurch entwickeln die Behörden ein anderes 
Bewusstsein zur Leistungssteuerung.”'* Gemäß den Annahmen des NPM kann daraus 
gefolgert werden, dass die positiven Effekte aus dem Instrumenteneinsatz dort am 
höchsten sind, wo sie durch tatsächlichen Wettbewerb als Selbststeuerungsmechanis- 
mus am stärksten erzwungen werden. Hier bieten sich vor allem Elemente zur Schaf- 
fung von Transparenz über die Kosten und die Leistungen des Verwaltungshandelns 
an, um damit eine Vergleichbarkeit mit dem (Quasi-)Wettbewerb zu erzielen. Demge- 
genüber fördert mangelnder Wettbewerb eine stärkere Ausrichtung auf die Bedürfnisse 
der eigenen Organisation und nicht auf die Interessen der Kunden, wobei die Elemente 
der Verwaltungsmodernisierung hier zumindest bedingt Abhilfe schaffen können.’ 
Allerdings lassen sich größere zielbezogene Verbesserungen durch den NPM-Ansatz 
auch bei den Verwaltungen mit einem stärker ausgeprägten Wettbewerb erwarten. 
Demzufolge betrifft die Implementierung entsprechender Elemente in einem Wettbe- 
werbsumfeld nicht nur die Effizienz über Kostenreduzierungen und Produktivitätsstei- 
gerungen durch verbesserte Prozesse, sondern auch die Effektivität über Qualitätsstei- 
gerungen und eine bessere Zielausrichtung, ohne dabei jedoch die Mitarbeiterzufrie- 
denheit zu vernachlässigen.” Grundsätzlich gilt aus den zuvor angestellten Überle- 
gungen, dass mit dem Anstieg des Wettbewerbsdrucks für Verwaltungsleistungen der 
Anreiz intensiver wird, mit Instrumenten aus dem Bereich des NPM Verbesserungspo- 
tenziale aufzuspüren und zu heben. Als These lässt sich damit zusammenfassend fest- 
halten: 


H 3: Je mehr Wettbewerb für eine Behörde besteht, desto bessere Ergebnis- 


se lassen sich durch die Verwaltungsreform erzielen. 


In Bezug auf den Grad der Entgeltorientierung reicht die Skala von der Bewertung 
einer Leistung zu Marktpreisen bis hin zu Organisationseinheiten, die nicht einmal 


77 Vgl. Finanzministerium NRW (2005b), S. 113. Siehe hierzu auch die Ausführungen in Kapitel 
4.3.2. 

N8 Vgl. Bak, B. (1998), S. 24. 

719 Vgl. Adamaschek, B. (1997), S. 25. 

720 Vgl. Wegener, A. (1997), S. 102; Busch, V. (2005), S. 204 f. 
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ansatzweise Verrechnungen oder Entgelte ihrer Leistungen erzielen können. Dabei 
dienen Marktpreise und Gebühren nicht nur der Einnahmensteigerung der Behörden, 
sondern es ist damit auch eine Kontrollfunktion durch die Leistungsempfänger ver- 
bunden, die das Entgelt in Relation zur erhaltenen Leistung setzen können. Werden die 
angebotenen Dienste oder Produkte auch von anderen Behörden angeboten, kann dies 
als Grundlage für einen Vergleich mit anderen Mitanbietern zu einem institutionali- 
sierten Benchmarking genutzt werden, was letztlich zu einer qualitativ besseren oder 
günstigeren Leistungserstellung beitragen kann. Interne Verrechnungen verfolgen 
hauptsächlich das Ziel, den Marktmechanismus auf die einzelnen Bereiche der Behör- 
den zu übertragen.” Marktpreise, Gebühren oder Verrechnungssätze können aller- 
dings nur dann erhoben werden, wenn die Daten zur Kalkulation in aufbereiteter Form 
bspw. durch eine KLR zur Verfügung stehen. Eine ergebnisorientierte Steuerungswir- 
kung erfolgt darüber hinaus durch die Entgeltorientierung insbesondere dann, wenn 
eine produktorientierte Budgetierung erfolgt.” Zudem erfordert die Erhebung von 
Entgelten eine stärkere Qualitäts- und Kundenorientierung, auch dies muss über die 
entsprechenden NPM-Instrumente sichergestellt werden.”” Es lässt sich insgesamt 
festhalten, dass mit Marktpreisen, Gebühren und Verrechnungen nicht nur eine Ab- 
rechnungsfunktion verfolgt wird, sondern auch Wirtschaftlichkeitskontrollen und Er- 
folgszuweisungen stattfinden sollen.””* Der potenzielle Nutzen durch den Einsatz von 
Instrumenten der Verwaltungsmodernisierung steigt mit dem Grad der Intensität der 
Entgeltorientierung in den Behörden an, da somit genauere Kalkulationen und die 
Leistungsbeurteilung ermöglicht werden. Ferner führt die Rechtfertigung der Entgelt- 
höhe zu ständigen Bestrebungen für ein effizienteres sowie qualitativ besseres Verwal- 
tungshandeln. Aus den obigen Ausführungen lässt sich damit folgende These ableiten: 


H 4: Je mehr Entgeltorientierung in einer Behörde vorherrscht, desto grö- 


Pere Verbesserungen lassen sich durch die Instrumente zur Verwaltungs- 
modernisierung erzielen. 


Eine wesentliche Triebfeder für den Erfolg der Verwaltungsoptimierung ist das konse- 
quente Einnehmen der Kundensicht. Dies bezieht sich allerdings nicht nur auf die ex- 
ternen Kunden wie die Bürger, sondern auch die Wahrnehmung von anderen Landes- 


721 Vgl. Adamaschek, B. (2000), S. 182. 

722 Vielfach wird in diesem Zusammenhang auch vom „Market Testing“ gesprochen, bei dem öffent- 
liche Leistungen mit Preisen an ihre Empfänger abgegeben werden, um die Vergleiche zur privat- 
wirtschaftlichen Konkurrenz vornehmen zu können. Dies gilt vor allem für eine Reihe von Hilfs- 
aufgaben, die in öffentlichen Einrichtungen zu erfüllen sind, wie Büroreinigung, IT-Service oder 
Personalwesen. Vgl. Reichard, C. (2001), S. 30. Siehe dazu auch Hypothese 12. 

Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 96 f. 

724 Vgl. Coenenberg, A. (1999), S. 524 f. 
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behörden als „interne Kunden“ ist dafür wesentlich. Da die Bürger zunehmend auch 
Vergleiche mit Dienstleistungsunternehmen der Privatwirtschaft in Bezug auf Kosten, 
Qualität und Service vornehmen, entsteht auch aus dem Kundenkontakt ein gewisser 
Legitimationsdruck, dem die Behörden durch die Einführung von NPM-Instrumenten 
begegnen können.” Dabei ist dieser Druck umso stärker, je mehr externer Kunden- 
kontakt besteht. Bei ausschließlich internen oder überhaupt gar keinem Kundenkontakt 
spielt die Legitimation weitaus weniger eine Rolle. Für Behörden mit intensivem Kun- 
denkontakt, die viele Leistungen direkt für Kunden erstellen, spielt die Qualität der 
Produkte und die Berücksichtigung der Kundenwünsche eine ganz zentrale Rolle. Ge- 
rade in diesen Bereichen bietet sich der Einsatz von Modernisierungsinstrumenten an, 
um damit die Leistungs-, Wirkungs- und Kundenorientierung zu stärken. Das beinhal- 
tet nicht nur Instrumente zur Qualitätsverbesserungen, sondern es sind auch Verbesse- 
rungen der Wirtschaftlichkeit über den Einsatz von entsprechenden Instrumenten zu 
erzielen.” Somit ist bei dem Vorliegen von intensivem, vor allem externem Kunden- 
kontakt der Einsatz überdurchschnittlich vieler NPM-Elemente erwarten. Zudem kann 
durch den Legitimationsdruck mit besseren Ergebnissen durch die Modernisierung 
gerechnet werden.” In diesem Zusammenhang wird häufig die Reformfähigkeit der 
kommunalen Verwaltung im Vergleich mit dem Bund oder den Ländern damit erklärt, 
dass durch ihre vielen Dienstleistungen für externe Kunden die Kommunen am stärks- 
ten unter Öffentlichkeitsdruck stehen.’* Es ergibt sich daraus als These: 


H 5: Je mehr, vor allem externer Kundenkontakt in einer Verwaltung be- 


steht, desto bessere Ergebnisse ergeben sich durch die Verwaltungsreform. 


Wie dargestellt, lassen sich zu allen Merkmalen, die zur Beschreibung der Charakteris- 
tika einer Verwaltung dienen, Hypothesen formulieren. Diese theoretischen Herleitun- 
gen beziehen sich jeweils auf die Wirkungsrichtung der Verbesserungen durch die 
Verwaltungsmodernisierung insgesamt. Die Wirkungsstärke der betrachteten Bereiche 
muss bei der Formulierung der Thesen zunächst ebenso unberücksichtigt bleiben wie 
die Intensität der Abstufungen innerhalb der Merkmalsausprägungen. Im Zuge der ge- 
nerellen Überprüfung der Thesen soll demnach nicht nur die generelle Richtung über- 
prüft werden, sondern auch die Stärke der einzelnen Ausprägungen, um auf Grundlage 
dieser Ergebnisse später möglichst eine Typisierung vornehmen zu können. 


725 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 451. 

72 Vgl. Adamaschek, B. (2000), S. 183. 

727 BANNER spricht hierbei auch vom „Leistungsverstärker Bürger“. Diese Sichtweise beinhaltet 
neben den hier relevanten Anpassungen der Leistungen an die Abnehmererwartungen und der ver- 
stärkten Legitimation gegenüber dem Bürger zudem noch eine zunehmende direkte Demokratie 
und neue Formen der Bürgeraktivierung. Siehe dazu Banner, G. (1997), S. 26 f. 

78 Vgl. Bogumil, J. (2007), S. 112. 
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Allerdings ermöglichen nicht nur die einzelnen Merkmale zur Behördentypisierung 
Hinweise für die Einführung von Instrumenten und zu den Erfolgsaussichten der Ver- 
waltungsmodernisierung, sondern gerade die Kombination von Merkmalsaus- 
prägungen verspricht Gestaltungsempfehlungen für die Reform. Dies gilt im besonde- 
ren Maße, wenn mehrere positive Charakterisierungsmerkmale bei einer Behörde 
gleichzeitig vorhanden sind. Demnach sind deutliche Verbesserungen hinsichtlich der 
Verwaltungsmodernisierung besonders bei den Verwaltungen zu erwarten, die groß 
sind, ein sehr standardisiertes Leistungsportfolio anbieten und im Wettbewerb stehen, 
zudem Entgelt kalkulieren und die zusätzlich noch externen Kundenkontakt haben. 
Dies sind Behörden, bei denen angesichts ihrer Größe auch die Einführung umfangrei- 
cherer Instrumente lohnenswert erscheint, es lassen sich Prozesse immer wieder in 
relativ ähnlicher Struktur durchführen, ein ständiges Benchmarking ist möglich und 
wird entsprechend durchgeführt, zudem werden zumindest Verrechnungen vorge- 
nommen, so dass die Behörden einem Rechtfertigungsdruck ausgesetzt sind. Der Um- 
gang mit den Kunden verstärkt die Auswirkungen, da hierdurch die Effektivität und 
die Bürgerorientierung in den Vordergrund gestellt werden. Im Gegenzug dazu ist ge- 
mäß der aufgestellten Thesen davon auszugehen, dass kleine Behörden, die weitge- 
hend unterschiedliche Projekte bearbeiten, kaum Verrechnungen durchführen und 
weitgehend ohne Kundenkontakt sind, nur wenige Erfolge durch die Verwaltungsmo- 
dernisierung zu erwarten haben und auch der Instrumenteneinsatz deutlich hinter den 
erstgenannten Verwaltungen zurücksteht. Dies liegt darin begründet, dass der Einsatz 
von einigen umfangreich zu implementierenden Instrumenten sich nicht lohnt, dass die 
Tätigkeiten sehr heterogen sind und daher immer wieder sehr individuelle Verfahren 
notwendig sind. Darüber hinaus ist das mögliche Einsparvolumen, absolut betrachtet, 
eine wesentliche Restriktion für den Einsatz komplexer Verfahren. Einschränkend 
muss allerdings angemerkt werden, dass Behörden, die alle theoretisch positiven 
Merkmale auf sich vereinen ebenso wie die genau entgegen gesetzten Fälle, eher die 
Ausnahmen in der Landesverwaltung NRW bilden sollten. Vielfach ist eher eine 
Kombination aus verstärkenden und abschwächenden Merkmalsausprägungen zu er- 
warten. 


4.6.2 Thesen zu den Rahmenbedingungen des Instrumenteneinsatzes 


Nicht nur der Behördentyp sondern auch die Rahmenbedingungen für den Instrumen- 
teneinsatz beeinflussen die Ergebnisse erheblich, die durch die Reformen erzielt wer- 
den. So hat sich mit zunehmender Verbreitung der Verwaltungsmodernisierung die 
Erkenntnis durchgesetzt, dass Reformen nicht einfach von der politischen Ebene vor- 
geschrieben werden sollten, sondern dass den Mitarbeitern und vor allem auch den 
Führungskräften zunächst die Vorteile der Elemente aufgezeigt werden müssen, da- 
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mit diese die Wichtigkeit und Angemessenheit der Instrumente erkennen.” Die Re- 
formabsichten werden demnach vor allem durch diejenigen beeinflusst, die die Durch- 
und Umsetzung vornehmen; denn die eigentlichen institutionellen Modernisierungen 
beginnen erst nach der politischen Durchsetzung, was die Rolle der Führungskräfte 
betont.’” In diesem Zusammenhang wird häufig auch von der „Personen- und Ak- 
teursabhängigkeit“ der Verwaltungsmodernisierung gesprochen. In einer Studie von 
BOGUMIL ET AL. wurde ermittelt, dass die Breite der Unterstützung der Verwal- 
tungsmodermisierung innerhalb einer Behörde einen positiven Einfluss auf die Ergeb- 
nisse hat.’ Dies kann hier nicht überprüft werden, aber die durch die befragten Füh- 
rungskräfte allgemein eingeschätzte Bedeutung eines Einzelinstruments kann mit den 
erzielten Verbesserungen in Bezug gesetzt werden. Insgesamt erfolgt aus den zuvor 
dargelegten Ausführungen die sechste Hypothese: 


H 6: Je größer die Führungskräfte die Bedeutung der Einzelinstrumente 


einschätzen, desto besser sind die erzielten Ergebnisse. 


Über die beigemessene Bedeutung hinaus spielen auch die Einführungsgründe von 
einzelnen Instrumenten eine wesentliche Rolle für die spätere Umsetzung. Während 
die dezentrale Verwaltung die exsistierenden Probleme besser kennt und demnach 
auch eher in der Lage ist, mögliche Lösungen zu erarbeiten, führt die Durchsetzung 
von zentralen Vorgaben vielfach zu unmittelbaren Widerständen bei den Betroffenen. 
Es ist davon auszugehen, dass die Ablehnung dabei umso stärker ausfällt, je mehr der 
Status des Mitarbeiters bedroht ist und je weniger man von der durchzuführenden 
Maßnahme innerhalb der Verwaltung überzeugt ist.” Allerdings müssen bisweilen 
auf politischer Ebene gewisse Eckpunkte von Reformen beschlossen werden, vor al- 
lem wenn es sich dabei um große und zentral angelegte Verwaltungsreformen wie die 
Einführung eines neuen Rechnungswesens oder eine veränderte Haushaltssteuerung 
handelt.’” Insgesamt ist davon auszugehen, dass die Verbesserungen durch den Ein- 
satz der Instrumente dann besonders überzeugend sind, wenn in der Behörde selber die 
Einführung beschlossen wurde, unabhängig davon, ob für die Behörde eher die erwar- 


72 Vgl. Stöbe-Blossey, S. (2005), S. 281. Dabei geht es auch darum, den Beschäftigten die Idee und 
die Wirkungsweise von Instrumenten zu vermitteln. So zeigte eine Befragung der Bediensteten in 
der Landesverwaltung Niedersachsen im Jahr 1999, dass fast jeder dritte Beschäftigte bislang keine 
Instrumente der Verwaltungsmodernisierung kennen gelernt hatte. Vgl. Blanke, B./Schridde, H. 
(2001), S. 349. 

70 Vgl. Bogumil, J. (2007), S. 112. 

1 Vgl. Bogumil, J. et al. (2007), S. 108. 

72 Vgl. Böhret, C. (2005), S. 48. 

73 Vgl. Bogumil, J. (2007), S. 115. 
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teten Chancen oder die zu vermeidenden Risiken im Fokus standen. Demgegenüber ist 
bei den vom Land oder vom eigenen Ressort gemachten Vorgaben eher mit Wider- 
ständen zu rechnen, die sich dann unmittelbar auf die damit erzielten Verbesserungen 
auswirken;””* dies könnte sich mittels einer speziellen Untersuchung auch in der 
Einsatzintensität der Instrumente zeigen.’ Hinsichtlich der Einführungsgründe lässt 
sich zunächst die folgende These festhalten: 


H 7: Erkennen die Behörden selber die Probleme oder die Chancen, sind 


die Verbesserungen größer, als wenn zentrale Vorgaben gemacht werden. 


Auch hinsichtlich des Umsetzungsstatus lässt sich ein Einfluss auf die mit den Instru- 
menten erzielten Ergebnisse annehmen. Der Einsatz gilt erst dann als besonders Erfolg 
versprechend, wenn sich die Instrumente über einen längeren Zeitraum bewährt haben 
und bei Bedarf behördenspezifische Anpassungen und Optimierungen vorgenommen 
wurden.’” Auf diese Weise lassen sich bestehende Schwachstellen und unreflektierte 
betriebswirtschaftliche Modelle den spezifischen Anforderungen der Behörden anpas- 
sen. Dabei können durch den Einbezug der Beschäftigten, die das Instrument verwen- 
den, Hinweise auf operative Probleme gewonnen werden. Ferner lassen sich die Wir- 
kungsweise und der verwendete Detaillierungsgrad durch eine Evaluierung überprü- 
fen. Dies soll insgesamt zu einem besseren Kosten-Nutzen-Verhältnis des Instrumen- 
tes führen und damit auch zu einer höheren Akzeptanz bei den Mitarbeitern. Es han- 
delt sich hierbei meistens um eine formative Projektevaluation’”, allerdings nicht aller 
im Einsatz befindlichen Instrumente, sondern nur eines ganz speziellen Instrumentes. 
Die Einstufung „im Einsatz“ bzw. „bereits evaluiert“ lässt zusätzlich Rückschlüsse auf 
die bisherige Einsatzdauer zu. Diesbezüglich wird angenommen, dass evaluierte In- 
strumente schon länger verwendet werden und sich der Nutzen aus diesen Instrumen- 
ten erst langsam und zeitversetzt mit zunächst schwachen Effekten einstellt und im 
Zeitverlauf ansteigt, weil man Erfahrungen mit der Anwendung gesammelt hat.’ Ge- 
genteilig wird hinsichtlich der Einsatzzeit von Instrumenten mitunter behauptet, dass 


74 Diese intrinsischen bzw. dirigistischen Vorgaben zur Instrumenteneinführung dürfen dabei aller- 
dings nicht mit verwaltungsinternem oder -externem Problemdruck gleichgesetzt werden, dieser 
kann auf beide grundlegenden Anlassrichtungen einen wesentlichen Einfluss haben. Vgl. dazu Sei- 
bel, W. (1998), S. 87 ff. 

35 In diesem Fall müsste die Einsatzintensität einer selbstständig beschlossenen Einführung mit der 
unter Ressort-/Landesvorgaben verglichen werden. Dabei sollte sich bei der Einführung aus eige- 
nem Antrieb eine höhere Einsatzintensität herausstellen. Vgl. dazu auch die Hypothese 9. 

76 Vgl. dazu bspw. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 10. 

77 Vgl. Ritz, A. (2003a), S. 47. 

ne Vgl. Finanzministerium NRW (2005b), S. 121. 
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vor allem die Anfangseuphorie’” bei der Einführung neuer Instrumente besonders groß 
ist, diese allerdings im Zeitablauf immer weiter nachlässt und daraus Zweifel an den 
langfristigen Wirkungen der Reform entstehen.’ Demnach würden sich im Zeitablauf 
keine weiteren Verbesserungen mehr einstellen und die Unzufriedenheit der Beschäf- 
tigten sogar wachsen. Trotz dieser gegenteiligen Meinung wird aufgrund der zuvor 
erläuterten theoretischen Überlegungen folgende These aufgestellt: 


H 8: Wurden die Instrumente bereits evaluiert, lassen sich damit bessere 
Ergebnisse erzielen, als wenn diese Instrumente unreflektiert im Einsatz 


sind. 


Über den Umsetzungsstatus ist auch die Intensität der Nutzung für den erfolgreichen 
Instrumenteneinsatz von Bedeutung. Werden Instrumente in den Behördenalltag integ- 
riert und sind somit Gegenstand eines Kulturwandels in der Verwaltung, lassen sich 
bessere Ergebnisse erzielen, als wenn Instrumente nur unsystematisch eingesetzt wer- 
den.’ So wurde bspw. in Baden-Württemberg’*” in Bezug auf die Budgetierung fest- 
gestellt, dass, wenn diese nur zögerlich und nicht vollständig integriert eingesetzt wird 
und stattdessen alte Mechanismen der Haushaltswirtschaft weiter verwendet werden, 
dies sogar dem eigentlichen NPM-Ansatz entgegenwirken kann.’* Durch eine Imple- 
mentierung ohne die gleichzeitige konsequente Nutzung besteht gegenüber der Ver- 
waltungsführung und der Politik der Verdacht, diese Elemente der Modernisierung nur 
in der Funktion eines Marketinginstrumentes einzusetzen, um damit vor allem die 
symbolische Komponente von Reformen zu nutzen.’* Allerdings kann es sich insge- 
samt bei der Verbindung zwischen Einsatzintensität und den erzielten Verbesserungen 
nur um Tendenzaussagen handeln, da durchaus Instrumente bestehen, bei denen ein 
anlassbezogener Einsatz instrumenten-spezifisch ist. Dies ist z.B. beim Projektmana- 
gement der Fall, das nur dann eingesetzt wird, wenn umfangreiche Problem- und Auf- 
gabenstellungen anstehen. Dennoch soll hier aufgrund der zuvor dargelegten Überle- 
gungen davon ausgegangen werden, dass eine höhere Intensität des Einsatzes und vor 
allem eine stärkere Integration in die Behörde zu deutlich positiveren Ergebnissen 


73 So konnte in den Kommunen festgestellt werden, dass die Motivation der Mitarbeiter signifikant 
zurückgeht, was vor allem mit einer zunehmenden Reformmüdigkeit im Zeitablauf und der Wahr- 
nehmung der Reform als Personalabbau erklärt wird. Vgl. dazu Bogumil, J./Grohs, S./Kuhlmann, 
S. (2006), S. 177. 

740 Es wird dabei auch von nur „kurzfristigen betriebswirtschaftlichen Rentabilitätserfolgen“ gespro- 
chen, die sich durch solche Projekte erzielen lassen. Pfeiffer, U./Faller, B. (1997), S. 3. 

71 Vgl. Reichard, C. (2001), S. 35. 

742 Siehe dazu ausführlicher Kapitel 3.6.2. 

71483 Vgl. Rechnungshof Baden- Württemberg (2007), S. 39. 

™ Vgl. Budäus, D. (2003), S. 310. 
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führt, als wenn Instrumente nur anlassbezogen oder sogar unsystematisch verwendet 
werden. Daraus lässt sich die folgende These ableiten: 


H 9: Je intensiver die Instrumente eingesetzt werden, desto bessere Ergeb- 


nisse lassen sich mit ihnen erzielen. 


Schließlich soll in Bezug auf die Rahmenbedingungen des Instrumenteneinsatzes auch 
die Anzahl der Instrumente und deren Einfluss auf den gesamten Modemisierungser- 
folg berücksichtigt werden.’* Vielfach werden nur einzelne Instrumente, die besonders 
günstig und schnell einzuführen sind oder von denen man sich große Einspareffekte 
erhofft, in einer Behörde implementiert. Das gilt vor allem, wenn von dem Ressort 
oder vom Land keinerlei Vorgaben oder Empfehlungen zur Umsetzung von Instru- 
mentenkombinationen gemacht werden. Durch das stattdessen gewählte „patchwork- 
mäßige“ Vorgehen werden häufig die Ziele der Modemisierung verfehlt, da Instru- 
mente vielfach nur gemeinsam in dem gewünschten Maße wirken oder sich mitunter 
sogar bedingen.’ Da Instrumente aus unterschiedlichen Themengebieten wie Füh- 
rung, Controlling, Personalwirtschaft oder Kunden Gegenstand des NPM und dieser 
Befragung sind, spricht eine hohe Anzahl eingesetzter Instrumente tendenziell für eine 
mehrdimensionale Ausrichtung der Verwaltungsreform und keine einseitige Konzent- 
ration auf die oftmals verwendeten finanzwirtschaftlichen Aspekte. Gerade diese Viel- 
schichtigkeit der Reformziele kann nur bei einer ausreichend großen Anzahl von In- 
strumenten berücksichtigt werden.’”” Zudem kann auch davon ausgegangen werden, 
dass reformaktive Behörden, die schon viele Instrumente einsetzen, mit diesen zufrie- 
den sind und daher vermehrt weitere Instrumente einführen; während bei Behörden 
mit nur einem geringen Einsatz von Instrumenten die Behördenführung die Notwen- 
digkeit der Modernisierungen noch nicht ausreichend erkannt hat und demnach die 
bisher im Einsatz befindlichen Instrumente offensichtlich nicht in dem Maße über- 
zeugt haben, wie es für weitere Implementierungen notwendig wäre. Auf der Grundla- 
ge der zuvor dargestellten Überlegungen kann von der folgenden These ausgegangen 
werden: 


H 10: Je mehr Instrumente in einer Verwaltung eingesetzt werden, desto 


bessere Ergebnisse lassen sich durch die Verwaltungsmodernisierung er- 
zielen. 


745 Während sich die Hypothesen 6 bis 9 jeweils auf die Einzelinstrumente beziehen, wird hier wieder 
die Gesamtsicht der Verbesserungen durch die Verwaltungsmodernisierung als Grundlage gewählt. 

746 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 36. 

747 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 89. 
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Die letzte Hypothese gibt dabei allerdings nur die grobe Richtung vor, bei der jedoch 
zunächst unklar bleibt, ob es innerhalb der eingesetzten Instrumente vielleicht gewisse 
Kombinationen von Instrumenten gibt, die besonders vorteilhaft sind. Der Versuch, 
solche zu identifizieren, soll im Weiteren mit den Thesen zu Instrumentenkombinatio- 
nen vorgenommen werden. 


4.6.3 Thesen zum kombinierten Instrumenteneinsatz 


Vielfach wird bei Reformkonzepten festgestellt, dass kein Implementierungskonzept 
für die Verwaltungsmodernisierung vorliegt und kostengünstige, zudem möglichst 
schnelle Lösungen hierbei dominieren. Den Interdependenzen der Instrumente wird 
somit kaum Rechnung getragen und den Umsetzungsvoraussetzungen oder der Imp- 
lementierungsreihenfolge wird bislang zu wenig Beachtung geschenkt.’ Dabei wird 
innerhalb des NPM immer wieder darauf hingewiesen, dass, wenn einzelne Module 
vernachlässigt werden, dies auch wieder Rückkopplungen auf die Implementierung 
und die Ergebnisse anderer Module hat. Somit kommt der Verknüpfung von Instru- 
menten ein besonderer Stellenwert innerhalb der Reform zu.’” 


Eine Kombination von Instrumenten, die im Zuge der neuen Steuerung eine Schlüssel- 
rolle einnehmen, ist die Kostenrechnung gemeinsam mit der Leistungsrechnung.’” 
Hierdurch soll eine Transparenz in Bezug auf die In- und Outputs geschaffen werden. 
Sie ist damit die Voraussetzung für viele weitere Reformelemente.’”” Während die 
Kostenrechnung die für die Leistungserstellung eingesetzten Inputs bestimmt und mo- 
netär abbildet, steht bei der Leistungsrechnung der sachzielorientierte und, sofern 
möglich, ebenfalls monetär bewertete Output des Produktionsprozesses im Mittel- 
punkt.’ Dabei kann das Sichtbarmachen der Kosten, die für bestimmte Leistungen 
anfallen, schon zu einer Verhaltensänderung der Behördenführung und der Beschäftig- 
ten führen. Zudem ist erst durch eine Integration der Outputseite in die Kostenrech- 
nung die Voraussetzung für eine umfassende Effizienzbetrachtung gegeben. Damit ıst 
eine bessere Kontrolle des Verwaltungshandelns möglich, und Entscheidungen können 
auf der Grundlage eines umfassenderen Datenmaterials getroffen werden.’ Diese 


78 Vgl. Busch, V./Wehrmann, S. (2002), S. 261. 

9 Vgl. Günter, T./Niepel, M./Schill, O. (2002), S. 226. 

750 Allerdings muss zumindest für den kommunalen Bereich festgehalten werden, dass hier die Leis- 
tungsseite bei KLR-Einführungen vielfach vernachlässigt wird. Dies hat vor allem mit den Schwie- 
rigkeiten mit der monetären Bewertung kommunaler Leistungen zu tun. Weniger komplexe Ver- 
fahren werden allerdings auch nicht verwendet. Vgl. Reichard, C. (2004b), S. 347. 

75! Vgl. Adamaschek, B. (2000), S. 178. 

2 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 66 f. Siehe zu den Einzelinstrumenten ausführlicher die Kapitel 
4.5.10 (Kostenrechnung) bzw. 4.5.11 (Leistungsrechnung). 

3 Vgl. Goldbach, A. (2003), S. 123. Zum Effizienzbegriff siehe Kapitel 4.4.1. 
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Kombination der Ermittlung von Kosten und Leistungen ist der wichtigste Informati- 
onslieferant für das Berichtswesen als Instrument zur „Vermittlung steuerungsrelevan- 
ter Informationen“. Nur wenn die Informationen aus der KLR frühzeitig vorliegen 
und adressatengerecht aufbereitet werden, können Abweichungen festgestellt und die- 
se Daten gleichzeitig auf die Notwendigkeit für Gegensteuerungsmaßnahmen hinwei- 
sen. Dabei muss das Berichtswesen auf der Grundlage der KLR-Daten sich nicht nur 
an die internen Beschäftigten und die Verwaltungsführung wenden, sondern kann auch 
das Parlament und die Regierung zeitnah informieren.”° Im kommunalen Bereich 
konnte festgestellt werden, dass ein vorhandenes und weitgehend standardisiertes Be- 
richtswesen einen eindeutig positiven Einfluss auf die Nutzung von Kostenrechnungs- 
informationen bspw. für die Entscheidungsfindung hat.’” Eine Kostenrechnung sollte 
also um eine Leistungsrechnung ergänzt werden, und die Ergebnisse aus diesen In- 
strumenten sollten mit Hilfe eines Berichtswesens entsprechend aufbereitet werden, 
um betriebswirtschaftliche Analysen zu ermöglichen. Damit vermeidet man, das Ent- 
stehen von Datenfriedhöfen.’” Als These lässt sich damit zusammenfassend festhalten: 


H 11: Mit einer Kostenrechnung können deutlich bessere Ergebnisse erzielt 
werden, wenn sie um eine Leistungsrechnung und ein Berichtswesen er- 


gänzt wird. 


Ein weiteres bedeutsames Instrument der Modemisierung in der öffentlichen Verwal- 
tung, bei dem eine Kombination mit weiteren Instrumenten sinnvoll erscheint, ist die 
Budgetierung. Obwohl eine Zuteilung von Budgets, die sich auf der Grundlage bishe- 
riger Haushaltsansätze ohne spezifisch definierte Gegenleistungen ergeben, auch mög- 
lich ist, wird für das angestrebte veränderte Steuerungsverhalten eine Verknüpfung mit 
dem Instrument der Zielvereinbarungen empfohlen. Man spricht in dem Zusammen- 
hang vom Kontraktmanagement’”. Hierbei wird zusätzlich zu einem vereinbarten glo- 
balen Budget eine Leistungsvereinbarung für einen bestimmten Zeitraum verbindlich 
getroffen, ohne dass jedoch spezielle Festlegungen über die Ausgestaltung der Bewirt- 
schaftung erfolgen.” Durch diese verbindlichen Budgets kann die Sachkompetenz der 


754 Vogel, R. (2006), S. 447. 

75 Vgl. Berens, W. et al. (2007), S. 13. 

756 Vgl. Fischer, E./Weber, J. (2001), S. 19. Auch wenn in dieser Studie nicht explizit überprüft, kann 
davon ausgegangen werden, dass selbiges auch für die Nutzung von Leistungsinformationen gilt. 

77 Vgl. Prase, O. (2005), S. 6. 

18 Dieses kann zwischen der Politik und der Verwaltungsspitze, aber auch verwaltungsintern zwi- 
schen Verwaltungsspitze und den Abteilungen stattfinden. Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 
155. Da Gegenstand der Befragung vor allem die internen Veränderungen in den Behörden sind, 
soll hier vor allem die zweite Sichtweise betracht werden. 

759 Vgl. Musil, A. (2005), S. 169. 
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dezentralen Verantwortungsbereiche besser genutzt werden, und die Delegation von 
Entscheidungskompetenzen erwirkt eine höhere Akzeptanz bei den Beschäftigten.’ 


Zusätzlich kann dieses Vorgehen erweitert werden, indem die Kontrakte über die Bud- 
gets produktbezogen vereinbart werden. Damit können die Sachziele der fachlichen 
Planung über die Produkte in die Budgetierung integriert werden.’ Verschiedene 
Verantwortungsbereiche können auf diese Weise von der Verwaltungsführung beauf- 
tragt werden, bestimmte outputorientierte Leistungen in einer gewissen Quantität und 
Qualität mit einem bestimmten Ressourceneinsatz zu erstellen. Diese festgelegten Pro- 
dukte und die damit verbundenen Ziele lassen sich an das übergeordnete Zielsystem 
der Verwaltung „ankoppeln“, womit sich über alle Produkte hinweg Zielbudgets erge- 
ben können, die der angestrebten Priorisierung durch die jeweilige Verwaltung oder 
die Politik entsprechen sollten.’ Dazu ist allerdings eine Zuordnung von übergeordne- 
ten Sachzielen und konkreten Leistungszielen zu den einzelnen Produkten notwen- 
dig.’® Durch eine so verstandene Budgetierung wird nicht nur eine verbesserte Pla- 
nung der In- und Outputs ermöglicht und ein Anreizsystem für den wirtschaftlicheren 
Umgang mit Ressourcen geschaffen, sondern es werden auch die Interdependenzen 
zwischen den Produkten, Zielen und den dafür notwendigen Ressourcen deutlich und 
deren Beitrag zur Gesamtplanung.’* Als zweite Hypothese für den kombinierten Ein- 
satz von Instrumenten ergibt sich damit die folgende: 


H 12: Durch die Budgetierung ergeben sich bessere Ergebnisse, wenn die- 


se um Zielvereinbarungen und Produktdefinitionen ergänzt wird, 


Während durch den kombinierten Einsatz von Instrumenten zunächst die Datengrund- 
lagen und deren Aufbereitung im Mittelpunkt standen (Hypothese 11), wurde an- 
schließend versucht, das Zusammenwirken von einzelnen Instrumenten für eine ver- 
besserte Steuerung zu nutzen. Dies sollte durch ein Kontraktmanagement auf der 
Grundlage von Produkten erreicht werden (Hypothese 12). Allerdings kann eine ganz- 
heitlich verbesserte Steuerungswirkung nur dann eintreten, wenn die dafür benötigten 
Informationen auch zeitnah vorliegen, um damit die Budgets aufstellen und kontrollie- 


760 Vgl. Hoffjan, A. (2000), S. 27 f. Allerdings kann diese Erweiterung des Handlungsspielraums auch 
mit einem Anstieg der Arbeitsbelastung einhergehen. Siehe dazu bspw. Ritz, A. (2003b), S. 15. 

76l Siehe dazu auch die Ausführungen in Kapitel 4.5.7. 

762 Vgl. Winter, C. (2003), S. 23. 

76 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 135. Etwas einschränkend muss allerdings festgehalten 
werden, dass bislang die gesetzlichen Rahmenbedingungen in NRW eine rein outputorientierte 
Budgetierung mit externen Zielvereinbarungen noch nicht zulassen; dennoch können auf Grundla- 
ge von Produktbudgets gerade interne Vereinbarungen getroffen werden. 

7% Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 69. 
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ren zu können. Daher bietet es sich an, die XZR inkl. Berichtswesen als Grundlage der 
Datenbeschaffung und -aufbereitung mit der produktorientierten Budgetierung durch 
Zielvereinbarungen zu verbinden. Hierbei werden den Aufgabenträgern finanzielle 
Ressourcen auf Basis geplanter Leistungseinheiten in Form von Produkten zugewie- 
sen, wobei die Produkte den Kostenträgern aus der KLR entsprechen sollten. Im Er- 
gebnis handelt es sich dabei um die letztlich durch das NPM angestrebte outputorien- 
tierte Verwaltungssteuerung.’® Die KLR und das Berichtswesen können die Füh- 
rungskräfte bereits unterjährig dabei unterstützen, die Kosten innerhalb der Budgets zu 
halten und über Kennzahlen die Zielerreichung innerhalb des Zielsystems nachvoll- 
ziehbar und erklärbar zu gestalten. Allerdings ist für diese Anforderungen eine ausge- 
baute Kostenrechnung notwendig, die auch eine Aufteilung in fixe und variable Be- 
standteile gestattet sowie detaillierte Informationen über die vorliegenden Kostenstruk- 
turen liefert, um mögliche Budgetabweichungen erklären zu können.” Durch diese 
outputorientierte Steuerung lassen sich aber nicht nur auf operativer Ebene unterjähri- 
ge Budget- und Leistungsmengenverschiebungen sowie Optimierungspotenziale früh- 
zeitig erkennen, sondern auch strategisch wird damit ein Management der Zielerrei- 
chung möglich, mit dem sodann Impulse für neue Produkte und Projekte gegeben 
werden können.’” Somit wird durch diese Ausrichtung der Verwaltungssteuerung 
nicht nur die Kontrolle der Effizienz ermöglicht, sondern damit lassen sich auch die 
Ergebnisse des Verwaltungshandelns, im Sinne einer Effektivitätskontrolle, konkret 
planen und anschließend überprüfen.” Als These aus diesen theoretischen Überlegun- 
gen zum Instrumenteneinsatz ergibt sich damit: 


H 13: Die Kombination der Daten aus der KLR und der produktorientier- 
ten Budgetierung zur outputorientierten Verwaltungssteuerung ermöglicht 


die angestrebten umfassenden Verbesserungen. 


Ein wesentlicher Bestandteil der Neuausrichtung nach dem NPM besteht in der zu- 
nehmenden Kunden- und Qualitätsorientierung der öffentlichen Verwaltung. Diese 
setzt in besonderer Weise die Einbeziehung der Mitarbeiter voraus, da jene regelmäßig 
die wichtigste Schnittstelle zwischen der Behörde und ihren Kunden darstellen. Es bie- 
tet sich daher an, die Wünsche und Anregungen dieser internen und der externen Kräf- 
te jeweils über Befragungen in den Behördenalltag zu integrieren, um auf dieser 
Grundlage Veränderungen vornehmen zu können.” So konnte in zahlreichen empiri- 


765 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 64. 

7% Vgl. Grommas, D. (2006), S. 95. 

767 Vgl. Winter, C. (2003), S.24. 

768 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 71. 

163 Vgl. Korunka, C./Scharitzer, D./Sonnek, A./Carayon, P./Hoonakker, P. (2002), S. 144 f. 
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schen Studien’” der Zusammenhang zwischen der Kunden- und der Mitarbeiterzufrie- 
denheit bestätigt werden. Dahinter steckt die Erkenntnis, dass zufriedene Mitarbeiter 
sich auch freundlicher gegenüber den Kunden und umgekehrt zufriedene Kunden sich 
auch freundlicher gegenüber den Mitarbeitern verhalten. Vielfach lässt sich die Unzu- 
friedenheit der Kunden mit internen Konflikten und einer zu geringen Kooperation der 
Abteilungen untereinander erklären. Auch zur Identifikation dieser Schwachstellen 
bietet sich eine Kombination dieser beiden Befragungstypen an.”™ Zudem kann als 
Ergebnis des gleichzeitigen Einsatzes der beiden Instrumente vielfach eine Steigerung 
der Arbeitsplatzattraktivität erreicht werden, eine geringere Zahl an Kundenbeschwer- 
den, und letztlich lassen sich mitunter auch Kundengruppen identifizieren, denen dar- 
aufhin maßgeschneiderte Angebote präsentiert werden können. ’” 


Da die Integration der Kunden- und Mitarbeiterzufriedenheit auch zu den zentralen 
Zielen eines umfassenden Qualitätsmanagementsystems gehört, lassen sich die Befra- 
gungen der Beschäftigten und der Leistungsempfänger mit einem solchen System ver- 
knüpfen. Dabei kann die Messung der Kundenzufriedenheit über eine „merkmalsori- 
entierte Qualitätsbeurteilung‘ die Grundlage für eine „kundenorientierte Neuausrich- 
tung von Prozessen und Produkten“ bilden, während über die Mitarbeiterbefragung die 
qualitätsbezogenen Stärken und Schwächen im Arbeitsprozess aufgezeigt werden sol- 
len.” Auf diesem Wege lässt sich eine hohe Qualität der Dienstleistungen erzielen, die 
möglichst nah an den Kundenerwartungen liegt und zugleich die internen Verbesse- 
rungsmöglichkeiten berücksichtigt.’”’* Aus den Überlegungen lässt sich daher die fol- 
gende These ableiten: 


H 14: Durch ein um Kunden- und Mitarbeiterbefragungen ergänztes Quali- 


tätsmanagement lassen sich umfangreichere Verbesserungen erzielen. 


Die Abbildung 19 fasst die zuvor aufgestellten Hypothesen nochmals zusammen. Mit 
den vorliegenden Thesen soll nicht nur die Richtung überprüft werden, die angesichts 
der theoretischen Erkenntnis mitunter relativ eindeutig erscheint, sondern auch die 
Ausprägungsstärke verspricht wesentliche Erkenntnisse für zukünftige Reformvorha- 
ben. Die Auswertung der aufgestellten Thesen erfolgt in Kapitel 5, genauso wie dort 
im Sinne einer empirisch-qualitativen Explorationsstrategie die qualitativen Daten ge- 


770 Siehe dazu Stock, R. (2003) und die dort angegebene Literatur. 
m Vgl. Domsch, M./Ladwig, D. (2006), S. 24. 

772 Vgl. Koci, M./Schedler, K. (2004), S. 74 ff. 

773 Lachnit, L. (2000), S. 29. 

T4 Vgl. Raffetseder, G. (2001), S. 37. 
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nutzt werden können, um daraus weitere Hypothesen und Handlungsempfehlungen zu 


gewinnen. 


_ = _Leistungsstruktur = 
: Je größer e eine ə Behörde ist, desto besser sind die erzielten Ergebnisse der Verwaltungsreform. 


: Sofern die Tätigkeiten einer Behörde (weitgehend) standardisiert sind, lassen sich bessere Er- 


gebnisse durch die Verwaltungsreform erzielen, als wenn viele individuelle Aufgaben vorliegen. 


: Je mehr Wettbewerb für eine Behörde besteht, desto bessere Ergebnisse lassen sich durch die 


Verwaltungsreform erzielen. 


: Je mehr Entgeltorientierung in einer Behörde vorherrscht, desto größere Verbesserungen lassen 


sich durch die Instrumente zur Verwaltungsmodernisierung erzielen. 


: Je mehr, vor allem externer Kundenkontakt in einer Verwaltung besteht, desto bessere Ergeb- 


nisse ergeben sich durch die Verwaltungsreform. 


: p para die Führungskräfte d die Bedeutung der ——— nchin, desto — 


sind die erzielten Ergebnisse. 


: Erkennen die Behörden selber die Probleme oder die Chancen, sind die erzielten Verbesserun- 


gen größer, als wenn zentrale Vorgaben gemacht werden. 


: Wurden die Instrumente bereits evaluiert, lassen sich damit bessere Ergebnisse erzielen, als 


wenn diese Instrumente unreflektiert im Einsatz sind. 


: Je intensiver die Instrumente eingesetzt werden, desto bessere Ergebnisse lassen sich mit 


ihnen erzielen. 


: Je mehr Instrumente in einer Verwaltung eingesetzt werden, desto bessere Ergebnisse lassen 
sich durch die ainnir erzielen. 


a i i _Kombinierter Instrumenteneinsatz . 


~ Mit € einer ar Kostenrechnung können deutlich bessere Ergebnisse erzielt se wenn sie um 


eine Leistungsrechnung und ein Berichtswesen ergänzt wird. 


: Durch die Budgetierung ergeben sich bessere Ergebnisse, wenn diese um Zielvereinbarungen 


und Produktdefinitionen ergänzt wird. 


: Die Kombination der Daten aus der KLR und der produktorientierten Budgetierung zur output- 


orientierten Verwaltungssteuerung ermöglicht die angestrebten umfassenden Verbesserungen. 


: Durch ein um Kunden- und Mitarbeiterbefragungen ergänztes Qualitätsmanagement lassen 


sich umfangreichere Verbesserungen erzielen. 


Abbildung 19: Zusammenfassung der Hypothesen 
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5  Evaluationsergebnisse und Handlungsempfehlungen 


In diesem Kapitel sollen als vierter Prozessschritt””° der Evaluation die Ergebnisse des 
zuvor hergeleiteten Konzeptes, bezogen auf die in der Landesverwaltung NRW erho- 
benen Daten, dargestellt werden. Nach der Darlegung der Grundlagen dieser Erhebung 
folgt die deskriptive Auswertung derselben. Diese ist unterteilt in: Struktur und Leis- 
tungsangebot der Behörden, allgemeine Aussagen zu den Modemisierungserfolgen, 
Darstellung der Einzelinstrumente und Vergleich dieser 19 Instrumente. Im Anschluss 
daran wird die Verifizierung oder Falsifizierung der zuvor aufgestellten Hypothesen 
vorgenommen. In dem Zusammenhang soll auch die Ableitung von Verwaltungstypen 
und den sich daraus ergebenden Implikationen stehen. Auf Grundlage weiterer Aus- 
wertungen der empirischen Daten und der zuvor erhaltenen Ergebnisse ergibt sich die 
Ableitung von Handlungsempfehlungen für die Binnenmodemisierung in der Landes- 
verwaltung NRW. 


Auch bei der anstehenden Auswertung sollen die Evaluationsstandards berücksichtigt 
werden. Besonders relevant für diesen Prozessschritt sind die Genauigkeitsstandards, 
die verlangen, dass Zusammenhänge, Wirkungen und Nebenwirkungen analysiert 
werden und dass zudem die Schlussfolgerungen ausreichend begründet werden. Wich- 
tig sind hierfür auch die Fairnessstandards, mit denen eine neutrale Berichterstattung 
erreicht und die Stärken und Schwächen des Evaluationsobjektes aufgezeigt werden 
sollen. Auf dieser Grundlage können Verbesserungen erzielt werden.’” 


5.1 Evaluationsergebnisse 


Zur Darstellung der Ergebnisse werden zunächst die Grunddaten zur Erhebung vorge- 
stellt, danach die deskriptiven Ergebnisse. Im Rahmen dessen sollen die Strukturdaten 
und das Leistungsangebot der an der Befragung teilgenommenen Behörden genauer 
beschrieben werden, sowie werden die allgemeinen Einschätzungen der Führungskräf- 
te zu den Modernisierungserfolgen erläutert. Daran anschließend werden die Ergebnis- 
se hinsichtlich der abgefragten 19 Einzelinstrumente der Verwaltungsmodernisierung 
näher beschrieben. 


775 Nach der Auswahl des Evaluationsobjektes erfolgte in Kapitel 4 die Bestimmung der Ziele und die 
Planung sowie das Design der Evaluation. 
76 Vgl. DeGEval (2002), S. 31 ff. 
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5.1.1 Ansprache und Rücklauf 


Aufbauend auf den in Kapitel 4 beschriebenen theoretischen Erkenntnissen und Ziel- 
setzungen”” erfolgte die quantitative Untersuchung. Diese wurde vom Lehrstuhl für 
Controlling der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster gemeinsam mit der BMS 
Consulting GmbH durchgeführt. Nach einem Pre-Test bei mehreren Behörden und den 
hierauf aufbauenden Anpassungen des Fragebogens wurde von Mitte November 2006 
bis Mitte März 2007 die vorliegende Umfrage zum Stand und zu den bislang erreich- 
ten Ergebnissen der Verwaltungsmodernisierung in der Landesverwaltung NRW 
durchgeführt. Als Befragungsform wurden standardisierte Fragebögen gewählt, da 
durch diese Art der Befragung empirische Erkenntnisse mit einem verhältnismäßig 
geringen zeitlichen und finanziellen Aufwand zu erzielen sind.” Dies entspricht damit 
den zuvor erläuterten Durchführbarkeitsstandards, mit denen eine realistische und kos- 
tenbewusste Evaluation erreicht werden soll.” Die Versendung der Fragebögen er- 
folgte per E-Mail. Die ausgefüllten Fragebögen konnten entweder ebenfalls auf diesem 
Wege oder aber anonym auf postalischem Wege übersendet werden. Die Beantwor- 
tung der Fragen sollte von einer Person mit umfassenden Kenntnissen über die Ver- 
waltungsmodernisierung in der bereffenden Behörde vorgenommen werden. Die Be- 
schränkung auf einen „Key Informant“ ist in der Literatur allerdings umstritten, da 
bisweilen Selbstdarstellungseffekte’”” auftreten; denn der Informant trägt die Verant- 
wortung für das betreffende Sachgebiet.’ Allerdings wird hier angenommen, dass die 
Informationskompetenz gegenüber diesem Messfehler höher einzuschätzen ist und die 
Befragung mehrerer Informanten neue Probleme aufwerfen würde.” 


Die Umfrage gliedert sich in drei Teile. Im ersten Abschnitt wurden Strukturdaten und 
das Leistungsangebot der Behörden abgefragt. Auf dieser Grundlage sollen später 
Verwaltungstypen gebildet werden. Im zweiten Teil gaben die Vertreter der Behörden 
eine allgemeine Einschätzung zu den bislang erreichten Ergebnissen infolge der Maß- 
nahmen zur Verwaltungsmodernisierung ab. Der dritte und umfangreichste Teil wid- 
mete sich den in Kapitel 4.5 vorgestellten Einzelinstrumenten sowie deren Bedeutung, 
Umsetzungsstatus, Einführungsanlass und Einsatzintensität sowie den damit erreichten 


7 Vgl. dazu Kapitel 4.2. 

78 Vgl. Berekoven, L./Eckert, W ./Ellenrieder, P. (2004), S. 118. Dem stehen allerdings auch einige 
Nachteile wie das nicht Verstehen oder das nicht vollständige Ausfüllen des Fragebogens gegen- 
über. Vgl. dazu bspw. Friedrichs, J. (1990), S. 237. 

77? Vgl. Sanders, J./Beywl, W. (2000), S. 87. 

780 Eine Befragung zu den Auswirkungen des NSM von Bürgermeistern im Vergleich zu den Perso- 
nalratsvorsitzenden bestätigte diese These. Die Effekte wurden von den verantwortlichen Bürger- 
meistern deutlich positiver eingeschätzt. Vgl. Bogumil, J./Kuhlmann, S. (2006), S. 358. 

78! Vgl. Hurrle, B./Kieser, A. (2005), S. 589 f.; Greve, G. (2006), S. 108 f. 

782 Dazu gehört eine erhöhte Komplexität der Datenerhebung und die Art und Weise der Datenaggre- 
gation pro Analyseeinheit. Vgl. dazu Kumar, N./Stern, L. W./Anderson, J. C. (1993), S. 1634. 
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Effizienz- und Effektivitätsergebnissen. Über alle drei Bereiche hat der Fragebogen” 
einen Umfang von 11 Seiten und insgesamt 131 Fragen, wobei je nach Umsetzungs- 
stand in Bezug auf Einzelinstrumente der Behörde nicht alle Fragen zu beantworten 
waren. 


Neben Fragestellungen mit verbalen Antwortvorgaben dominierten dabei 5-stufige 
monopolare Ratingskalen. Diese Skalen ermöglichen trotz mittlerer Kategorie die Ü- 
berführung in unterschiedliche Verfahren der Datenanalyse und überschreitet darüber 
hinaus nicht die Grenze der Unterscheidungsfähigkeit der Befragten. Zudem minimiert 
eine ungerade Anzahl von Ausprägungen die Verweigerungshaltung der Befragten, da 
die mittlere Kategorie nicht ausgeschlossen wird. Während bei den Extrempunkten 
eine verbale Beschreibung stattfand, wurde auf eine verbale Schilderung der übrigen 
Skalenpunkte verzichtet, um Verzerrungen aufgrund unterschiedlicher Sprachauffas- 
sungen seitens der Befragten zu vermeiden. Stattdessen erfolgte eine numerische Be- 
schriftung der Skalenpunkte mit dem Ziel, äquidistante Abstände zwischen jeweils 
benachbarten Kategorien zu suggerieren.’* 


Es wurden 302 Behörden und damit die Mehrheit der Behörden der Landesverwaltung 
NRW angeschrieben.” Daraus ergaben sich 106 auswertbare Fragebögen. Dies ent- 
spricht einer Quote an verwertbaren Rückläufen von 35,1%, was angesichts der Länge 
des Fragebogens und im Vergleich zu sonst üblichen Rücklaufquoten bei vergleichba- 
ren empirischen Studien ein sehr gutes Ergebnis darstellt. Die Rückläufe kamen aus 
nahezu allen Teilen der Verwaltung. Ein Abgleich mit der Behördenstruktur des Lan- 
des in Bezug auf die Größe der Behörden zeigt, dass man von einer annähernd reprä- 
sentativen Struktur ausgehen kann.’ Allerdings wird bei solchen Befragungen mitun- 
ter vermutet, dass ein Non-Response-Bias vorliegen könnte und damit in diesem Fall 
vor allem Rückläufe von „modernisierungsaktiven“ Behörden vorliegen. Daraus wür- 
de sich eine „positive“ Verzerrung der Befragungsergebnisse einstellen.’” Ein diesbe- 
züglicher Test ergab dafür allerdings keine signifikanten Anzeichen.’* 


78 Vgl. Anhang 1. 

784 Vgl. Unterreitmeier, A. (2003), S. 68 ff. 

785° Es kann demnach von einer Auswahl der Vollerhebung als Evaluationsdesign gesprochen werden; 
denn es lagen nicht von allen Verwaltungen in NRW Ansprechpartner bzw. Adressen vor. 

786 Vgl. dazu Finanzministerium NRW (2005b), S. 57. 

787 Vgl. bspw. Wollmann, H. (2002), S. 80. 

788 In Anlehnung an Armstrong, J. S./Overton, T. S. (1977), S. 398 wurde angenommen, dass relativ 
spät antwortende Unternehmen hinsichtlich des Antwortverhaltens den nicht Antwortenden stärker 
ähneln als den relativ früh Antwortenden. Dazu wurde das erste Drittel der Rückläufe mit dem 
letzten Drittel in Bezug auf die erzielten generellen Verbesserungen verglichen, dabei zeigten sich 
beim verwendeten t-Test keine signifikanten Unterschiede zwischen diesen Gruppen (a = 5%). 
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5.1.2 Deskriptive Auswertungen 


5.1.2.1 Strukturdaten und Leistungsangebot 


Bei der Befragung wurde zunächst die Position der Beantwortenden innerhalb der 
Verwaltung ermittelt. Dies war zur Hälfte die Behördenleitung selber und zu 31,1% 
die Controller bzw. andere Aufgabenträger, welche für die Führungsunterstützung ver- 
antwortlich sind. Die restlichen 18,9% der Befragten nahmen andere Positionen ein. 
Dies waren im Wesentlichen Fachbereichs- oder Geschäftsleiter und damit ebenfalls 
Führungskräfte. Von daher deuten sowohl Rücklaufquote als auch die hierarchische 
Stellung und die fachliche Kompetenz der Antwortenden durchweg auf belastbare Er- 
gebnisse hin. 


Bei der Mitarbeiteranzahl der Behörden zeigt sich das heterogene Bild der Landes- 
verwaltung in NRW. Etwa 14,2% der teilnehmenden Behörden hatten bis zu 50 Mitar- 
beiter ohne Auszubildende und vergleichbare Angestellte. Bei 22,6% liegt die Mitar- 
beiterzahl zwischen 51 und 100. Den größten Anteil machen die Behörden mit 101 bis 
300 Mitarbeitern aus (36,8%). Darüber hinaus haben von den befragten Behörden 
7,6% eine Größe zwischen 301 und 500 Beschäftigten, 8,5% eine Mitarbeiteranzahl 
zwischen 501 und 1.000, und 10,4% Behörden mit mehr als 1.000 Beschäftigten nah- 
men an der Befragung teil. 


-Potoa o 


Behördenleitung 


Controller und Führungsun- 
terstützung 


501-1.000 
>1.000 10,4% 


Abbildung 20: Position der Befragten und Mitarbeiteranzahl in den Behörden 


Bei der Leistungsstruktur der befragten Verwaltungen wird offenbar, dass 8,5% in der 
Regel repetitive Tätigkeiten mit hohen Fallzahlen ausführen, welche recht standardi- 
siert sind. Mit Abstand die meisten Verwaltungen (50,9%) haben häufig ähnliche Tä- 
tigkeiten und viele wiederkehrende Aufgaben. Weitgehend individuelle Projekte mit 
geringen Fallzahlen sind in 30,2% der Behörden das dominierende Merkmal. Bei 
10,4% gibt es nur individuelle Projekte ohne große Standardisierbarkeit. 
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Einen wirklichen Wettbewerb mit ausschließlich externen Anbietern gibt es nur in 2 
(1,9%) der befragten Behörden. Bei 17,9% sind nur einige Leistungen vergleichbar mit 
Anbietern auf dem Markt, oder es ist ein Benchmarking der Leistungen mit anderen 
vergleichbaren Behörden möglich. In genau der Hälfte der Behörden findet Wettbe- 
werb nur in Teilbereichen als Quasi-Wettbewerb statt. Bei rund 30,2% gibt es keinerlei 
Wettbewerb. Demnach geben also fast 70% der Verwaltungen an, zumindest in Teil- 
bereichen einem gewissen Wettbewerb ausgesetzt zu sein. Das Bewusstsein, im Wett- 
bewerb zu stehen, ist demnach weit verbreitet, obwohl die Mehrzahl der angebotenen 
Dienstleistungen hoheitlich ausgerichtet ist. 


Marktpreise werden nur bei 3,9% der Behörden erhoben, dafür findet bei 40,4% eine 
Entgeltorientierung über das Ermitteln und Erheben von Gebühren statt. Keinerlei 
Ermittlung von Gebühren aber dafür Verrechnungen mit anderen Behörden für einen 
großen Teil der Leistungen erfolgt in 11,5% der Verwaltungen. Bei einem großen Teil 
der Behörden (44,2%) finden keinerlei Verrechnungen statt. Dennoch zeugen diese 
Ergebnisse insgesamt von einer hohen Verbreitung unterschiedlicher Formen der Ver- 
rechnung. 


Bezüglich des Kundenkontaktes ist anzumerken, dass rund 32% der Behörden Leis- 
tungen für externe Kunden erstellen. 58,5% haben sowohl externe Kunden als auch 
Kunden innerhalb der Landesverwaltung. Relativ wenige Behörden haben nur Kunden 
in der Landesverwaltung oder haben keinerlei direkten Kundenkontakt, sind bspw. nur 
für die Koordination oder die Entwicklung von Konzepten zuständig. Die Erkenntnis, 
interne wie externe Kunden zu haben, scheint damit in der Landesverwaltung NRW 
selbstverständlich geworden zu sein. Die Abbildung 21 fasst die Zusammensetzung 
der Leistungsstruktur in den befragten Verwaltungen nochmals zusammen. 
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Abbildung 21: Zusammensetzung der Behördenstruktur 


5.1.2.2 Allgemeine Einschätzung der Modernisierungserfolge 


Im zweiten Teil wurden die Umfrageteilnehmer gebeten, eine Einschätzung über die 
bisher mit der Verwaltungsmodernisierung erreichten Ergebnisse abzugeben. Hierbei 
zeigte sich, dass die Führungskräfte die bisherigen Erfolge der Verwaltungsmodemi- 
sierung insgesamt leicht positiv einschätzen. Über alle sechs abgefragten Teilbereiche 
ergibt sich ein Durchschnittswert von 2,848, wobei „5“ sehr deutlichen Verbesserun- 
gen entspricht und „1“ gar keinen Verbesserungen.” Es konnten also erste positive 
Veränderungen mit Hilfe der Verwaltungsmodernisierung erzielt werden. Diese gilt es 


789 In der Befragung wurden die Extrempole mit „1 = Sehr deutliche Verbesserungen“ und „5 = Gar 
keine Verbesserungen“ bezeichnet. Bei der Auswertung wurden die Variablen jedoch aus Darstel- 
lungsgründen so umkodiert, dass unter hohen Werten eine große Ausprägung (deutliche Verbesse- 
rung/hohe Bedeutung) und unter kleinen Werten eine geringe Ausprägung (keine Verbesse- 
rung/geringe Bedeutung) zu verstehen ist. Angesichts dieser Ausprägungsmöglichkeiten sollen bei 
den Gesamtverbesserungen jeweils drei Nachkommastellen angegeben werden, um möglichst de- 
tailliert diese übergreifenden Resultate darstellen zu können. 
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allerdings noch weiter auszubauen, um die hohen Erwartungen, die an die Modernisie- 
rung gestellt werden, auch zu erfüllen.” 


Bei der genaueren Analyse der einzelnen Zieldimensionen stellt sich heraus, dass sich 
die bisher positivsten Auswirkungen bei den internen Prozessen mit einem Wert von 
3,143 ergeben haben. Demzufolge sind im Zuge der Verwaltungsmodernisierung oft- 
mals die Strukturen und Prozesse von Behörden einer Überprüfung mit anschließender 
Verbesserung unterzogen worden. Knapp dahinter liegen mit 3,078 die Leistungspo- 
tenziale in den Behörden, bei denen sich Verbesserungen eingestellt haben. Etwa 
gleich auf liegt die Einschätzung hinsichtlich der Verbesserungen in punkto Wirt- 
schaftlichkeit (2,876), der Kundenzufriedenheit (2,874) und der Mitarbeiterzufrieden- 
heit (2,757). Am geringsten wird die Veränderungen bei den gesellschaftlichen Wir- 
kungen eingeschätzt (2,359). Die Resultate in diesem Bereich haben sich bislang noch 
nicht deutlich genug eingestellt oder aber sie lassen sich derzeit noch nicht angemes- 
sen bewerten. Auffällig ist bei einer genaueren Betrachtung der Antworten hinsichtlich 
der Zieldimensionen die große Standardabweichung bei der Kundenzufriedenheit mit 
einem Wert von 1,14. Der Wert lässt Rückschlüsse darauf zu, dass speziell dieser 
Themenbereich sehr unterschiedlich von den Teilnehmern beantwortet wurde. Rund 
ein Drittel der Führungskräfte sehen hier schon deutliche Verbesserungen (32,1% der 
Antworten „5“ oder „4“), allerdings gibt es auch ein weiteres Drittel, das kaum Ver- 
besserungen bei der Zufriedenheit der Kunden feststellen kann (36,8% Antworten mit 
„1“ oder „2“). Eine mögliche Erklärung liegt darin, dass unter Kunden evtl. nur exter- 
ne Kunden wie die Bürger verstanden werden, aber nicht Kunden in der Landes- 
verwaltung. Damit haben gewisse Behörden gemäß eigener Auffassung vielfach gar 
keinen Kundenkontakt, bei dem sich überhaupt Verbesserungen hätten einstellen kön- 
nen. 


Das Ergebnis in Abbildung 22 zeigt, dass sich insbesondere in der Binnenorganisation 
der Verwaltungen einiges zum Positiven verändert hat. Die Mitarbeiterzufriedenheit 
bleibt allerdings nach Einschätzung der Befragten demgegenüber etwas zurück. Dies 
könnte allerdings durchaus auch an den durchgeführten Sparmaßnahmen und Struktur- 
reformen in der Landesverwaltung liegen, die möglicherweise zu einer Unzufrieden- 
heit mit der Modernisierung als Ganzes führt. Das im Zusammenhang mit Reform- 
projekten oftmals speziell von politischer Seite geäußerte Ziel der verbesserten Wirt- 
schaftlichkeit’”” kann offensichtlich nicht in dem Maße erreicht werden, wie es ange- 
strebt wird. Bei der in den letzten Jahren verstärkten Berücksichtigung von gesell- 


70 Dies läuft konform zu anderen Untersuchungen, die zwar festgestellt haben, dass viele Reformen 
umgesetzt wurden, mit dem Ausmaß der erreichten Veränderungen sind hingegen nur die wenigs- 
ten Befragten zufrieden. Vgl. dazu bspw. Wutscher, W /Hammerschmid, G. (2005), S. 119. 

PI Vgl. bspw. Reiners, M. (2004), S. 161. 
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schaftlichen Wirkungen werden deutliche Verbesserungen klar verfehlt. Viele diesbe- 
züglich angestoßene Projekte befinden sich allerdings noch in frühen Phasen, so dass 
die Ergebnisse offensichtlich noch nicht genügend bewert- und steuerbar sind.” In 
Zukunft wird dieser Bereich wohl deutlich an Bedeutung zunehmen.” Die Einschät- 
zung der Führungskräfte deckt sich mit den in der Literatur geäußerten Vermutungen, 
dass es durch die Reformen in den verschiedenen Landesverwaltungen „zu begrenzten 
Kostensenkungen, zu manchen Verfahrensbeschleunigungen und zur Stärkung der 
Verantwortlichkeiten‘“ gekommen ist, aber dass sich bei den „Outcomes der Landes- 


verwaltungen nur wenig geändert hat“.’”* 


Allgemeine Einschätzung der Auswirkung der 
Verwaltungsmodernisierung 


(1: Gar keine Verbesserungen; 5: Sehr deutliche Verbesserungen) 
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Wirtschaftlichkeit 
Kundenzufriedenheit 


Mitarbeiterzufriedenheit 
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Abbildung 22: Auswirkungen der Verwaltungsmodernisierung 


Insgesamt liegen die effizienzgerichteten Verbesserungen vor den effektivitätsgerich- 
teten. Das überrascht allerdings kaum, weil angesichts der finanziellen Probleme häu- 
fig die Konzentration auf interne Verbesserungen und finanzielle Auswirkungen vor- 
lag, statt die gesellschaftlichen Ziele oder die Kundenzufriedenheit in der Verwaltung 
zu priorisieren. Diese Themengebiete stehen zudem erst weitaus kürzer im Mittelpunkt 
der Reformdebatten. Es sollte allerdings insgesamt bei diesen Ergebnissen der Lan- 
desverwaltung NRW beachtet werden, dass viele Modernisierungsprojekte erst in den 


792 Vgl. dazu die Auswertung zum Einzelinstrument „Wirkungsrechnung“ in Kapitel 4.5.13. 

793 Grundsätzlich decken sich diese Ergebnisse mit den Annahmen, dass bislang im Rahmen der Ver- 
waltungsmodernisierung die Mitarbeiter, sowie die Bürger und die Gesellschaft nicht ausreichend 
berücksichtigt worden sind und dort zukünftig wichtige Aufgabenfelder des NPM liegen. Vgl. 
Löffler, E. (2001), S. 213. 

4 Reichard, C. (2004a), S. 96 f. 
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letzten Jahren gestartet wurden und, wie praktische Erfahrungen zeigen, sie regelmä- 
Big eine gewisse Zeit benötigen, bis sie wirksam werden (vgl. dazu Hypothese 8). Eine 
Wiederholung einer solchen Abfrage zu einem späteren Zeitpunkt würde sich deshalb 
anbieten. 


5.1.2.3 Auswertung der Einzelinstrumente 


Im dritten Teil der Umfrage wurden die Einzelinstrumente abgefragt. Dabei wurden 
die eingeschätzte Bedeutung, der Umsetzungsstatus, der Einführungsanlass, die 
Einsatzintensität und die sich ergebenden Effizienz- sowie Effektivitätsresultate erho- 
ben. Die Auswertung der 19 Instrumente erfolgt zweigeteilt. Zunächst werden die we- 
sentlichen Ergebnisse zu jedem Instrument vorgestellt. Anschließend soll eine verglei- 
chende Betrachtung der Einzelinstrumente vorgenommen werden, da auch die kompa- 
rative Analyse interessante Aussagen verspricht. 


Dem Leitbild wird von den Führungskräften mit einem Wert von 2,99 keine besonders 
große Bedeutung beigemessen.’”” Dennoch haben 60% dieses Instrument im Einsatz 
und weitere 18% planen oder beabsichtigen die Implementierung. Der Einsatz und die 
Planung des Leitbildes erfolgte überwiegend, weil dadurch Chancen genutzt werden 
sollten (48,1%) oder es eine Vorgabe des Ressorts (31,2%) war. Wie zu erwarten, sind 
die direkt damit verbundenen Effekte eher gering. Das gilt sowohl für die Effizienz 
(2,36) als auch für die Effektivität (2,32). Dies hängt sicherlich auch mit der Nutzungs- 
intensität der Leitbilder zusammen. Nur 17,6% integrieren das Leitbild, wie idealty- 
pisch vorgesehen, in den Behördenalltag. Überwiegend erfolgt der Einsatz bislang nur 
anlassbezogen (42,6%) oder sogar sporadisch bzw. unsystematisch (32,4%). 


Das ganzheitliche Personalentwicklungskonzept wird von den Befragten als sehr be- 
deutsam eingeschätzt (4,05). Allerdings wenden es bislang nur rund 41,5% in ihrer 
Verwaltung an. Zusätzlich planen jedoch 27,4% den Einsatz dieses Instrumentes kon- 
kret, und weitere 10,4% beabsichtigen es zu einem späteren Zeitpunkt einzuführen. 
Das spricht also dafür, dass man mittlerweile die Bedeutsamkeit dieses Instrumentes 
erkannt hat und sich daher um eine zunehmende Implementierung bemüht. Über 60% 
der Behörden setzen das Instrument ein oder planen es zumindest, weil sie selber 
Schwächen in Bezug auf die Personalentwicklung ausgemacht haben oder darin all- 
gemeine Chancen für die Verwaltung sehen. Überwiegend wird das Konzept anlassbe- 
zogen verwendet (55,2%), aber immerhin 31% setzen das Konzept so ein, dass es im 


5 Entsprechend der Vorgehensweise bei den Gesamtergebnissen, fand auch bei den Einzelinstrumen- 
ten bezüglich der Bedeutung und der Verbesserungen eine Umkodierung der 5-stufigen Skala statt. 
Demnach entspricht „5“ einer hohen Bedeutung bzw. einer deutlichen Verbesserung und „1“ einer 
geringen Bedeutung bzw. keiner Verbesserung. 
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Behördenalltag integriert ist. Die Effizienz-Ergebnisse (3,23) sind bei diesem Element 
deutlich besser als die der Effektivität (2,70). Die ganzheitliche Personalentwicklung 
scheint also bislang überwiegend zur Verbesserung der internen Prozesse oder der 
Wirtschaftlichkeit genutzt zu werden, weniger um eine verbesserte Kundenorientie- 
rung oder eine Steigerung der Zielorientierung zu erreichen. Insgesamt sind die erziel- 
ten Ergebnisse aber unterdurchschnittlich, was angesichts der schwierigen Zurechen- 
barkeit der Verbesserungen bei personalorientierten Instrumenten aber wenig über- 
rascht. 


Die strukturierten Mitarbeitergespräche betreffen ebenfalls die Beschäftigten unmit- 
telbar. Diesen Gesprächen wird von den Führungskräften mit einem durchschnittlichen 
Wert von 3,83 eine hohe Bedeutung beigemessen. Entsprechend kommt dieses Instru- 
ment in mehr als 65% der Behörden zum Einsatz. Während es mittlerweile schon 
11,3% evaluiert haben, geben nur 14,2% an, diese Gespräche bis auf weiteres nicht 
einführen zu wollen. Besonders hoch ist bei diesem Element der Anteil der Behörden, 
die es schon in den Alltag integriert (32,9%) haben; allerdings setzen es mehr als 25% 
auch anlassbezogen ein, was jedoch nicht der Intention dieses Elementes entspricht. 
Die Ergebnisse in Bezug auf Effizienz (3,15) und Effektivität (2,68) sind als durchaus 
positiv zu bewerten, vor allem da hier die Zuweisung von Erfolgen nicht so eindeutig 
möglich ist. Auch durch die Gespräche mit den Mitarbeitern ergeben sich vor allem 
interne Verbesserungen, bspw. in Bezug auf die Leistungserstellung.’” 


Die Mitarbeiterbefragungen wurden von den personalorientierten Instrumenten mit 
einem Wert von 3,63 am schlechtesten hinsichtlich der Bedeutung eingeschätzt. Wobei 
über alle abgefragten Instrumente gesehen immer noch von einem durchaus bedeutsa- 
men Instrument ausgegangen werden kann. In etwas mehr als der Hälfte der Verwal- 
tungen in NRW werden derartige Befragungen verwendet (53,3%). Für ein Instrument 
aus dem Personalbereich ist hier auch die Quote der Behörden, die dieses Instrument 
absehbar nicht einsetzen wollen, mit 28,6% relativ hoch. In fast der Hälfte aller Fälle 
wurde dieses Element implementiert, weil man sich dadurch Chancen für die Behörde 
erhoffte. Hinsichtlich des Einsatzes erfolgt das Instrument in 46,5% der Fälle zu fest 
definierten Zeitpunkten, also bspw. einmal im Jahr, ansonsten fast ausschließlich an- 
lassbezogen (27,6%) oder unsystematisch (22,4%). Etwas überraschend ist die leicht 
positivere Einschätzung der Effektivität (2,75) im Vergleich zu den Personalentwick- 
lungskonzepten oder den Mitarbeitergesprächen, während die bislang erzielte Verän- 
derung der Effizienz mit 3,07 im Vergleich etwas schlechter eingeschätzt wird. Die 


7% Dieses Ergebnis entspricht einer Befragung von Verwaltungen in Niedersachsen, bei der eine ver- 
stärkte Zielorientierung des Verwaltungshandelns durch Mitarbeitergespräche nicht festgestellt 
werden konnte. Vgl. dazu König, S./Rehling, M. (2007), S. 11. 
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abgegebenen Meinungen der Mitarbeiter scheinen damit also auch im gewissen Rah- 
men zu einer stärkeren Zielorientierung beizutragen. 


Die Mitarbeiterfortbildungen sind das Instrument mit der höchsten Verbreitung in der 
Landesverwaltung. 98,1% der Behörden setzen dieses Instrument ein, die restlichen 
Behörden beabsichtigen den Einsatz für die Zukunft. 20% haben das Instrument nicht 
nur im Einsatz, sondern auch schon evaluiert. Aber die Fortbildungen werden nicht nur 
fast flächendeckend verwendet, sondern dem Instrument wird auch mit Abstand die 
höchste Bedeutung beigemessen (4,54). Die Qualifizierungsmaßnahmen haben damit 
im Land die erwartet große Verbreitung und Bedeutung erreicht, auch wenn solche 
Maßnahmen nicht unbedingt nur der Verwaltungsmodernisierung zugeordnet werden 
können, da sie auch schon weit vor dem NPM bereits erfolgreich durchgeführt wur- 
den.”” In knapp 80% der Behörden erfolgte die Einführung des Instrumentes nicht auf 
Anweisung vom Ressort oder vom Land, sondern es wurde wegen der damit verbun- 
denen Chancen bzw. der Möglichkeit, Risiken zu vermeiden, eingesetzt. Entsprechend 
ist es bei 75,7% im Behördenalltag integriert. Das Effizienzergebnis wird mit 3,83 von 
allen Instrumenten am besten eingeschätzt. Ferner sind die erzielten Effektivitätsver- 
besserungen (3,50) als substanziell einzuschätzen, wobei hier nicht der beste Wert der 
Einzelinstrumente erzielt wird. Auch wenn im Personalbereich die Effekte häufig 
kaum direkt zurechenbar sind, bestätigt sich somit die Vermutung, dass dies noch am 
ehesten bei den Fortbildungen möglich ist. 


Ein wesentlich differenzierteres Bild ergibt sich bei der Budgetierung. Genau die Hälf- 
te der Behörden setzt dieses Instrument ein, insgesamt 32,1% haben die eigenverant- 
wortliche Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln konkret oder zumindest abstrakt ge- 
plant. Dieser hohe Wert mag etwas verwundern, hängt aber in erster Linie damit zu- 
sammen, dass über das EPOS.NRW-Projekt in den nächsten Jahren die Struktur für 
eine outputorientierte Budgetierung aller Behörden der Landes NRW geschaffen wer- 
den soll.” Obwohl von den anwendenden Behörden fast 70% dieses Instrument nur 
einsetzen, weil sie eben per Landes- oder Ressortvorgabe dazu angehalten worden 
sind, beurteilen die befragten Führungskräfte das Instrument als bedeutsam (3,97). 
Entsprechend den gestellten Anforderungen an die Budgetierung als ganzheitliche 
Strategie setzen es auch fast 80% in der Behörde entsprechend integriert ein. Während 
sich bei den Verbesserungen in Bezug auf die Effizienz einer der besten Werte ergibt 
(3,72), wird die Effektivität mit 3,08 deutlich schlechter eingeschätzt. Somit wird die 
Budgetierung vorwiegend als Ansatz für eine verbesserte Wirtschaftlichkeit wahrge- 


77 Dennoch tragen sie wesentlich zu den Reformen bei und werden deshalb hier erfasst. 
18 Vgl. Finanzministerium NRW (2005a). 
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nommen, eine angestrebte stärkere Wirkungsorientierung’” tritt dabei deutlich in den 
Hintergrund. 


Genauso wie die Budgetierungen werden auch die Produktdefinitionen in 50% aller 
Landesbehörden verwendet. Zwar setzen viele Behörden diese beiden Instrumente 
gemeinsam ein, aber auch dort gibt es Ausnahmen.‘® Überraschend sind weniger die 
10,4%, die das Instrument bereits evaluiert haben, sondern vielmehr die 34,9%, die 
einen Einsatz weder konkret in Planung haben, noch die Produktdefinitionen mittel- 
fristig beabsichtigen einzusetzen, und das, obschon diese Definitionen als zentrales 
Element zur Steuerung gelten sowie als Grundbaustein für weitere Instrumente.°” Das 
kann daran liegen, dass die Wichtigkeit der Produktdefinitionen bzw. die Wechselwir- 
kungen zu anderen Instrumenten bislang noch nicht ausreichend bekannt sind. Für die- 
se Vermutung spricht auch, dass die Einführung bislang weniger aus eigenem Antrieb 
erfolgte, sondern meistens auf der Vorgabe eines Ressorts beruhte (51,5%) oder sogar 
zentral vom Land (20,6%) vorgegeben wurde. Auch die Bedeutung des Instrumentes 
wird mit 3,20 nicht sehr hoch eingeschätzt. Die Ergebnisse fallen sowohl für die Effi- 
zienz (3,19) als auch die Effektivität (2,89) eher unterdurchschnittlich aus und das, 
obwohl dort, wo Produkte gebildet wurden, diese Definitionen schon zu knapp zwei 
Drittel in dem Behördenalltag integriert sind. Hieran lässt sich erkennen, dass dieses 
Instrument zwar durchaus genutzt wird, mit ihm selber aber unmittelbar wenige Ver- 
besserungen erzielt werden, bzw. diese nicht als solche erkannt werden. 


Die Dezentralisierung von Verantwortung wird häufig über den Einsatz der Zielver- 
einbarungen innerhalb der Behörde erreicht. Dieses Instrument wird mittlerweile von 
62,5% der befragten Verwaltungen genutzt. Mit einem Wert von 3,65 wird es zwar 
von den Führungskräften durchaus noch als bedeutsam eingeschätzt, im Vergleich zu 
anderen Elementen wird es damit allerdings von der Wichtigkeit eher unterdurch- 
schnittlich bewertet. In fast der Hälfte aller Einführungen wurde es wegen den dahinter 
stehenden Chancen®” eingeführt. Hinsichtlich der Einsatzintensität kann festgestellt 
werden, dass 74,6% der Verwaltungen die Zielvereinbarungen bereits in den Behör- 
denalltag integriert haben oder sie zumindest regelmäßig anwenden. Die unsystemati- 
sche Nutzung von Zielvereinbarungen spielt hingegen fast keine Rolle. Die mit dem 
Instrument erzielten Ergebnisse können als zufrieden stellend bezeichnet werden. 
Diesbezüglich wird zwar auch die Effizienz (3,42) besser als die Effektivität (3,18) 


7 Vgl. Busch, V. (2005), S. 132. 
Zum gemeinsamen Einsatz verschiedener Instrumente siehe Kapitel 5.2.4. 

%! vgl. Banner, G. (1997), S. 25. 

#02 Zu den Chancen gehört den Handlungsspielraum der Mitarbeiter zu vergrößern, ein wirtschaftli- 
ne Umgang mit Ressourcen oder eine verbesserte Zielerreichung. Vgl. Pippke, W. (1997), S. 
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eingeschätzt, aber diese Unterschiede liegen im Rahmen der Gesamteinschätzung. 
Damit zeigt sich, dass nicht nur In- und Outputs sondern darüber hinaus auch übergrei- 
fende Wirkungsziele Gegenstand der Vereinbarungen werden. 


Das Benchmarking wird ebenfalls als durchaus bedeutend eingeschätzt (3,59), wenn 
dieser Wert im Vergleich auch unterdurchschnittlich ist. Der Einsatz erfolgt bei 45,3% 
der Behörden in der Landesverwaltung.” Hingegen ist bei 42,5% der Verwaltungen 
die Einführung dieses Instrumentes in nächster Zeit weder geplant noch beabsichtigt. 
Ein Grund ist vielfach sicherlich in den fehlenden Benchmarkpartnern zu suchen. Ge- 
rade hier sollen die gemäß Landesregierung zu bildenden Vergleichsringe®” Abhilfe 
schaffen. Dabei wurde bisher das Element bisher zu fast 80% eingeführt, weil die Be- 
hörde selber damit Risiken vermeiden oder Chancen nutzen wollte. Positiv ist anzu- 
merken, dass überwiegend diese Vergleiche in der täglichen Arbeit integriert sind 
(38,5%) oder das Benchmarking zu festen Zeitpunkten durchgeführt wird (23,1%). Die 
erzielten Ergebnisse werden vor allem in Bezug auf die Effizienz als positiv einge- 
schätzt (3,50), während die erzielten Effektivitätssteigerungen demgegenüber zurück- 
stehen (3,13). Ein Grund hierfür kann die starke Ausrichtung der Vergleiche an der 
wirtschaftlichen Leistungserstellung oder den internen Prozessen sein. Bestätigt wer- 
den kann dies durch die Analyse der Daten, die verglichen werden. Hierbei handelt es 
sich häufig um Kostenrechnungs- und Leistungsdaten, den Personaleinsatz und fachli- 
che Kennzahlen, aber auch um Bearbeitungs- und Laufzeiten. Das unterstreicht den 
vorwiegend effizienzgerichteten Einsatz des Benchmarking, wobei die Prozesse selber 
nur sehr selten explizit verglichen werden. Im Wesentlichen erfolgt eine Gegenüber- 
stellung mit sehr ähnlichen Verwaltungstypen, also bspw. Polizeibehörden oder ähnli- 
che Gerichtstypen vergleichen sich untereinander. 


Die Kostenrechnung ist aktuell bei 57,6% der Verwaltungen im Einsatz. Mit einem 
Durchschnittswert von 3,67 wird ihre Bedeutung durch die Führungskräfte einge- 
schätzt und liegt damit verglichen mit den anderen Instrumenten im Mittelfeld. Die 
Implementierung erfolgt zu 51,5% auf Anweisung des Ressorts und zu 19,1% - damit 
deutlich seltener - auf Anweisung des Landes. Die Kostenrechnung findet zu fast 70% 
integriert im Behördenalltag statt, wie es dem Instrument, verstanden als Führungsin- 
strument, angemessen erscheint. Die Effizienz-Verbesserungen sind mit 3,43 durchaus 
als gut zu bezeichnen, aber in Anbetracht der hohen Erwartung liegt die Verbesserung 
etwas niedriger als vermutet. Hier könnte zum Tragen kommen, dass auch die Kosten- 
rechnung, die häufig nur Werte für weitere Instrumente liefert, mitunter nicht ausrei- 


80° Dies entspricht auch den Untersuchungen der KGSt, die für den kommunalen Bereich festgestellt 
hat, dass Wettbewerbselemente wie das Benchmarking bislang zu wenig genutzt werden. Vgl. Hil- 
bertz, H.-J. (2001), S. 11. 

804 Vgl. Innenministerium NRW (2006). 
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chend auf die Bedürfnisse der Behörden angepasst ist und es vor allem im Verbund 
mit Leistungskennzahlen sowie mit einem Berichtswesen ihre volle Wirkung entfalten 
kann. Auch der Durchschnittswert für die Effektivität liegt mit 3,00 etwas hinter den 
Erwartungen. 


Etwas überraschend ist, dass nur 32,5% der Behörden über eine Leistungsrechnung 
und -analyse verfügen; denn idealtypisch sollten Kosten- und Leistungsrechnung ge- 
meinsam eingeführt sein. Daran lässt sich aber ablesen, dass den Outputs in der Ver- 
waltung bislang noch zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt wird. Bei der Bedeutung 
dieses Instrumentes ergibt sich ein Wert von 3,50 und ist damit auch noch durchaus als 
wichtig einzuschätzen. Etwa ein Viertel aller Behörden plant kurz- oder mittelfristig 
die Einführung dieser Rechnung. Ähnlich wie schon bei der Kostenrechnung sind die 
Anlässe zu 65,3% Anweisungen durch das Ressort oder landesweite Vorgaben und 
damit weniger das behördeninterne Erkennen von Chancen oder Risiken. Die Nut- 
zungsintensität in Bezug auf die Leistungsrechnung kann als hoch bezeichnet werden. 
Sie ist bei 51,4% im Alltag integriert und bei 28,6% erfolgt der Einsatz regelmäßig. 
Deutlich näher beieinander als vergleichsweise bei der Kostenrechnung liegen die Ef- 
fizienz- und Effektivitätsverbesserungen mit 3,27 bzw. 3,06. Damit scheinen zuneh- 
mend auch Indikatoren für eine verbesserte Zielerreichung in die Leistungsrechnung 
einzufließen. Sie stellt damit nicht nur ein Instrument für die Verbesserung einer wirt- 
schaftlichen Leistungserstellung dar. 


Die Aufbereitung von Daten, die aus verschiedenen Instrumenten und Informations- 
quellen stammen, ist Gegenstand des Berichtswesens. Dieses Instrument hat mit 67,0% 
die zweithöchste Verbreitung aller abgefragten Instrumente (nach den Mitarbeiterfort- 
bildungen). Dabei ist allerdings zu beachten, dass das Berichtswesen schon vor den 
aktuelleren Modernisierungsbestrebungen in vielen Behörden vorhanden war und es 
sich demnach nicht um ein völlig neues Instrument handelt. Entsprechend wird auch 
die Bedeutung mit 3,83 als hoch angegeben. Allerdings wird in 21,7% der Behörden 
der Einsatz dieses Instrumentes zumindest vorerst nicht angestrebt. Auch wenn fast 
jede zweite Instrumenteneinführung auf eine Ressortvorgabe zurückging, so war der 
Anlass immerhin zu 17,1% die erkannten Defizite und zu 24,4% vermutete Chancen. 
Der kontinuierliche bzw. regelmäßige Einsatz des Berichtswesens überwiegt mit ins- 
gesamt 81,9% deutlich. Obwohl die Berichte an sich nur vorhandene Daten aufberei- 
ten, werden ihnen dennoch deutliche Effekte hinsichtlich der Effizienz- (3,46) und der 
Effektivitätsverbesserungen (3,17) zugewiesen. 


Ein Instrument, das erst in den letzten Jahren intensiver diskutiert wird, ist die Wir- 
kungsrechnung. Dies zeigt sich auch in dem geringsten Verbreitungsgrad von nur 
14,2% in der Landesverwaltung NRW. Weitere 8,9% planen den Einsatz, um den Ziel- 
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erreichungsgrad in den Mittelpunkt des Verwaltungshandelns zu stellen. Auch die Be- 
deutung wird mit 3,09 im Vergleich mit den anderen Instrumenten unterdurchschnitt- 
lich eingeschätzt. Sofern das Instrument eingesetzt wird oder es zumindest eingesetzt 
werden soll, besteht der Einführungsgrund für fast zwei Drittel der Behörden in den 
damit verbundenen Chancen. Die eigentliche Anwendung erfolgt überwiegend anlass- 
bezogen (47,1%) oder völlig unsystematisch (29,4%). Somit wird die Analyse und 
Bewertung der Wirkungen eher auf ein spezielles Projekt bezogen, statt sie als ganz- 
heitlichen Ansatz in den Verwaltungen zu begreifen. Da überwiegend ein effektivi- 
tätsgerichteter Einsatz erfolgt, lässt sich der hohe Wert von 3,40 für die Verbesserun- 
gen hierbei erklären. Als eines von drei Instrumenten” liegt damit der Wert über dem 
der Effizienz (3,13), was angesichts der intendierten Outcome-Orientierung allerdings 
nicht überrascht. Auch wenn die Bedeutung, der Umsetzungsstand und die Einsatzin- 
tensität bislang noch als gering eingestuft werden müssen, sind die damit erreichten 
Ergebnisse durchaus viel versprechend. 


Nach der Mitarbeiterfortbildung wird dem Qualitätsmanagement die höchste Bedeu- 
tung zugeschrieben (4,08). Allerdings steht der Umsetzungsstand mit 38,7% dem ge- 
genüber deutlich zurück. Dies lässt sich sicher auch mit der relativ aufwendigen Imp- 
lementierung erklären. Die Einführung planen weitere 12,3% bzw. beabsichtigen 7,5% 
der Behörden. In drei Viertel aller Fälle liegt der Einführungsanlass in der Vermeidung 
von Risiken oder in den vermuteten Chancen. Entsprechend eines umfassenden Ansat- 
zes wird das Instrument dann auch überwiegend (53,3%) in den Behördenalltag integ- 
riert. Das spiegelt sich auch in den überzeugenden Ergebnissen wider. In Bezug auf 
die Verbesserung der Effizienz ergibt sich ein sehr positiver Wert von 3,76 und für die 
Effektivität von 3,54. Beides sind jeweils die zweitbesten Werte aller betrachteten In- 
strumente. Zusätzlich wurde bei dem Qualitätsmanagement auch noch das im Einsatz 
befindliche Instrument abgefragt. Dabei ergab sich, dass die DIN ISO 9001 mit 23,3%, 
das EFQM mit 20,0%, die an das Qualitätsmanagement angepasste BSC mit 16,7% 
und das CAF mit 6,7% am weitesten verbreitet sind. Zudem werden noch weitere In- 
strumente wie das DIN/ISO 17025 oder Kombinationen aus den zuvor genannten Sys- 
temen verwendet. Daran zeigt sich, dass bisher eher die traditionellen Elemente aus 
dem privatwirtschaftlichen Bereich überwiegen. 


Die zielgerichtete Steuerung der Wertschöpfungskette steht im Mittelpunkt der Pro- 
zessanalysen und -optimierungen. Diese werden allerdings bislang erst in 35,2% der 
Behörden angewendet, weitere 12,4% planen zudem die Einführung konkret. Trotz 
dieser bisher geringen Verbreitung wird die Bedeutung mit 3,88 insgesamt als hoch 


805 Die anderen Instrumente sind Kundenbefragungen (3,23 zu 3,19) und das Beschwerdemanagement 
(3,36 zu 3,02). 


Evaluationsergebnisse und Ableitung von Handlungsempfehlungen 183 


eingestuft. Solche Analysen werden durchgeführt, wenn entweder ein Defizit erkannt 
wird (42,6%) oder man Chancen für Verbesserungen sieht (38,9%). Die Ressortvorga- 
be ıst dagegen als Anlass relativ unbedeutend (18,5%). Eine durch eine zentrale Lan- 
desvorgabe angestoßene Einführung findet bislang überhaupt nicht statt. Überraschend 
ist, dass mehr als ein Drittel das Instrument in den Behördenalltag integriert einsetzen, 
auch wenn die anlassbezogene Nutzung mit 40,5% leicht überwiegt. Bemerkenswert 
ist weiterhin der höchste Wert bezüglich der Verbesserungen der Effektivität (3,57). 
Demnach scheinen die Analysen und die anschließenden Optimierungen sehr häufig 
zur Steigerung der Prozessqualität und der Bürgerorientierung eingesetzt zu werden,’” 
auch wenn die Effizienzverbesserungen wie bei den meisten Instrumenten hier über- 
wiegen (3,73). 


Das Projektmanagement wird von 65,7% der befragten Behörden verwendet und hat 
damit eine weite Verbreitung in der Landesverwaltung. Auch die Bedeutung wird von 
den Führungskräften mit 3,76 als hoch eingestuft. Der Einführungsanlass war in mehr 
als der Hälfte der Fälle die damit erhofften Chancen, also bspw. die Erzielung größerer 
Transparenz oder von deutlichen Vereinfachungen. Ressortvorgaben spielen hierbei 
nur eine untergeordnete Rolle. Landesvorgaben sind bei diesem Element gar nicht re- 
levant. Entsprechend dem Gegenstand von Projekten als zeitlich befristete und weitge- 
hend einmalige Aufgabe” wird auch das Instrument in mehr als zwei Drittel aller Be- 
hörden anlassbezogen eingesetzt. Als sehr positiv werden die Verbesserungen durch 
das Projektmanagement eingeschätzt. Dabei werden hier die Veränderungen der Effi- 
zienz deutlich besser als die der Effektivität bewertet (3,68 zu 3,33). Durch diese 
strukturierte Vorgehensweise lassen sich demnach vor allem Kosten- und Zeiteinspa- 
rungen realisieren. 


Um das Handeln der Verwaltung stärker auf die Bedürfnisse der Leistungsempfänger 
auszurichten, eignen sich Kundenbefragungen. Mittlerweile nutzen 53,8% der Behör- 
den in NRW dieses Instrument. Mehr als ein Drittel von diesen hat das Element nicht 
nur eingeführt sondern auch bereits evaluiert. Die Bedeutung wird mit 3,71 als durch- 
aus hoch eingeschätzt. Im Vergleich zu anderen Instrumenten liegen die Befragungen 
damit im Mittelfeld. Auch bei diesem Instrument stehen die vermuteten Chancen im 
Zentrum der Überlegungen für die Einführung (50,8%), ferner ist auch der Anteil der 
Ressortvorgaben nicht unerheblich (24,6%). Am häufigsten wird das Instrument zu 
fest definierten Zeitpunkten (43,1%), also bspw. einmal jährlich eingesetzt. Darauf 
folgen der anlassbezogene (25,9%) und der unsystematische Einsatz (20,7%). Entspre- 
chend der Orientierung am Kunden sind auch die erzielten Ergebnisse eher effektivi- 


3% Vgl. Töpfer, A. (2000), S. 47 ff. 
A Vgl. Andersch, B./Belzer, V. (2005), S. 183. 
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tätsgerichtet. Dieser Wert liegt bei 3,25, während die Effizienz mit 3,19 bewertet wur- 
de. Insgesamt sind damit eher durchschnittliche Verbesserungen erzielt worden. 


Ein weiteres Instrument, das den Bürgerkontakt zum Gegenstand hat, ist das Be- 
schwerdemanagement. Die Bedeutung wird von den Führungskräften durchschnittlich 
wie bei den Kundenbefragungen gesehen (3,71). Der Implementierungsstand ist mit 
47,2% ebenfalls auf einem vergleichbaren Niveau. Auch zukünftig ist kaum eine deut- 
lich größere Verbreitung zu erwarten, denn geplant ist ein Beschwerdemanagement 
nur bei 4,7% und beabsichtigt bei 7,5% der Verwaltungen. Die Einführung des In- 
strumentes fand in mehr als acht von zehn Fällen statt, weil die Verwaltung selber die 
Defizite erkannt hat oder Chancen vermutet hat, demnach sind Ressort- oder Landes- 
vorgaben nur von untergeordneter Bedeutung. Eine Mehrheit der Behörden (55,8%) 
hat das Beschwerdemanagement in den Behördenalltag integriert, aber auch die an- 
lassbezogene Nutzung wird von vielen Behörden angegeben (34,6%). Bei diesem In- 
strument überwiegen eindeutig die Effektivitätseffekte mit einem Wert von 3,36, im 
Vergleich mit einem Verbesserungswert von 3,02 für die Effizienz. Dies entspricht 
auch der grundsätzlichen Idee des Beschwerdemanagements, die Impacts stärker zu 
berücksichtigen. 


Als letztes der 19 Einzelinstrumente wurden von den befragten Führungskräften An- 
gaben zum E-Government gemacht, wobei damit keine reinen Informationsangebote 
gemeint waren. Daher hat dieses Element bislang nur eine Verbreitung von 48,6% in 
der Landesverwaltung erreicht, wobei die relativ große Anzahl weiterer geplanter oder 
beabsichtigter Einführungsprojekte darauf schließen lässt, dass sich der Umsetzungs- 
stand in den nächsten Jahren deutlich steigern wird. Dementsprechend wird auch die 
Bedeutung des E-Governments mit 3,89 als hoch eingeschätzt. Neben den dominie- 
renden vermuteten Chancen als Einführungsanlass ist auch die Vorgabe des Ressorts 
häufig ursächlich für die Implementierung. In 47,1% der Fälle erfolgt der Einsatz in- 
tegriert im Behördenalltag, darauf folgen die fest definierten Zeitpunkte (25,0%) und 
die anlassbezogene Durchführung (20,5%). Obwohl vielfach das Instrument noch gar 
nicht so lange im Einsatz ist, zeigen sich durchaus schon sehr gute Ergebnisse, diese 
liegen bei der Effizienz (3,74) deutlich vor der Effektivität (3,46). Das verwundert in- 
sofern etwas, weil das E-Government speziell auch für die Kunden neue Vorteile bie- 
ten soll und sich nicht nur die internen Prozesse oder die Wirtschaftlichkeit verbessern 
sollen. 


#08 Insgesamt planen oder beabsichtigen 18,1% der Behörden die Einführung. Dies entspricht auch der 
von REICHARD geäußerten Annahme, dass das E-Government zu einem neuen Trend in den 
Landesverwaltungen wird und für die Herausbildung neuartiger IT-gestützter Organisationslösun- 
gen beitragen wird. Vgl. Reichard, C. (2004a), S. 99. 
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5.1.2.4 Vergleichende Bewertungen der Einzelinstrumente 


Da nicht nur die absoluten Werte neue Erkenntnisse bringen, sondern auch die relative 
Sichtweise interessante Informationen verspricht, sollen im Weiteren die 19 Instru- 
mente miteinander verglichen werden, um auf dieser Grundlage die Gesamt- wie auch 
die Einzelergebnisse noch besser einschätzen zu können. Vergleichende Analysen der 
einzelnen Instrumente sollen hinsichtlich des Einführungsstandes, der eingeschätzten 
Bedeutung und der erzielten Ergebnisse vorgenommen werden, aber auch in Bezug auf 
den Einführungsanlass, die Einsatzintensität sowie gewisse Kombinationen aus diesen 
Kategorien. Es lassen sich hinsichtlich dieser Kategorien gewisse Gruppierungen von 
Instrumenten durchführen. 


Im Hinblick auf den Einführungsstand der Instrumente kann festgehalten werden, dass 
bei den Behörden schon viele Instrumente der Verwaltungsmodemisierung im Einsatz 
sind. Im Durchschnitt setzt jede Behörde rund 9,8 der abgefragten 19 Instrumente ein, 
dies entspricht insgesamt einer Quote von 51,4% und unterstreicht damit durchaus den 
Anspruch der Landesverwaltung, bei der Modernisierung eine führende Position unter 
den Bundesländern einnehmen zu wollen. Wie allerdings schon bei den Einzelinstru- 
menten festgestellt, sind die Unterschiede erheblich. Das mit Abstand am meisten ein- 
gesetzte Instrument in der Landesverwaltung NRW ist demnach die Fortbildung der 
Mitarbeiter. 98,1% der befragten Behörden wenden dieses Instrument zur Qualifizie- 
rung und Kompetenzsteigerung der Beschäftigten an. Dies trägt den Bemühungen um 
eine stetige Fortbildung der Mitarbeiter Rechnung und entspricht der Tatsache, dass 
das Instrument auch schon vor der Einführung „Neuer Steuerungsmodelle“ eingesetzt 
wurde. Rund zwei Drittel der Behörden setzen ein Berichtswesen (67,0%), ein Pro- 
jektmanagement (65,7%), strukturierte Mitarbeitergespräche (65,1%) und etwas weni- 
ger die Zielvereinbarungen innerhalb einer Behörde (62,5%) ein. Während das Be- 
richtswesen vielfach von der Anwendung moderner IT mit vielfältigen Auswertungs- 
und Aufbereitungsfunktionen profitiert, zeigt sich bei den Mitarbeitergesprächen, bis- 
weilen verbunden mit individuellen oder übergeordneten Zielvereinbarungen, die 
wachsende Mitarbeiterorientierung und die zunehmende Verantwortungsdelegation. 
Das Projektmanagement wird häufig bei der Einführung von Modernisierungselemen- 
ten benötigt, und der Umsetzungsstand bestätigt damit die wachsende Bedeutung, die 
diesen Reforminstrumenten in den Verwaltungen zukommt. 
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Auf der anderen Seite setzen weniger als ein Drittel der Behörden eine Leistungsrech- 
nung (32,1%) ein. Daran lässt sich erkennen, dass die Betrachtung der Outputs bislang 
noch zu selten im Mittelpunkt des Verwaltungshandelns steht. Eine noch geringere 
Verbreitung in der Verwaltungslandschaft hat die Wirkungsrechnung gefunden. Bis- 
lang nur 14,2% der Behörden nutzen das Instrument für die Outcomes. Dies entspricht 
den anfangs gemachten generellen Auswertungen, dass die Ergebnisse bei den gesell- 
schaftlichen Wirkungen durch die Verwaltungsmodernisierung noch wenig überzeu- 
gen können.” Die Abbildung 23 stellt die Ergebnisse des Umsetzungsstandes der In- 
strumente graphisch dar. 


Die eingeschätzte durchschnittliche Bedeutung über alle Instrumente ist mit 3,75 posi- 
tiv zu beurteilen. Dies entspricht insgesamt einer hohen Wichtigkeit. Mit Abstand die 
größte Bedeutung wird der Mitarbeiterfortbildung (4,54) zugewiesen. Überhaupt ist 
auffällig, dass in den Augen der Führungskräfte viele Instrumente, die die Mitarbeiter 


#09 Der Auswirkungen der gesellschaftlichen Wirkungen wurden mit einem durchschnittlichen Wert 
von 2,359 von den Führungskräften angegeben und lagen damit deutlich hinter den anderen Ziel- 
dimensionen zurück. 
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betreffen, als besonders wichtig bezeichnet werden.” Neben den Fortbildungen trifft 
das auch auf das Personalentwicklungskonzept (4,05) und die Mitarbeitergespräche 
(3,83) zu. Einzig die Mitarbeiterbefragungen (3,63) werden unterdurchschnittlich be- 
deutsam gesehen. Auch den Elementen, die Verbesserungen von Prozessen zum Ge- 
genstand haben, wird eine hohe Wichtigkeit beigemessen. Dazu kann neben der Pro- 
zessanalyse (3,88) auch das E-Government (3,89) und das Qualitätsmanagement (4,08) 
gerechnet werden. Ebenfalls ein Instrument wie die Budgetierung (3,97), das häufig 
für kurzfristige Effizienzsteigerungen implementiert wird, beurteilen die Führungs- 
kräfte als wesentlich. Während direkt kundenbezogene Elemente wie Kundenbefra- 
gungen oder das Beschwerdemanagement (jeweils 3,71) im Mittelfeld liegen, wird die 
Wirkungsrechnung (3,09) zum indirekten Einbezug der Bürgerinteressen bislang noch 
als eher unwichtig erachtet, was aber auch als relativ neues Instrument an dem gerin- 
gen Bekanntheitsgrad liegen könnte. 


Obwohl Instrumente wie die Kostenrechnung (3,67), Zielvereinbarungen (3,65) oder 
Produktdefinitionen (3,20) als Grundlage für das NPM gelten, sind die eingeschätzten 
Bedeutungen vergleichsweise niedrig. Das kann daran liegen, dass diese Instrumente 
vor allem im Verbund mit anderen Instrumenten ihre volle Wirkung entfalten können 
und sie deshalb als Einzelinstrument ggf. nicht so positiv eingeschätzt werden. Im 
Verhältnis zu den anderen Instrumenten wurde von den Führungskräften das Leitbild 
(2,99) als am unwichtigsten eingeschätzt, vermutlich weil dies nicht zu ausreichenden 
direkten Verbesserungen innerhalb der Verwaltung führt. Über alle Instrumente zeigt 
die hohe beigemessene Bedeutung, dass die allermeisten der in der NPM-Diskussion 
befindlichen Instrumente von der Verwaltungsführung als geeignet eingeschätzt wer- 
den. Dies deckt sich allerdings bislang nicht mit dem Umsetzungsstand in den Verwal- 
tungen." Die Abbildung 24 gibt einen Überblick über die angegebene Bedeutung aller 
Instrumente im Vergleich. 


810 Diese Ergebnisse bestätigen die in der Literatur geäußerten Annahmen, dass das Personalmanage- 
ment immer mehr zu dem entscheidenden Erfolgsfaktor im Zuge der Verwaltungsmodernisierung 
wird. Vgl. dazu bspw. Wagner, D. (2006), S. 222. 

#1 Vgl. Busch, V./Wehrmann, S. (2002), S. 262. 
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Allgemeine Einschätzung der Bedeutung der Instrumente 
(1: Relativ unbedeutend; 5: Sehr hohe Bedeutung) 
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Abbildung 24: Eingeschätzte Bedeutung der Einzelinstrumente 


Interessante Ergebnisse verspricht auch der Vergleich der beigemessenen Bedeutung 
mit dem aktuellen Umsetzungsstand. Die eingeschätzte Bedeutung kann dabei als In- 
diz für die Soll-Ausprägung des Instrumenteneinsatzes dienen. Speziell Instrumente, 
die zwar als relativ bedeutend eingeschätzt werden, aber bislang eine sehr geringe 
Verbreitung in der Landesverwaltung gefunden haben, zeigen aktuelle Defizite und 
zukünftige Umsetzungsbedarfe auf. Solche Bedarfe lassen sich insbesondere für das 
Personalentwicklungskonzept, die Prozessanalysen und das Qualitätsmanagement er- 
mitteln. Die Diskrepanz ist gerade bei letzterem besonders hoch. Während bislang nur 
knapp 39% das Instrument einsetzen, wird es von seiner Bedeutung sehr wichtig ein- 
geschätzt (4,08). Auch den Personalentwicklungskonzepten als ganzheitlicher Ansatz 
einer Behörde zur Förderung der Mitarbeiter wird eine hohe Bedeutung beigemessen 
(4,05), während sich das bislang noch nicht entsprechend im Umsetzungsstand wider- 
spiegelt. 


Beachtliche Differenzen zwischen relativer Bedeutung und relativem Umsetzungs- 


stand bestehen auch bei dem Instrument der Wirkungsanalysen, dem bislang zwar 
noch nicht eine überdurchschnittliche Bedeutung beigemessen wird, aber dessen Um- 


#12 Vgl. Busch, V./Wehrmann, S. (2002), S. 260. 
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setzungsstand im Vergleich dazu dennoch sehr gering ist. Hier zeigt sich für die Wir- 
kungsrechnung der weitere Implementierungsbedarf. Auf die Leistungsrechnung und - 
analyse trifft dies etwas abgeschwächt in ähnlicher Weise zu. Insgesamt ist auffällig, 
dass fünf der sechs als am wichtigsten eingeschätzten Instrumente mehrheitlich in den 
Verwaltungen bislang nicht implementiert sind. Neben dem Qualitätsmanagement und 
dem Personalentwicklungskonzept trifft dies auch auf die Instrumente Budgetierung 
(3,97), E-Government (3,89) und Prozessanalysen (3,88) zu. Es zeigt sich damit, dass 
die in der jüngeren wissenschaftlichen Forschung häufiger genannten und angepriese- 
nen Instrumente zwar schon als wichtig und bedeutend für die Verwaltungspraxis ein- 
geschätzt werden, aber diese Instrumente in der Landesverwaltung noch nicht aus- 
reichend im Einsatz sind. Ein Instrument, bei dem der Gleichlauf besonders deutlich 
wird, ist die Mitarbeiterfortbildung. Hier ist sowohl der aktuelle Umsetzungsstand als 
auch die Bedeutung sehr hoch, da es schon lange in der Landesverwaltung eingesetzt 
wird, auch unabhängig von der Modernisierung auf Grundlage der NPM- 
Vorstellungen. Die Abbildung 25 zeigt noch mal grafisch den Vergleich des aktuellen 
Umsetzungsstatus mit der beigemessenen Bedeutung der Einzelinstrumente. 


Bei der Auswertung der erreichten Effizienz und der Effektivität stellt sich heraus, dass 
die über alle Einzelinstrumente im Durchschnitt erreichte Effizienz (3,42) etwas höher 
eingeschätzt wird als die Effektivität (3,37). Dieser Unterschied ist insofern plausibel, 
da Modemisierungsprojekte oftmals insbesondere zur Steigerung der Effizienz einge- 
führt wurden. Allerdings muss beachtet werden, dass viele der Antwortenden zwar 
Unterscheidungen zwischen Effizienz und der Effektivität vorgenommen haben, aber 
diese Unterschiede insgesamt gesehen gering sind. Konsistent zu diesen Antworten ist 
auch die Tatsache, dass bei der Gesamtabfrage der Verbesserungen die eher effizienz- 
gerichteten Bereiche der Wirtschaftlichkeit, der Leistungspotenziale und der internen 
Prozesse ebenfalls etwas besser abgeschnitten haben als die effektivitätsgerichteten der 
Kundenzufriedenheit und der gesellschaftlichen Wirkungen. Die Beurteilung der Ein- 
zelinstrumente stützt somit diese generelle Einschätzung. Ferner liegen die Verbesse- 
rungen der Einzelinstrumente über den Gesamteinschätzungen.°'’ Ein Grund können 
die vielen Strukturveränderungen in der Landesverwaltung NRW sein, die den Erfolg 
der Binnenmodernisierung insgesamt vermutlich negativ beeinflusst haben. Daher las- 
sen sich die weitgehend positiven Ergebnisse bei den Einzelinstrumenten nicht voll- 
ständig auf den Gesamterfolg übertragen. 


#13 Während sich für die effizienzgerichteten Gesamtverbesserungen ein Wert von 3,03 ergab, lag 
dieser für die effektivitätsgerichteten bei 2,66. Im Vergleich dazu der Verbesserungswert bezüglich 
der Einzelinstrument bei 3,42 (Effektivität) bzw. 3,37 (Effizienz). 
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Soll- und Ist-Umsetzungsstand der Instrumente 
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Abbildung 25: Vergleich von Soll- und Ist-Umsetzungsstand 


Betrachtet man die Unterschiede zwischen Effizienz und Effektivität bei den einzelnen 
Instrumente genauer, so überrascht es angesichts der zugemessenen Bedeutung und 
des Umsetzungsstandes sowie des häufig schon längeren Einsatzzeitraums nicht, dass 
die Mitarbeiterfortbildung den besten Wert bei der Beurteilung der erreichten Effizienz 
und einen der besten Werte bei der erreichten Effektivität (3,83 und 3,50) erzielen 
konnte. Auch Prozessanalysen, Qualitätsmanagementsysteme und E-Government wer- 
den von denjenigen, die diese Instrumente einsetzen, sehr positiv hinsichtlich der er- 
zielten Ergebnisse bewertet. Abweichungen zwischen der beigemessenen Effizienz 
und Effektivität ergeben sich insbesondere bei der Budgetierung, bei der die Effizienz 
deutlich höher als die Effektivität liegt (3,72 zu 3,21). Auch beim Personalentwick- 
lungskonzept (3,23 zu 2,70), bei den Mitarbeitergesprächen (3,15 zu 2,68) und bei der 
Kostenrechnung (3,43 zu 3,00) ist dies der Fall. Mit diesen Instrumenten werden also 
vor allem eine höhere Wirtschaftlichkeit, verbesserte Strukturen oder beides gleichzei- 
tig erreicht. Auch bei den Instrumenten Benchmarking, Produktdefinition, Projekt- 
management, Mitarbeiterfortbildung und Berichtswesen sind ähnliche Resultate zu 
beobachten, wenn auch nicht ganz so stark ausgeprägt. Eine höhere Effektivität in Re- 
lation zur Effizienz ergeben sich gemäß den Verantwortlichen in der Landesverwal- 
tung mit den Instrumenten Beschwerdemanagement, Wirkungsrechnung und Kunden- 
befragungen in der Behörde. Bei diesen Instrumenten stehen mehr die gesellschaftli- 
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chen Wirkungen und die Kunden im Vordergrund, womit diese Ergebnisse weniger 
überraschen, sondern der wissenschaftlichen Theorie entsprechen. Sowohl bei der Ef- 
fizienz als auch der Effektivität schneidet das Leitbild am schlechtesten ab (2,36 und 
2,32). Das deckt sich auch mit der relativ geringen Bedeutung, die diesem Instrument 
beigemessen wird (siehe dazu auch Abbildung 26). 


Über alle Instrumente gesehen war der wichtigste Umsetzungsanlass für die Einfüh- 
rung eines neuen Instrumentes, dass man Chancen zur Verbesserung gesehen hat. 
37,6% der Einführungen von Modemisierungsinstrumenten erfolgten aus dem Grund. 
Oftmals war allerdings auch das Ministerium ausschlaggebend für die Einführung 
(28,3%). Das Erkennen von Defiziten war für 21,0% der Haupteinführungsgrund eines 
Modernisierungselementes. Vorgaben des Landes waren nur in rund 13,0% der Fälle 
für die Implementierung verantwortlich. Damit waren in vier von zehn Fällen nicht die 
Chancen oder die Probleme für die Einführung verantwortlich, sondern dirigistische 
Entscheidungen von Ressort oder Land. Dies kann als Indiz für eine vermehrte Kom- 
munikation bezüglich Problembewusstsein und Problemlösungskompetenz durch die 
Instrumente gewertet werden, um die intrinsischen Anreize zu stärken. Allerdings ist 
zu bedenken, dass gewisse Steuerungsinstrumente einer abgestimmten Einführung be- 
dürfen, da ihre Wirksamkeit von Verbundeffekten abhängt. So wird mit EPOS.NRW 
eine landesweite Budgetierung angestrebt, vor diesem Hintergrund scheint die zentrale 
Landesvorgabe als wesentlicher Einführungsanlass plausibel. Das eigene Ministerium 
war vielfach für die Implementierung von Produktdefinitionen, Kosten- und Leistungs- 
rechnungen sowie das Berichtswesen ursächlich. Die „vermutete Chance“ spielte bei 
Wirkungsrechnungen, Mitarbeiterbefragungen oder dem Projektmanagement mit Ab- 
stand die Hauptrolle. Aber auch Benchmarking, Kundenbefragungen, E-Government 
und das Leitbild wurden überproportional häufig aus diesem Grund eingeführt. Die 
erkannten Defizite innerhalb der Behörde waren bei Mitarbeiterfortbildungen, beim 
Qualitätsmanagement und bei Prozessanalysen der häufigste Grund, das Instrument 
einzuführen. 
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Effizienz und Effektivität der Instrumente 
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Viele der Instrumente sind nach Auskunft der Befragten schon in dem Behördenalltag 
integriert, bei knapp 43% aller eingesetzten Instrumente ist dies der Fall. Damit wer- 
den diese Instrumente also gelebt und haben einen festen Platz in der Behörde. 21,1% 
der verwendeten Instrumente werden dagegen zu fest definierten Zeitpunkten in den 
Behörden eingesetzt, 27,8% anlassbezogen. Ein sporadischer oder unsystematischer 
Einsatz erfolgt nach Angaben der Führungskräfte nur bei 8,4% der verwendeten In- 
strumente. Dabei unterscheidet sich die Zinsatzintensität ebenfalls in Abhängigkeit 
von den jeweiligen Instrumenten wesentlich. Am häufigsten werden Leitbilder unsys- 
tematisch bzw. sporadisch eingesetzt. Ein Grund für die relativ geringen Effizienz- 
und Effektivitätsverbesserungen bei diesem Instrument könnte demnach darin zu fin- 
den sein, dass die Leitbilder bislang zu wenig in den Behördenalltag integriert sind. 
Der Einsatz erfolgt beim Projektmanagement, bei Prozessanalysen, dem Personalent- 
wicklungskonzept und der Wirkungsrechnung hauptsächlich anlassbezogen. Liegt also 
bspw. ein Untersuchungsobjekt vor, bei dem die gesellschaftlichen Wirkungen von 
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Interesse sind, wird dieses einer Wirkungsanalyse unterzogen; eine ständige Ausrich- 
tung des Handelns an den Outcomes erfolgt allerdings oftmals nicht. Zielvereinbarun- 
gen, Mitarbeiter- und Kundenbefragungen und Mitarbeitergespräche erfolgen in vielen 
Behörden zu fest definierten Zeitpunkten, wie das Jahresgespräch mit dem Mitarbeiter 
über seine Arbeitsweise und seine zukünftigen Ziele. Instrumente wie E-Government, 
Beschwerdemanagement, Berichtswesen, Kosten- und Leistungsrechnung, Produktde- 
finition, Budgetierung oder Mitarbeiterfortbildung werden dagegen ganzheitlicher ein- 
gesetzt und sind hauptsächlich in dem Alltag der Behörde integriert. Trotz der Tatsa- 
che, dass ein gewisser Einsatzrhythmus in der Natur einzelner Instrumente begründet 
liegt, lassen sich damit bisweilen auch gewisse Umsetzungsdefizite erklären. 


Durch die Angaben der Führungskräfte in Bezug auf den Umsetzungsstatus lassen sich 
auch Angaben für die beabsichtigten oder teilweise schon konkret geplanten Einfüh- 
rungen von Instrumenten machen. Demnach sind vielfach Personalentwicklungskon- 
zepte (37,7%) und Mitarbeitergespräche (20,8%) in Planung, oder es ist zumindest 
beabsichtigt, sie in den Behörden der Landesverwaltung einzuführen. Der Blick in die 
Zukunft zeigt damit, dass die Mitarbeiter als wichtigste Ressource stärker eingebunden 
und noch mehr gefördert werden sollen als dies aktuell im Zuge der Verwaltungs- 
modernisierung der Fall ist.”* Die Einführung einer Budgetierung bzw. einer Leis- 
tungsrechnung planen oder beabsichtigen 32,1% bzw. 26,4% der Behörden. Auch die- 
sen Instrumenten scheint zukünftig eine besondere Bedeutung beigemessen zu werden, 
allerdings spielt hier auch die Einführung von EPOS.NRW eine zentrale Rolle." Auch 
die Einführung eines Qualitätsmanagementsystems (19,8%) wird in den Behörden des 
Landes NRW zunehmend angestrebt, da vermutlich die Wichtigkeit eines ganzheitli- 
chen Ansatzes zur Optimierung von Prozessen und Produkten mehr und mehr erkannt 
wird. Ebenso wird die verstärkte Nutzung elektronischer Medien durch die Einführung 
eines E-Government (21,0%) beabsichtigt. 


Grundsätzlich lässt sich damit festhalten, dass die Effizienz und die verwaltungsinter- 
ne Sichtweise bei der Verwaltungsmodermisierung bislang deutlich im Vordergrund 
stehen.” Unter den Einzelinstrumenten haben vor allem mitarbeiterbezogene Instru- 
mente, Leitbilder und das Berichtswesen sowie die Kostenrechnung als Instrumente 
zur Ermittlung und Zuweisung der finanziellen Ergebnisse eine weitreichende Verbrei- 
tung in der Landesverwaltung gefunden, während Instrumente zur Überprüfung der 
Sachzielerreichung wie die Wirkungs- und die Leistungsrechnung bislang deutlich 


314 Die stärkere Einbindung und Schulung der Mitarbeiter wird allerdings schon seit Beginn der Ver- 
waltungsmodernisierungsaktivitäten gefordert. Vgl. dazu bspw. Hill, H. (1997), S. 28. 

#15 Vgl. dazu Finanzministerium NRW (2005a). 

#16 Das deckt sich auch mit den Erfahrungen der KGSt zehn Jahre nach der Einführung des NSM. Vgl. 
Hilbertz, H.-J. (2001), S. 10. 
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weniger im Einsatz sind. Generell werden Elemente, die auch eine Grundlage für an- 
dere Instrumente darstellen, wie die Produktdefinitionen oder die Kostenrechnung, 
bislang noch nicht genügend als solche erkannt, und damit ergeben sich die Verbesse- 
rungen dieser Elemente noch nicht in dem erwünschten Maße. In ähnlicher Weise gilt 
dies für die Leitbilder, die den Orientierungsrahmen der zukünftigen Strategie im Ver- 
änderungsprozess vorgeben, aber für sich genommen kaum zu positiven Modernisie- 
rungseffekten beitragen. 


Als Gesamtergebnis der deskriptiven Auswertung lässt sich festhalten, dass der Um- 
setzungsstatus, der Einführungsanlass, die Einsatzintensität und die damit erzielten 
effizienz- sowie effektivitätsgerichteten Verbesserungen sich abhängig vom spezifi- 
schen Instrument erheblich unterscheiden. Damit verdeutlicht sich nochmals der prob- 
lemorientierte Selektionsbedarf für die einzelnen Elemente. 


5.2 Überprüfung der Thesen 


Die in Kapitel 4.6 aufgestellten Hypothesen sollen im Folgenden auf Grundlage der 
empirischen Befragungsergebnisse überprüft werden, um damit die mit der Evaluation 
verfolgten Ziele erreichen zu können. Dabei besteht in Bezug auf die Thesen aller- 
dings ein Kausalitätsproblem, da die Kausalität als Konstrukt nicht messbar ist. Aus 
diesem Grund müssen statistische Verfahren verwendet werden, damit Aussagen zur 
Verifizierung der Annahmen möglich sind. Zur analytischen Auswertung kommt das 
Statistikprogramm SPSS in der Version 14.0 zum Einsatz. 


5.2.1 Statistische Auswertungsmethoden 


Es finden drei verschiedene Verfahren zur Überprüfung der Thesen Verwendung: Der 
Mittelwertvergleich für Unterschiede von zwei Vergleichsgruppen mit Hilfe des t- 
Tests, die Varianzanalyse, um Unterschiede zwischen mehr als zwei Gruppen erken- 
nen zu können, und die Regressionsanalyse, um Wirkungszusammenhänge zwischen 
abhängigen und unabhängigen Variablen zu ermitteln. Welches Verfahren zum Testen 
der Hypothesen verwendet wird, hängt von der speziellen Fragestellung ab und wird 
im Rahmen des Hypothesen-Tests jeweils erläutert. 


Als bivariates Verfahren wird zur Verifizierung der Hypothesen die statistische Analy- 
se von Mittelwertunterschieden verwendet. Hierbei können zwei Gruppen gebildet, 
und in Abhängigkeit vom Skalenniveau kann mit Hilfe des t-Tests ermittelt werden, 
inwieweit sich diese beiden Gruppen statistisch signifikant voneinander unterscheiden. 
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Es ist allerdings anzumerken, dass dieses Verfahren nicht in der Lage ist, die multidi- 
mensionale Struktur gleichzeitig zu erfassen, was angesichts der aufgestellten Thesen 
vielfach ohnehin nicht notwendig erscheint. Zudem ist es oftmals nicht möglich, ein- 
deutig zwischen Ursache und Wirkung zu unterscheiden.®'’ Hier werden daher theore- 
tische Annahmen über die Beziehungsrichtung als Grundlage der Untersuchung und 
der Interpretation verwendet. 


Während der t-Test geeignet ist, zwei Mittelwerte zu vergleichen und ihre mögliche 
Differenz auf Signifikanz zu prüfen, können mit der Varianzanalyse mehrere Mittel- 
werte zugleich untersucht werden. Dieses Verfahren prüft mittels des F-Tests, ob die 
Gleichheit der Gruppen gegeben ist (Nullhypothese).*'® Auch wenn es theoretisch mög- 
lich wäre, alle Vergleiche der Gruppen einzeln durchzuführen, ergäbe sich das Prob- 
lem der Fehlerkumulierung und einer sich verringernden Teststärke bei Tests.‘ Liegt 
bei der Varianzanalyse ein signifikantes Ergebnis vor, führt dies zur Ablehnung der 
Nullhypothese und damit zur Annahme der Alternativhypothese. Dabei ist diese völlig 
unspezifisch: Sie macht keine Aussage darüber, welche Gruppen sich voneinander un- 
terscheiden, sondern sie umfasst alle Möglichkeiten, die nicht der Nullhypothese ent- 
sprechen. Post-Hoc-Verfahren analysieren die Struktur der Alternativhypothese ge- 
nauer. Innerhalb dieser Arbeit wird für diese simultanen Mehrfachvergleiche der Bon- 
ferroni-Test”” verwendet, da dieser auch bei ungleich großen Vergleichsgruppen ein 
exaktes Ergebnis liefert.” 


Weiterhin werden Regressionsanalysen angewandt, wenn der (lineare) Wirkungszu- 
sammenhang zwischen Variablen untersucht werden soll. Hierbei handelt es sich um 
ein multivariates Verfahren. Diese Analysen ermöglichen Aussagen darüber, wie stark 
die einzelnen unabhängigen Variablen die abhängige beeinflussen. Dabei wird sowohl 
die Intensität als auch die Richtung des Zusammenhangs untersucht. Zur Beurteilung 
der Ergebnisse kann das sogenannte Bestimmtheitsmaß r? verwendet werden; das ist 
der Quotient aus erklärter Streuung und Gesamtstreuung der abhängigen Variablen. 
Dieser fungiert damit als Maßstab für die Erklärungskraft des Regressionsmodells. Zur 
Überprüfung der gesamten Regressionsfunktion auf Signifikanz kann der F-Test und 
zur Überprüfung der einzelnen Regressionskoeffizienten der t-Test herangezogen wer- 
den.” Gegenüber bivariaten Verfahren wie der Mittelwertanalyse oder der hier nicht 


817 Vgl. Berekoven, L./Eckert, W /Ellenrieder, P. (2004), S. 204. 

818 Vgl. Backhaus, K. et al. (2006), S. 129. Das Signifikanzniveau a bestimmt dabei die Irrtumswahr- 
scheinlichkeit. 

819 Siehe dazu auch Rasch, B. et al. (2006), S. 2. 

#20 Vgl. dazu Janssen, J./Laatz, W. (2007), S. 367. 

#2! Vgl. Rasch, B. et al. (2006), S. 45. 

2 Vgl. Fürst, A. (2005), S. 86; Homburg, C./Krohmer, H. (2003), S. 257. 
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verwendeten Korrelationsanalyse®” besitzt die Regressionsanalyse den Vorteil, dass 


eine eindeutige Trennung von Ursache und Wirkung erfolgt und die unabhängigen 
Variablen gleichzeitig in die Analyse eingehen.” 


5.2.2 Analyse der Behördencharakteristika 


Zur Analyse der Behördencharakteristika in der Landesverwaltung NRW sollen zu- 
nächst die entsprechenden Thesen überprüft werden. Auf dieser Grundlage und er- 
gänzt um eine Regressionsanalyse, sollen aus den fünf vorgestellten Merkmalen die 
wesentlichen für den Modernisierungserfolg in der Landesverwaltung empirisch be- 
stimmt werden. Daran schließt sich eine Beschreibung der ermittelten Typen an. Diese 
beinhaltet neben der Darstellung der spezifischen Verbesserungsergebnisse auch die 
typenspezifische Ermittlung von besonders aussichtsreichen Instrumenten. Die Impli- 
kationen, die aus den Typen für die Ausgestaltung der Verwaltungsreform entstehen, 
sollen am Beispiel der KLR beschrieben werden. Dieses Element wird ausgewählt, da 
es eine Schlüsselrolle innerhalb der Verwaltungsmodernisierung einnimmt, die Grund- 
lage für weitere Instrumente darstellt und zudem hierbei ohnehin ein selektiverer Ein- 
satz gefordert wird. Vielfach bietet es sich an, dieses aufwendige Instrumentarium nur 
dort umfassend zu implementieren, wo sich ein hoher Nutzen erwarten lässt.” 


5.2.2.1 Überprüfung der Thesen zu den Behördencharakteristika 


Zunächst ist der angenommene positive Einfluss der Größe der Verwaltung auf die 
erzielten Verbesserungen durch die Verwaltungsmodernisierung zu überprüfen. Um 
eine ausreichende Anzahl an Behörden in jeder Gruppe zu haben, werden die sechs 
abgefragten Behördengrößen in drei Gruppen überführt”: kleinere Behörden mit 100 
Mitarbeitern oder weniger, mittelgroße Behörden mit 101 bis 300 Mitarbeitern und 
große Verwaltungen mit mehr als 300 Beschäftigten. Für die erzielten Ergebnisse 
durch die Reform ergibt sich, dass in kleinen Behörden die geringsten Verbesserungen 
erzielt wurden, dies entspricht der aufgestellten Hypothese 1. Dabei nehmen die Er- 
gebnisse in diesen Behörden in Bezug auf alle Verbesserungsbereiche den jeweils 


23 Zur Korrelationsanalyse siehe ausführlich Bortz, J. (1988), S. 213 oder Götze, W./Deutschmann, 
C./Link, H. (2002), S. 84 ff. 

824 Vgl. Albers, S./Skiera, A. (2000), S. 203 ff. 

825 Vgl. Seeger, T. et al. (1999), S. 10; Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 38. 

#26 Sofern sich Merkmalsausprägungen sowohl analytisch als auch in Bezug auf die Verbesserungen 
sehr ähnlich sind, werden hier und im Folgenden diese Gruppen zusammengefasst. Dies ermög- 
licht neben einer übersichtlicheren Darstellung auch weniger komplexe statistische Modelle für das 
Testen der Thesen. 
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schlechtesten Durchschnittswert an (siehe dazu die Tabelle 1). Bei einem Vergleich 
der kleinen Behörden mit den größten, die über 300 Mitarbeiter haben, ergibt sich al- 
lerdings nur für die Verbesserungen der Wirtschaftlichkeit ein signifikant positiver 
Einfluss.” Für die anderen Verbesserungskategorien liegen die Durchschnittswerte 
zwar auch höher als bei den Behörden mit maximal 100 Mitarbeitern, allerdings sind 
diese Unterschiede nicht statistisch signifikant. Bei der Mitarbeiterzufriedenheit sind 
zwischen den drei Gruppen sogar fast gar keine Unterschiede in Bezug auf die Verbes- 
serung festzustellen. Eine genauere Analyse bestätigt die Vermutung, wonach die Er- 
gebnisse der Mitarbeiterorientierung relativ unabhängig von der Behördengröße sind, 
während bei den fünf anderen Verbesserungskategorien Abhängigkeiten zur Größe 
bestehen.” Gerade in kleineren Behörden ist der Kontakt zwischen Behördenleitung 
und Beschäftigten direkter, und es findet ein stärkerer Einbezug der Mitarbeiter statt, 
so dass die Größe kaum Einfluss auf die Mitarbeiterzufriedenheit durch die NPM- 
Reformen hat. 
mit „5“: sehr 


Bon Gesamtverbesserungen 

große Verbesserungen und „1: gar keine Verbesserungen 
Wirtschaft- | Interne |Leistungs- | Mitarbeiter- Durch- m 
Mitarbeiter Í DO zufriedenh. | Wirkungen | schnitt 


_ lichkeit _ | Prozesse | potenziale | friedenheit . 
‚unter 101 | 2,553 | 2947 | 2,842 | 2,605 | 2,632 | 2,079 | 2,610 | 38| 
101300 | 3,051 | 3,333 | 3,308 | 3205 | 2,897 | 2,590 | 3,064 |39| 
über 300 | 3,071 | 3143 | 3,000 | 2,750 | 2679 | 2,357 | 2,833 | 28 | 


| 2876 | 3143 | 3,078 | 2874 | 2,757 | 2,350 | 2,838 |105 


Tabelle 1: Verbesserungen in Abhängigkeit von der Mitarbeiterzahl 


Kundenzu- 


Q 
© 


N 
œo 


Besonders positiv sind die Ergebnisse in den mittelgroßen Behörden. Im Vergleich zu 
den kleineren Behörden sind alle Kategorien signifikant besser, auch hier wieder mit 
Ausnahme der Mitarbeiterzufriedenheit. Dies entspricht der von HERRMANN geäu- 
Berten Annahme, dass mittelgroße Verwaltungen besonders positive Ergebnisse erzie- 
len können, da sie außerordentlich beweglich sind und dennoch ein großes Potenzial 
und genügend Initiativen für Verbesserungen haben.”” Das führt sogar zu besseren 
Ergebnissen im Vergleich zu den großen Behörden mit mehr als 300 Beschäftigten, 
allerdings ergeben sich hier, mit Ausnahme der Kundenzufriedenheit, keine statistisch 
eindeutigen Mittelwertunterschiede. 


#27 Durch den t-Test für den Mittelwertvergleich der Gruppe mit weniger als 101 Mitarbeitern und der 
Gruppe mit über 300 Mitarbeitern lassen sich die Mittelwertdifferenzen feststellen, die auf einem 
5%-Niveau signifikant sind. 

#28 Hierzu wurde eine Varianzanalyse durchgeführt. Dabei ergab sich für die Mitarbeiterzufriedenheit 
gemäß F-Test ein Wert von p = 0,428, während die anderen Werte deutlich darunter lagen und die 
Gruppenunterschiede bei den Verbesserungen der Leistungspotenziale, der Wirtschaftlichkeit und 
der Kundenzufriedenheit sogar signifikant sind (a = 10%). 

82 Vgl. Herrmann, D. (2004), S. 52. 
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Zur genaueren Analyse der Unterschiede der Verbesserungen soll ergänzend auf die 
Anzahl der eingesetzten Instrumente in den unterschiedlichen Größengruppen einge- 
gangen werden. Hier stellt sich heraus, dass die großen Behörden durchschnittlich 12,0 
der 19 Instrumente im Einsatz haben, während dies bei den mittelgroßen 10,6 und bei 
den kleinen Verwaltungen nur 7,4 sind. Während damit die Verwaltungen mit über 
300 Mitarbeitern zwar die meisten Instrumente einsetzen, liegen die durch die Füh- 
rungskräfte eingeschätzten Verbesserungen nicht in entsprechender Weise vor. Hier 
liegt also weniger ein Implementierungsdefizit sondern eher ein Umsetzungsdefizit 
vor, was sich vor allem in den Ergebnissen der internen Prozesse und Leistungspoten- 
ziale sowie der unterdurchschnittlichen Kundenzufriedenheit zeigt. Die Hypothese 1, 
wonach mit einem Anstieg der Behördengröße die erzielten Ergebnisse besser werden, 
kann also insgesamt nicht bestätigt werden. Dennoch ist ein Einfluss der Behörden- 
größe auf das Erreichen der Modernisierungsziele vorhanden, und eine gewisse Min- 
destgröße wirkt sich positiv auf die effizienz- und effektivitätsgerichteten Ziele aus, 
wobei die besten Resultate durch mittelgroße Behörden erreicht werden. 


Zur Überprüfung der zweiten Hypothese wird der Einfluss der Tätigkeitsstruktur auf 
die insgesamt erzielten Verbesserungen untersucht. Hierbei lassen sich die Behörden 
sowohl inhaltlich als auch in Bezug auf die erzielten Ergebnisse in zwei Gruppen un- 
terteilen: Auf der einen Seite handelt es sich dabei um Behörden mit einigen wieder- 
kehrenden Aufgaben, dazu eher geringen Fallzahlen sowie Behörden mit individuellen 
Projekten ohne Standardisierbarkeit. Auf der anderen Seite sind dies Verwaltungen mit 
vorwiegend repetitiven Tätigkeiten und hohen Fallzahlen sowie Behörden mit weitge- 
hend ähnlichen Tätigkeiten und vielen wiederkehrenden Aufgaben. Die Ergebnisse der 
Institutionen mit eher repetitiven Tätigkeiten sind dabei besser als die derjenigen mit 
individuellen Aufträgen und Projekten; dies entspricht der aufgestellten Hypothese 2. 
Allerdings sind die Ergebnisse nicht in dem Maße positiv, wie es aufgrund der theore- 
tischen Vorüberlegungen vermutet wurde (siehe dazu Tabelle 2). Gerade in Bezug auf 
die effizienzgerichteten Kategorien der Leistungspotenziale und im geringeren Maße 
auch für die Wirtschaftlichkeit stellen sich nicht die erwarteten Effekte ein. Einzig die 
Verbesserungen der internen Prozesse sind bei den Behörden mit standardisierten 
Aufgaben signifikant” besser, während in den anderen Verbesserungskategorien die 
Unterschiede relativ gering sind und bei der Mitarbeiterzufriedenheit sogar ein entge- 
gengesetzter Effekt zu beobachten ist.” Die Prozessverbesserungen überraschen inso- 
fern nicht, weil bei vielen wiederkehrenden Aufgaben bereits kleine Verbesserungen 
in Bezug auf die Tätigkeiten deutliche Effekte haben, während bei individuellen Pro- 


#0 Die Unterschiede der Mittelwerte sind hierbei auf dem 10%-Niveau signifikant. 

#1 Eine mögliche Erklärung liegt in der steigenden Verantwortung der Mitarbeiter in Behörden mit 
vielen individuellen Aufträgen. Die Verwaltungsmodernisierung eröffnet in diesem Sinne bei we- 
nig gleichartigen Tätigkeiten eine noch stärkere Dezentralisierung. 
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jekten sich die Veränderungen der Arbeitsstruktur durchschnittlich weniger positiv 
auswirken. Bestätigt wird dies zudem durch den überproportionalen Einsatz des In- 
strumentes Prozessmanagement in diesen Behörden, während in den Verwaltungen mit 
wenig standardisierten Aufgaben das Projektmanagement überproportional häufig ein- 
gesetzt wird. Hinsichtlich der Kostenrechnung können keine wesentlichen Unterschie- 
de zwischen diesen Gruppen festgestellt werden. Die Hypothese 2, wonach sich mit 
weitgehend standardisierten Tätigkeiten bessere Ergebnisse durch die Verwaltungsre- 
form erzielen lassen, kann also nur für den Bereich der internen Prozesse bestätigt 
werden, für die meisten Verbesserungskategorien sind die Ergebnisse zwar besser, 
aber es liegen keine signifikanten Mittelwertunterschiede vor. 


Gesamtverbesserungen 


dividuelle A 
träge, geringe 


Fallzahlen/ Indivi- 
duelle Projekte 
Hohe Fallzahlen, 
repetitiv/ Viele 

wiederkehrende 
Aufgaben  ć 


Tabelle 2: Verbesserungen in Abhängigkeit von der Tätigkeitsstruktur 


Als besonders wichtig im Zuge der Modernisierung gilt das Wettbewerbsumfeld. Es 
kann hierbei eine Einteilung in drei Gruppen vorgenommen werden. Als erstes Behör- 
den ohne Wettbewerb, als zweites Verwaltungen, die in Teilbereichen Quasi- 
Wettbewerb haben, und als drittes Behörden, die überwiegend externem oder dem 
Quasi-Wettbewerb ausgesetzt sind. Die Ergebnisse in Abhängigkeit von den Katego- 
rien zur Gesamtverbesserungen enthält Tabelle 3. Die mit Abstand besten Ergebnisse 
erzielen die Behörden, die überwiegend externem oder dem Quasi-Wettbewerb ausge- 
setzt sind. Diese Verbesserungen sind in nahezu allen Bereichen signifikant besser als 
in den Gruppen mit weniger Wettbewerb.” Demnach führt faktischer Wettbewerb 
nicht nur zu einer besseren Effizienz durch Einsparungen®™”, durch bessere Prozessab- 
läufe und durch das Heben von Leistungspotenzialen, sondern auch für die Kunden, 
die Gesellschaft und die Mitarbeiter ergeben sich positive Effekte. Die Verbesserun- 


832 Der Mittelwertvergleich der dritten Gruppe (externer oder Quasi-Wettbewerb) mit der zweiten (in 
Teilbereichen Quasi-Wettbewerb) ergibt nur für die Verbesserungen der internen Prozesse und 
Kundenzufriedenheit keine signifikanten Unterschiede, auch wenn die absoluten Werte hier über 
denen der zweiten Gruppe liegen. Im Vergleich der ersten mit der dritten Gruppe sind die Mittel- 
wertunterschiede ebenfalls statistisch eindeutig, die Verbesserung der Mitarbeiterzufriedenheit 
aber nur mit a = 0,10. 

83 Dies entspricht auch der Annahme von STAHLBERG, nach der sich bei einer Produktion unter 
Wettbewerb Produktivitätsgewinne von 5 bis 25% erzielen lassen, unabhängig davon, ob die Leis- 
tungen privat oder öffentlich ausgeführt werden. Vgl. Stahlberg, K. (1997), S. 93. 
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gen in Bezug auf die Beschäftigten überraschen insofern, als Wettbewerb bisweilen als 
zusätzliche Belastung empfunden wird.” Die zweite Gruppe von Behörden kann als 
Mischform der beiden übrigen aufgefasst werden. Hier liegen die erzielten Verbesse- 
rungen jeweils zwischen den Gruppen mit überwiegend Wettbewerb und der Gruppe 
ohne Konkurrenz. Da sich allerdings auch diese Gruppe signifikant von der ohne 
Wettbewerb unterscheidet, außer bei den Leistungspotenzialen und der Mitarbeiterzu- 
friedenheit, soll auch diese Gruppe gesondert aufgeführt werden. Insgesamt kann 
demnach die Hypothese 3 bestätigt werden, dass bei einem stärkeren Wettbewerb bes- 
sere Ergebnisse durch die Verwaltungsmodernisierung erzielt werden können und die 
geringsten Verbesserungen bislang in den Behörden erreicht wurden, bei denen kein 
Markt besteht und zudem das Benchmarking der Leistungen nicht möglich erscheint. 


Gesamtverbesserung g en 


= | 2452 | 2742 | 2,774 | 2,258 PIE 1,742 anfa 


b | 2887 | 3245 | 3,038 | 3,019 u 2,434 | 2,877 
w | 3476 | 3476 | 3,524 | 3,381 | 3,143 | 3,000 Mn 


Tabelle 3: Verbesserungen in Abhängigkeit von dem Wettbewerbsumfeld 


Das nächste Verwaltungsmerkmal, zu dem eine Hypothese aufgestellt worden ist, ist 
die Entgeltorientierung. Hier können wiederum drei Gruppen unterschieden werden. 
Behörden, die für ihre Leistungen keinerlei Entgelte kalkulieren, Verwaltungen, die 
Gebühren verlangen oder Verrechnungen mit anderen Behörden durchführen, und Be- 
hörden, die Leistungen zu Marktpreisen bewerten. Wie der Tabelle 4 zu entnehmen ist, 
ergeben sich bei Behörden, die zu Marktpreisen ihre Produkte bewerten, die besten 
Ergebnisse. Besonders positiv wirkt sich das auf die Kundenzufriedenheit aber auch 
auf die Mitarbeiterzufriedenheit und die Wirtschaftlichkeit aus.’ Während eine güns- 
tigere Leistungserstellung durch externe Preise und die dadurch erzielte größere Zu- 
friedenheit der Abnehmer unmittelbar nachvollziehbar ist, überrascht die hohe Mitar- 
beiterzufriedenheit; denn es steht zu vermuten, dass externe Preise in den betroffenen 
Behörden nur durch wachsende Arbeitsbelastung der Beschäftigten und durch Perso- 
nalabbau zu erzielen sind. Allerdings schränkt die geringe Anzahl der an Marktpreisen 


#4 Vgl. Musil, A. (2005), S. 44. 

#5 Auch wenn der Mittelwertvergleich durch die sehr unterschiedliche Anzahl an Fällen einge- 
schränkt ist, ergeben sich bei der Kundenzufriedenheit auch statistisch signifikante unterschiedli- 
che Mittelwerte, für die anderen Verbesserungskategorien allerdings nicht (a = 0,10). 
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orientierten Behörden diese Auswertung etwas ein. Die Unterschiede zwischen Behör- 
den, die Gebühren erheben bzw. Verrechnungen durchführen, und Institutionen ohne 
Entgeltorientierung sind dagegen nur unwesentlich. Deutlich bessere Ergebnisse liegen 
bei internen Prozessen und gesellschaftlichen Wirkungen vor, schlechtere beim Ver- 
gleich dieser Gruppen in Bezug auf die Mitarbeiterzufriedenheit. Unterschiede in den 
Umsetzungsquoten einer KLR lassen sich bei diesen beiden Gruppen ebenfalls nicht 
feststellen, obwohl sich für die Ermittlung von Gebühren und die Durchführung von 
Verrechnungen das Instrument eigentlich anbieten würde.” Zusammenfassend kann 
die Hypothese 4 nicht bestätigt werden, wobei zumindest die Bewertung zu Marktprei- 
sen wesentlich bessere Ergebnisse verspricht, allerdings trifft dies bislang nur auf we- 
nige Behörden in NRW zu. 


era [kom gen 


Entgelt- 
Orientierung __ 


Tabelle 4: Verbesserungen in Abhängigkeit von der Eurgetoriendiug ung 


Als letztes Kategorisierungsmerkmal wird der Einfluss des Kundenkontaktes unter- 
sucht. Auch hier lassen sich drei Gruppen unterscheiden. Neben einer Gruppe, die kei- 
nerlei Kundenkontakt hat und demnach vor allem für die Koordination von Behörden 
oder für die Entwicklung von Methoden zuständig ist, gibt es ebenfalls Verwaltungen, 
die interne und externe bzw. nur interne Kunden haben, und schließlich die dritte 
Gruppe mit nur externen Kunden. Durch die Analyse der Ergebnisse (siehe Tabelle 5) 
wird der nur geringe Unterschied deutlich zwischen Behörden, die ausschließlich ex- 
ternen Kundenkontakt haben, und Behörden, die auch noch interne Kunden haben. 
Bezüglich der Mitarbeiterzufriedenheit bestehen deutliche Mittelwertunterschiede; bei 
der Kundenzufriedenheit und den internen Prozessen sind diese weniger ausgeprägt 
vorhanden. Wesentlich ausgeprägter ist die Abweichung von Behörden mit externen 
Kunden” im Vergleich zu der Gruppe, die nur internen oder sogar gar keinen Kun- 
denkontakt hat. In letzterer Gruppe sind alle Verbesserungswerte deutlich geringer; bei 
der Wirtschaftlichkeit, den internen Prozessen und den Leistungspotenzialen, aber 


#6 Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 95. 

87 Dies ist weitgehend unabhängig davon, ob ausschließlich externer Kundenkontakt besteht oder nur 
in einem gewissen Maße externe Kunden vorhanden sind. Allerdings sind die Ergebnisse insofern 
kritisch, weil die Gruppengrößen sehr verschieden sind. 
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auch in Bezug auf die Kundenzufriedenheit selber sind die Mittelwertabweichungen 
zudem statistisch signifikant.“ Es scheint also gerade der Legitimations- und Moder- 
nisierungsdruck gegenüber Kunden außerhalb der Verwaltung zu sein, der zu deutlich 
positiveren Ergebnissen der Verwaltungsmodernisierung führt.” Der bestehende ex- 
terne Kundenkontakt beeinflusst dabei vor allem die Effizienz in einer Behörde posi- 
tiv, zudem auch die Kundenzufriedenheit, wobei dies überwiegend systemimmanent 
erscheint. Die Hypothese 5 kann damit insoweit bestätigt werden, als dass sich nur 
durch externen Kundenkontakt bessere Ergebnisse erzielen lassen. Das Ausmaß von 
externem in Vergleich zu internem scheint dagegen kein bedeutsamer Einflussfaktor 


zu sein. 


Gesamtverbesserung g jen 


2,934 3,148 3,082 2,852 2,639 2,377 


Tabelle 5: Perbarui in Abhängigkeit von deni Kundienkontakt 


5.2.2.2 Ableitung von Behördentypen in der Landesverwaltung 


Ein wesentliches Ziel dieser Arbeit ist die Ableitung von Verwaltungstypen für die 
Landesverwaltung in Bezug auf die Modernisierung. Durch den Prozess der Typenbil- 
dung sollen, wie bereits dargestellt, Verknüpfungen von Ausprägungen gefunden wer- 
den, die sich nicht logisch widersprechen, empirisch verifizierbar und praktisch 
brauchbar in Bezug auf das Untersuchungsziel sind. Es wird hier ein progressiver Pro- 
zess gewählt, bei dem gewisse Merkmale vorliegen und über deren sinnvolle Ver- 
knüpfung eine Typologie entsteht.” Hierzu sollen die Typen für weitgehend homoge- 
ne Bearbeitungsstrategien der Verwaltungsmodernisierung verwendet werden können, 
und diese sollten sich überdies eignen, ein Benchmarking innerhalb der Typen zwi- 
schen Behörden vornehmen zu können. Dazu wurden zuvor fünf Merkmale identifi- 
ziert (Behördengröße, Tätigkeitsstruktur, Wettbewerbsumfeld, Entgeltorientierung und 


838 Hier wurde wiederum der Mittelwertvergleich mit dem t-Test durchgeführt. Die Mittelwertdiffe- 
renzen sind auf einem 10%-Niveau signifikant. 

#9 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 451. 

#0 Vgl. Welter, M. (2006), S. 115 f. 
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Kundenkontakt), die sich prinzipiell für die Ermittlung von Verwaltungstypen anbie- 
ten.” Zu jedem typenbeschreibenden Merkmal wurde anschließend eine weitgehend 
theoretisch begründete Hypothese aufgestellt, die den Einfluss und die Wirkungsrich- 
tung der Ausprägungen auf die Reformergebnisse verdeutlichen sollte. 


Die Überprüfung der Thesen ergab allerdings nicht bei allen Merkmalen eine statisti- 
sche Relevanz in Bezug auf die erzielten Verbesserungen. Darüber hinaus würde eine 
Typisierung mit allen möglichen Merkmalen und Merkmalsausprägungen zu einer 
sehr geringen Gruppengröße führen. Eine so detaillierte Einteilung würde die Ablei- 
tung von Handlungsempfehlungen auf Basis der Besonderheiten und bisherigen Erfah- 
rungen kaum ermöglichen, deshalb sind die Typisierungsmerkmale auf die wichtigsten 
zu beschränken. Dazu wird ergänzend zu den Thesen noch eine Regressionsanalyse 
durchgeführt. Diese untersucht den Einfluss der Merkmale auf Gesamtverbesserun- 
gen”. Als unabhängige Variablen werden dabei die fünf Merkmale mit den zur Über- 
prüfung der Thesen verwendeten Ausprägungen genutzt. Aus den Ergebnissen kann 
gefolgert werden, dass das Wettbewerbsumfeld aber auch der Kundenkontakt einen 
wesentlichen Einfluss auf die Verbesserungen haben.°*” Das entspricht den Ergebnis- 
sen der Thesen, wonach sich die Ausprägungen dieser beiden Merkmale als signifikant 
unterschiedlich in Bezug auf die Verbesserungskategorien erwiesen haben. Daher wird 
im zweiten Schritt eine weitere Regression nur noch mit diesen beiden Merkmalen und 
den jeweils drei Kategorien durchgeführt, um damit den Anteil der erklärten Streuung 
zu erhalten. Dabei ergibt sich ein signifikantes Modell’, mit dem sich 20,8% der ge- 
samten Streuung erklären lassen. Eine objektive Aussage, ob der hier erzielte Anteil 
der erklärten Streuung ein guter oder ein schlechter Wert ist, lässt sich nicht treffen. 
Angesichts der vielfältigen Einflussfaktoren auf die eingeschätzten Ergebnisse der 
Verwaltungsmodernisierung“” wird der Wert subjektiv als gut eingeschätzt. Durch die 
Regressionskoeffizienten lässt sich ermitteln, dass der Einfluss des Wettbewerbs 


#41 Siehe dazu ausführlich Kapitel 4.3.2. 

#2 Da der Einfluss der Merkmale auf die gesamten Verbesserungen durch die Reform untersucht wer- 
den soll, wird hier der Mittelwert aus den sechs Verbesserungskategorien als abhängige Variable 
verwendet. 

Auch eine alternativ durchgeführte Regressionsanalyse mit ausschließlich signifikanten unter- 
schiedlichen Ausprägungen (wie die Einteilung der Behördengröße unter und über 100 Mitarbei- 
ter) als unabhängige Variablen ergibt ausschließlich den signifikanten Einfluss der Wettbewerbs- 
struktur und des Kundenkontaktes. 

Das Gesamtmodell ist auf einem 1%-Niveau signifikant (F-Test). Damit kann die Nullhypothese, 
dass kein kausaler Zusammenhang zwischen unabhängiger und abhängiger Variablen besteht, ver- 
worfen werden. Auch hierbei nimmt der B-Wert des Wettbewerbs einen höheren Wert an und hat 
damit einen größeren Einfluss auf die Gesamtverbesserungen als die Kundenkontakte, dabei haben 
beide Werte gemäß t-Test einen signifikanten Einfluss (a = 10%). 

Neben den nicht berücksichtigten drei Merkmalen können auch die persönliche Einschätzung und 
Einstellung der beantwortenden Führungskraft, die Länge und Intensität der Nutzung, die Akzep- 
tanz der Mitarbeiter, die durchgeführten Strukturveränderungen, die vorhandenen Kenntnisse über 
das Thema und viele weitere Faktoren einen Einfluss auf die Ergebnisse ausüben. 


84 


w 


844 


845 
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(0,457) auf das Gesamtergebnis dabei stärker ist als der des Kundenkontaktes (0,273). 
Der Einfluss der beiden Regressoren kann mittels t-Test als signifikant bezeichnet 
werden. Somit sollen im Folgenden die beiden Merkmale Wettbewerbsumfeld und 
Kundenkontakt zur Typisierung von Verwaltungen in der Landesverwaltung NRW 
verwendet werden. Beide Kategorien haben jeweils drei polare und qualitative Aus- 
prägungsmöglichkeiten, entsprechend dem Ansatz der Typisierung weisen diese den- 
noch mitunter unscharfe und verschwimmende Klassengrenzen auf.“ Daraus ergeben 
sich die in Tabelle 6 abgetragenen neun verschiedenen Verwaltungstypen. 


_ Verwaltungstypen | 


|Keinerlei Wettbewerb | Nur inteme Kunden bzw. keine Kunden | 4 | 
|Keinerlei Wettbewerb | Externe und interne Kunden _ | 14 | 
Keinerlei Wettbewerb _ [Nurexteme Kunden č ž | 13 | 
In Teilbereichen Quasi-Wettbewerb_| Externe und interne Kunden | 33 | 
In Teilbereichen Quasi-Wettbewerb_| Nur externe Kunden — |15) 
Externer oder Quasi-Wettbewerb _|Nur interne Kunden bzw. keine Kunden | 1 | 
Externer oder Quasi-Wettbewerb__ | Extemne und interne Kunden _ | 14 | 
9 | Externer oder Quasi-Wettbewerb Nur externe Kunden | 6] 


Tabelle 6: Identifizierte Verwaltungstypen 
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Da es relativ wenige Verwaltungen gibt, die in der Befragung angegeben haben, aus- 
schließlich internen oder sogar gar keinen Kundenkontakt zu haben, befinden sich 
auch nur rund 10% der Verwaltungen in diesen Gruppen (Nr. 1, 4 und 7). Die größte 
Gruppe sind dabei die Verwaltungen mit externem wie internem Kundenkontakt und 
Quasi-Wettbewerb in Teilbereichen. 31,4% aller Behörden gehören zu dieser Gruppe 
5. Schon deutlicher weniger Behörden lassen sich dem Behördentyp 6 zuordnen 
(14,3%), der ebenfalls in Teilbereichen einem Quasi-Wettbewerb ausgesetzt ist, aber 
nur externe Kunden hat. Von der Häufigkeit der Nennungen folgen danach die Typen 
2 und 8 mit jeweils einem Anteil von 13,3%. Diese Verwaltungen haben externen und 
internen Kundenkontakt, aber zum einen keinerlei Wettbewerb und zum anderen ex- 
ternen oder Quasi-Wettbewerb. Einen großen Anteil hat auch noch der Typ 3, der ex- 
terne Kunden hat und sich keinem Wettbewerb ausgesetzt sieht (12,4%). Als „Exot“ 
muss der Verwaltungstyp Nr. 7 bezeichnet werden, der zwar ausschließlich externem 
und Quasi-Wettbewerb ausgesetzt ist, aber keine bzw. nur interne Kunden hat. Dies ist 


#6 Bspw. ist die hauptsächliche Einteilung in nur „Quasi-Wettbewerb“ bzw. „in Teilbereichen Quasi- 
Wettbewerb“ fließend und nicht immer eindeutig. 
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auch inhaltlich eine ungewöhnliche Kombination. Die Abbildung 27 enthält die gra- 
phische Darstellung der sich daraus ergebenden neun Verwaltungstypen.’” 


Kein 
Wettbewerb 


Abbildung 27: Darstellung der Verwaltungstypologie in Abhängigkeit vom Kunden- 
kontakt und vom Wettbewerb?” 


Entsprechend den im Rahmen der Hypothesen-Überprüfung festgestellten Wirkungs- 
richtungen können auch in der Kombination von Wettbewerb und Kundenkontakt die 
besten Reformergebnisse, insbesondere bei externem Wettbewerb bzw. bei externem 
Kundenkontakt, festgestellt werden. Dabei überwiegt der Einfluss der für die Behör- 
den vorhandenen Konkurrenz leicht. So haben die Institutionen vom Verwaltungstyp 
Nr. 9 mit einem Mittelwert von 3,472 den besten Wert. Sie liegen damit deutlich über 
dem Durchschnittswert von 2,838°%. Bei den Verwaltungstypen 6 und 8 lassen sich 
mit Werten von 3,211 und 3,357 ebenfalls deutlich überdurchschnittliche Resultate 
durch die Modernisierung feststellen. Dagegen werden in Verwaltungstypen ohne 
Wettbewerb jeweils sehr schlechte Verbesserungswerte erzielt. Eine Besonderheit 


#7 Zur graphischen Darstellung von Typologien siehe auch Welter, M. (2006), S. 115 f. 

%48 Die Abbildung enthält nicht nur die 9 verschiedenen Typen (nummeriert mit „1“ bis „9“), die auf 
Grundlage der beiden wesentlichen Klassifizierungsmerkmale gebildet werden können, sondern 
auch den Anteil, dieser Typen in der Befragung und den Mittelwert der in den Behörden erzielten 
Verbesserungen (kursiv dargestellt). Aus Darstellungsgründen sind jeweils nur die verbalen Ex- 
trempunkte auf den Achsen abgetragen. Die Größe der Kreise entspricht dabei dem Anteil der Be- 
hördentypen in der Befragung. 

8 Der leicht abweichende Wert im Vergleich zu Kapitel 5.1.2.2 (2,848) ergibt sich durch einen Fra- 
gebogen, der wegen fehlender Angaben zur Tätigkeitsstruktur nicht in diese Analyse einbezogen 
werden konnte. 
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stellt wiederum der Typ 7 dar, der trotz Wettbewerb kaum Verbesserungen erzielt. 
Allerdings gehört diesem Typ nur eine einzelne Behörde an, und die Aussagekraft ist 
daher eingeschränkt. Betrachtet man die Streuung®” der Ergebnisse genauer, ist diese 
bei den Typen 1, 2 und 4 besonders groß. Daraus lässt sich schließen, dass hier einzel- 
ne Behörden sowohl deutlich über dem Durchschnitt liegende Werte angegeben haben 
als auch deutlich darunter liegende. 


Betrachtet man die Ergebnisse in den sechs einzelnen Verbesserungskategorien genau- 
er, fällt auf, dass sich bei den Typen 2 und 3 die Zufriedenheit der Kunden bisher nur 
wenig verbessert hat (2,357 bzw. 2,231) und sich auch bezüglich der erzielten gesell- 
schaftlichen Wirkungen in diesen Behörden kaum positive Resultate ergeben haben 
(1,714 bzw. 1,769). Dabei haben beide Verwaltungstypen zumindest teilweise exter- 
nen Kundenkontakt. Positiv herauszustellen sind in diesem Zusammenhang die positi- 
ven Effekte des Typs 6 auf die Zufriedenheit seiner externen Kunden (3,600). Hier 
scheint der teilweise vorhandene Quasi-Wettbewerb für Verbesserungen in Bezug auf 
die externen Leistungsabnehmer zu sorgen. Die größte Gruppe von Behörden, Typ 5, 
hat jeweils nur geringe Abweichungen vom Durchschnitt der sechs Verbesserungsdi- 
mensionen. Positiv fallen die internen Prozesse (3,121) auf, negativ hingegen sind die 
unterdurchschnittlichen Ergebnisse bei der Mitarbeiterzufriedenheit (2,545) zu bewer- 
ten. Dagegen weist der Typ 9 mit ausschließlich externen Kunden und einer hohen 
Wettbewerbsintensität nicht nur gute Effizienz- und Effektivitätswerte aus, sondern 
gerade die Resultate der Zufriedenheit der Mitarbeiter sind weit überdurchschnittlich 
positiv (3,333). Demnach scheint hier die stärkere Konkurrenzsituation keinen negati- 
ven Einfluss auf die Mitarbeiter zu haben, sondern eher das Gegenteil ist der Fall. Al- 
lerdings sind bei den anderen Typen, die im Wettbewerb stehen, entsprechende Effek- 
te kaum oder gar nicht zu beobachten, so dass diesbezüglich keine klare Aussage über 
den Einfluss auf die Mitarbeiterzufriedenheit getroffen werden kann. 


5.2.2.3 Implikationen für die ermittelten Behördentypen 


Entsprechend der gewählten Typisierung nach den Merkmalen Wettbewerb und Kun- 
denkontakt können daraus für die Verwaltungsmodermisierung typenspezifisch unter- 
schiedliche Implikationen abgeleitet werden.‘°' Hier stehen insbesondere der Instru- 


850 Als Streumaß wird die Standardabweichung bzw. hier der relativierte Variationskoeffizient ver- 
wendet. Vgl. dazu ausführlich Bortz, J. (1988), S. 54 ff. 

#51 Etwas einschränkend muss allerdings angemerkt werden, dass sich die Behörden nur zum über- 
wiegenden Teil in diese Merkmalsausprägungen eingestuft haben und demnach die Verwaltung 
nicht immer vollständig einem einzigen Typ zugeordnet werden kann. 
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menteneinsatz und die Konsequenzen für das „Basisinstrument der Verwaltungsre- 
form“, die Kosten- sowie Leistungsrechnung, im Mittelpunkt der Analyse.’ 


Bei dem Typ 1 handelt es sich um Verwaltungen, in denen keinerlei Wettbewerb statt- 
findet und entweder kein Kundenkontakt besteht oder ausschließlich verwaltungsinter- 
ne Kunden die Leistungen empfangen. Das können damit Behörden sein, die vorwie- 
gend für die Erstellung von politischen Konzepten oder Strategien zuständig sind. Auf 
diese Weise sind die Verwaltungen kaum einem Konkurrenzdruck ausgesetzt und 
müssen ihre Leistungen zudem nicht gegenüber Kunden rechtfertigen. Dies spiegelt 
sich ebenfalls in dem geringen durchschnittlichen Verbesserungswert wider (2,167). 
Im Vergleich zu den anderen Typen ohne Wettbewerb werden in diesen Verwaltungen 
allerdings überdurchschnittlich viele Instrumente eingesetzt (7,8), meistens sogar weil 
selber Probleme und Chancen erkannt wurden. Demnach scheint in diesen Verwaltun- 
gen vor allem ein Umsetzungsdefizit vorzuhertschen. Eine KLR ermöglicht für diesen 
Typ die Durchführung interner Betriebsvergleiche, indem Daten in Zeitreihen gespei- 
chert werden oder Kennzahlen dargestellt werden können. Allerdings ist die Inter- 
pretation dieser Werte oftmals schwierig, da viele individuelle Leistungen erstellt wer- 
den und mangels eines vorhandenen Marktes oder weitgehend ähnlichen Behörden die 
Vergleichbarkeit stark eingeschränkt ist. Entsprechend sollte ein nicht zu umfangrei- 
ches und ein nicht mit zu detaillierten Verrechnungen versehenes Kostenrechnungs- 
system als Grundlage verwendet werden. Als Abrechnungsobjekte für eine Kosten- 
rechnung in Behörden ohne externen Kundenkontakt und ohne intensiven Wettbewerb 
bieten sich Projekte an.“ Für detailliertere Wirtschaftlichkeitskontrollen können die 
geplanten Projektkosten, die auf der Grundlage von zugehörigen Arbeitspaketen und 
Aktivitäten ermittelt werden können, mit den tatsächlich entstandenen Kosten vergli- 
chen werden.” Dieses Vorgehen wird auch gestützt durch die überdurchschnittlichen 
Verbesserungen, die diese Verwaltungen durch den Einsatz eines Projektmanagements 
und einer Kostrechnung erzielt haben. 


Der Typ 2 zeichnet sich durch keinerlei Wettbewerb und durch externe wie interne 
Kunden aus. Während in allen Verwaltungen durchschnittlich etwa 9,8 Instrumente 
eingesetzt werden, sind dies bei dieser Gruppe nur 7,0 Instrumente. Demnach scheint 


#52 Vgl. Adamaschek, B. (2005), S. 361. Durch die KLR werden automatisch auch noch weitere In- 
strumente wie das zur adressatengerechten Aufbereitung benötigte Berichtswesen, die Produktde- 
finitionen, die mit den Kostenträgern abgestimmt werden sollten, oder das Benchmarking, das Da- 
ten aus der KLR nutzt, beeinflusst. Wenn also im Folgenden von einer detaillierteren oder einer 
weniger detaillierten KLR die Rede ist, trifft das gleichzeitig auf weitere Elemente zu, die aber 
nicht jeweils gesondert erwähnt werden sollen. 

853 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 71. 

854 Zum Begriff des Projektes siehe Kapitel 4.5.16. 

#55 Vgl. Arthur D. Little (1997), S. 36. 
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sich der nicht vorhandene Wettbewerb auch in der Implementierung von Steuerungs- 
elementen widerzuspiegeln. Zudem wird das Element der Kostenrechnung bislang nur 
in 21,4% der Behörden eingesetzt, die Leistungsrechnung sogar nur in 7,1%. Hier zei- 
gen sich deutliche Implementierungsdefizite. Eine Kostenrechnung wird in diesem 
Typ vorwiegend für interne Zwecke benötigt und sollte nicht zu differenziert ausges- 
taltet sein. Die Darstellung der KLR-Ergebnisse sollte allerdings aussagekräftig genug 
sein, um zur Sensibilisierung der Mitarbeiter und der Führungskräfte im Umgang mit 
den Ressourcen beizutragen.” Diese Informationen können obendrein für interne 
Zielvereinbarungen genutzt werden. Die Wichtigkeit dieses Elementes zeigt sich in 
den damit erzielten überdurchschnittlichen Verbesserungen.‘” Darüber hinaus kann 
durch eine ausreichende Kostentransparenz in Verbindung mit der Angabe des Leis- 
tungsumfanges und der Leistungsqualität eine Abwägung mit den Erwartungsbedürf- 
nissen der Kunden stattfinden.“ Demnach sollte eine flächendeckende und übersicht- 
liche KLR mit einem adressatenorientierten Berichtswesen vermehrt auch bei dem Typ 
2 implementiert werden, allerdings ohne zu komplexe Verrechnungsmodelle und Leis- 
tungskataloge sowie zunächst auf Vollkostenbasis. 


Sowohl in Bezug auf die erzielten Verbesserungen als auch auf die Anzahl der Behör- 
den ist der Typ 3 ähnlich zur vorherigen Gruppe. Diese Verwaltungen befinden sich 
ebenfalls in keiner Konkurrenzsituation, dafür haben sie allerdings ausschließlich ex- 
ternen Kundenkontakt. Verwunderlich ist hier die sehr geringe Zahl an eingesetzten 
Instrumenten, nur 4,8 werden durchschnittlich in diesen Behörden genutzt. Besonders 
negativ fällt auf, dass in keiner Institution ein Qualitätsmanagement implementiert ist. 
Dabei soll gerade der Kunde zur Überprüfung der Qualität der angebotenen Leistun- 
gen genutzt werden.” Ferner werden die weiteren Instrumente zur outputorientierten 
Verwaltungssteuerung bislang in diesen Behörden kaum genutzt, obwohl gerade die 
Budgetierung bei diesem Typ zu positiven Veränderungen geführt hat. Auch der Ein- 
satz der Kosten- bzw. Leistungsrechnung ist mit jeweils 7,7% noch deutlich ausbaufä- 
hig. Die internen Instrumente für Wirtschaftlichkeitsanalysen werden kaum genutzt, 
obgleich eine Berücksichtigung der Kundenzufriedenheit im Rahmen einer qualitäts- 
orientierten Leistungsrechnung für diesen Typ positive Auswirkungen haben sollte.“ 
Eine so verstandene ganzheitliche Kosten- und Leistungsbeurteilung kann ferner die 
durch das Verwaltungshandeln ausgelösten Wirkungen berücksichtigen, insbesondere, 


856 Für interne Analysen ist neben den Abrechnungsobjekten (Kostenträger) auch der Entstehungsort 
(Kostenstelle) wesentlich. Schon bei eher groben Kostenrechnungssystemen sollte daher auf ein- 
deutige Abgrenzungsmöglichkeiten geachtet werden. 

857 Der Verbesserungswert aus Effizienz und Effektivität beträgt für den Typ 2 3,500 im Vergleich zu 
3,300 im Durchschnitt aller Behörden. 

#58 Vgl. Raffetseder, G. (2001), S. 38. 

85 Vgl. Schedler, K./Proeller, I. (2006), S. 68. 

88 Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 96. 
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wenn, wie in diesem Fall, zwar externer Kundenkontakt, aber kaum Wettbewerb vor- 
handen ist. Dies kann durch die Integration einer Wirkungsrechnung geschehen, um so 
genauere Aussagen über die Zielerreichung einer Behörde treffen zu können.” Eine 
stärkere Ausrichtung auf die Leistungsempfänger könnte darüber hinaus durch den 
Einsatz eines E-Governments geschaffen werden, allerdings sind die damit erzielten 
Ergebnisse von Behörden dieses Leistungstyps bislang auch noch unterdurchschnitt- 
lich (2,625 im Vergleich zu 3,600 über alle Behörden). 


Der Typ 4 hat keinerlei externe Kunden und ist in einigen Bereichen einem Quasi- 
Wettbewerb ausgesetzt. Mit 9,6 Instrumenten werden in dieser Gruppe durchschnitt- 
lich fast zwei Instrumente mehr eingesetzt als beim Typ 1. Die Möglichkeit, Verglei- 
che von Leistungen durchzuführen, scheint einen positiven Einfluss auf die Anzahl der 
eingesetzten Elemente zu haben. Entsprechend ist bei diesen Behörden der Einsatz 
eines Benchmarking deutlich ausgeprägter. Mehr als die Hälfte der Behörden dieser 
Gruppe wenden es an, um damit die Unterschiede systematisch zu analysieren und 
Verbesserungspotenziale zu erkennen. Um für die Vergleiche aussagekräftige Kosten- 
daten für einzelne Leistungen liefern zu können, sind die Personalkosten, die im öf- 
fentlichen Sektor traditionell einen hohen Anteil haben, outputorientiert zu erfassen 
und so weit wie möglich als Einzelkosten den Kostenträgern direkt zuzurechnen.” 
Sofern ähnliche Fachverwaltungen vorliegen, können rein mengenmäßige Leistungs- 
vergleiche durchgeführt werden, da umfangreiche Indikatorensysteme für diese Be- 
hördengruppe nicht zwingend notwendig sind. Darüber hinaus sollten die KLR- 
Systeme der Vergleichspartner in Bezug auf Produkte, Kostenbestandteile und Ver- 
rechnungsverfahren ähnlich ausgestaltet sein. Bislang hat die Kostenrechnung in den 
Behörden dieses Leistungstyps zwar eine durchschnittliche Umsetzungshäufigkeit, die 
damit erzielten Ergebnisse sind allerdings unterdurchschnittlich. Dies kann neben kon- 
zeptionellen Defiziten, durch eine zu geringe Abstimmung mit dem Instrument des 
Benchmarking, an der bislang kaum vorhandenen Leistungsrechnung in den Behörden 
dieses Typs liegen. 


Die Gruppe mit den meisten Behörden ist der Typ 5. Im Vergleich zum vorigen Typus 
besteht dabei sowohl interner als auch externer Kundenkontakt. Während ein großer 
Teil eine Kostenrechnung (69,7%) und ein Berichtswesen (72,7%) implementiert hat, 
besteht bezüglich der Leistungsrechnung noch deutlicher Einführungsbedarf (33,3%). 
Es scheint dabei zwar Interesse an der Ermittlung der Inputs zu bestehen, die damit 
erzielten Outputs werden hingegen bislang kaum erfasst, obwohl gerade das für die 


#6! Vgl. Adamaschek, B. (2005), S. 366 f. 

#62 Vgl, Buchholtz, K. (2001), S. 112; Pfaff, D./Weber, J. (1998), S. 152. 

863 Vgl. Künzer, A. (2002), S. 42 ff. Dieses Vorgehen gilt dabei in ähnlicher Weise auch für die fol- 
genden Typen mit Quasi-Wettbewerb bzw. externem Wettbewerb. 
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Leistungen, die einem Quasi-Wettbewerb ausgesetzt sind, von besonderem Interesse 
wäre. So ermöglicht die KLR in dieser Gruppe nicht nur die Durchführung interner 
Betriebsvergleiche sondern auch externe Vergleiche, bei denen die Input- und Output- 
Daten ins Verhältnis mit anderen Behörden gesetzt werden. Da diese Behörden sowohl 
verwaltungsinterne als auch -externe Kunden haben, kann die KLR über die Lieferung 
von Daten für ein Benchmarking hinaus genutzt werden, um Informationen zur Festle- 
gung interner Verrechnungspreise bereitzustellen.‘ Für solche Informationen ist aller- 
dings der Aufbau einer aufwendigeren KLR mit verursachungsgerechten Verrech- 
nungsverfahren notwendig. Überproportional im Einsatz bei Verwaltungen des Typs 5 
sind die Elemente für ein Kontraktmanagement und die Produktdefinitionen; jeweils 
mehr als 60% der Behörden dieser Gruppe setzen diese Instrumente ein. Allerdings 
erfolgt die Nutzung abgesehen von den Zielvereinbarungen mehrheitlich wegen diri- 
gistischer Vorgaben und nicht durch eigene Motive aus der Verwaltung heraus. Be- 
sonders wenig wird, obwohl externen Kundenkontakt vorliegt, das E-Government hier 
eingesetzt. Vergleichsweise gering ist bislang auch der Einsatz eines Benchmarking 
(45,5%), dabei ist der teilweise vorhandene Quasi-Wettbewerb dafür prädestiniert. 
Positiv sind der häufige Einsatz und die damit erzielten Verbesserungen durch ein Pro- 
jektmanagement für diesen Leistungstyp zu vermerken. 


Ein in Teilbereichen vorhandener Quasi-Wettbewerb und externe Kunden zeichnen 
den Typ 6 aus. Diese Kombination ermöglicht dabei deutlich größere Verbesserungen 
(3,211) als in den Gruppen 3 und 5, die jeweils bei einem Merkmal die gleiche Aus- 
prägung haben. Gerade die Kombination ermöglicht offensichtlich für die jeweiligen 
Behörden größere Effekte durch die Verwaltungsreform. Dies zeigt sich auch in den 
eingesetzten Instrumenten: Durchschnittlich 11,7 werden angewendet. Als sehr positiv 
kann die hohe Verbreitung der Leistungsrechnung (46,7%) aufgefasst werden. Weiter- 
hin werden hier besonders häufig Kundenbefragungen (80,0%) und ein Beschwerde- 
management (60,0%) eingesetzt, beide zudem mit jeweils überzeugenden Ergebnissen. 
Ebenfalls überdurchschnittliche Ergebnisse erzielen die Behörden dieses Leistungstyps 
bei dem Einsatz einer Wirkungsrechnung. Hiermit zeigt sich der Einfluss der aus- 
schließlich externen Kunden, die von den Verwaltungen entsprechend berücksichtigt 
werden. Ferner erklären sich hierdurch die zuvor aufgezeigten positiven Effekte auf 
die Steigerung der Kundenzufriedenheit, die sogar noch größer eingeschätzt wird als 
bei den Typen 8 und 9. Für Behörden mit Quasi-Wettbewerb wird von der KLR häufig 
eine Bereitstellung von Verrechnungsverfahren und -preisen verlangt. Dazu müssen 
vergleichbare Kosten- und Leistungsinformationen vorliegen. Gewährleistet werden 
kann dies durch eindeutige Beschreibungen von Leistungsstandards und Kostenbe- 


364 Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 122. 
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standteilen.“° Für eine exaktere Verteilung der Personalkosten auf die im Quasi- 
Wettbewerb stehenden Leistungen kann eine Zeitaufschreibung genutzt werden. Hier- 
bei muss jedoch eine Abwägung hinsichtlich der Relevanz stattfinden, insbesondere 
bei diesem Typ 6, da hier nur in Teilbereichen Quasi-Wettbewerb vorzufinden ist. 


Angesichts der geringen Aussagekraft von nur einer Behörde, die zu Typ 7 gehört, las- 
sen sich auf dieser Grundlage keine belastbaren Erfahrungen ableiten. Acht Instrumen- 
te hat diese Behörde im Einsatz und liegt damit unter dem Durchschnitt. Dazu passt, 
dass hier bislang kaum Gesamtverbesserungen erzielt wurden. Eingesetzt werden ne- 
ben einer Kostenrechnung mit einem Berichtswesen auch ein Benchmarking und eine 
Budgetierung. Gerade für Letzteres kann die Kostenrechnung in der Zukunft ein wich- 
tiger Informationslieferant sein sowohl für die Aufstellung als auch für Abweichungs- 
kontrollen von Budgets.’“ Dies gilt allerdings auch für die anderen Behördentypen. 


Sowohl externer als auch interner Kundenkontakt und Quasi-Wettbewerb oder ein be- 
stehender externer Markt für einen überwiegenden Teil der Leistungen zeichnen Typ 8 
aus. Der durch Kunden und Konkurrenten ausgeübte externe Druck führt zu einem 
Einsatz von vielen Modernisierungselementen; 11,8 werden hier durchschnittlich ge- 
nutzt. Die hohe Wettbewerbsintensität soll bei dieser Gruppe vor allem als Antriebs- 
oder Anreizfunktion fungieren. Dadurch können sich Produktivitäts-, Qualitäts- oder 
Innovationseffekte einstellen.” Alle zugehörigen Verwaltungen setzen eine Kosten- 
rechnung ein; eine Leistungsrechnung und ein Berichtswesen finden ebenfalls sehr 
häufig Anwendung (64,3% bzw. 78,6%). Bei externem Wettbewerb bieten sich die an 
den marktlichen Strukturen orientierten Kostenträger an, die als Basis für Kalkulatio- 
nen und zur Ermittlung von Preisen und Gebühren verwendet werden können.” Zu- 
dem ist eine prozessorientierte Ausrichtung der KLR wünschenswert, mit der der oft- 
mals hohe Anteil der Gemeinkosten beanspruchungsgerecht den Produkten zugeordnet 
werden kann.‘ Besonders positiv sind neben den Ergebnissen der Kostenrechnung?” 
auch die der Leistungsrechnung. In diesen Verwaltungen liegt der Wert mit 3,944 
deutlich über dem durchschnittlichen Verbesserungswert von 3,162 und unterstreicht 
damit die Wichtigkeit nicht nur einer genauen Kostenanalyse sondern zudem einer 
differenzierten Erfassung der Leistungen in Zeit-, Mengen- und Qualitätsgrößen für 


86° Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 121 f. 

866 Vgl. Pook, M./Fischer, E. (2002), S. 45. 

867 Vgl. Busch, V. (2005), S. 68. Sollen die Wünsche der Bürger schon in die Preisgestaltung integ- 
riert werden, bietet sich der „Public Target Costing“-Ansatz als Ergänzung zur KLR an. Vgl. dazu 
ausführlich Siems, C. (2005). 

86° Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 71. 

#9 Vgl. Horváth, P. et al. (1993), S. 612. 

87° Der Durchschnittswert aus Effizienz- und Effektivitätsverbesserungen der Kostenrechnung beträgt 
bei diesen Behörden 3,464 im Vergleich zu 3,213 bei allen Behörden. 
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diesen Typ. In fast allen Behörden dieser Gruppe erfolgt der Einsatz von Produktdefi- 
nitionen oder von Zielvereinbarungen. Auffällig niedrig ist hingegen der Umsetzungs- 
stand im Beschwerdemanagement. Obwohl Kunden innerhalb der Landesverwaltung 
als auch außerhalb vorhanden sind, setzen bislang nur 21,4% dieses Instrument ein. 


Der Typ 9 beinhaltet die Erstellung von Leistungen für externe Kunden sowie den ex- 
ternen bzw. Quasi-Wettbewerb in den Verwaltungen. Diese Behörden scheinen dem- 
nach die meisten externen Anreize für die Einführung der Elemente der Verwaltungs- 
modernisierung zu haben. Dies zeigt sich nicht nur in dem höchsten Verbesserungs- 
wert aller Typen (3,472), sondern auch in dem mit Abstand umfangreichsten Instru- 
menteneinsatz. 14,2 der neunzehn abgefragten Instrumente werden hier durchschnitt- 
lich angewendet. Die Kostenrechnung mit einem Berichtswesen wird dementspre- 
chend in fast allen Behörden eingesetzt, die Leistungsrechnung allerdings bislang erst 
in der Hälfte der Verwaltungen. Die Anforderung an eine KLR dieser Gruppe unter- 
scheidet sich kaum von denen erwerbswirtschaftlicher Unternehmen. Diese soll ver- 
gleichbare Daten bereitstellen und in der Lage sein, Deckungsbeiträge sowie Ange- 
botspreise für im marktlichen Wettbewerb befindliche Produkte zu ermitteln. Im 
besonderen Maße ist für diese Behördengruppe eine detaillierte Plankostenrechnung 
notwendig, um Abweichungen schnell feststellen und Anpassungen vornehmen zu 
können. Auch die anderen Elemente einer outputorientierten Verwaltungssteuerung 
haben beim Typ 9 eine große Verbreitung gefunden. Positiv ist zudem festzustellen, 
dass zwei Drittel der Behörden ein Benchmarking durchführen, selbiges gilt für das 
Qualitätsmanagement, mit dem in diesem Behördentyp besonders positive Resultate 
erzielt werden. Auch der Anteil der kundenbezogenen Instrumente, wie der Kundenbe- 
fragungen oder des E-Governments, liegt in diesen Behörden bezüglich des Einsatzes 
und der Auswirkungen deutlich über dem Durchschnitt. Angesichts der vorzufinden- 
den Kundenstruktur überrascht dies allerdings nicht und trägt der Annahme Rechnung, 
dass insbesondere dieser Behördentyp den Nutzen der Leistungsempfänger in das 
Zentrum der Bemühungen stellen sollte.” 


5.2.3 Überprüfung der Thesen zu den Einsatzrahmenbedingungen 


Nach den Thesen zu den Behördentypen und zu den Implikationen für die Verwal- 
tungstypen soll nun der Einfluss der Rahmenbedingungen des Instrumenteneinsatzes 
auf die erzielten Verbesserungen betrachtet werden. Die Hypothese 6 behandelt den 


#71 Vgl. Buchholtz, K. (2001), S. 121. Dazu gehören auch Kostenträgerstück- und Kostenträgerzeit- 
rechnungen, um die Produkte genauer kalkulieren zu können. Vgl. dazu bspw. Coenenberg, A. 
(1999), S. 117 ff. 

#72 Vgl. Goldbach, A. (2003), S. 126. 
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Einfluss der beigemessenen Bedeutung auf die erzielten Ergebnisse. Die Tabelle 7 
zeigt die Mittelwerte der Verbesserungen” in Abhängigkeit von den eingeschätzten 
Bedeutungswerten aller Instrumente. Es lässt sich feststellen, dass bei einer sehr hohen 
zugemessenen Bedeutung (,5‘“) der Verbesserungsmittelwert mit 3,674 deutlich über 
dem Durchschnittswert von 3,243 liegt. Auch für die anderen Bedeutungswerte lässt 
sich ein umso größerer Mittelwert der Verbesserung feststellen, je wichtiger die Be- 
deutung eingeschätzt wird. Bei acht Instrumenten zeigt sich das daran, dass diese als 
unbedeutend eingeschätzt werden (,1“) und sich demzufolge hier auch keine Verbes- 
serungen eingestellt haben. Die univariate Varianzanalyse bestätigt die Vermutung der 
unterschiedlichen Mittelwerte, und der a-posteriori Bonferroni-Test weist alle Bedeu- 
tungswerte als untereinander signifikant verschieden aus.”* Die Hypothese 6 kann so- 
mit bestätigt werden. Für die zukünftigen Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen 
bedeutet dies, die Führungskräfte aber auch die Mitarbeiter von der Bedeutung und der 
Wirksamkeit der Instrumente zu überzeugen, damit entsprechende Wirkungen erzielt 
werden können. Dabei bleibt allerdings unklar, ob bei den Befragten mitunter gewisse 
Vorbehalte gegenüber Instrumenten bestehen und daher die Verbesserungen von ihnen 
bewusst relativ schlecht eingeschätzt werden, und umgekehrt, ob Instrumente, die als 
bedeutend angesehen werden, bewusst sehr positiv dargestellt werden. Insgesamt ist 
damit von einer zur Teilen subjektiv gefärbten Bedeutung auszugehen, wodurch dem 
Projektmarketing besondere Bedeutung zukommen lässt. 


Verbesserungen der Einzelinstrumente 
Bedeutung Zn een 


= Standard- | 


0719 | 
Tabelle 7: Vergleich der eingeschätzten Bedeutung mit der Verbesserung der Einzelin- 
strumente”” 


(Ar „unbedeutend“ und — < y oe 
„5“ „sehr bedeutsam‘) | Mittelwert | abweichung | N 
| 0,354 8 | 

0,719 


#7 Die Verbesserungen in Bezug auf ein Instrument wurden von den Befragten immer durch einen 
Effizienz- und einen Effektivitäts-Wert angegeben. Das würde für den Vergleich mit anderen Ab- 
fragekategorien immer zwei Auswertungen erfordern, deshalb wird hier und im Weiteren jeweils 
der Mittelwert der beiden Werte als gesamte „Verbesserung“ verwendet. Dies erscheint auch des- 
halb möglich, weil die Unterschiede zwischen den beiden Werten von den Führungskräften insge- 
samt sehr gering eingestuft wurden. 

Abgesehen von dem Vergleich von Bedeutung „2“ und „3“ (Signifikanzniveau a = 0,05) unter- 
scheiden sich alle Werte auf einem 1%-Signifikanzniveau. 

75 Die angegebene Standardabweichung wird hier der Vollständigkeit halber mit angegeben, eine 
genauere Analyse erfolgt auf dieser Grundlage allerdings nicht. Ausführlicher dazu bei Bortz, J. 
(1988), S. 54 ff. Bei dieser und den folgenden Thesen werden wie bei den Gesamtverbesserungen 
auch drei Nachkommastellen angegeben, um genauere Analysen zu ermöglichen. 
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Mit der nächsten Hypothese soll die Verbindung zwischen dem Einführungsanlass und 
den erzielten Verbesserungen untersucht werden. Wie der Tabelle 8 zu entnehmen ist, 
ist der erzielte Mittelwert der Verbesserung deutlich besser, wenn aus intrinsischen 
denn aus dirigistischem Anlass die Implementierung vorgenommen wurde. Dies bestä- 
tigt demnach die theoretische Erkenntnis, nach der diese Reformen nicht nur „von 
oben“ durchsetzbar sind. Die geringsten Verbesserungen treten bei dem Einfüh- 
rungsanlass „zentrale Landesvorgabe“ auf. Ein Vergleich der Mittelwerte zeigt dabei 
statistisch signifikant” auf, dass sich die Verbesserungen danach unterscheiden, ob 
die Einführung extern beschlossen oder von der Behörde selber durchgesetzt wurde. 
Etwas überraschend ist der Unterschied zwischen den Defiziten und den vermuteten 
Chancen. Gewisse „Selbstdarstellungseffekte“ sind allerdings gerade bei dieser Frage- 
stellung zu vermuten, was bei der Beurteilung der Ergebnisse beachtet werden muss. 
Insgesamt kann die Hypothese 7 damit ebenfalls bestätigt werden. In einer genaueren 
Analyse zeigt sich, dass zudem die Einsatzintensität der Instrumente dann am größten 
ist, wenn von den Behörden Chancen vermutet werden; bei den erkannten Defiziten 
wurden die Instrumente schon deutlich weniger intensiv eingesetzt. Mit Abstand die 
geringste Einsatzintensität wird bei den Landesvorgaben erzielt. Damit entsprechen 
diese Werte denen der erzielten Verbesserungen. Insgesamt verdeutlichen diese Er- 
gebnisse nochmals, dass es von besonderer Bedeutung ist, den Führungskräften die 
bestehenden Defizite in den Behörden und die Chancen der unterschiedlichen Instru- 
mente aufzuzeigen. 


Serbossorun gen der Zen 


_ 2% 0.065 
3,242 0,913 1034 


Tabelle 8 8: Ver gleich des Einführungsanlasses mit der Verbesserung der 
878 


Einzelinstrumente 


Die nächste Hypothese beinhaltet den Zusammenhang zwischen dem Umsetzungssta- 
tus und den erzielten Resultaten. Die Tabelle 9 zeigt die diesbezüglich erhaltenen Er- 


76 Vgl. Reichard, C. (2005), S. 231 f. 

#77 Die Mittelwertunterschiede mit dem t-Test sind auf einem 5%-Niveau signifikant. 

#78 Im Vergleich zu dem angegebenen Prozentwert in Bezug auf den Einführungsanlass in Kapitel 
5.1.2.4 weichen die Anteile der einzelnen Anlässe in dieser Tabelle leicht ab, da hier der Anlass 
nur berücksichtigt wurde, sofern der Instrumenteneinsatz schon stattfindet und nicht nur geplant 
ist. Das führt dazu, dass der Anteil der Landesvorgaben hier rund 3% niedriger liegt, was vor allem 
mit den zentral geplanten Einführungen im Zusammenhang mit dem EPOS.NRW-Projekt zu erklä- 
ren ist. 
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gebnisse. Mit Instrumenten, die bereits überprüft und optimiert wurden, lassen sich 
demnach bessere Ergebnisse erzielen als mit Instrumenten, die bislang zwar eingesetzt 
werden, aber bisher noch nicht evaluiert wurden. Zwar wurden deutlich weniger In- 
strumente bislang einer Evaluation unterzogen, aber diese erzielten insgesamt bessere 
Resultate. Eine Überprüfung durch einen Mittelwertvergleich ergibt, dass sich die 
These, nach der sich mit „bereits evaluierten‘“ Instrumenten die größeren Verbesserun- 
gen erzielen lassen, demnach signifikant?” bestätigt werden kann. Da bezüglich dieser 
Antwortmöglichkeiten angenommen wurde, dass die Angabe, ein Instrument sei be- 
reits evaluiert, einen Rückschluss auf die bisherige Einsatzdauer erlaubt, bleibt aller- 
dings unklar, ob die positiven Veränderungen nur auf den optimierten Instrumenten- 
einsatz zurückzuführen sind oder ob dies zumindest teilweise in einer längeren 
Einsatzzeit und in einem damit zusammenhängenden kontinuierlichen Verbesserungs- 
prozess begründet ist. Eine weitere Analyse zeigt zudem auf, dass den Instrumenten, 
die evaluiert wurden, durchschnittlich eine höhere Bedeutung beigemessen wird und 
demnach die Evaluation an sich eine gewisse Positivselektion beinhaltet.’ Im Gegen- 
satz dazu werden andere eingesetzte Elemente offensichtlich nicht für wesentlich ge- 
nug gehalten, um sie einer genaueren Anwendungsbeurteilung zu unterziehen. Trotz 
dieser die Interpretierbarkeit beeinflussenden Einschränkungen kann die Hypothese 8 
bestätigt werden, und es ist davon auszugehen, dass eine durchgeführte Optimierungen 
insgesamt deutlich bessere Instrumentenergebnisse verspricht. 


Umsetzun 


£ = Mitte 
Bereits evaluiert (1) 
Im Einsatz (2) _ 


Tabelle 9: Vergleich des Umsetzungsstatus mit der Verbesserung der 


Einzelinstrumente 


Auch die Einsatzintensität übt gemäß Hypothese 9 einen Einfluss auf die erzielten 
Verbesserungen bei den Instrumenten aus. Die Ergebnisse in Tabelle 10 machen deut- 
lich, dass mit steigender Intensität das durchschnittliche Ergebnis ebenfalls ansteigt. 
Mit Abstand der beste Wert wird bei den Instrumenten erreicht, die im Alltag der Be- 
hörde integriert sind und demnach die Ergebnisse der Instrumente auch unmittelbar in 
die Arbeitsweise einbezogen werden. Das Gesamtmodell der Varianzanalyse bestätigt 
den Einfluss der Intensität auf die Instrumentenergebnisse. Durch die nachgeschaltete 


8 Die Unterschiede der Mittelwerte sind hierbei auf dem 1%-Niveau signifikant. 

880 Während bereits evaluierten Instrumenten ein Bedeutungsmittelwert von 4,46 zugewiesen wird, ist 
der Wert mit 4,07 für die eingesetzten Instrumente deutlich geringer. Die Unterschiede mittels t- 
Test sind auf einem 1%-Niveau signifikant. Die hohen Bedeutungswerte kommen zustande, weil 
hier nur die eingesetzten Instrumente enthalten sind. 
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Post-Hoc-Analyse kann zudem bestätigt werden, dass sich alle Merkmalsausprägun- 
gen in Bezug auf die Verbesserungen signifikant voneinander unterscheiden. Nur zwi- 
schen den definierten Zeitpunkten und dem anlassbezogenen Einsatz ist das Ergebnis 
nicht signifikant. Das kann allerdings daran liegen, dass ein zeitpunktbezogener Ein- 
satz nicht zwingend auch intensiver ist als ein anlassbezogener. Insofern ist die Abstu- 
fung zwischen diesen beiden Kategorien nur gering. Hinsichtlich der Einsatzintensität 
lässt sich festhalten, dass die Instrumente möglichst weit in die Arbeitsweise der Be- 
schäftigten integriert werden sollten, um „Gegenstand eines Kulturwandels“ in den 
Verwaltungen zu werden und damit bessere Resultate erzielbar sind.‘ Allerdings 
muss auch hier nochmals darauf hingewiesen werden, dass teilweise ein sporadischer 
Einsatz spezifisch für ein Instrument ist und sich diese Resultate damit nicht auf alle 
abgefragten Instrumente übertragen lassen. Insgesamt kann die Hypothese 9 bestätigt 
werden. Ein intensiverer Instrumenteneinsatz führt zu besseren Ergebnissen. 


Kornuzsorun gen der Einzelinstrumente 


 Einsatzintensiitit . 


TE a 


___Zudefinierten Zeitpunkten | 3,176 | 0,856 | 213 | 
___Anlassbezogener Einsatz 
_UnsyeiematischerEinsatz | 2.1.5 | ose | m 
Tabelle l 0: Vergleich der Einsatzintensität mit > Verbesserung der 
Einzelinstrumente 


Die letzte Hypothese der Rahmenbedingungen zum Einsatz der Instrumente unter- 
scheidet sich insofern von den anderen Thesen aus diesem Bereich, dass hierbei nicht 
mehr die Einführungs- und Einsatzspezifika und deren Einfluss auf das Ergebnis der 
Einzelinstrumente im Mittelpunkt stehen, sondern die Anzahl der eingesetzten Instru- 
mente in einer Behörde und deren Einfluss auf die gesamten Verbesserungen unter- 
sucht wird. Wie bereits zuvor festgestellt, setzt jede Behörde durchschnittlich 9,8 der 
hier abgefragten 19 Instrumente ein. Dabei reicht die Spannweite von nur zwei In- 
strumenten, die eine Behörde im Einsatz hat, bis zu 18 Instrumenten, die aktuell in 
zwei Behörden eingesetzt werden. Als Indiz für die Bestätigung der These kann dabei 
schon der Wert der durchschnittlichen Gesamtverbesserungen in diesen beiden Grup- 
pen gelten. In der Behörde mit nur zwei im Einsatz befindlichen Instrumenten liegt 
dieser bei 2,167 und bei den beiden Behörden mit dem Einsatz von fast allen abgefrag- 
ten Instrumenten bei 3,750. 


881 Reichard, C. (2001), S. 35. 
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Für eine genauere Analyse werden die Behörden in drei Gruppen eingeteilt: Behörden 
mit weniger als sieben Instrumenten, Behörden mit sieben bis zwölf implementierten 
Instrumenten und Behörden, die mehr als zwölf der abgefragten Instrumente verwen- 
den. Die Ergebnisse in den verschiedenen Verbesserungskategorien zeigt Tabelle 11. 
Die Auswertung ergibt, wie zuvor mittels der Hypothese formuliert, dass die Behörden 
mit den meisten Elementen auch die besten Ergebnisse durch die Verwaltungsreform 
erzielen. Im Gegensatz dazu haben die Behörden mit geringerem Instrumenteneinsatz 
deutlich schlechtere Werte. Mittels einer Varianzanalyse mit einer nachgeschalteten 
Post-Hoc-Analyse ergibt sich dabei die Signifikanz dieser Ergebnisse. Besonders posi- 
tive Effekte scheint die Anzahl der Instrumente auf die Wirtschaftlichkeit, die Kun- 
denzufriedenheit und die gesellschaftlichen Wirkungen zu haben. Gerade in diesen 
Bereichen ermöglichen offensichtlich die Nutzung von besonders vielen Instrumenten 
und diesbezüglich gewisse Kombinationen besonders positive Effekte.” Dies gilt al- 
lerdings nicht für die Mitarbeiterzufriedenheit; hier sind im Vergleich zu den anderen 
Bereichen kaum Unterschiede feststellbar. Es kann daher davon ausgegangen werden, 
dass sich die Effizienz und die Effektivität durch einen vermehrten Einsatz deutlich 
steigern lassen, aber für die Mitarbeiter sich kaum Verbesserungen ergeben. Hierbei 
könnten sich zwei gegenläufige Effekte neutralisieren. Zum einen können viele In- 
strumente mit positiven Veränderungen für die Mitarbeiter verbunden sein wie mehr 
Verantwortung für die Beschäftigten oder die Möglichkeit, diese stärker in Entschei- 
dungen einzubeziehen. Auf der anderen Seite kann die Implementierung von Instru- 
menten nicht nur zu dem Gefühl von mehr Überwachung führen, sondern vor allem 
eine steigende Arbeitsbelastung mit sich bringen; denn vielfach sind die zusätzlichen 
Aufgaben für den Betrieb der Instrumente neben den eigentlichen Tätigkeiten durchzu- 
führen. 


Anzahl der 


eingesetzten | Wirtschaft- 
Instrumente 


Tabelle 11: Gesamtverbesserungen in Abhängigkeit von der Anzahl der eingesetzten 
Instrumente 


882 Zur Kombination von Instrumenten ausführlich in Kapitel 4.6.3 in Verbindung mit Kapitel 5.2.4. 
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Eine weitere Analyse beinhaltet nur die mitarbeiterbezogenen Instrumente”® und deren 


Einfluss auf die Zufriedenheit der Beschäftigten. Hierbei kann der zu erwartende Ef- 
fekt festgestellt werden, dass die Anwendung von Instrumenten aus dem Personalbe- 
reich die Zufriedenheit der Mitarbeiter steigert. Allerdings ist dieser Effekt nicht statis- 
tisch signifikant.’ Insgesamt kann die Hypothese 10 bestätigt werden. Je mehr In- 
strumente also in der Verwaltung eingesetzt werden, desto bessere Ergebnisse lassen 
sich erzielen. Dies gilt allerdings nicht für die Mitarbeiterzufriedenheit, die davon 
kaum beeinflusst wird. Diese scheint, zumindest im gewissen Maße, von der Anzahl 
der implementierten Personalinstrumente beeinflusst zu werden. Dennoch kann nicht 
nur die absolute Zahl an eingesetzten Instrumenten Hinweise auf erfolgreiche Moder- 
niserungsresultate versprechen, sondern gerade die Kombination von gewissen In- 
strumenten verspricht positive Effekte. 


5.2.4 Überprüfung der Thesen zum kombinierten Instrumenteneinsatz 


Die erste Hypothese zur Kombination von Instrumenten soll den gemeinsamen Einsatz 
der Kostenrechnung mit der Leistungsrechnung und zusätzlich mit einem Berichtswe- 
sen zur Aufbereitung der Informationen untersuchen.‘ Dazu wird die Kostenrechnung 
als Grundlage genommen, da diese wie bereits festgestellt, meistens der Ausgangs- 
punkt für den Einsatz weiterer Instrumente ist.’ Eine Kostenrechnung ohne die Ein- 
bindung der beiden anderen Instrumente wird vergleichsweise selten eingesetzt (siehe 
dazu Tabelle 12), zudem sind hierbei die erzielten Ergebnisse mit 2,500 unterdurch- 
schnittlich. Wesentlich häufiger erfolgt neben der Kostenrechnung auch die Nutzung 
eines Berichtswesens. Nicht nur die Häufigkeit, sondern auch die erzielten Verbesse- 
rungen sprechen für eine Kombination.’” Die besten Ergebnisse (3,617) lassen sich 
allerdings erzielen, wenn neben der Input-Seite auch die Outputs ermittelt werden und 


#89 Dazu gehören das Personalentwicklungskonzept, strukturierte Mitarbeitergespräche, Mitarbeiterbe- 
fragungen und die Mitarbeiterfortbildung. 

Sofern nur ein Instrument aus dem Personalbereich vorhanden ist, liegt der Wert für die Verbesse- 
rung der Mitarbeiterzufriedenheit bei 2,500 (14 Behörden), bei zwei Instrumenten bei 2,686 (35 
Behörden), bei drei liegt es bei 2,806 (36 Behörden) und, sofern alle vier Elemente eingesetzt wer- 
den, bei 2,900 (20 Behörden). 

Hier kann allerdings nicht untersucht werden, wie weit die Instrumente in der Behördenpraxis ver- 
bunden sind. Es wird davon ausgegangen, wenn zwei Instrumente eingesetzt werden, die sich ge- 
genseitig ergänzen, dass diese Chancen von den Behörden entsprechend genutzt werden. Dies gilt 
nicht nur für die Hypothese 11, sondern auch für die folgenden Thesen zu den Instrumentenkombi- 
nationen. 

Überdies gibt es jeweils eine Behörde, die nur eine Leistungsrechnung bzw. eine Leistungsrech- 
nung mit einem Berichtswesen ohne eine Kostenrechnung einsetzt; diese geringe Anzahl ermög- 
licht allerdings keine statistisch signifikanten Effekte und beide werden daher nicht in diese Analy- 
se einbezogen. 

Dies entspricht dem im kommunalen Bereich festgestellten Zusammenhang, dass Kämmerer von 
Kommunen mit einem Berichtswesen der Kostrechnung eine deutlich höhere Qualität zuordnen als 
Kämmerer von Kommunen ohne Berichtswesen. Vgl. Fischer, E./Weber, J. (2001), S. 14. 
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zudem noch eine adressatengerechte Aufbereitung durch ein Berichtswesen erfolgt. 
Eine Varianzanalyse ergibt, dass keine Gleichheit der drei Gruppen besteht und der a- 
posteriori Test bestätigt, dass die Unterschiede zwischen den drei Gruppen auf einem 
10%-Signifikanzniveau liegen. Demnach kann die Hypothese 11 bestätigt werden, da 
sich durch eine Kostenrechnung bessere Ergebnisse ergeben, wenn diese um eine Leis- 
tungsrechnung ergänzt wird, aber auch schon die kombinierte Nutzung mit einem Be- 
richtswesen führt zu deutlich besseren Werten. 


Verbe 


nung 


sserungen Kostenrech 


_Eingesetzte Instrumente | 
‚Nur Kostenrechnung . 
Kostenrechnung mit Be- 
richtswesen zn 
Kostenrechnung mit Leis- 
tungsrechnungundBe- 
tichtswesen o=Z— ë ë  oć 


Tabelle 12: Ergebnisse der Kostenrechnung in Kombination mit anderen 
Instrumenten?” 


In Abhängigkeit von der entwickelten Leistungstypologie ergeben sich einige Beson- 
derheiten bei dem kombinierten Einsatz dieser drei Instrumente. Sofern keinerlei Wett- 
bewerb besteht, wird die Kombination aus allen Instrumenten nur bei einer der 31 
möglichen Behörden eingesetzt. Besonders häufig erfolgt die Verbindung dieser Ele- 
mente bei Behörden, die externen Kundenkontakt und in Teilbereichen Quasi- 
Wettbewerb haben. 46,7% der Verwaltungen vom Typ 6 setzen die Kostenrechnung 
mit den anderen beiden Instrumenten ein. Die besten Resultate in Verbindung mit dem 
höchsten Umsetzungsstand stellen sich bei Typ 8 ein. Diese Behörden erzielen durch 
die Dreierkombination einen Verbesserungswert von 3,889. Insgesamt lässt sich fest- 
halten, dass eine stärkere Konkurrenzsituation vielfach nicht nur zu einem ganzheitli- 
chen KLR-Einsatz führt, sondern auch zu deutlich besseren Ergebnisse bezüglich einer 
Kostenrechnung. 


Auch die Kombination von Budgetierung, Zielvereinbarungen und Produktdefinitio- 
nen soll untersucht werden. Allerdings lässt sich hierbei kein eindeutiges Instrument 
als Grundlage für die anderen identifizieren; denn die Instrumente können in verschie- 
denen Kombinationen eingesetzt werden. In der Landesverwaltung kommen sieben 
verschiedene Kombinationen vor (siehe dazu Tabelle 13). Die geringsten Verbesse- 


388 Neben diesen Kombinationen wird auch in einer Behörde eine KLR ohne Berichtswesen einge- 
setzt, mangels statistischer Relevanz soll diese Variante nicht einbezogen werden. Als Mittelwert 
ergibt sich dabei 2,000 für die Verbesserung der Kostenrechnung. 
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rungswerte werden durch den Einsatz der Produktdefinitionen ohne die Budgetierung 
oder die Zielvereinbarungen erzielt, entsprechend selten wird das Instrument auf diese 
Weise eingesetzt. Die Ergebnisse bei einem alleinigen Einsatz der Budgetierung oder 
der Zielvereinbarung sind demgegenüber deutlich besser (3,000 bzw. 3.136). Bei der 
Kombination der Budgetierung und den Definitionen der Produkte wird die Budgetie- 
rung im Vergleich deutlich positiver eingeschätzt. Dies entspricht auch der in Kapitel 
5.1.2.4 geäußerten Vermutung, dass gerade die Produktdefinition nur im Verbund mit 
anderen Instrumenten ihre Wirkung entfaltet und die daraus entstehenden Effekte da- 
mit nicht ausschließlich diesem Element zugerechnet werden. Einen Verbesserungs- 
wert in gleicher Höhe (3,167) kann durch das Kontraktmanagement erreicht werden. 
Positiv ist die hohe Bewertung der Kombination aus Produkten und Zielvereinbarun- 
gen (3,313) und deren hohe Verbreitung in der Landesverwaltung zu bewerten. Die 
besten Resultate werden allerdings erreicht, wie auf Grundlage der Vorüberlegungen 
erwartet, bei der Kombination aus allen drei Instrumenten. Auch hier geht der Erfolg 
mit einer großen Anzahl einsetzender Behörden einher. Zwar liegen die Werte des 
kombinierten Einsatzes über denen, sofern ein Instrument ohne die beiden anderen 
eingesetzt wird, allerdings sind diese Werte außer im Vergleich mit den Produktdefini- 
tionen nicht signifikant. Die Hypothese 12 kann damit nicht bestätigt werden, obwohl 
durchaus eine Tendenz in diese Richtung erkennbar ist. 


Verbesserungen der Einzelin- 
| strumente 


en | - | - | 180 1,800 
g | 300 | - | - | 3,000 
inbarungen | DO - | 3136 | - | 3,136 
tionen 3,750 BEE 2,583 3,167 a 
o 3,167 3,167 BE 3,167 
|. | ams | sz | am 

3,659 


gen 3,386 3,250 3,432 


Tabelle 13: Verbesserungen durch den Einsatz der Budgetierung, von Zielvereinba- 
rungen und von Produktdefinitionen ®®” 


889 Die Verbesserungen beziehen sich auf die erzielten Ergebnisse durch die jeweiligen Einzelinstru- 
mente, die auch hier durch den Mittelwert von Effizienz- und Effektivitätsverbesserungen gebildet 
werden. 
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Auch durch die Kombination aus Kontraktmanagement und Produktdefinitionen lässt 
sich hinsichtlich der Behördentypen ein vermehrter Einsatz mit besseren Ergebnissen 
feststellen, wenn eine höhere Wettbewerbsintensität vorliegt. Etwas überraschend ist 
hingegen die Erkenntnis, dass diese drei Instrumente nur bei 8,8% der Verwaltungen 
mit externem Kundenkontakt kombiniert verwendet werden. Dies könnte damit zu- 
sammenhängen, dass dort zunächst neben Elementen der KLR vor allem Instrumente 
zur Steigerung der Dienstleistungsqualität im Mittelpunkt stehen, entsprechend unter- 
durchschnittlich fallen in diesen Behörden die Gesamtverbesserungen im Bereich der 
Wirtschaftlichkeit aus. 


Im Weiteren soll nun eine Kombination der beiden zuvor getesteten Hypothesen 11 
und 12 durchgeführt werden. Da nur etwas über 9% der Verwaltungen alle sechs In- 
strumente gleichzeitig einsetzen, soll eine detailliertere Analyse vorgenommen wer- 
den. Die Tabelle 14 zeigt dabei die erzielten Ergebnisse in Abhängigkeit von der An- 
zahl der eingesetzten Instrumente. Wobei sich die Anzahl in diesem Fall nur auf die 
sechs Instrumente Kostenrechnung, Leistungsrechnung, Berichtswesen, Budgetierung, 
Zielvereinbarungen und Produktdefinition bezieht. Die besten Ergebnisse sowohl bei 
den Einzelinstrumenten als auch bei den Gesamtverbesserungen erzielen die Behör- 
den, die alle Instrumente der outputorientierten Verwaltungssteuerung anwenden. Al- 
lerdings kann kein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Anzahl der Instrumente 
und den erzielten Verbesserungen festgestellt werden. Gerade bei den Verbesserungen 
durch die Einzelinstrumente ergeben sich keine signifikanten Unterschiede, wenn vier 
oder weniger Instrumente zum Einsatz kommen. Werden drei Elemente verwendet, 
werden die Ergebnisse sogar deutlich schlechter, als wenn nur eins oder zwei einge- 
setzt wird. Deutliche Unterschiede ergeben sich erst, wenn zumindest fünf der sechs 
Bestandteile der neuen Verwaltungssteuerung implementiert sind. Eine Mittelwertana- 
lyse bestätigt diese Annahme.” Umfassende Verbesserungen sind demnach vor allem 
dann möglich, wenn zumindest nahezu alle Instrumente angewendet werden. Damit 
kann die Hypothese 13 bestätigt werden, wonach gerade eine Kombination dieser In- 
strumente besonders vorteilhaft ist. Allerdings können nicht aus jeder möglichen 
Kombination der betreffenden Elemente deutlich bessere Ergebnisse erwartet werden. 
Im Rahmen dieser Analyse ergibt sich überdies, dass ein Berichtswesen auch ohne die 
Verwendung der anderen fünf Instrumente Erfolg verspricht. Hier liegt der Wert mit 
3,444 sogar über dem Durchschnittswert von 3,314. Allerdings ist das Berichtswesen 


230 Signifikante Mittelwertunterschiede zwischen den Gruppen „bis vier Instrumente“ und „mehr als 
vier Instrumente“ bestehen sowohl in Bezug auf die Verbesserungen bei den sechs einzelnen In- 
strumenten als auch für die durchschnittliche Gesamtverbesserung über alle Zieldimensionen. Das 
Signifikanzniveau mittels t-Test liegt bei a = 0,05. 
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auf die zur Verfügung stehenden Informationsquellen angewiesen, die entsprechend 
aufbereitet den Nutzern der Informationen zugänglich gemacht werden sollen.” 


Verbesserungen der Einzelinstrumente 


a Lid x buch 

EEE 
(6) 

(22) 


WOA 


3,444 |2, 3,143 1,000 


2,167 2,000 2,929 | 3,591 2,750 2,750 3,036 2,641 
7 11 4 14 (13) 
2,389 1,000 3,200 | 3,000 2,857 2,214 2,606 2,530 
5 4 7 11 (11) 
’ ’ ’ 0 ’ 
18 22 
21 
10 


tv 
| | 
9 1 7 
2,917 2,500 2,917 | 3,036 | 3,235 2,821 2,949 2,917 
18 7 14 17 14 (22) 
3,571 3,433 3,333 | 3,778 | 3,525 3,421 3,486 3,198 
21 15 2 9 2 1 (21) 
10 10 1 1 
1 


; l 0 9 ; 
4,050 | 3,550 | 4,200 |4,100| 3,600 | 3,450 | 3,825 | 3,450 
10 10 0 0 (10) 
| 3213 | 3,162 | 3,314 |3,396| 3,300 | 3,038 | 3,247 | 2,838 
6 34 70 53 65 53 106 (105) 


Tabelle 14: Einzel- und Gesamtverbesserungen durch die Einsatzkombinationen von 


892 
sechs Instrumenten 


Die Wichtigkeit der Leistungsrechnung scheint angesichts der geringen Verbreitung 
auch im Vergleich mit den anderen Instrumenten bislang noch nicht ausreichend ge- 
nug wahrgenommen zu werden. Dabei hat gerade die Hypothese 11 den entscheiden- 
den Einfluss dieses Instrumentes bestätigt. Ihr Einfluss nimmt aber durch den Über- 
gang von der Regel- zur Ergebnis- und Produktsteuerung und von der hierarchischen 
Führung zur Verwaltungsführung über Kontrakte deutlich zu.®” 


Als letzte These soll die Verbindung zwischen den Instrumenten der Befragungen von 
Kunden und Mitarbeitern und dem Qualitätsmanagement untersucht werden (siehe 
dazu Tabelle 15). Es ist dabei festzustellen, dass die Befragungen sehr häufig gleich- 
zeitig eingesetzt werden. Während nur 16,0% der Behörden diese Instrumente separat 
anwenden, setzen insgesamt 39,6% der Behörden beide Instrumente in Kombination 


#91 Vgl. Speier-Werner, P. (2006), S. 68. 

#92 in der Tabelle sind die Mittelwerte der sich ergebenden Verbesserungen bei den jeweiligen Instru- 
menten angegeben, dazu der Mittelwert, der sich aus den Einzelwertverbesserungen ergibt. Zudem 
sind dort die Gesamtverbesserungen in Abhängigkeit von der Anzahl der eingesetzten Instrumente 
abgetragen, die sich als Mittelwert der sechs abgefragten Zieldimensionen ergeben haben. In 
Klammer ist jeweils die Zahl der integrierten Werte angegeben. 

83 Vgl. Kuhlmann, S. (2004), S. 11. 
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ein. Doch nicht nur der Umsetzungsstand sondern auch die erzielten Ergebnisse spre- 
chen dafür, beide Befragungstypen gemeinsam einzusetzen.” Besonders positive Er- 
gebnisse lassen sich mit dem Einsatz eines Qualitätsmanagementsystems erzielen. 
Hierbei führt die Anwendung in Kombination mit einem der beiden Befragungstypen 
ebenfalls zu besseren Ergebnissen durch dieses Instrument, besonders die Kombinati- 
on mit den Mitarbeiterbefragungen kann dabei überzeugen. Überraschend ist aller- 
dings, dass sich diese Beurteilung nicht mit den Verbesserungen bei den Mitarbeiter- 
befragungen deckt. Demnach scheinen Befragungen einen positiven Einfluss auf das 
Qualitätsmanagement zu haben, aber die Umfragen der Beschäftigten werden dadurch 
nicht positiver wahrgenommen. Als einschränkend muss hier allerdings die geringe 
Zahl an Untersuchungsfällen gesehen werden. Der beste Mittelwert ergibt sich durch 
den gleichzeitigen Einsatz von allen drei Instrumenten. Diese Kombination führt gera- 
de bei den Kunden- und den Mitarbeiterbefragungen zu hohen Werten. Durch einen 
Mittelwertvergleich lassen sich diese Unterschiede auch statistisch belegen.” Trotz 
positiver Tendenzen kann allerdings die Hypothese 14, nach der ein Qualitätsmanage- 
ment um beide Befragungstypen zu ergänzen ist, nicht signifikant bestätigt werden. 


Verbesserungen der Einzel- 
| instrumente | 
befragungen | befragungen | management | Mitt 


Mitarbeterbetagungen, Kun- . 


ee nn _ 
Tabelle 15: re durch Fe Einsatz m Mitarbeiter- und re 
gen sowie des Qualitätsmanagements ®” 


84 Signifikante Mittelwertunterschiede können allerdings nur bei den Kundenbefragungen festgestellt 
werden (a = 0,10). 

85 Zwischen dem einzelnen Einsatz der Mitarbeiterbefragungen bzw. der Kundenbefragungen und der 

Kombination aus den drei Elementen lassen sich die Unterschiede damit bestätigen (a = 0,05). 

Die Verbesserungen beziehen sich auch hier auf die erzielten Ergebnisse bei den jeweiligen Einzel- 

instrumenten, die auch durch den Mittelwert von Effizienz- und Effektivitätsverbesserungen gebil- 

det werden. 


896 
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Sofern Behördentypen externen Kundenkontakt haben, werden in einem Drittel aller 
betroffenen Behörden die drei Instrumente kombiniert eingesetzt. Dabei steigt die 
Häufigkeit mit zunehmendem Wettbewerb. Liegt neben den externen Leistungsemp- 
fängern noch ein gewisser Wettbewerbsdruck in den Behörden vor, setzen über 90% 
der Verwaltungen beide Befragungstypen ein. Vielfach wird dazu auch noch ein sys- 
tematisches Qualitätsmanagement ergänzend genutzt. 


Insgesamt konnten die meisten Thesen bestätigt werden, andere zeigten zwar positive 
Tendenzen, aber die Wirkungsstärke war zu schwach oder die Anzahl der Fälle zu ge- 
ring. Die deutlichsten Ergebnisse haben sich bei den Rahmenbedingungen des Einsat- 
zes ergeben. Das liegt u.a. daran, dass hier besonders viele Untersuchungsfälle vorla- 
gen. Außer bei der These zur Anzahl der verwendeten Instrumente stellte hier jeder 
Einsatz eines Instrumentes einen Untersuchungsfall dar. Die Abbildung 28 zeigt alle 
überprüften Thesen und die empirischen Ergebnisse. Einige dieser Resultate bilden 
auch den Gegenstand der folgenden Handlungsempfehlungen. 


Keine Bestätigung, da zwar kleine Behörden sig. 
schlechter, aber mittlere besoders positiv 

Bestätigung nur für interne Prozessverbesserungen, 
Rest nicht signifikant 

Keine Bestätigung, bessere Ergebnisse nur für 
marktpreiskalkulierende Behörden 

| 


IH 6: Eingeschätzte Bedeutung”** Bestätigt 
H 7: Eigene Problemerkenntnis** Bestätigt 


H 9: Einsatzintensität** Bestätigt 


H 10: Anzahl eingesetzte Instrumente* Bestätigt 


H 11: Kostenrechnung, Leistungsrechnung, a 
Berichtswesen** Bestätigt 

H 12: Budgetierung, Produktdefinition, Keine Bestätigung, aber zumindest Tendenz 
Zielvereibarungen** erkennbar 


H 13: KLR, Berichtswesen, Budgetierung, Grundsätzlich bestätigt, gilt aber nicht für alle 
Produktdefinition, Zielvereinbarung öglichen Kombinationen 


H 14: Qualitätsmanagement, Kunden- und Keine Bestätigung, aber zumindest Tendenz 
A Mitarbeiterbefragungen** erkennbar 


* Gesamtverbesserungen in der Behörde 


** Verbesserungen bei den Einzelinstrumenten 


Abbildung 28: Ergebnisse der Hypothesenauswertung 
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5.3 Zusammenfassende Handlungsempfehlungen 


Im Laufe der Zeit wurden in der hier betrachteten Landesverwaltung NRW viele Re- 
formprojekte unter dem Schlagwort „Binnenmodemisierung“ durchgeführt, darüber 
hinaus sind eine Reihe weiterer Projekte konkret geplant. Durchschnittlich hat jede 
Behörde inzwischen rund die Hälfte der abgefragten 19 Instrumente im Einsatz. Das 
ist angesichts des Status der Landesverwaltung als „Nachzügler“ verglichen mit den 
Kommunen eine erfreuliche Entwicklung. Die damit erzielten Ergebnisse sind aller- 
dings, gemessen an den Zielvorstellungen, weitaus kritischer zu beurteilen. Es sollen 
daher Handlungsempfehlungen für die Ausgestaltung zukünftiger Modernisierungsak- 
tivitäten abgegeben werden, die aber darüber hinaus auch für die Weiterentwicklung 
und Anpassung bestehender Instrumente genutzt werden können. Schon durch die 
Darstellung der Modernisierungsergebnisse und durch die Überprüfung der Thesen 
ergaben sich einige wichtige Hinweise. Diese sollen noch um einige detailliertere 
Auswertungen ergänzt werden. Die Ableitung von Empfehlungen soll zweigeteilt er- 
folgen. Zum einen werden allgemeine Handlungsempfehlungen in Bezug auf zukünf- 
tige Rahmenbedingungen, Einzelinstrumente und Instrumentenkombinationen gege- 
ben, zum anderen erfolgen Empfehlungen für Verwaltungen mit speziellen Merk- 
malsausprägungen. Die vorgestellten Handlungsanleitungen haben dabei allerdings 
keinen normativen Charakter, sondern bieten aufgrund der gewonnenen theoretischen 
und empirischen Ergebnisse adäquate Leitlinien für potenzielle Lösungen existierender 
Probleme in der Landesverwaltung NRW und ggf. auch weiterer Landesverwaltun- 
gen.” Dabei richten sich die Empfehlungen in erster Linie an die dezentralen Behör- 
den; die Ergebnisse können darüber hinaus aber auch für übergreifende Strategien auf 
zentralerer Ebene genutzt werden. 


5.3.1 Grundlegende Handlungsempfehlungen 


Als besonders wichtig für den Erfolg von einzelnen Reformprojekten hat sich die 
durch die Führungskräfte eingeschätzte Bedeutung, die dem einzelnen Instrument bei- 
gemessen wurde, herausgestellt. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass, 
wenn die Verantwortlichen von einem Instrument überzeugt sind und sie ihre Unter- 
stützung auch entsprechend kommunizieren, nur in diesem Fall sich die angestrebten 
Verbesserungen erzielen lassen. Darüber hinaus sind die Beschäftigten auf anstehende 
Projekte ausreichend vorzubereiten. Dazu ist es unerlässlich, alle von der Reform Be- 
troffenen über die Funktionsweise, die Ziele und die notwendigen Voraussetzungen der 
Reformelemente zu informieren. Schon bevor mit konkreten Planungen begonnen 


#7 Vgl. Becker, M. (1993), S. 117. 
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wird, können diesbezügliche Schulungen in den Verwaltungen selber ein Verständnis 
für die bestehenden Mängel und instrumentellen Lösungsalternativen schaffen; denn 
Reformen, die vor allem aus intrinsischen Anlässen durchgeführt werden, sind grund- 
sätzlich mit besseren Resultaten verbunden.” Als Indiz für eine grundsätzliche Unzu- 
friedenheit mit dem allgemeinen Vorgehen der Verwaltungsmodemisierung kann ge- 
wertet werden, dass die Ergebnisse der einzelnen Instrumente besser sind als die Ge- 
samteinschätzung der Binnenmodernisierung in NRW. Ursächlich hierfür können Ef- 
fekte wie die zeitgleich erfolgte Strukturreform oder der Arbeitsplatzabbau in der Lan- 
desverwaltung sein. Dazu ist es notwendig, die Auswirkungen dieser Aspekte zukünf- 
tig weitgehend getrennt zu behandeln, da eine Verknüpfung zu einer latenten Unzu- 
friedenheit der Beschäftigten führen kann und damit auch zu insgesamt schlechteren 
Modernisierungsresultaten. 


Sind die Instrumente implementiert, ist es notwendig, diese fortlaufend zu überprüfen 
und bei Bedarf Verbesserungen durchzuführen. Gerade übertriebene Erwartungen hin- 
sichtlich schneller Ergebnisse durch die Reformen führen zu einer Unzufriedenheit bei 
den Beschäftigten und zu Misstrauen sowie zu Zweifeln an den langfristigen Wirkun- 
gen der Veränderungsmaßnahmen. Das kann so weit führen, dass die Instrumente nur 
noch aus Gewohnheit Anwendung finden und somit von ihnen keine Steuerungswir- 
kung mehr ausgeht. Hierbei sind vor allem die Anwender der Instrumente gefragt, die 
mit ihrem Erfahrungswissen wichtige Hinweise geben können, in welchen Bereichen 
gewisse Anpassungen vorgenommen werden sollten. Zu der kontinuierlichen Beurtei- 
lung und Optimierung von Instrumenten gehört ferner die Überprüfung der Einsatzin- 
tensität. Sofern nicht Instrumentenspezifika und unverhältnismäßig hohe Kosten dem 
entgegenstehen, sollten die Elemente in den Behördenalltag integriert werden bzw. in 
gewissen Rhythmen oder anlassbezogen durchgeführt werden. Nur durch eine derart 
konsequente Nutzung der Instrumente kann den alten Mechanismen der Haushalts- 
wirtschaft entgegengewirkt werden, und sie können somit zu einem Kulturwandel in 
der Verwaltung beitragen.” Ansonsten besteht die Gefahr einer weitgehend symboli- 
schen Nutzung und den damit verbundenen geringen Veränderungen durch die Ele- 
mente. 


Für den Reformeinstieg bietet sich eine inputorientierte Budgetierung an, da diese 
Vorgehensweise für eine stärkere Dezentralisierung des Verwaltungshandelns schnelle 
Erfolge verspricht. Die erhaltenen Ergebnisse können dies ebenfalls bestätigen. Sollen 


838 Allerdings gibt es auch gewisse Reformelemente, die nur von zentraler Seite beschlossen werden 
können, weil dafür grundlegende Veränderungen notwendig sind und die Einführung in nur einer 
Behörde keine ausreichenden Ergebnisse versprechen würde. Die landesweite Einführung eines 
doppischen Rechnungswesens kann dafür beispielhaft genannt werden. 

#9 Vegl. Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 39. 
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zu den ersten Effizienzergebnissen mit diesem Instrument auch noch grundlegende 
Verbesserungen bezüglich der Effektivität erreicht werden, so sollte die Budgetierung 
um Zielvereinbarungen und Produktdefinitionen ergänzt werden. Erfolgt zusätzlich 
noch eine stärkere Integration einer KLR zu einer outputorientierten Verwaltungssteu- 
erung, lassen sich damit die Ergebnisse weiter verbessern.” Auf diesem Wege wird 
nicht nur die Planung, Entscheidung und Kontrolle optimiert, sondern damit geht dar- 
über hinaus noch eine stärkere Zielorientierung einher, die zudem eine bessere Infor- 
mationsbasis für strategische Entscheidungen bietet.” Auch wegen fehlender rechtli- 
cher Rahmenbedingungen hat eine solche outputorientierte Steuerung bislang noch 
nicht ausreichend Verbreitung in der Landesverwaltung NRW gefunden. Die Bedeu- 
tung solcher Basisinstrumente wie der Produkte?” oder der Kostenrechnung sollte an- 
gesichts der leicht unterdurchschnittlichen Resultate dennoch nicht unterschätzt wer- 
den. Nur wenn diese entsprechend ausgestaltet sind, können die angestrebten Verände- 
rungen erzielt werden; denn diese beiden Instrumente beeinflussen direkt oder indirekt 
eine Reihe weiterer NPM-Elemente, auch über diejenigen der hier angesprochenen 
outputorientierten Verwaltungssteuerung hinaus. 


Betrachtet man die Ergebnisse genauer, die sich bislang insgesamt durch die Moderni- 
sierung ergeben haben, so überwiegen die effizienzgerichteten Resultate. Gerade auf- 
grund der anhaltenden Finanzkrise in der öffentlichen Verwaltung wurden vielfach 
Instrumente implementiert, um möglichst kurzfristig Ressourceneinsparungen zu er- 
zielen. Demnach haben sich besonders im Bereich der Binnenorganisation positive 
Resultate eingestellt. Zukünftig sollten vermehrt die Kunden und die Mitarbeiter sowie 
die damit zusammenhängenden Ziele bei der Einführung neuer Instrumente im Mittel- 
punkt stehen. Dazu bietet sich in besonderer Weise das Qualitätsmanagement an, da es 
sowohl bei den Beschäftigten als auch bei den Leistungsempfängern ansetzt. Diesem 
Instrument wird von den befragten Führungskräften die zweithöchste Bedeutung zu- 
gemessen und das drittbeste Ergebnis bezüglich der Effizienz- und Effektivitätsverbes- 
serungen. Dennoch kommt es bisher nur in weniger als 40% aller befragten Behörden 
zum Einsatz. Als Ausgestaltungsformen bieten sich vor allem EFQM-Modelle oder 
das speziell für die öffentliche Verwaltung entwickelte und etwas weniger komplex 
gestaltete Konzept des CAF an; denn mit diesen beiden Verfahren wurden bislang die 
besten Ergebnisse in der Landesverwaltung erzielt.”’ Unabhängig von der konkreten 


2 Siehe dazu die Ergebnisse in Kapitel 5.2.4. 

l Vgl. Bals, H. (2005), S. 336. 

° Dazu gehört auch die in der Literatur geäußerte Annahme, nach der durch Produktdefinitionen 
Anpassungen der Prozesse und des Leistungsspektrums durchgeführt werden und diese ferner der 
Ausgangspunkt für die Qualitätsbestimmung und -sicherung sind. Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, 
M./Eisenstecken, E. (2004), S. 73. 

%3 Die Verbesserungswerte liegen mit 3,917 (EFQM) bzw. 3,750 (CAF) über dem Durchschnittswert 
für alle Qualitätsmanagementsysteme von 3,646. 
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Methode ist zumindest längerfristig ein kontinuierlicher Prozess der Qualitätsverbesse- 
rung anzustreben und ferner die Integration von systemischen, strukturellen und kultu- 
rellen Aspekten in dieses Instrument wünschenswert.” 


Die Mitarbeiter werden immer wieder als entscheidende Erfolgskomponente für eine 
verbesserte Zielorientierung und eine wirtschaftlichere Leistungserstellung genannt. 
Sie gelten daher auch als die wichtigste Ressource, aber auch noch als das bislang 
größte Defizit bei der Verwaltungsreform.”° Entsprechend haben viele personalwirt- 
schaftliche Instrumente einen hohen Umsetzungsstand in der Landesverwaltung er- 
reicht wie die Fortbildungen oder die Mitarbeitergespräche. Zudem werden diese 
Elemente als bedeutsam eingeschätzt. Demgegenüber sind die damit erzielten Resulta- 
te insgesamt weitaus weniger überzeugend. Das gilt nicht nur für die Effizienz- und 
Effektivitätsergebnisse der Einzelinstrumente, sondern auch für die Gesamtauswirkun- 
gen bezüglich der Mitarbeiterzufriedenheit. Während die Leistungen der Mitarbeiter 
durchaus gesteigert werden konnten, was sich in den verbesserten internen Prozessen 
oder der gestiegenen Wirtschaftlichkeit manifestiert, wirken die zunehmende Arbeits- 
belastung und eine nachlassende Motivation der Beschäftigten dem entgegen.” Die 
reine Einführung vieler mitarbeiterbezogener Instrumente scheint demnach nicht aus- 
zureichen, um Veränderungen zu erzielen, da eine steigende Anzahl diesbezüglicher 
Instrumente nur einen geringen Einfluss auf die Beschäftigtenzufriedenheit hat.” 
Demnach sind den Beschäftigten noch mehr die Vorzüge der Modernisierungen aufzu- 
zeigen, und deren Wünsche und Befürchtungen sind ernst zu nehmen, um die Unter- 
stützung möglichst aller Mitarbeiter zu erlangen. Dazu sollten stärkere Leistungsanrei- 
ze über das Tarif- und Dienstrecht ermöglicht werden. Eine stärkere und frühzeitige 
Beteiligung der Mitarbeiter an den Reformprojekten ist wünschenswert, um bei Prob- 
lemen gemeinsam Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten.” 


Vielfach sind die Behörden zunächst bestrebt, die NPM-Instrumente zu nutzen, um die 
binnenstrukturelle Vorgehensweise zu verändern. Konkret gilt es, Prozesse zu verbes- 
sern, die Leistungspotenziale zu optimieren und die Wirtschaftlichkeit zu steigern. 
Über die „traditionellen“ effizienzgerichteten Instrumente wie die Kostenrechnung mit 
einem adressatenorientierten Berichtswesen oder über das Benchmarking hinaus bieten 


%4 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 451. 

»05 Vgl. dazu stellvertretend Naschold, F./Bogumil, J. (1998), S. 91. 

6 In dieser Studie wurden vor allem Führungskräfte befragt. Es ist zu befürchten, dass viele Mitar- 
beiter selber noch weniger Verbesserungen hinsichtlich ihrer eigenen Zufriedenheit sehen. 

%7 Die in der Literatur geäußerte Annahme, dass mit Mitarbeitergesprächen und Zielvereinbarungen 
die Beschäftigten motiviert werden können, kann hier nicht signifikant bestätigt werden, auch 
wenn die Werte der Mitarbeiterzufriedenheit bei einem kombinierten Einsatz etwas höher sind. 
Vgl. dazu auch Ceylangoglu, S. (2002), S. 20. 

8 Vgl. Bogumil, J./Grohs, S./Kuhlmann, S. (2006), S. 62 f. 
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sich dafür noch weitere Elemente an. So werden die Prozessanalysen und - 
optimierungen nicht nur von den Führungskräften als sehr bedeutend wahrgenommen, 
sondern damit lassen sich zudem sehr positive Ergebnisse erzielen.”” Da bislang erst 
etwa ein Drittel aller Behörden dieses Element verwenden, besteht hier ein Umset- 
zungsdefizit, das behoben werden sollte. Vielfach wird das E-Government mit solchen 
Analysen kombiniert eingesetzt, weil auf dieser Grundlage neue Interaktionsbeziehun- 
gen bspw. zwischen Behörden und den Bürgern festgelegt werden. Die Ergebnisse 
dieser Kombination sind sowohl in Bezug auf die beiden Einzelinstrumente als auch 
hinsichtlich der Veränderungen der internen Prozesse positiv.’'’ Insgesamt deutlich 
häufiger eingesetzt wird das Projektmanagement, das ebenfalls positive Wirkungen 
auf die Effizienz einer Verwaltung besitzt.’'' Dieser weitgehend anlassbezogene In- 
strumenteneinsatz zur Planung, Steuerung und Kontrolle einzelner Projektaktivitäten 
sollte damit zukünftig im Zusammenhang mit weiteren Reformen möglichst noch 
vermehrt genutzt werden, um eine wirtschaftliche und termingerechte Implementie- 
rung zu erreichen. 


Zur Steigerung der Effektivität bieten sich neben den schon angesprochenen Instru- 
menten des Qualitätsmanagements, den Mitarbeiterfortbildungen und den Prozessana- 
lysen hauptsächlich die Wirkungsrechnung sowie das Beschwerdemanagement an, um 
damit eine stärkere Integration der Kundenwünsche in den Behördenalltag zu errei- 
chen. Diesen Elementen ist systemimmanent, dass sie sich gerade bei externem Kun- 
denkontakt anbieten und sie demnach Instrumente darstellen, die besonders von ge- 
wissen Behördenspezifika abhängen.” 


Der Instrumenteneinsatz steht immer in einem Spannungsverhältnis zwischen erzielba- 
ren Resultaten und dem dafür notwendigen Ressourceneinsatz. Besonders komplexe 
Systeme sollten vor allem dort eingesetzt werden, wo deutliche Verbesserungen zu 
erwarten sind. Im Sinne einer Kosten-Nutzen-Analyse soll sich demnach insgesamt ein 
positives Gesamtergebnis durch die Implementierung einstellen. Dabei gilt allerdings 
grundsätzlich, dass nicht das methodisch Machbare der Ausgangspunkt der Implemen- 
tierung sein sollte, sondern die damit angestrebten Ziele sowie die Nutzung und die 


90% Durch den t-Test lassen sich in Bezug auf die internen Prozesse und die Leistungspotenziale signi- 
fikante Unterschiede dieser Kategorien in Abhängigkeit des Einsatzes der Prozessanalysen erzielen 
(a = 0,05). 

910 Allerdings ergeben sich hier keine signifikanten Mittelwertunterschiede, nur die absoluten Verbes- 
serungswerte sind bei der Kombination größer als bei einem isolierten Einsatz von einem der bei- 
den Instrumente. Zur Kombination von Prozessmanagement und dem E-Government siehe aus- 
führlich Becker, J./Algermissen, L./Niehaves, B. (2003), S. 859 ff. 

°l Signifikante Mittelwertunterschiede in Bezug auf interne Prozesse und die Wirtschaftlichkeit las- 
sen sich hier auf einem 5%-Signifikanzniveau feststellen. 

912 Vgl. dazu Kapitel 5.3.2. 
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Steuerungswirkung der Instrumente. Hinsichtlich der Vorüberlegungen”” zu dem 
Implementierungs- und dem laufenden Aufwand kann es sich nur um Tendenzaussa- 
gen handeln, da die spezifischen Behördenmerkmale eine große Rolle für die anfallen- 
den Kosten spielen. Vielfach sind Elemente, mit denen deutlich positive Ergebnisse 
verbunden sind, auch relativ ressourcenintensiv in der Einführung und der Aufrechter- 
haltung des Betriebs; denn nur durch umfassende Veränderungen sind vielfach ent- 
sprechende Ergebnisse zu erzielen. Dies gilt neben dem Qualitätsmanagement auch für 
die Mitarbeiterfortbildungen, das E-Government oder für umfassende Kostenrech- 
nungskonzepte. Eine besonders vorteilhafte Kosten-Nutzen-Relation versprechen da- 
gegen Produktdefinitionen, ein einfach gestaltetes Beschwerdemanagement oder ein 
standardisiertes Berichtswesen. Ein Projektmanagement hängt hingegen stark von der 
Ausgestaltung des jeweiligen Objektes ab, allerdings lassen sich hier schon mit relativ 
geringem Aufwand gute Ergebnisse erzielen. Durch den Einsatz eines Zeitbildes in den 
Behörden lassen sich deutlich bessere Erfolge erreichen, wenn das Instrument in den 
Behördenalltag integriert wird.” In dem Fall wird es als Orientierungsrahmen im Ver- 
änderungsprozess genutzt, und somit kann dieses Element eine eindeutig positive Kos- 
ten-Nutzen-Relation aufweisen. 


5.3.2 Handlungsempfehlungen für spezifische Behördenmerkmale 


Eine Verwaltung wie die Landesverwaltung des größten Bundeslandes ist ein sehr 
komplexes Gebilde; dies konnte durch die erhobenen Struktur- und Leistungsdaten 
bestätigt werden. Es ist allerdings nicht möglich, alle Behörden individuell zu untersu- 
chen oder für alle Verwaltungen eine einheitliche Standardlösung zu definieren. Daher 
ist eine problemorientierte Auswahl einzelner Instrumente in Abhängigkeit von dem 
individuellen Behördenumfeld und von der Behördenstruktur als ein zentraler Erfolgs- 
faktor der Verwaltungsmodemisierung anzusehen. In diesem Rahmen wurden als we- 
sentliche Typisierungsmerkmale für den Instrumenteneinsatz das Wettbewerbsumfeld 
und der Kundenkontakt identifiziert. Dabei konnte festgestellt werden, dass grundsätz- 
lich der externe Kundenkontakt und ein verstärkter Wettbewerber zu positiven Ergeb- 
nissen führen. 


Die konsequente Kundenorientierung hat bereits wesentlich zum wirtschaftlichen Er- 
folg des privaten Sektors beigetragen, und eine Vernachlässigung der Leistungsemp- 


?13 Im Kapitel 4.5 wurden dazu Aussagen zum Aufwand des jeweiligen Instrumenteneinsatzes ge- 
macht. 

914 Darüber hinaus wird das Leitbild besonders von Verwaltungen mit vielen individuellen Projekten 
ohne Standardisierbarkeit positiv eingeschätzt und auch entsprechend umgesetzt. 
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fänger wäre dort kaum noch vorstellbar.” Diese Sichtweise wurde lange Zeit von den 
Behörden des öffentlichen Sektors nicht übernommen. Mittlerweile gilt die Orientie- 
rung an den Kunden allerdings als eines der grundlegenden Schlagworte in der Debatte 
um die Modernisierung des öffentlichen Sektors.” Dies wird durch die Eigenschaft als 
Typisierungsmerkmal im Rahmen dieser Analyse bestätigt. Die Ergebnisse durch die 
Verwaltungsmodernisierung unterscheiden sich danach, ob keinerlei direkte Berüh- 
rungspunkte mit Kunden vorliegen bzw. nur interne Kunden in der Landesverwaltung 
vorhanden sind oder ob externer Kundenkontakt mit den Bürgern besteht. Dabei soll- 
ten möglichst die Leistungsbeziehungen innerhalb der Landesverwaltung genutzt wer- 
den, um dadurch Verbesserungspotenziale zu heben. In diesem Zusammenhang bietet 
sich der Einsatz von Modernisierungsinstrumenten an, um damit die Leistungs-, Quali- 
täts- und Kundenorientierung der Verwaltungen zu stärken. Instrumentell kann das 
über externe Zielvereinbarungen oder Verrechnungen erfolgen. Weiterhin bietet sich 
der Einsatz eines Behördenleitbildes und einer Prozessanalyse an, mit denen positive 
Ergebnisse in diesen Behörden erzielt wurden. Ersteres kann hier für eine nach innen 
gerichtete Identifikations- und Motivationsfunktion genutzt werden. Letzteres Instru- 
ment ermöglicht eine Analyse der Arbeits- und Wertschöpfungsprozesse. Diese kriti- 
sche Sichtweise kann damit erfahrungsgemäß einen gewissen externen Druck ersetzen. 


Sofern externer Kundenkontakt vorliegt, ist hingegen ein insgesamt ausgeprägterer 
Instrumenteneinsatz notwendig, als wenn nur interne Kunden die Leistungsabnehmer 
sind. Demnach sollten in diesen Bereichen zunehmend mehr NPM-Elemente Anwen- 
dung finden, um dem Legitimations- und Modermisierungsdruck durch die Bürger 
standhalten zu können. Eine direkte Steigerung der Kundenzufriedenheit lässt sich vor 
allem über die Einführung von Kundenbefragungen oder eines Beschwerdemanage- 
ments erreichen. Sofern eines dieser beiden Instrumente eingesetzt wird oder sogar 
beide, ergibt sich ein signifikant positiver Einfluss auf die Zufriedenheit der Leis- 
tungsempfänger. Gerade für die Behörden mit externem Kundenkontakt, aber ohne 
echten Wettbewerb, würde sich diesbezüglich ein deutlich vermehrter Einsatz anbie- 
ten; denn die Konsumentensouveränität ist in diesem Fall stark eingeschränkt, und so- 
mit ist ein Anbieterwechsel als Reaktion der Leistungsempfänger nicht möglich. Indi- 
rekte Effekte zur Steigerung der Kundenorientierung beruhen auf dem Einsatz einer 
KLR oder einem E-Government, bei denen man an den Kosten und den Leistungen 
ansetzt oder an der Informations- und Dienstleistungsbereitstellung, ohne allerdings 
unmittelbar die Meinungen und Anregungen der Empfänger einzubeziehen. 


?5 Vgl. Nöthen, J./Pichlbauer, M./Eisenstecken, E. (2004), S. 91. 
216 Vgl. Vogel, R. (2006), S. 451. 
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Gerade aus der besonderen Bedeutung des Wettbewerbs erwächst die Anforderung 
zukünftig insbesondere die Behörden, die sich bislang keinerlei Wettbewerb gegenü- 
bersehen, in eine nicht-marktliche Konkurrenzsituation zu bringen. So können durch 
externen Wettbewerb oder durch einen bestehenden Quasi-Wettbewerb zahlreiche Po- 
tenziale aufgedeckt werden, zudem lässt sich dadurch eine bessere Ressourcenalloka- 
tion erreichen. Das ist bei einer unflankierten Bereitstellung betriebswirtschaftlich ge- 
prägter Instrumente nur bedingt erzielbar.”’” Neben dem angesprochenen und auch in 
der Landesverwaltung durch Behördenvergleiche geplanten Benchmarking können 
dies vor allem Leistungsvergleiche sein; hierfür bietet sich der Einsatz einer Leistungs- 
rechnung an. Da in diesen Bereichen ohne bisherige Wettbewerbsformen vielfach sehr 
individuelle Projekte vorliegen, können nur spezielle Teilbereiche oder grundlegende 
Vorgehensweisen als Vergleichsobjekt betrachtet werden. Zudem sind die erhaltenen 
Ergebnisse anschließend der individuellen Struktur der Verwaltungen anzupassen. 


Liegt in den Behörden zumindest in Teilbereichen Quasi-Wettbewerb vor, werden 
Vergleiche nahezu unerlässlich. Dennoch setzen bislang fast 50% dieser Behörden das 
Element des Benchmarking noch nicht ein. Dabei sind die damit erzielten Ergebnisse 
gerade in diesen Verwaltungen positiv, und die meisten Einführungsprojekte mussten 
nicht von zentraler Ebene verordnet werden, sondern die Institutionen haben selber die 
Notwendigkeit von vergleichenden Analysen erkannt. Zudem weisen die durch eine 
Kosten- und eine Leistungsrechnung erzielten Resultate zwar erste positive Ergebnisse 
auf, aber gerade in Bezug auf den Umsetzungsstand lassen sich hier weitere deutliche 
Verbesserungen erzielen. Ausgeprägter ist der Umsetzungsstatus der Instrumente wie 
auch die damit erzielten Ergebnisse bei Quasi- Wettbewerb bzw. externem Wettbewerb 
in der gesamten Behörde. Weitaus aufwendigere Verfahren können in diesen Verwal- 
tungen zum Einsatz kommen, weil die damit generierten detaillierten Informationen 
später für Steuerungsentscheidungen und für das Bestehen im Wettbewerb benötigt 
werden. Allerdings ist insbesondere bei der Leistungsrechnung und der Budgetierung 
in diesen Behörden trotz der Analogien zum privatwirtschaftlichen Sektor noch ein 
Implementierungsdefizit vorhanden. 


Weiterhin zeigt eine genauere Analyse der Auswertungsdaten, dass nicht nur der 
Wettbewerb oder mögliche Benchmarkpartner eine Rolle spielen, sondern oftmals 
reicht die bloße Erkenntnis, dass scheinbar keine geeigneten Partner vorhanden sind, 
dafür aus, dass weniger Instrumente eingesetzt werden und damit schlechtere Resultate 
erzielt werden. So gaben Behörden an, über keinerlei Wettbewerbsmechanismen zu 
verfügen, andere Behörden gleicher Verwaltungsart, die sich nur an einem anderen Ort 
befanden, beantworteten die Frage hingegen mit dem Vorliegen von Quasi- 


917 Vgl. Ambrosy, R./Hinsenkamp, M. (2001), S. 124; Hopp, H./Göbel, A. (2004), S. 86 f. 
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Wettbewerb. Bei denjenigen, die angaben, einem gewissen Wettbewerb ausgesetzt zu 
sein, war der Einsatz der Instrumente höher und die Ergebnisse besser.”'* Daraus ist zu 
folgern, dass die Behörden noch stärker als bisher auf mögliche Wettbewerbsstruktu- 
ren hinzuweisen sind, um damit die Anreize für die Einführung von Verwaltungsmo- 
dernisierungsmaßnahmen zu stärken und einen möglichst landesweiten Benchmarkin- 
gansatz zu etablieren. Die aufgezeigte Typisierung in Verbindung mit den geplanten 
Vergleichsringen in der Landesverwaltung verspricht diesbezüglich große Fortschritte. 


Für den Bereich der KLR lassen sich darüber hinaus gewisse Aussagen in Abhängig- 
keit von den Behördentypen tätigen. Allerdings können das immer nur Tendenzaussa- 
gen für verschiedene Gruppen von Behörden sein, da stets eine Anpassung an die ver- 
waltungsspezifischen Besonderheiten erfolgen sollte. Gewisse Standardisierungen in 
Bezug auf Kostenarten oder Verrechnungsmöglichkeiten sollten dennoch für die Lan- 
desverwaltung vorgegeben werden, damit nicht nur die grundsätzliche Vergleichbar- 
keit gegeben ist, sondern auch die Erfahrungen bereits umgestellter Behörden genutzt 
und erkannte konzeptionelle Defizite weitgehend vermieden werden können. Grund- 
sätzlich führt das Vorhandensein von Wettbewerb und Kundenkontakt zu einer erhöh- 
ten Anforderung an die KLR: Gebühren oder Marktpreise müssen bestimmt, Kosten 
für Prozesse offengelegt und umfangreiche Daten sowie Kennzahlen ermittelt werden. 
Das erfordert je nach Ausprägung der Typisierungsmerkmale einen unterschiedlichen 
Detaillierungsgrad bspw. der definierten Produkte, der ausgewiesenen Kosten und der 
erbrachten Leistungen sowie der Gemeinkostenverteilung und der internen Leistungs- 
verrechnungen. Ein relativ vielschichtiges Element wie die KLR sollte demnach auf 
die spezifischen Anforderungen der Behörden zugeschnitten’ werden und neben dem 
zusätzlichen Nutzen komplexerer Systeme auch den dafür notwendigen Ressourcen- 
aufwand nicht außer Acht lassen. 


Für eine stärkere Zielorientierung und ein besseres Verständnis von Ursache- 
Wirkungs-Zusammenhängen bietet sich bei externen Leistungsempfängern ein ver- 
mehrter Einsatz der Wirkungsrechnung an.” Auch wenn der Umsetzungsstatus in der 
Landesverwaltung gering ist und die Verbesserungen bislang nur als durchschnittlich 
einzustufen sind, sollten gerade Verwaltungen, die nur wenig Konkurrenz ausgesetzt 
sind, aber dennoch externen Kundenkontakt haben, den Einsatz dieses Instrumentes in 
Erwägung ziehen; denn die Wirkungsrechnung setzt gerade bei der vermehrt geforder- 
ten Legitimation gegenüber den Bürgern an. Schließlich hat dieses Element einen posi- 


918 Da es sich hier allerdings nur um wenige Ausnahmefälle handelt, lassen sich dazu keine signifikan- 
ten statistischen Angaben machen. 

°P Vgl. dazu auch Rechnungshof Baden-Württemberg (2007), S. 38 ff. 

920 Insbesondere hier bietet sich eine in den Behördenalltag integrierte Einführung an, da auf diese 
Weise deutlich bessere Ergebnisse erzielt wurden. 
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tiven Einfluss auf die Verbesserung der bislang geringer eingeschätzten Effektivitäts- 
veränderungen, vor allem auf die Zieldimension der gesellschaftlichen Wirkungen.” 
Es bietet sich in diesem Zusammenhang an, zunächst Erfahrungen mit der Leistungs- 
rechnung zu sammeln, bevor die Outcomes näher analysiert werden. So haben fast 
90% der Verwaltungen, die eine Wirkungsrechnung implementiert haben, auch eine 
Leistungsrechnung im Einsatz.”” 


Auf Grundlage der Behördengröße lassen sich ebenfalls einige Empfehlungen zum 
Instrumenteneinsatz ableiten. Es lässt sich diesbezüglich generell sagen, dass eine ge- 
wisse Mindestgröße der Verwaltung einen positiven Einfluss auf die Anzahl der einge- 
setzten Instrumente und die damit erzielten Ergebnisse hat. Erklären lässt sich dies 
durch das geringere absolute Ressourceneinsparpotenzial. Daher sollten kleinere Be- 
hörden eine möglichst pragmatische Vorgehensweise wählen. Dazu gehört die selekti- 
ve Auswahl von besonders Erfolg versprechenden Instrumenten. Hierfür können bspw. 
die vorgestellten Behördenmerkmale und Instrumentenergebnisse genutzt werden. Je 
kleiner eine Behörden ist, umso weniger werden umfassende Instrumente wie die Kos- 
tenrechnung oder das E-Government eingesetzt. Die dort erzielten Ergebnisse fallen 
im Vergleich zu größeren Behörden ebenfalls schlechter aus. Dies lässt den Schluss 
zu, dass neben den beiden Kategorisierungsmerkmalen Wettbewerb und Kundenkon- 
takt auch die Behördengröße ein Selektionskriterium für den Instrumenteneinsatz dar- 
stellen kann. Dies gilt besonders für sehr komplexe Instrumente. Alternativ sind diese 
in kleineren Behörden entsprechend einfacher zu gestalten, wobei dadurch die Ergeb- 
nisse im Regelfall ebenfalls beeinträchtigt werden. 


Als letzte Phase der Evaluation sollte nach der erfolgten Bewertung und dem abschlie- 
Benden Bericht noch die Umsetzung der aufgezeigten Möglichkeiten erfolgen. Diese 
ergeben sich aus den deskriptiven Auswertungen, den überprüften Hypothesen und 
den zuvor abgeleiteten Handlungsempfehlungen. Für die weitere Umsetzung dieser 
Empfehlungen ist allerdings die Unterstützung durch entsprechende Promotoren in- 
nerhalb der Verwaltung notwendig Dies können vorgesetzte Ebenen oder politische 
Akteure sein. In diesem Zusammenhang entsteht mitunter auch noch Bedarf an vertie- 
fenden oder ergänzenden Analysen.” Dieser Evaluationsschritt ist allerdings nicht 
mehr Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. 


92! Der Mittelwert ergab einen signifikanten Unterschied der gesellschaftlichen Wirkungen (a = 0,05). 
Diejenigen Behörden, die die Wirkungsrechnung in Einsatz hatten, erzielten deutlich bessere Er- 
gebnisse (2,87 zu 2,26). 

Andersherum haben die Behörden, die eine Leistungsrechnung einsetzen, zu weniger als 40% eine 
Wirkungsrechnung im Einsatz. 
93 Vgl. Thom, N./Ritz, A. (2006), S. 206. 


Resümee und Ausblick 235 


6 Resümee und Ausblick 


Verwaltungsmodernisierungen nach den Vorstellungen des NPM sind mittlerweile 
selbstverständlich im deutschen Behördenalltag geworden. Nach den Kommunen ha- 
ben diese Bestrebungen zunehmend auch den staatlichen Sektor erfasst. Zwar werden 
schon seit mehr als zehn Jahren solche Projekte durchgeführt, doch die damit erzielten 
Veränderungen und die Wirkungen sind bislang kaum ermittelt worden. Dieser Man- 
gel an empirischen Untersuchungen gilt in besonderer Weise für die Landesverwaltun- 
gen; und das, obwohl diese Modernisierungen eigentlich eine vermehrte Transparenz 
über das Verwaltungshandeln schaffen sollen und die Ergebnisorientierung diesbezüg- 
lich im Mittelpunkt steht. Dabei können nicht erfolgreiche Reformprojekte ebenso 
schädliche Auswirkungen haben wie die generelle Weigerung, überhaupt Modernisie- 
rungen durchzuführen. Evaluationen sollen in diesem Zusammenhang dazu beitragen, 
fehlgeleitete Bemühungen zu verhindern bzw. aufzuhalten. 


Vor dem Hintergrund der vorgestellten Probleme war das in Kapitel 1 formulierte 
übergeordnete Ziel der vorliegenden Arbeit die Erweiterung des Kenntnisstandes in 
Bezug auf Evaluierungen umfassender Reformprojekte. Dieses Oberziel ließ sich da- 
bei in mehrere Unterziele aufteilen. Erstens sollte ein grundlegendes Evaluations- 
konzept entwickelt werden, das den Schwerpunkt auf die instrumentelle Ausgestaltung 
in den einzelnen Behörden legt. Zweitens sollte damit ein Nachweis über den aktuellen 
Umsetzungsstand und die damit erzielten Ergebnisse in der Landesverwaltung NRW 
erbracht werden. Und drittens sollten aus diesen empirischen Daten anwendungsorien- 
tierte Empfehlungen abgeleitet werden, um insgesamt einen Beitrag zur Verbesserung 
der Binnenmodernisierung leisten zu können. 


Aufbauend auf diesen Zielen galt es in Kapitel 2, die Grundlagen der Verwaltungsmo- 
dernisierung und der internationalen Ausprägung des NPM zu legen. Um ein einheitli- 
ches Verständnis der Thematik zu schaffen, erfolgte zunächst die Definition der in die- 
sem Zusammenhang wesentlichen Begriffe. Vorwiegend entstanden diese Reformen 
durch gesellschaftlichen Wandel, technologischen Fortschritt sowie durch eine gerin- 
gere finanzielle Ressourcenausstattung. Diesen aufgezeigten Problemen sollte durch 
die Integration von Managementkonzepten in Anlehnung an die Privatwirtschaft und 
die Schaffung von marktlichen Anreizstrukturen entgegen getreten werden. Im Einzel- 
nen ging es dabei um eine stärkere Berücksichtigung der erbrachten Leistungen, die 
Wahrnehmung der Bürger als Kunden, die Erzielung einer angemessenen Qualität, die 
Schaffung von Wettbewerb und eine stärkere Orientierung an den Mitarbeitern. An 
diese zentralen Zieldimensionen schloss sich eine Analyse des aktuellen aus- und in- 
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ländischen Umsetzungsstandes der Verwaltungsmodemisierung an. Dabei konnten die 
angelsächsischen Staaten als Vorreiter dieser Reformentwicklung identifiziert werden. 
Denen gegenüber gilt Deutschland und dort vor allem die staatliche Ebene der Länder 
und des Bundes immer noch als Nachzügler. Den Abschluss dieses Kapitels bildeten 
die wesentlichen Probleme bisheriger Reformprojekte. Dazu gehörten die übertriebe- 
nen Erwartungen, auch bedingt durch nur wenige vorliegende empirische Studien über 
die Wirksamkeit dieser Reformen, die Unzufriedenheit bei den Mitarbeitern und die 
teilweise unreflektierten sowie nicht die individuellen Gegebenheiten berücksichtigen- 
den Reformen. 


Aus den aufgezeigten Problembereichen entstand die Notwendigkeit der Evaluierung 
von Modemisierungsprojekten. In diesem Zusammenhang war es notwendig, die 
Grundlagen des Instrumentes der Evaluation im Kapitel 3 näher vorzustellen. Nicht 
zuletzt, um diesen vielschichtigen Begriff genauer zu erfassen, erfolgte nach der Dar- 
stellung der Entstehungsgeschichte eine Abgrenzung gegenüber anderen Ansätzen der 
Erfolgskontrolle wie dem Controlling oder dem Monitoring. Als wesentliche Ziele der 
Evaluation konnten der Erkenntnisgewinn, die Kontrollmöglichkeiten, die Dialog- und 
Lernfunktion sowie die nachträgliche Legitimation ermittelt werden. Allerdings sind 
diese Ziele sehr stark von dem jeweiligen Evaluationsgegenstand und dem Bewer- 
tungszeitpunkt abhängig. Für die eigentliche Anwendung dieses Instrumentes wurden 
zunächst die unterschiedlichen Evaluationsstandards und der grundsätzliche Prozess 
dargestellt, die auch die Basis für das theoretische Konzept dieser Evaluation bilden 
sollten. Im Anschluss daran erfolgte eine Übertragung der zuvor erarbeiteten allge- 
meinen Grundlagen auf den Bereich der Verwaltungsmodernisierung. Neben den ver- 
schiedenen Möglichkeiten einer solchen Analyse wurden zudem die dabei zu lösenden 
Probleme definiert, dazu gehörten die schlechte Qualität der verfügbaren Daten und 
die fehlenden Indikatoren für die Ermittlung der Zielerreichung. Abschließend erfolgte 
eine Vorstellung von drei besonders positiven Beispielen von Reformevaluationen, um 
die dort verwendeten Methoden und die gemachten Erfahrungen für die weitere 
Durchführung nutzen zu können. 


Das Kapitel 4 widmete sich der theoretischen Herleitung eines extern durchgeführten 
und formativ sowie quantitativ angelegten Konzeptes für eine Reformevaluation in der 
Landesverwaltung NRW. Dazu wurde zunächst der ausgewählte Evaluationsgegens- 
tand näher vorgestellt; dies beinhaltete die sich im Zeitablauf geänderten Reformkon- 
zepte, da diese mitverantwortlich für den aktuellen Umsetzungsstand sind. Die konkre- 
ten Evaluationsziele wurden eng angelehnt an die Ziele der vorliegenden Arbeit. Es 
sollte der Umsetzungsstand und die bislang erzielten Veränderungen offengelegt wer- 
den. Zudem galt es, die Wirksamkeit von Instrumenten sowie Instrumentenkombinati- 
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onen zu bestimmen, und schließlich sollten in Bezug auf die Modernisierung weitge- 
hend homogene Behördentypen bestimmt werden. Für Letzteres mussten relevante 
Leistungs- und Größenmerkmale identifiziert werden. In Anlehnung an Typisierungen 
von Dienstleistungen in der Privatwirtschaft boten sich die folgenden Merkmale an: 
Behördengröße, Tätigkeitsstruktur, Wettbewerbsumfeld, Entgeltorientierung und Kun- 
denkontakt. Eine Weiterentwicklung bestehender Evaluationen musste ebenfalls im 
Bereich der Zieldimensionen erfolgen. Für ein umfassendes Bild der bislang erzielten 
Resultate erfolgte eine Übertragung der zentralen Ziele der Verwaltungsmodernisie- 
rung auf die abzufragenden Zieldimensionen; zudem wurden die Effizienz und die Ef- 
fektivität als die wesentlichen Kategorien für die erreichten Verbesserungen durch die 
Einzelinstrumente herausgearbeitet. Nach der Instrumentenauswahl wurde eine Be- 
schreibung jedes Instrumentes vorgenommen, auch die Vorgehensweise bei der Ein- 
führung, die Ziele und die Problembereiche wurden jeweils erörtert. Zur Komplettie- 
rung des Reformkonzeptes wurden verschiedene theoretisch hergeleitete Hypothesen 
ermittelt, die es im weiteren Verlauf der Arbeit durch die erhobenen Daten zu bestätig- 
ten oder zu verwerfen galt. Entsprechend den Zielsetzungen waren dieses Thesen zu 
den Behördencharakteristika, zu den Rahmenbedingungen des Instrumenteneinsatzes 
und zur Kombination von Einzelinstrumenten. 


Das Kapitel 5 beinhaltete die sich auf Basis des Evaluationskonzeptes ergebenden em- 
pirischen Ergebnisse. Durch die Beteiligung von mehr als 100 Behörden an dieser 
Umfrage und der hohen hierarchischen Stellung der Teilnehmer ließ sich auf insge- 
samt valide Daten schließen. Bei der deskriptiven Auswertung der Befragung wurde 
offenbar, dass mittlerweile viele institutionelle Veränderungen stattgefunden haben; so 
wendet durchschnittlich jede Behörde etwa die Hälfte der abgefragten 19 Instrumente 
an. Die damit bislang erzielten Ergebnisse konnten die Erwartungen allerdings nicht 
ganz erfüllen. Gerade im Bereich der Mitarbeiterzufriedenheit und der Zielorientierung 
des Verwaltungshandelns wurden deutliche Schwachstellen festgestellt, auch in ande- 
ren Bereichen, wie der Wirtschaftlichkeit, beginnen die eingesetzten Elemente erst 
langsam zu wirken. Demgegenüber standen positive Resultate bei den internen Prozes- 
sen und Leistungspotenzialen. Einen hohen Umsetzungsstand konnten neben mitarbei- 
terbezogenen Instrumenten auch das Berichtswesen, die Zielvereinbarungen oder das 
Projektmanagement verzeichnen. Angesichts der zugemessenen Bedeutung wurde eine 
Implementierungslücke vor allem bei dem Qualitätsmanagement, den Prozessanaly- 
sen, den Personalentwicklungskonzepten und bei der Budgetierung ermittelt. 


Ferner ergab sich hinsichtlich der Behördenstruktur ein heterogenes Bild der Landes- 
verwaltung, was die Bedeutung der Einteilung dieser Behörden in verschiedene Grup- 
pen noch einmal unterstrich. Einen signifikanten Einfluss auf die Ergebnisse der Mo- 
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dernisierungen üben die Wettbewerbsstruktur und der Kundenkontakt aus; demnach 
wurden diese Merkmale auch für die Typisierung verwendet. Bei jeweils drei Gruppen 
ergaben sich daraus neun verschiedene Typen. Besonders positive Resultate ließen 
sich erzielen, wenn externer Wettbewerb und Kundenkontakt mit Leistungsempfän- 
gern außerhalb der Landesverwaltung vorlag. Im gegenteiligen Fall traten weitaus we- 
niger positive Reformwirkungen ein. Für Behörden ohne externe Kunden und/oder 
Wettbewerb sollten demnach eine besonders starke Instrumentenselektion und eine 
pragmatische Umsetzung im Mittelpunkt stehen; dies gilt zudem auch für sehr kleine 
Behörden. 


Insgesamt stellte sich heraus, dass die Führungskräfte das bisher Erreichte durchaus 
kritisch sehen und folglich noch viel Spielraum für Verbesserungen vorhanden ist. Da- 
zu können die Rahmenbedingungen des Einsatzes beitragen. Dazu gehört u.a., dass die 
Führungskräfte die Bedeutung eines Instrumentes betonen, die Behörden selber die 
damit zusammenhängenden Chancen und Risiken erkennen und es möglichst intensiv 
genutzt wird. Häufig lassen sich Verbesserungen im besonderen Maße durch gewisse 
Kombinationen von Instrumenten erzielen. Diese Verknüpfung fehlt vielfach und führt 
im Ergebnis zu einem suboptimalen Einsatz der Instrumente. Grundsätzlich ist es 
wichtig, eine längerfristige Modernisierungsstrategie zu verfolgen, die frühzeitig die 
Wechselwirkungen zwischen Instrumenten, ferner die zur Verfügung stehenden Res- 
sourcen und die Zufriedenheit der Mitarbeiter berücksichtigt. Darüber hinaus ergaben 
sich vielfältige Hinweise und Anregungen für weitere Modernisierungsmaßnahmen 
und Rahmenbedingungen, die zu schaffen sind, um den hohen Anforderungen, die an 
solche Reformen gestellt werden, auch gerecht zu werden. 


Die vorliegende Untersuchung leistet damit einen Beitrag zur Entwicklung eines Eva- - 
luationskonzeptes für Verwaltungsreformen und bietet zudem Hinweise zu der instru- 
mentellen Ausgestaltung in einzelnen Behördentypen. Die Ausführungen und die 
Empfehlungen orientieren sich daher stark an den Ergebnissen der durchgeführten em- 
pirischen Untersuchung. Aufgrund dessen sind zahlreiche Anknüpfungspunkte vor- 
handen, die einen weiteren Forschungsbedarf nach sich ziehen. 


Aus dem anfangs konstatierten Mangel an Reformevaluationen entsteht auch über die- 
se Untersuchung hinaus ein Bedarf an weiteren umfassenden Beurteilungen von Mo- 
dernisierungsprojekten. Dabei gilt es, diesen komplexen Evaluationsgegenstand der 
NPM-Reformen durchaus aus unterschiedlichen Perspektiven und mit verschiedenen 
Methoden näher zu analysieren. Auch bezüglich des Evaluationsobjektes bieten sich 
mannigfaltige weitere Möglichkeiten wie die Bundesverwaltung, weitere Landesver- 
waltungen oder spezielle Behördengruppen an. Eine wiederholte Durchführung der 
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vorliegenden Evaluation zu einem späteren Zeitpunkt verspricht im Sinne einer Zeit- 
reihenanalyse ebenfalls wertvolle Hinweise. Alle erhaltenen Ergebnisse von Reform- 
evaluationen sollten dabei nicht nur für die Wissenschaft von Interesse sein, sondern 
insbesondere einen Mehrwert für die Verwaltungspraxis generieren. 


Problematisch erscheint bei dieser Art der Modernisierungsanalysen zudem die positi- 
ve Selektion der an Umfragen teilnehmenden Behörden. Gerade zentral in Auftrag ge- 
gebene Studien können dies durch eine Teilnahmeverpflichtung umgehen, um mög- 
lichst alle Behörden an einer solchen Evaluationsstudie zu beteiligen. Darüber hinaus 
beeinflussen Selbstdarstellungseffekte der Befragten, die bei einer solch umfangrei- 
chen Befragung auf schriftlicher Basis nicht auszuschließen sind, die Ergebnisse. 
Hierzu ist eine Integration von weiteren Personen, die dem Projekt grundsätzlich kri- 
tisch gegenüberstehen (z.B. der Personalvertretung) notwendig. Alternativ können 
neutrale Evaluatoren Abhilfe schaffen, indem diese die erzielten Ergebnisse in ausge- 
wählten Behörden selber analysieren und bewerten. Im Sinne einer Kosten-Wirkungs- 
oder Kosten-Nutzen-Analyse wird die Ermittlung der monetären Auswirkungen aus 
Legitimationsgründen zwar häufig gewünscht, angesichts der vielfältigen externen 
Störeffekte und der unklaren Ursache-Wirkungsbeziehungen wird das allerdings auch 
zukünftig nur selten möglich sein. Stattdessen gilt es, geeignete Indikatoren zu finden, 
die Rückschlüsse auf die Kosten und vor allem den Nutzen ermöglichen. 


Darüber hinaus sollten in einer Analyse nicht nur die intendierten Wirkungen und da- 
mit die positiven Veränderungen einbezogen werden, sondern auch die nicht- 
intendierte Wirkungen sollten Berücksichtigung in einer solchen Analyse finden. Da- 
bei handelt es sich vielfach um negative Folgen, die durch die zentralen Reformziele 
nicht abgedeckt sind. Daher ist es allerdings notwendig, eine gewisse Grundkenntnis 
über die entstandenen Effekte zu besitzen, um diese dann mittels Kenngrößen oder 
über direkte Abfragen ermitteln zu können. Ein grundlegender und häufig genannter 
negativer Effekt ist die sinkende Mitarbeiterzufriedenheit. Dieser ist allerdings auch 
Bestandteil der vorliegenden Arbeit. 


Die Verwaltungsmodemisierung nach NPM-Vorstellungen wird auch in den nächsten 
Jahren eines der beherrschenden Themen im öffentlichen Sektor sein. Dadurch wird 
die Notwendigkeit der Entwicklung von spezifischen Ansätzen zur Erfolgskontrolle 
zunehmen, das gilt für geplante wie auch für bereits durchgeführte Reformmaßnah- 
men. 
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